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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 2 Minuten 

V o  r s i  t z  e n d  e Dr. Helga Hieden-Som­
mer: Ich e r  ö f f n e die 489. Sitzung des Bun­
desrates. 

Das Amtliche Protokoll der 488. Sitzung des 
Bundesrates vom 17. Juni 1987 ist aufgelegen, 
unbeanstandet geblieben und gilt daher als 
genehmigt. 

E n t s c h u 1 d i g t haben sich die Bundes­
räte Frasz, Ludescher und Suttner. 

Ich begrüße recht herzlich die im Haus 
erschienene Frau Bundesminister Dr . Hilde 
Hawlicek. (Allgemeiner Beifall.) 

Antrittsansprache der Vorsitzenden 

Vorsitzende Dr. Helga Hieden-Sommer: 
Sehr geehrte Frau Bundesminister! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegin­
nen und Kollegen! Als Erstgereihte des Lan­
des Kärnten fällt mir die Aufgabe der Vorsitz­
führung im zweiten Halbj ahr 1987 zu . Damit 
wird eine Kärntner Tradition gleichsam wie­
derbelebt, denn für Kärnten hat bereits drei­
mal eine Frau den Vorsitz im Bundesrat 
geführt. Frau Helene Tschitschko war 1965, 
1969 und 1974 Vorsitzende des Bundesrates. 

Im vergangenen Halbj ahr wurden Fragen 
des Föderalismus verstärkt diskutiert, auch 
hier im Bundesrat. In dieser Diskussion 
wurde und wird auch die Stellung des Bundes­
rates beraten. Unter anderem wird unter Hin­
weis auf die gegenwärtige Konstellation argu­
mentiert, daß das Fehlen von Einsprüchen zu 
Zeiten einer großen Koalition die Notwendig­
keit einer Reform des Bundesrates besonders 
verdeutlicht. Diese Auffassung entspringt 
meiner Meinung nach einer oberflächlichen 
Betrachtung und vielleicht einer gewissen 
Lust mancher, bei Konflikten Zuschauer oder 
Richter spielen zu können. 

Das politische Gewicht von Einprüchen des 
Bundesrates zu Zeiten einer großen Opposi­
tion im Nationalrat entspricht nämlich dem 
politischen Gewicht von Zustimungen des 
Bundesrates zu Beschlüssen des Nationalra­
tes in Zeiten einer großen Koalition.  Denn 
Einpruch und einstimmige Zustimmung sind 
jeweils Ergebnis des parteigebundenen und 
nicht eines föderalistischen Abstimmungsver­
haltens. 

Diese Parteigebundenheit des Bundesrates 

ist in der Verfassung grundgelegt und findet 
auch in unserer Geschäftsordnung ihren Nie­
derschlag. Es ist daher nicht überraschend, 
daß Fachleute, zum Beispiel Irmgard Kath­
rein, aufgrund der Analyse der Debatten und 
der Einsprüche im Bundesrat zur Feststel­
lung kommen, daß von Anfang an im Bundes­
rat parteipolitische Konstellationen aus­
schlaggebend dafür waren, ob beziehungs­
weise wie viele Einsprüche zustandekamen 
und mit welcher Begründung die Einsprüche 
versehen wurden. 

Irmgard Kathrein verweist auch darauf, 
daß in der Verfassungswirklichkeit die Län­
der zur Interessensdurchsetzung gegenüber 
dem Bund eigene, nicht in der Verfassung 
verankerte Institutionen schufen: die Landes­
hauptmännerkonferenz, die Konferenz der 
Landesamtsdirektoren und die Verbindungs­
steIle der Bundesländer. 

Als ich die Stellungnahme zum Gesetzent­
wurf bezüglich der Demokratisierung des Ver­
waltungsverfahrens aus dem Jahre 1985 

durchsah, stieß ich auf ein Schreiben der Ver­
bindungsstelle der Bundesländer, das in die­
sem Zusammenhang aufschlußreich ist. Es 
werden dort die Beratungsergebnisse der 
Landeshauptmännerkonferenz den Klubs 
mitgeteilt, und es wird ersucht, den parlamen­
tarischen Beratungen zwei Ländervertreter 
und den Leiter der Verbindungs stelle beizu­
ziehen. Sie haben richtig gehört: zwei Länder­
vertreter und den Leiter der Verbindungs­
stelle, nicht Vertreter oder Vertreterinnen des 
Bundesrates! Das heißt: Wenn es um die Ver­
tretung der Länderinteressen geht bezie­
hungsweise um Fragen der Machtverteilung, 
zeigen oft die Länder kein besonderes Inter­
esse an der Ausweitung der Kompetenzen des 
Bundesrates. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich halte 
es daher für wichtig, daß wir Bundesräte 
überlegen, wie wir auch schon aufgrund der 
bestehenden Möglichkeiten den Bundesrat 
stärker als Ort der politischen Meinungsbil­
dung ins öffentliche Bewußtsein rücken kön­
nen. Neben der Fragestunde sehe ich vor 
allem im Enqueterecht eine gute Möglichkeit 
für den Bundesrat, als Gremium der Bundes­
gesetzgebung in der Phase der Entschei­
dungsfindung in Erscheinung zu treten. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich will 
daher mit Ihrem Einverständnis die Durch­
führung einer Enquete für den Herbst vorbe-
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Vorsitzende Dr. Helga Hieden-Sommer 

reiten; und zwar zum Thema "Fragen der 
Altersversorgung aus dem Blickwinkel der 
Lebenssituation von Frauen". 

Warum dieses Thema? Zunächst wissen wir 
alle , daß eine Reform des Pensionsrechts vor­
bereitet wird. Die Lebenssituation von Frauen 
dabei ins Zentrum zu rücken, nämlich zu fra­
gen, wie bestimmte Merkmale der gesetzli­
chen Altersversorgung sich im besonderen 
auf die Altersversorgung von Frauen auswir­
ken, dafür gibt es meiner Meinung nach gute 
Gründe . 

Es ist eine Tatsache, daß viele Frauen im 
Alter schlecht versorgt sind. In der Vertei­
lungsstudie, die Sie alle vor einigen Wochen 
erhalten haben, wird andererseits festgestellt, 
daß im Pensionsversicherungssystem derzeit 
eine Umverteilung zu den Frauen erfolgt. 
Diese Aussage liegt darin begründet, daß die 
Umverteilungswirkung durch Gegenüberstel­
lung von Beitragsleistungen auf der einen 
und Pensionsbezügen auf der anderen Seite 
berechnet wurde. Nicht berücksichtigt wurde 
dabei der typisch weibliche Lebenszusam­
menhang, nämlich die Tatsache, daß Frauen 
im Regelfall die gesellschaftlich wichtige 
unbezahlte Arbeit in der Familie und im 
Haushalt leisten; eine Arbeit, die dazu führt, 
daß viele Frauen keinen eigenen Pensionsan­
spruch erwerben und eine Arbeit, die mitver­
antwortlich für die Tatsache ist, daß viele 
Frauen in Berufen mit niedrigen Einkommen 
tätig sind. Ein niedriges Einkommen aber 
bedeutet für Männer und Frauen eine nied­
rige Pension. Ich denke da beispielsweise 
auch an die Arbeiterinnen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es liegt viel Arbeit 
vor uns, die wir gemeinsam bewältigen müs­
sen. Ich werde mich bemühen, einen auch für 
Sie zufriedenstelIenden Beitrag mit Ihrer 
Unterstützung zu leisten. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Einlauf und Zuweisungen 

Vorsitzende: Eingelangt ist ein Schreiben 
des Bundeskanzleramtes betreffend eine 
Ministervertrctung. 

Ich ersuche die Schriftführung um Verle­
sung dieses Schreibcns. 

Schriftführer Maria Derflinger: "An den 
Vorsitzenden des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 30. Juni 

1987, Zl. 1005-03/8, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Inneres Karl Blecha inner­
halb des Zeitraumes vom 3. bis 10. Juli 1987 

den Bundesminister für Landesverteidigung 
Dr. Robert Lichal mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 

Ministerialrat Dr. Wiesmüller" 

Vorsitzende: Ich danke der Frau Schriftfüh­
rer für die Verlesung der Mitteilung, die somit 
zur Kenntnis gebracht wurde. 

Eingelangt ist ein Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 2. Juli 1987 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Energieanleihege­
setz 1982 geändert wird. 

Wie das Bundeskanzleramt/Verfassungs­
dienst hiezu mitteilt, unterliegt dieser 
Beschluß im Sinne des Art. 42 Abs. 5 B-VG 
nicht dem Einspruchsrecht des Bundesrates. 

Eine weitere geschäftsordnungsmäßige 
Behandlung des vorliegenden Beschlusses 
des Nationalrates durch den Bundesrat ist 
daher nicht vorgesehen. 

Eingelangt sind weiters jene Beschlüsse 
des Nationalrates, die Gegenstand der heuti­
gen Tageordnung sind beziehungsweise nach 
dem ausgegebenen Aviso morgen vom Bun­
desrat in Verhandlung genommen werden sol­
len. 

Außerdem haben seit der letzten Sitzung 
die Bundesräte Dkfm. Dr. Frauscher, Stepan­
cik und Genossen einen Selbständigen Ent­
schließungs antrag betreffend eine flexiblere 
Gestaltung der Semesterferien unter 
Bedachtnahme auf regionale Bedürfnisse ein­
gebracht. 

Ich habe diese Vorlagen den in Betracht 
kommenden Ausschüssen zur Vorbereitung 
zugewiesen. 

Diese Ausschüsse haben die Vorlagen einer 
Vorberatung unterzogen. Die diesbezüglichen 
schriftlichen Ausschußberichte liegen vor. 

Im Sinne des § 44 Abs. 3 der Geschäftsord-
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nung schlage ich hinsichtlich jener Vorlagen, 
die heute in Verhandlung genommen werden 
sollen, vor, von der 24stündigen Aufliegefrist 
der betreffenden Ausschußberichte Abstand 
zu nehmen. Ich habe daher diese Vorlagen 
auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung 
gestellt. 

Ich ersuche jene Bundesräte, die mit dem 
Vorschlag, von der Aufliegefrist der Aus­
schußberichte Abstand zu nehmen, einver­
standen sind, um ein Handzeichen. - Dies ist 
somit einstimmig angenommen. 

Wird zur Tagesordnung das Wort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Behandlung der Tagesordnung 

Vorsitzende: Weiters schlage ich vor, die 
Debatte über die Punkte 1 und 2, 3 bis 5, 6 und 
7, 14 und 1 5  sowie 17 und 18 der heutigen 
Tagesordnung zusammenzufassen. 

Die Punkte 1 und 2 sind eine 10. Schulorga­
nisationsgesetz-Novelle und ein Selbständiger 
Entschließungsantrag betreffend eine flexi­
blere Gestaltung der Semesterferien. 

Die Punkte 3 bis 5 sind ein ÖIAG-Finanzie­
rungsgesetz 1987, ein Bundesgesetz, mit dem 
Verkaufsbeschränkungen für Anteilsrechte 
an der CA und der Länderbank aufgehoben 
werden sollen und eine Änderung des 2. Ver­
staatlichungsgesetzes samt organisations­
rechtlichen Bestimmungen für die von diesem 
Gesetz betroffenen Unternehmungen. 

Die Punkte 6 und 7 sind ein zweites Abän­
derungsgesetz 1987 und ein Grunderwerbs­
steuergesetz 1 987. 

Die Punkte 14 und 15 sind eine Vereinba­
rung über die Immissionsgrenzwerte für Luft­
schadstoffe und über Maßnahmen zur Verrin­
gerung der Umweltbelastung sowie ein Wie­
ner Übereinkommen zum Schutz der Ozon­
schicht. 

Die Punkte 17 und 18 sind ein Nahrungsmit­
tel hilfe-Übereinkommen 1986 und ein Über­
einkommen betreffend den Weizenhandel 
1986. 

Wird gegen diese Zusammenziehungen ein 
Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. 
Es bleibt somit bei der bekanntgegebenen 
Zusammenfassung der Debatten. 

1. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 25. Juni 1987 betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Schulorganisationsgesetz 
geändert wird (10. Schulorganisationsgesetz-

Novelle) (3283 der Beilagen) 

2. Punkt: Selbständiger Antrag der Bundes­
räte Dkfm. Dr. Frauseher, Stepancik und 
Genossen über einen Entschließungsantrag 
betreffend flexiblere Gestaltung der Seme­
sterferien unter Bedachtnahme auf regionale 

Bedürfnisse (3284 der Beilagen) 

Vorsitzende: Wir gehen nunmehr in die 
Tagesordnung ein und gelangen zu den Punk­
ten 1 und 2, über die die Debatte unter einem 
durchgeführt wird. 

Es sind dies ein Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 25. Juni 1987 betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Schulorgani­
sationsgesetz geändert wird (10. Schulorgani­
sationsgesetz-Novelle) und ein Selbständiger 
Antrag der Bundesräte Dkfm. Dr. Frauscher, 
Stepancik und Genossen über einen Ent-
schließungsantrag betreffend flexiblere 
Gestaltung der Semesterferien unter 
Bedachtnahme auf regionale Bedürfnisse. 

Berichterstatter über die Punkte 1 und 2 ist 
Herr Bundesrat Kampichler. Ich bitte um die 
Berichterstattung. 

Berichterstatter Kampichler: Sehr geehrte 
Frau Vorsitzende! Frau Bundesminister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
vorliegende Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes sieht im Lehrplan der Hauptschulen einen 
Abbau geschlechtsspezifischer Differenzie­
rungen vor. Dabei soll unter anderem die 
Grundlage dafür geschaffen werden, ein glei­
ches Wochenstundenausmaß für Knaben und 
Mädchen sicherzustellen. Weiters soll die 
Schulartbezeichnung "Höhere Lehranstalt 
für wirtschaftliche Frauenberufe" bezie­
hungsweise "Höhere Bundeslehranstalt für 
wirtschaftliche Frauenberufe" durch die 
Schulartbezeichnung "Höhere Lehranstalt 
für wirtschaftliche Berufe" beziehungsweise 
"Höhere Bundeslehranstalt für wirtschaftli­
che Berufe" ersetzt werden. 

Der Unterrichts ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung am 
6. Juli 1987 in Verhandlung genommen und 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Unterrichtsausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 
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1 .  Gegen den Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates vom 25. Juni 1987 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Schulorganisationsge­
setz geändert wird ( 10.  Schulorganisationsge­
setz-Novelle), wird kein Einspruch erhoben. 

2 .  Der im Art. 11 Abs. 3 enthaltenen Fristset­
zung für die Erlassung von Ausführungsgeset­
zen wird zugestimmt. 

Vorsitzende: Ich bitte um den zweiten 
Bericht. 

Berichterstatter Kampichler: Im gegen­
ständlichen Entschließungsantrag wird der 
Bundesminister für Unterricht, Kunst und 
Sport ersucht, eine Novelle zum Schulzeitge­
setz dem Parlament vorzulegen, mit der eine 
flexiblere Gestaltung der Semesterferien 
unter Berücksichtigung des Vorranges der 
pädagogischen Aspekte zugunsten der Schü­
ler und unter Bedachtnahme auf die spezifi­
sche Situation in den einzelnen Bundeslän­
dern ermöglicht wird. 

Der Unterrichts ausschuß hat diesen Ent­
schließungsantrag in seiner Sitzung am 6. Juli 
1987 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Haus die 
Annahme der Entschließung zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Unterrichtsausschuß somit den A n t r a g, der 
Bundesrat wolle der angeschlossenen Ent­
schließung die Zustimmung erteilen. 

Die Entschließung hat folgenden Wortlaut: 

Der Bundesminister für Unterricht, Kunst 
und Sport wird ersucht, eine Novelle zum 
Schulzeitgesetz dem Parlament vorzulegen, 
mit der eine flexiblere Gestaltung der Winter­
semesterferien unter Berücksichtigung des 
Vorranges der pädagogischen Aspekte zugun­
sten der Schüler und unter Bedachtnahme 
auf die spezifische Situation in den einzelnen 
Bundesländern - insbesondere hinsichtlich 
der angrenzenden Nachbarländer - ermög­
licht wird. 

Vorsitzende: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter für seine Ausführungen. 

Wir gehen nun in die Debatte ein, die über 
die zusammengezogenen Punkte in einem 
durchgeführt wird. 

Als erster zu Wort gemeldet ist Herr Bun­
desrat Stepancik. Ich erteile ihm das Wort. 

9.21 

Bundesrat Stepancik (SPÖ, Niederöster­
reich): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau 
Bundesminister! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Mit der 10. Schulorganisationsge­
setz-Novelle werden, wie schon vom Bericht­
erstatter erläutert wurde, geschlechtsspezifi­
sche Differenzierungen im Bereich des Lehr­
planes der Hauptschule abgebaut. Außerdem 
wird durch die vorgesehenen Regelungen im 
Zuge einer Neugestaltung des Hauptschul­
lehrplanes ein gleiches W ochenstundenaus­
maß für Knaben und Mädchen festgelegt. 

Die insgesamt 10 Novellen zum Schulorga­
nisationsgesetz sind Ausdruck des zähen Rin­
gens um stete Verbesserungen im Schulwe­
sen. 

Auf der Ebene der Lehrplanarbeit kann 
durchaus auf eine positive Bilanz verwiesen 
werden. Die wortidenten Lehrpläne für die 
Hauptschule und die Unterstufe der AHS tra­
ten seit 1985 j ahrgangsweise aufsteigend in 
Kraft. 

Aber trotz aller Bemühungen und Verbesse­
rungen ist die Mittelstufe, die Schule der 
Zehn- bis Vierzehnjährigen, in eine Krise 
geraten. Viele Eltern stellen sich die Frage: 
Warum soll ich mein Kind in die Hauptschule 
schicken, wenn sich die AHS-Unterstufe nicht 
mehr wesentlich von der Hauptschule unter­
scheidet? 

Es ist nicht mehr zu übersehen, daß in den 
städtischen Ballungsräumen eine gesell­
schaftliche Entwicklung eingesetzt hat, die 
sich immer mehr verstärkt und heute auch 
auf ländliche Gebiete übergreift. 

In diesen Gebieten werden im kommenden 
Schulj ahr erstmals mehr Kinder in die AHS­
Unterstufe eintreten als in die Hauptschule. 
Im kommenden Schulj ahr treten beispiels­
weise in Wien im Durchschnitt bereits 55 Pro­
zent der Abgänger der 4. Volksschulklasse in 
eine AHS über. In einigen Wiener Bezirken 
beträgt die Übertrittsquote sogar bis zu 
80 Prozent. 

Eine ähnliche Entwicklung ist auch im Bal­
lungsraum südlich von Wien festzustellen . So 
werden im Bezirk Mödling zu Beginn des 
kommenden Schuljahres rund 75 Prozent der 
Volksschulabgänger in eine AHS übertreten. 
Das heißt, die Gesamtschule ist in manchen 
Gebieten nahezu verwirklicht, allerdings in 
der AHS-Unterstufe. 

Diese Entwicklung führt nach Meinung des 

.. 

489. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)8 von 112

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 489. Sitzung - 7 .  Juli 1987 20939 

Stepancik 

Wiener Universitätsprofessors Richard Ole­
chowski, der durchaus nicht den sozialisti­
schen Schulpolitikern zuzuzählen ist, nicht 
nur zu einem Absinken der Zahl der Haupt­
schulen und Hauptschulklassen, sondern 
auch dazu, daß die Hauptschule in den städti­
schen Ballungsräumen in zunehmendem 
Maße ihrem Gesetzesauftrag, drei niveaudif­
ferenzierte Leistungsgruppen zu bilden, von 
denen die oberste, die erste Leistungsgruppe 
den Anforderungen der höheren Schule 
gerecht wird, nicht mehr nachkommen kann. 

Zugleich, so meint Professor Olechowski, 
kann auch die höhere Schule ihrer Aufgabe, 
besonders begabte Schüler zu fördern, nicht 
gerecht werden, weil sie unversehens zur völ­
lig "undifferenzierten Gesamtschule" gewor­
den ist. 

Daß sich in den ländlichen Gebieten eine 
ähnliche Entwicklung langsamer anbahnt, ist 
vor allem auf die geographische· und ver­
kehrstechnische Situation im ländlichen 
Raum zurückzuführen und liegt sicher nicht 
am geringeren Lernwillen oder an einer 
geringeren Begabung der Schüler. 

Die statistischen Zahlen beweisen deutlich, 
daß der Entscheidung der Schüler beziehung­
weise deren Eltern, nach der 4. Volksschul­
klasse in die AHS überzutreten, nur in einem 
ganz geringen Maße die Begabung der Kinder 
zugrunde gelegt wird. 

Nun müssen auch die Gesamtschulgegner 
zur Kenntnis nehmen, daß man aufgrund 
ihrer Widerstände im Bereich der Schule den 
gesellschaftlichen Bedürfnissen und Vorstel­
lungen nicht voll Rechnung getragen hat, und 
diese beginnen auch zu überlegen, wie man 
diesem Dilemma entkommen kann. 

Dabei werden die kuriosesten Ideen gebo­
ren und längst überholt geglaubte Vorstellun­
gen aus der Versenkung geholt. Die Wieder­
einführung einer Aufnahmsprüfung wird 
ebenso ins Gespräch gebracht wie eine Tren­
nung und stärkere Differenzierung der Lehr­
pläne, als ob sich Eltern bei ihrer Entschei­
dung für einen Schultyp von Lehrplänen lei­
ten ließen. Solche Überlegungen, meine 
Damen und Herren, führen zu keiner Lösung 
des Problemes. Sie sind vielmehr ein Rück­
schritt im bildungspolitischen Denken. 

Die Einführung einer Gesamtschule für die 
Mittelstufe hält übrigens der schon zitierte 
Professor Olechowski für die konsequenteste 
Lösung, da eine Selektion mit dem 10. Lebens­
j ahr des Kindes pädagogisch einfach nicht 

vertretbar ist. (Beifall bei der SPÖ.) Im Ver­
lauf einer Podiumsdiskussion zum Thema 
"Krise der Mittelstufe" hat er die Richtigkeit 
dieser Erkenntnis mit bisher unwiderlegten 
Argumenten überzeugend nachgewiesen. 

Sein Vorschlag, die derzeit festgefahrenen 
Fronten für eine sinnvolle und wirksame 
Reform der Schule der Zehn- bis Vierzehnjäh­
rigen aufzubrechen und das Gespräch fortzu­
setzen, verdient Beachtung. 

Wenn es der Schulpolitik nicht gelingt, das 
Problem der Mittelstufe zu lösen , dann wird 
es früher oder später von der Gesellschaft her 
gelöst werden. 

Ich möchte nun noch kurz zu dem unter 
Punkt 2 zu behandelnden Entschließungsan­
trag betreffend eine flexiblere Gestaltung der 
Semesterferien Stellung nehmen. 

Mit dem eingebrachten Entschließungsan­
trag soll die Debatte über eine Neuregelung 
der Ferienordnung wieder aktualisiert wer­
den. Im besonderen soll eine flexiblere Gestal­
tung der Wintersemesterferien erreicht wer­
den. Dies ist vor allem ein Wunsch der Vertre­
ter der westlichen Bundesländer .  

Es zeigte sich immer wieder, daß die Seme­
sterferien an österreichischen Schulen mit 
unterrichtsfreien Zeiten in unserem Nachbar­
land, in der Bundesrepublik Deutschland, 
zusammenfielen. Das führte stets zu einem 
Aufeinandertreffen großer Urlauberströme 
aus Österreich und der Bundesrepublik 
Deutschland und in der Folge zu einem beson­
ders hohen Verkehrsaufkommen auf Öster­
reichs Straßen und zu einer Überlastung der 
Beherbergungsbetriebe in den öster­
reichischen Wintersportgebieten. 

Durch die Behinderungen im Straßenver­
kehr, durch lange Wartezeiten an den Skilif­
ten und durch die Überlastung von Hotels und 
Pensionen wurde der Erholungswert der 
Semesterferien zum Teil erheblich herabge­
setzt. Eine Verminderung der vorgenannten 
ungünstigen Umstände wäre also nicht nur 
im Interesse der Fremdenverkehrswirtschaft, 
sondern auch im Interesse jener Eltern und 
Schüler gelegen, die in dieser Zeit Winterur­
laub machen. Die kurzen Semesterferien sol­
len ja in erster Linie der Erholung der Schul­
jugend dienen. 

Durch eine flexiblere Gestaltung der Seme­
sterferien könnten regionale Probleme im 
Bereich des Fremdenverkehrs gelöst werden. 
Allerdings wäre im besonderen darauf zu ach-
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ten, daß es nicht zu einer Verlegung der 
Semesterferien in die letzte Jännerwoche 
kommen kann, da in diesem Fall die kurze 
Zeit von etwa zwei Wochen zwischen dem 
Ende der Weihnachtsferien und dem Beginn 
der Semesterferien keine Grundlage für eine 
ersprießliche und erfolgreiche Unterrichts ar­
beit bieten würde. 

Außerdem sollte bei einer Neuregelung 
berücksichtigt werden, daß die beiden Seme­
ster eine einigermaßen gleiche Anzahl von 
Unterrichtstagen aufweisen. Es wäre dem­
nach zweckmäßig, in einer Novelle zum 
Schulzeitgesetz den Beginn der Semesterfe­
rien für die Bundesländer Wien, Niederöster­
reich und das Burgenland auf den zweiten 
Montag im Februar, für die übrigen Bundes­
länder auf den dritten Montag im Februar 
festzulegen. Die zeitliche Staffelung der 
Ferien für Ost- und Westösterreich beizube­
halten, scheint mir sinnvoll zu sein. 

Den Landesregierungen beziehungsweise 
den Landesschulräten sollte die Möglichkeit 
eingeräumt werden, unter bestimmmten Vor­
aussetzungen den Beginn der Semesterferien 
um eine Woche vor- oder zurückverlegen zu 
können. Bei einer beabsichtigten Verschie­
bung des Ferientermins müßten jedoch päd­
agogische Überlegungen Vorrang vor allen 
anderen Belangen haben. Zudem müßte in 
der Novelle verankert werden, daß eine 
Abweichung von den gesetzlich festgelegten 
Normferien rechtzeitig, jedenfalls aber min­
destens ein Jahr vorher kundzumachen ist, da 
dies für die Planung von Schikursen und 
Schullandwochen, aber auch für private 
Buchungen und Urlaubsvorbereitungen unbe­
dingt erforderlich ist. 

Weiters ist darauf Bedacht zu nehmen, daß 
es innerhalb eines Bundeslandes nicht zu ver­
schiedenen Ferienterminen für einzelne 
Schultypen kommt, damit  auch jenen Fami­
lien, deren Kinder unterschiedliche Schulty­
pen besuchen - zum Beispiel ein Kind die 
Volksschule, das andere Kind eine AHS - ,  
die Möglichkeit zu einem gemeinsamen 
Urlaub haben. 

Soweit mir bekannt ist, haben sich die 
zuständigen Stellen des Unterrichtsministe­
riums bereits mit den Problemen einer flexi­
bleren Gestaltung der Wintersemesterferien 
befaßt und Entwürfe erstellt. Ich darf Sie, 
Frau Bundesminister, bitten, unsere Überle­
gungen bei der Ausarbeitung einer Novelle 
zum Schulzeitgesetz zu berücksichtigen. 

Meine Damen und Herren! Wir wollen uns 

Neuerungen, wenn sie eine Verbesserung 
bringen, nicht verschließen. Darum ersuche 
ich um Ihre Zustimmung zu unserem gemein- \ 

samen Entschließungsantrag. - Danke. (All­
gemeiner Beifall.) 9.34 

Vorsitzende: Als nächste zu Wort gemeldet 
ist Frau Bundesrat Maria Rauch-Kallat. Ich 
erteile es ihr. 

9.34 

Bundesrat Maria Rauch-Kallat (ÖVP, 
Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr 
geehrte Frau Minister! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Mit großer Befriedigung stelle 
ich heute fest, daß die 10. Schulorganisations­
gesetz-Novelle nicht nur eine Ungleichheit 
und Ungerechtigkeit im Lehrplan und Stun­
denausmaß von Knaben und Mädchen besei­
tigt, sondern mit der Einführung des Pflicht­
faches Hauswirtschaft auch für Knaben einen 
weiteren Schritt zum Abbau von Vorurteilen 
und Rollenfixierungen und zu einer partner­
schaftlichen Erziehung unserer Kinder 
bedeutet. (Bundesrat S c  h a c h n e r: Aber die 
Mädchen müssen mitessen!) 

Weil es manchen Herren in diesem Haus -
es ist zwar ein Oberhaus, wenngleich zum 
Glück kein ausschließliches Herrenhaus -
immer noch unverständlich erscheint, warum 
es denn nun für die "armen" Knaben auch 
Pflicht sein müsse, kochen zu lernen, wo sie 
es doch ohnehin besser könnten als die Mäd­
chen, wie die vielen berühmten Köche in den 
vielen berühmten Restaurants ja beweisen, 
möchte ich dazu doch noch ein paar Sätze 
sagen . 

Ich habe es bisher nicht als Nachteil für die 
Mädchen empfunden, daß sie das Fach Haus­
wirtschaft besuchen mußten, weil es im Sinne 
einer lebenspraktischen Erziehung, wie die 
Hauptschule sie auch anbieten möchte - hier 
möchte ich gleich einschieben: die Öster­
reichische Volkspartei bekennt sich zu dieser 
Hauptschule und wird sich immer gegen die 
Einheitsschule für die 10- bis 14jährigen weh­
ren, Herr Kollege -, doch wesentlich zur 
Bewältigung des praktischen Lebens und der 
Haushaltsführung beiträgt. 

Ich habe es vielmehr als Nachteil für die 
Knaben empfunden, daß man ihnen jahrzehn­
telang diesen lebenspraktischen Unterricht 
vorenthalten und ihnen diesen erst in den 
letzten Jahren überhaupt - und auch da nur 
als Freigegenstand - zugänglich gemacht 
hat. (Bundesra t S c  h ac h n e r: Die Firma 
Iglo hat gut gelebt von diesem Mangel!) Sie 
wurden bewußt in Abhängigkeit gehalten von 
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treusorgenden, mildtätigen Ehefrauen, Müt­
tern oder Freundinnen. Sie waren angewie­
sen darauf, eine kundige Frau zu finden, die 
bereit war, jenen Teil.des Lebens zu überneh­
men, für den der Mann "von Natur aus ein­
fach nicht geschaffen " war. 

Jene, die nicht das Glück hatten, so einen 
wohltätigen Engel zu finden, waren gezwun­
gen, als Autodidakten, oft unter großen 
Mühen, manchmal auch mit bewundernswer­
tem Geschick, diese schwierige und verant­
wortungsvolle Aufgabe zu bewältigen. Das 
wird sich in Hinkunft ändern. (Weitere Zwi­
schenrufe bei ÖVP und SPÖ.) 

Frei und selbstbewußt werden die Männer 
der nächsten Generation der Gefahr des tägli­
chen Lebens ins Auge schauen können (Bei­
fall und Heiterkeit bei den Herren Bundesrä­
ten) und mit neuentwickelten und geschulten 
Fähigkeiten und Fertigkeiten ihren Beitrag 
zur Haushaltsführung und Kindererziehung 
leisten. 

Und weil es von nun an für jeden eine 
Pflicht ist, dies zu erlernen, so wird es auch in 
Zukunft keine Schande mehr sein, es zu tun. 
(Bundesrat S c  h a  c h n e r: Auch für die Leh­
rer ist es Pflicht?) Denn jene ganz besondere 
Art von Männern, die solche Aufgaben auch 
bisher schon verständnisvoll und partner­
schaftlich übernommen haben, waren nicht 
selten Zielscheibe des Spottes und des Mit­
leids ihrer Artgenossen. Darum, meine Her­
ren und Damen, ist diese Schulorganisations­
gesetz-Novelle ein Meilenstein in der Befrei­
ung der Männer von Abhängigkeit und Skla­
verei. (Heiterkeit und allgemeiner Beifall. -
Bundesrat Ing. N i  g 1: Aber das 
Durchschnittsalter der Frauen wird künftig 
sinken, wenn die Männer kochen!) 

Nehmen Sie mir die etwas übertriebene 
und bewußt scherzhafte Darstellung des Pro­
blems heute - so kurz vor der Sommerpause 
- nicht übel, aber Überzeichnungen sind 
eben besser geeignet, die Wurzeln eines Pro­
blems aufzuzeigen, und die leicht zynisch-hei­
tere Art der Bewußtseinsbildung liegt mir per­
sönlich einfach näher als die verbissen bit­
tere. 

Ganz ernsthaft bin ich auch sehr froh, daß 
die Verpflichtung der Mädchen zum Unter­
richtsfach Geometrisch Zeichnen dazu beitra­
gen wird, Defizite im Mathematikunterricht 
zu vermeiden und den Mädchen auch im tech­
nisch-mathematischen Bereich jene Grundla­
gen zu vermitteln, die sie für das Erlernen 

auch technisch-handwerklicher Berufe benö­
tigen. 

Ebenso erfreulich ist die Umbenennung der 
bisherigen höheren Schulen für wirtschaftli­
che Frauenberufe in "höhere Schulen für 
wirtschaftliche Berufe" unter Beibehaltung 
der bisherigen Lehrpläne. Ich glaube nämlich, 
daß diese Schulart gerade im Fremdenver­
kehrsland Österreich eine berufspraktische 
Vorbereitung auf wirtschaftliche Berufe ist. 

Daß es nunmehr auch für Knaben keine 
Diskriminierung mehr bedeuten wird, eine 
derartige Schule zu besuchen, ist erfreulich. 
Weniger Freude empfinde ich darüber, daß 
jener Entschließungsantrag, der im vergange­
nen Jahr hier im Bundesrat einstimmig ange­
nommen wurde und der die Einführung von 
Schulversuchen zum gemeinsamen Unter­
richt von behinderten und nicht behinderten 
Kindern zum Inhalt hatte, mit der Bitte, die­
sen noch in die 9. SCHOG-Novelle aufzuneh­
men, auch in der 10.  SCHOG-Novelle nicht 
enthalten ist. (Bundesrat Ing. Ni g 1: Eine 
Schock-Novelle für die Buben!) 

Ich weiß schon, Frau Minister, daß ich bei 
Ihnen persönlich gegen offene Türen laufe, 
und ich weiß auch, daß sich bereits - immer­
hin 14 Monate nach dem Antrag - eine 
Schulreformkommission mit diesem Thema 
auseinandergesetzt hat, um es nach einein­
halbstündiger Behandlung der Strukturkom­
mission zuzuweisen. Nun, eineinhalb Jahre 
nach dem Antrag, haben jene behinderten 
Kinder, die die Nutznießer dieses Antrages 
hätten sein sollen, die erste Klasse der Son­
derschule bereits absolviert. Der nächste 
Jahrgang wartet immer noch auf geänderte 
Bedingungen. Der Faktor Zeit, der, wie ich bei 
meiner ministeriellen Tätigkeit feststellen 
konnte, offensichtlich ein besonders proble­
matischer und schwer zu überwindender ist, 
ist aber gerade für Kinder und ihre Entwick­
lung lebenswichtig. 

Wenn ich bedenke, daß ich selbst nun schon 
seit 10 Jahren in diesem Bereich kämpfe und 
nun erleben muß, wie andere Mütter, die 
nächste Generation, mit den gleichen Proble­
men zu kämpfen haben, auch wenn sich -
und ich weiß das schon - vieles geändert und 
manches gebessert hat, aber eben immer 
noch lange nicht alles zum Besten des Kindes 
ist, dann kann man schon manchmal mutlos 
werden. Der Faktor Zeit, Frau Minister -
und da möchte ich ganz besonders an Sie 
appellieren -, ist ein ganz wichtiger, und ich 
bitte Sie sehr, diesem Faktor besondere 
Bedeutung zuzumessen. 
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D ie Kinder, die diese Schulen, die diese Ver­
suche brauchen, und ihre Eltern, können 
nicht mehr warten. Sie wachsen heran. Sie 
brauchen diese Versuche jetzt, sie brauchen 
die Möglichkeiten jetzt. Um aber diese Mög­
lichkeiten zu schaffen, müssen auch in der 
Verwaltung die Voraussetzungen geschaffen 
werden. Sie sind nun schon der dritte Mini­
ster oder besser "Mini sterin" , an die ich 
appelliere, diesem Bereich im Ministerium 
mehr Bedeutung zuzumessen. Ich glaube, es 
gibt nun schon sechs Protokolle hier im Bun­
desrat, in denen ich bitte, diesen Bereich, der 
immer noch mit einem einzigen Beamten 
besetzt ist, aufzuwerten und die personellen 
und verwaltungstechnischen Voraussetzun­
gen zu schaffen. 

Ich möchte Sie sehr herzlich bitten, sehr 
rasch die Strukturkommission zu veranlas­
sen, dieses Gesetz oder diese Novelle in 
Angriff zu nehmen und Möglichkeiten für den 
gemeinsamen Unterricht behinderter und 
nicht behinderter Kinder zu schaffen. 

Und noch eines: Wenn nun, nach dieser 
1 0. Schulorganisationsgesetz-Novelle, der 
Neubau von Schulküchen notwendig wird, 
weil ja nun doppelt so viele Kinder diese 
Schulküchen benutzen, würde ich Sie bitten, 
darauf Bedacht zu nehmen, daß auch behin­
derte Kinder diese Schulküchen benützen 
können und dürfen. - Danke. (Allgemeiner 
Beifall.) 9.44 

Vorsitzende: Zu Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Dipl.-Ing. Dr. Ogris. Ich 
erteile es ihm. 

9.44 

Bundesrat Dipl.-Ing. Dr . Ogris (SPÖ, Wien): 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Bundes­
minister! Meine Damen und Herren! Die hier 
zur Verhandlung stehende 10. Schulorganisa­
tionsgesetz-Novelle befaßt sich überwiegend 
mit dem Bereich der Hauptschule, also der 
derzeit wichtigsten Schule für die 10 bis 
14jährigen. In Österreich wird dieser Schul­
typ - wie schon erwähnt wurde - von etwa 
drei Viertel der im entsprechenden Alter ste­
henden Kinder besucht, während nur etwa 
ein Viertel eine AHS frequentiert. Dieses Ver­
hältnis von drei zu eins, mancherorts sogar 
bis zu vier zu eins, ist charakteristisch für den 
ländlichen Raum, in dem die Hauptschule für 
die Kinder vieler Familien oft das einzig ange­
messene, erreichbare Bild�ngsangebot dar­
stellt. 

In Ballungszentren, in denen auf engstem 
Raum ungleich mehr verschiedene Schulty-

pen zur Auswahl stehen, ergibt sich ein deut­
lich anderes Bild: So werden - wie wir schon 
gehört haben - in manchen Bezirken Wiens 
bei einer Umkehr des Aufteilungsschlüssels 
die Hauptschulen von nur etwa 20 bis 25 Pro­
zent, die ARS dagegen von 75 bis 80  Prozent 
der altersmäßig entsprechenden Kinder 
besucht. In diesen Zahlen kommt eine drasti­
sche Benachteiligung der ländlichen Bevölke­
rung zum Ausdruck. 

Es ist kein Geheimnis, daß wir Sozialisten 
nicht zuletzt auch aus diesem Grunde eine 
gemeinsame Schule für die 1 0  bis 14jährigen 
bevorzugen. Aber die Schwierigkeiten beim 
späteren Übertritt in einen weiterführenden 
Schultyp, die trotz aller Bemühungen de facto 
nicht immer zu verhindernde Diskriminie­
rung der "Nur-Hauptschüler" und die Vermei­
dung einer gewissen, wenn auch nicht zwin­
genden Vorentscheidung über den Lebensweg 
noch sehr wenig reifer Kinder sind andere 
wichtige Argumente für unsere Einstellung. 
Wir bekennen uns uneingeschränkt zu einer 
gemeinsamen Bildungspolitik auf möglichst 
breiter Basis , aber wir hoffen, daß das 
Gewicht der Argumente , die uns überzeugt 
haben, eines Tages auch die Haltung jener 
bestimmen wird, deren Ansichten gegenwär­
tig noch von den unseren divergieren. 

Daher begrüßen wir die vorliegende Schul­
gesetz-Novelle, obwohl sie nicht ganz unseren 
Zielvorstellungen entspricht. Sie ermöglicht 
ohne zusätzliche Belastungen des Staatshaus­
haltes nicht unerhebliche Verbesserungen im 
Schulbetrieb. Darüber hinaus bringt sie weit 
in die Zukunft weisende Veränderungen. Sie 
bereitet die Chancengleichheit der Geschlech­
ter im Berufs- und Familienleben besser vor, 
und zwar zu einem Zeitpunkt, in dem sie am 
wirkungsvollsten durchgesetzt werden kann: 
in der Kindheit. 

Im einzelnen scheinen mir folgende Ände­
rungen besonders bemerkenswert zu sein: In 
der fünften und sechsten Schulstufe, also ab 
der dritten Hauptschulklasse, könnte nach 
den bisher geltenden gesetzlichen Regelun­
gen die Unterrichtsdauer auf maximal 39 
Wochenstunden ansteigen. Schüler wie Eltern 
haben dies in gleicher Weise als Überlastung 
beklagt. Durch Umgruppierung und blockwei­
ses Zusammenlegen des Förderunterrichtes 
wird es in Zukunft möglich sein, die maximale 
Wochenstundenzahl auf 34 zu begrenzen, 
ohne dabei die Effizienz der Lehrstoffvermitt­
lung einzubüßen. 

Schul verantwortliche wissen, wie schwierig 
es ist, Lehrinhalte zu straffen oder zu reduzie-
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ren, da von den betroffenen Fachvertretern 
dagegen in der Mehrzahl der Fälle heftiger 
Widerstand zum Ausdruck gebracht wird. 

Daß es in der vorliegenden Novelle zu einer 
weithin akzeptierten Regelung gekommen ist, 
sollte besonders hervorgehoben werden. In 
nicht al1zu ferner Zukunft wird es nämlich 
notwendig sein, zusätzliche weitere neue Wis­
sensgebiete und Fertigkeiten verstärkt in die 
Lehrpläne aufzunehmen. Diese Wissensge­
biete, wie etwa Datenverarbeitung und 
Umweltschutz, werden für das Leben in der 
Gesellschaft von morgen von größter Bedeu­
tung sein. Ihr Einbau könnte sich an dem 
Modell der jetzt durchgeführten Straffung ori­
entieren, bei dem selbst das teilweise umstrit­
tene Geometrische Zeichnen als grundlegen­
des Fach erhalten werden konnte. 

Mädchen und Knaben werden in Hinkunft 
auch die gleiche Anzahl von Unterrichtsstun­
den zu absolvieren haben . Bisher waren die 
Mädchen be!lachteiligt. Dies ist ein Abbau der 
geschlechts spezifischen Diskriminierung im 
Kindesalter. 

Neu ist auch - wie wir schon gehört haben 
- ,  daß das Fach Hauswirtschaft in der drit­
ten Klasse für beide Geschlechter in gleicher 
Weise verpflichtend eingeführt wird. Unter 
Hauswirtschaft möchte ich aber - sicherlich 
im Einvernehmen mit vielen Lehrern, nicht 
nur Kochen und Saubermachen, sondern 
auch andere Schwerpunkte wie Ernährungs­
lehre , Gesundheitspflege, Konsumverhalten 
und ähnliches, vor allem aber das partner­
schaftliche Wirtschaften im häuslichen 
Bereich verstanden wissen. 

Es gibt keinen Grund, warum nicht auch 
Knaben mit diesem wichtigen Teil ihres spä­
teren Lebens besser vertraut gemacht werden 
sollten. Langfristig ist davon jedenfalls eine 
Entlastung der Frauen und eine Verbesse­
rung der Erwachsenenpartnerschaften durch 
größeres Verständnis zu erwarten. Obwohl 
man auch heute schon große Unterschiede in 
der Einstellung zur Aufteilung der Hausarbeit 
bei älteren, etwa 60j ährigen, und jüngeren, 
etwa 30jährigen Paaren da und dort beobach­
ten kann, scheint doch erst durch ein in der 
Kindheit gelerntes Verhalten eine echte 
Gleichstellung in diesem Lebensbereich 
erzielbar zu sein. 

Eine einfache Änderung der Schulordnung 
kann durch Lockerung der immer noch star­
ren Rollenbilder von Mann und Frau in der 
Partnerschaft vielleicht manchem jungen 
Menschen der heranwachsenden Generation 

die Chance zu einem erfüllteren Leben in der 
Gemeinschaft bieten. 

Ähnlich ist auch die für Knaben und Mäd­
chen gleiche Wahlmöglichkeit zwischen den 
alternativ-obligatorischen Gegenständen tex­
tiles und technisches Werken zu verstehen. 

Es ist zwar zu erwarten, daß eher weniger 
Knaben das textile und mehr Mädchen das 
technische Werken wählen werden, wodurch 
statt einer Rollengleicheit nur eine Rollenver­
schiebung zum Tragen käme. Ein erster 
Schritt in die richtige Richtung wäre damit 
aber dennoch getan. Eine später koedukativ 
einzuführende gemeinsame Pflichtveranstal­
tung Werkerziehung steht, wie wir wissen, in 
Diskussion und sollte nach Schaffung der 
erforderlichen Voraussetzungen so rasch wie 
möglich verwirklicht werden. 

Für uns Sozialisten sind gleiche Unter­
richtsgegenstände für Knaben und Mädchen 
in den Hauptschulen von richtunggebender 
Bedeutung. Die gleichen oder zumindest im 
Grundsatz gleichen Lehrpläne in den Haupt­
schulen und in den Unterstufen der AHS aber 
erscheinen uns als unerläßliche Vorausset­
zung für die weitere Verwirklichung der 
Chancengleichheit in einer insgesamt gerech­
teren Welt. Partnerschaft lehrende Unter­
richtsgegenstände werden deshalb früher 
oder später auch in die Lehrpläne der AHS­
Unterstufen als edukative Pflichtfächer auf­
zunehmen sein. 

Die Reduzierung der Umstufungstermine 
auf zwei in der ersten und auf je drei in allen 
anderen Hauptschulklassen ist eine weitere 
Verbesserung, welche die 10. Schulorganisa­
tionsgesetz-Novelle neben einer Verringerung 
der Beobachtungszeiträume vorsieht. Sie 
kann die Streßbelastung einzelner Schüler 
vermindern und wird damit einen kleinen, 
aber keineswegs zu vernachlässigenden Bei­
trag zu einer noch humaneren Schule leisten. 

Dem Ziel einer Vermeidung von Klassen­
wiederholungen und endgültigen Leistungs­
gruppenzuweisungen ist die "Neue Haupt­
schule" im Vergleich zur alten A- und B-Zug­
Einteilung schon sehr nahe gekommen. 

Abbau der geschlechtsspezifischen Diskri­
minierung ist das Hauptanliegen dieser 
1 0. Schulorganisationsgesetz-Novelle. Es darf 
daher nicht überraschen, daß die Namensän­
derung der in letzter Zeit auch zunehmenden 
von männlichen Schülern frequentierten 
Fachschulen beziehungsweise höheren Lehr­
anstalten für wirtschaftliche Frauenberufe, 
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die früher recht respektlos als "Knödelakade­
mien" apostrophiert wurden, vorgesehen ist. 
Der Begriff "Frauenberufe" wird in Hinkunft 
durch das zusatzlose und nicht einge­
schränkte Wort "Berufe" ersetzt werden. Dies 
bringt eine begrüßenswerte, den tatsächli­
chen Lehrinhalten gerechter werdende Auf­
wertung dieser nicht unbeliebten Schulfor­
men mit sich. 

Folgt man dem Grundgedanken der 
10. Schulorganisationsgesetz-Novelle, so wird 
man feststellen, daß sie die Zielvorstellungen, 
nämlich Verminderung der geschlechtsspezi­
fischen Diskriminierung und Verankerung 
des partnerschaftlichen Verhaltens im Kin­
desalter, engagiert durchzusetzen versucht. 

Es wird sich aber trotzdem als notwendig 
erweisen, auf diesem Gebiet weitere Anstren­
gungen zu unternehmen. Vor allem die Vor­
bildfunktion der Lehrer sollte dieser Zielset­
zung besser nutzbar gemacht werden. Eine 
Schule ist so gut oder so schlecht wie ihre 
Lehrer. Das, was diese durch ihr Beispiel ver­
mitteln, auch wenn es nicht in den Lehrplä­
nen steht, wird von den Schülern oft viel 
rascher und nicht selten auch viel gründlicher 
aufgenommen als das, was die Lehrbücher 
enthalten. So wird ein weiterer Ansatz für 
künftige Verbesserungen im Schulbereich 
auch in der Lehrerausbildung zu suchen sein.  

Die 10. Schulorganisationsgesetz-Novelle 
wird wichtige Akzente setzen. Man darf aller­
dings nicht erwarten, daß sie das von ihr 
behandelte Problem endgültig und für immer 
bereinigen wird können. Das sollte uns aber 
nicht mutlos machen. Lebendige Schule heißt 
beständige Schulreform. 

Die sozialistische Fraktion des Bundesrates 
wird deshalb dem Antrag des Unterrichts aus­
schusses auf Nichtbeeinspruchung ihre 
Zustimmung erteilen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 9.55 

Vorsitzende: Zum Wort gemeldet hat sich 
Frau Minister Dr. Hilde Hawlicek. Ich erteile 
es ihr. 

9.56 

Bundesminister für Unterricht, Kunst und 
Sport Dr. Hilde Hawlicek: Frau Vorsitzende! 
Hoher Bundesrat! Liebe Kolleginnen und Kol­
legen! Die 10 .  Schulorganisationsgesetz­
Novelle ist sowohl im Sinne des Arbeitsüber­
einkommens ein wichtiger Schritt zum Abbau 
geschlechtsspezifischer Unterschiede in den 
Lehrplänen als auch eine rasche Reaktion auf 
deutlich gewordene Probleme im Zuge der 

Hauptschulreform, wie sie von emlgen Red­
nern schon angeschnitten wurden. 

Es konnte - und das scheint mir sehr wich­
tig zu sein, denn das ist einer der größten Kri­
tikpunkte an der neuen Hauptschule - die 
schulzeitliche Gesamtbelastung gesenkt wer­
den, sodaß erstmals Mädchen und Burschen 
die gleiche Wochenstundenanzahl haben wer­
den, und die Neuordnung bei der Durchfüh­
rung des Förderunterrichts verringert die 
Gesamtbelastung der Schüler ganz wesent­
lich. Es gibt jetzt nicht den durchgehenden 
Förderunterricht, sondern dieser wird drei­
mal aufgeteilt auf ein Lernpaket von acht 
Stunden. 

Außerdem wurde der Beobachtungszeit­
raum flexibler und länger gestaltet, nämlich 
zwischen der 10. Woche und dem ersten 
Semester, und die Umstufungstermine wur­
den reduziert. 

Der zweite wichtige Punkt ist der Abbau 
der geschlechtsspezifischen Differenzierun­
gen in den Lehrplänen. Hier wurde von allen 
Rednern, was mir besonders wichtig 
erscheint, die erstmalige koedukative Füh­
rung des Pflichtgegenstandes Hauswirtschaft 
angeschnitten. 

. 

Kollegin Rauch hat dies als "Meilenstein 
der Befreiung der Männer von Abhängigkeit 
und Sklaverei" bezeichnet, wir sind froh, daß 
es ein Meilenstein zur Befreiung beider ist. 
Aber wir wissen, die Partnerschaft kann nur 
von Männern und Frauen in gleicher Weise 
praktiziert werden, sonst kommen wir nicht 
zu der gewünschten Partnerschaft. 

Bundesrat Ogris hat darauf hingewiesen, 
daß es sich bei der Hauswirtschaft nicht nur 
um Kochen handelt, sondern auch um Ernäh­
rungslehre, Konsumentenbewußtsein, Kin­
derpflege, Kindererziehung, um das Wirt­
schaften nicht nur im Haushalt, sondern über­
haupt in größeren Zusammenhängen, sodaß 
diese neue Hauswirtschaft, die gemeinsam 
koedukativ von Knaben und Mädchen 
besucht wird, sicherlich auch mit geeignet ist, 
eine Vorbereitung auf die Arbeit- und Berufs­
welt zu geben. 

Der zweite Punkt, daß die Werkerziehung 
- technisch, textil - als alternativer Pflicht­
gegenstand gewählt werden kann, ist sicher­
lich ein Fortschritt gegenüber der bisherigen 
Form der Werkerziehung. 

Ich persönlich hätte mir gewünscht, daß 
dieser Gegenstand genauso koedukativ 
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geführt werden kann, hätte mir eine gemein­
same Werkerziehung gewünscht. Ich habe 
diesbezüglich auch viel Unterstützung sowohl 
von den Sozialpartnern als auch von den 
Frauen aller Fraktionen, auch den ÖVP­
Frauen bekommen, weil sie ebenso erkennen, 
daß gerade im Sinne einer Berufsvorberei­
tung und Berufsorientierung Mädchen und 
Burschen gemeinsam Werkerziehung unter­
richtet bekommen sollen. Ich hoffe, daß ein 
weiterer Schritt in einer der nächsten Schul­
organisationsgesetz-Novellen notwendig ist. 

Auf alle Fälle freut es mich genauso wie 
Frau Bundesrat Rauch, daß das Geometrische 
Zeichnen ebenfalls für Mädchen als Pflichtge­
genstand eingeführt wird. Wir haben es 
ge blockt auf eineinhalb Stunden so wie die 
Hauswirtschaft, sodaß eben nicht ein Mehr an 
Schulküchen erforderlich ist, weil j a  jetzt im 
Zuge der Budgetkonsolidierung bei allen 
neuen Gesetzen auch auf entstehende Kosten 
Rücksicht genommen werden muß; Mehrko­
sten konnten dadurch vermieden werden. 
(Bundesrat Ing. Ni g 1: Weniger essen geht 
auch!) Das Essen ist nicht im Budget des 
Unterrichtsministeriums enthalten. 

Ebenfalls scheint es mir wichtig, daß die 
Änderungen der Schulartbezeichnungen so 
rasch vor sich gehen konnten, das wird schon 
lange gefordert, vor allem von den betreffen­
den Schulen. Sie werden ja in zunehmendem 
Maße auch von Burschen besucht, sodaß es, 
glaube ich, schon lang an der Zeit war, die 
Bezeichnung "Frauen'J herauszunehmen und 
einfach "wirtschaftliche Berufe" zu belassen. 

In diesem Sinne bin ich einer Meinung mit 
allen Rednern hier , daß diese 10 . Novelle zum 
Schulorganisationsgesetz wirklich ein wich­
tiger Schritt gerade im Sinne Gleichberechti­
gung, Partnerschaft unserer Kinder in den 
Schulen bedeutet. 

Kollegin Rauch, Sie haben angeschnitten 
Ihren Antrag im Bundesrat bezüglich Veran­
kerung der Schulversuche zur Integration 
behinderter Kinder im Schulorganisationsge­
setz. 

Sie wissen - wir haben ja auch darüber 
gesprochen -, daß es gerade ein Anliegen 
von mir, aber nicht nur von mir, sondern auch 
dieser Bundesregierung ist, daß es verstärkt 
spezielle Schulversuche zur Integration 
behinderter und benachteiligter Kinder geben 
soll. Es ist auch im Arbeitsübereinkommen 
festgehalten. Ich habe auch bei der letzten 
Konferenz der Landesschulratspräsidenten 
vor dem Sommer besonders darauf hingewie-

sen und die Präsidenten ersucht, daß sie ver­
stärkt Schulversuche zur Integration an das 
Ministerium herantragen, und wir werden 
gerade diese Schulversuche bevorzugt behan­
deln. 

Erlauben Sie mir, am Schluß noch auf den 
Selbständigen Antrag der Bundesräte Dr. 
Frauseher , Stepancik, Rauch, Krammer, 
Haas und Kollegen bezüglich flexiblerer 
Gestaltung der Semesterferien einzugehen. 
Sie können sicher sein - und Herr Bundesrat 
Stepancik hat ja darum ersucht -, daß wir 
bei der Vorbereitung der Schulzeitgesetzno­
velle gerade die Argumente der Bundesräte 
mitberücksichtigen werden, eben weil es sich 
hier um ein regionales Problem handelt und 
der Bundesrat sicherlich in hervorragender 
Weise geeignet ist, die Wünsche der Bundes­
länder direkt an uns heranzutragen. 

In diesem Sinne begrüße ich diese wichtige 
Initiative des Bundesrates, im Sinne auch der 
einführenden Worte der neuen Vorsitzenden 
Dr. Hieden, daß auch damit ein verstärktes 
In-die-Öffentlichkeit-Treten des Bundesrates 
möglich ist. - Danke schön. (Allgemeiner 
Beifall.) 10.01 

Vorsitzende: Als nächster zu Wort gemeldet 
hat sich Herr Bundesrat Dkfm. Dr. Frauscher. 
Ich erteile es ihm. 

10.02 

Bundesrat Dkfm. Dr. Frauseher (ÖVP, Salz­
burg): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr 
geehrte Frau Bundesminister! Hoher Bundes­
rat! Meine Wortmeldung gilt dem Entschlie­
ßungsantrag betreffend eine flexiblere Gestal­
tung der Semesterferien. Im Hinblick auf die 
umfangreiche Tagesordnung, die wir heute zu 
bewältigen haben, will ich mich ganz kurz fas­
sen. 

Die Einführung der derzeitigen Regelung 
für die Semesterferien mit der Differenzie­
rung um eine Woche zwischen den Bundes­
ländern Wien, Niederösterreich und Burgen­
land und den übrigen Bundesländern war 
sicherlich seinerzeit ein großer Fortschritt 
gegenüber der früheren Regelung mit der ein­
heitlichen Ferienordnung für das ganze Bun­
desgebiet. Mir ist noch gut in Erinnerung, wie 
schwer es damals war, diese Neuerung durch­
zusetzen. 

Vor kurzem fand im Bundesland Salzburg 
eine Befragungsaktion statt, die gezeigt hat, 
daß die geltende Ferienordnung im allgemei­
nen große Zustimmung findet. Für die Seme­
sterferien wird allerdings eine größere Flexi-
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bilität gewünscht. Das ist auch der Wunsch 
der Bundesländer, wie heute schon gesagt 
wurde. Es kommt nämlich immer wieder vor, 
daß unsere Semesterferien mit Winterferien 
in anderen Ländern, vor allem der Bundesre­
publik Deutschland, zusammenfallen. Dies 
führt dann zu einem gewaltigen Urlauber an­
sturm in unseren Wintersportgebieten, der 
nur mit großen Schwierigkeiten zu bewälti­
gen ist. Wenn dann noch die Faschingswoche 
mit den Semesterferien zusammenfällt, dann 
ist der Ansturm kaum mehr zu bewältigen. 

Für die Urlauber bedeutet dies vermehrten 
Streß bei der Anfahrt und bei der Heimreise 
durch das erhöhte Verkehrsaufkommen. In 
den Schigebieten kommt es zu langen Warte­
zeiten bei den Liften, und auf den überfüllten 
Schipisten ist natürlich auch das Unfallrisiko 
erhöht. In den Gasthöfen, in den Hotels und 
sonstigen Unterkünften sind auch die Gege­
benheiten nicht ideal und das Service leidet 
unter der Überlastung des Personals. Damit 
wird der Erholungswert eines solchen Winter­
urlaubes sehr geschmälert, und die Kinder 
kommen nicht so gut erholt von den Ferien 
zurück, wie es im Interesse des zweiten Schul­
halbjahres zu wünschen wäre. Auch für 
unsere Fremdenverkehrsbetriebe entstehen 
viele Probleme, die durch eine flexiblere 
Gestaltung der Ferienzeiten vermieden wer­
den könnten. 

Die Landeshauptleute haben sich in einer 
Konferenz im Juni des vergangenen Jahres 
ausführlich mit der ganzen Problematik 
befaßt und auch eine Reihe von Grundsätzen 
festgelegt, die sicherlich als Grundlage für die 
gewünschte Neuerung dienen können. Wir 
haben diese Grundsätze in unseren Entschlie­
ßungsantrag aufgenommen und sie vom 
Berichterstatter schon gehört, sodaß ich sie 
nicht wiederholen möchte. 

Der Bildungssprecher der Volkspartei, der 
Abgeordnete Mag. Schäffer, hat Anfang die­
ses Jahres den Vorschlag gemacht, wie man 
eine Neuordnung durchführen könnte. Er 
stellt sich eine Verschiebung der Semesterfe­
rien von der ersten und zweiten Februarwo­
che auf die zweite und dritte Woche vor und 
möchte es den einzelnen Bundesländern dann 
freistellen, individuell, nach den regionalen 
Erfordernissen, die Semesterferien eine 
Woche vor- oder rückzuverlegen. Der Herr 
Bundesrat Stepancik hat sich heute schon in 
der gleichen Weise geäußert. Ich glaube also, 
daß dieser Vorschlag durchaus allgemeine 
Zustimmung finden könnte. 

Abschließend möchte ich Sie, sehr geehrte 

Frau Bundesminister, bitten, so rasch wie 
möglich eine Novelle zum Schulzeitgesetz vor­
zubereiten, damit eine flexiblere Gestaltung 
der Semesterferien bereits für den Winter 
1989 möglich wird. 

In unserem Entschließungsantrag ist leider 
ein kleiner Fehler passiert. Dort bitten wir 
Sie, eine Novelle dem Parlament vorzulegen. 
Nachdem wir aber die Gesetzesinitiative dann 
selbst ergreifen möchten - mit Ihrer freund­
lichen Zustimmung -, müßte es lauten "vor­
zubereiten" statt "vorzulegen" , und ich darf 
deshalb zum Schluß einen Abänderungsan­
trag dazu vortragen. 

A bänderungsan trag 

der Bundesräte Dkfm. Dr. Fra us cher, Stepan­
cik, Maria Rauch-KaI/at, Dr. Christa Krammer, 
Haas und Genossen zum Entschließungsantrag 
der Bundesräte Dkfm. Dr. Frauscher, Stepancik, 
Maria Rauch-KaI/at, Dr. Christa Krammer, Haas 
und Genossen betreffend flexiblere Gestaltung 
der Semesterferien unter Bedachtnahme auf 
regionale Bedürfnisse (Antrag Nr. 42/A-BR/87) 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

Der Text des Entschließungsantrages Nr. 42/ A 
hat wie folgt zu lauten: 

"Der Bundesminister für Unterricht, Kunst und 
Sport wird ersucht, eine Novelle zum Schulzeitge­

setz vorzubereiten, mit der eine flexiblere Gestal­
tung der Wintersemesterferien unter Berücksichti­

gung des Vorranges der pädagogischen Aspekte 
zugunsten der Schüler und unter Bedachtnahme 
auf die spezifische Situation in den einzelnen Bun­
desländern - insbesondere hinsichtlich der 
angrenzenden Nachbarländer ermöglicht 
wird. " - (Allgemeiner Beifall.) 10.08 

Vorsitzende: Der von den Bundesräten 
Dkfm. Dr. Frauscher, Stepancik und Genos­
sen eingebrachte Abänderungsantrag ist 
genügend unterstützt und steht demnach mit 
zur Verhandlung. 

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrat 
Dr. Christa Krammer. Ich erteile es ihr. 

10.08 

Bundesrat Dr. Christa Krammer (SPÖ, Bur­
genland) : Frau Vorsitzende! Frau Minister! 
Meine Damen und Herren! Nachdem sich 
schon sehr kompetente Redner vor mir zu die­
ser 10 .  SCHOG-Novelle geäußert haben, 
werde ich mich also sehr kurz fassen. 

Zu dieser Hauptschulreform nur so viel: Je 

.. 
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früher man die Kinder Miteinander, Partner­
schaft und auch Rücksichtnahme auf die 
Umwelt lehrt, desto selbstverständlicher wird 
dies alles von den Kindern, wenn sie Erwach­
sene sind, gehandhabt. Ich habe vorige Woche 
mit einigen Hauptschuldirektoren gespro­
chen. Jeder von ihnen hat diese in der Novelle 
vorgenommenen Neuerungen begrüßt, vor 
allem die Reduzierung der Gesamtbelastung 
der Schüler. Einige haben mir von sehr 
erleichterten Eltern erzählt. Es waren meist 
gewerbetreibende Eltern, die sich gefreut 
haben, daß ihre Töchter nunmehr, ihren Nei­
gungen entsprechend, geometrisches Zeich­
nen und Technisches Werken lernen können, 
was ihnen ja vor der Novelle verwehrt war. 
Man muß diese Novelle daher als sehr moder­
nes Gesetz bezeichnen. 

Interessant ist aber folgendes, Frau Mini­
ster: Die Direktoren haben natürlich, schon in 
Anbetracht der Tatsache, daß im Herbst diese 
Gegenstände eingeführt werden, bei den 
Schülern Befragungen angestellt, welches 
Wahlfach sie denn nun nehmen würden. Und 
dabei hat sich herausgestellt, daß bei den bei­
den Wahlfächern Technisches und Textiles 
Werken der Trend eindeutig zum Techni­
schen Werken geht. Es ist an sich j a  sehr zu 
begrüßen, nur ist das ein Trend, der die 
Beschäftigungssituation der Arbeitslehrerin­
nen verschlechtern könnte, wenn er sich 
bewahrheitet. In einem Jahr wird man mehr 
darüber wissen, und man wird entsprechend 
reagieren müssen, nehme ich an. (Bundesrat 
Ing. N i  g 1: Da gibt es halt dann "Technisches 
Kochen "!) Na ja,  geben wird es noch aller­
hand für die Männer, das möchte ich nur pro­
phezeien. (Bundesrat Ing. Ni g 1: Geomet­
risch ausgemessenes Schnitzel!) Ja, wenn ihr 
es könnt, essen wir es gerne. Wenn die Män­
ner sich verpflichten, diese geometrisch abge­
messenen Schnitzel zu machen - ich esse sie 
sicher. 

Die Änderung der Schulartbezeichnung der 
Fachschulen beziehungsweise Höheren Lehr­
anstalten für wirtschaftliche Frauenberufe in 
Fachschulen für wirtschaftliche Berufe oder 
Höhere Lehranstalten für wirtschaftliche 
Berufe, sehe ich als Erfüllung der Regierungs­
erklärung! 

Frau Minister! Meine Damen und Herren! 
Im § 8 a Abs. 3 der SCHOG-Novelle wird fest­
gehalten, daß die Mindestanzahl von Anmel­
dungen für die Abhaltung eines alternativen 
Pflichtgegenstandes, eines Freigegenstandes, 
einer unverbindlichen Übung 15 ,  bei Fremd­
sprachen und Hauswirtschaft zwölf Schüler 
nicht unterschreiten darf. Für Schüler, die als 

Freigegenstand eine Fremdsprache wählen, 
gilt also die Mindestanzahl von zwölf Anmel­
dungen. 

Frau Minister! Ich möchte nun zu einem 
besonderen Anliegen von mir kommen. Es 
müßte ehestens eine Bestimmung in die 
Schulgesetze aufgenommen werden, die 
sicherstellt, daß bei den Sprachen Kroatisch 
und Ungarisch - man verzeihe mir, wenn ich 
jetzt als Burgenländerin nur diese beiden 
Sprachen nenne - die Teilungsziffer wesent­
lich gesenkt wird. Ich denke an eine Mindest­
anzahl von fünf Schülern. Kroatisch und 
Ungarisch, meine Damen und Herren, dürfen 
nicht als Fremdsprachen behandelt werden. 
Es sind Sprachen, die seit Jahrhunderten im 
pannonischen Raum gesprochen werden, die 
man noch heute in den burgenländischen Dör­
fern spricht. Wenn Sie den Versu.ch machen, 
durch burgenländische Dörfer zu gehen, so 
werden Sie hören, daß man nicht "Guten 
Tag!" , sondern "Dobar dan!" und "Je napot 
kivanok!" sagt. 

In meiner Familie wird noch ungarisch 
gesprochen, und ich habe sehr, sehr viele 
Freunde, die kroatisch sprechen. Man solle 
bitte den Kindern mit kroatischer oder unga­
rischer Muttersprache die Möglichkeit offen 
lassen, diese Sprachen in einem Freigegen­
stand in der Schule zu lernen; selbst wenn 
auch nur fünf Schüler dies wünschen. (Allge­
meiner Beifall. - Bundesrat Dr. S c  h a m -
b e  c k: Sehr richtig!) Danke schön. 

Ein weiteres Problem ist der Unterricht in 
den gemischtsprachigen Schulen. Wir sind 
der Meinung, daß gerade an diesen Schulen 
die Klassenschülerhöchstzahlen gesenkt wer­
den sollten. Es würde eine wesentlich bessere 
Ausbildung der Kinder, die gemischtsprachig 
lernen, was j a  wesentlich anstrengender ist, 
gewährleisten. 

Flankierend dazu sollten die Lehrer an die­
sen gemischtsprachigen Schulen noch mehr 
als bisher für den Unterricht an diesen Schu­
len vorbereitet werden. Das Kroatische und 
das Deutsche, das Ungarische und das Deut­
sche müßten in einem sinnvollen Nebeneinan­
der den Kindern nähergebracht werden kön­
nen. 

Außerdem sollten neben den bisherigen 
Schulbüchern für den Gegenstand Kroatisch 
- das ist ein speziell kroatisches Problem, 
das trifft Ungarisch nicht so sehr - zusätzli­
che Arbeitsblätter verwendet werden können, 
die auf die regionalen Besonderheiten der 
kroatischen Sprache Rücksicht nehmen, 

1635 
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denn, meine Damen und Herren, im Norden 
des Burgenlandes spricht man ein etwas 
anderes Kroatisch als etwa im Bezirk Ober­
pullendorf oder im Süden unseres Landes . 
Dem sollte mit der Möglichkeit, verschiedene 
Arbeitsunterlagen verwenden zu können, 
Rechnung getragen werden. 

Wir wollen aber auch, daß sich diese Linie 
der besseren Ausbildung im Bereich der 
Höheren Schulen fortsetzt; ich weiß, daß es 
bereits Gespräche in diese Richtung gibt. 

Meine Damen und Herren! Das Recht der 
kroatisch beziehungsweise ungarisch spre­
chenden Burgenländer auf ihre Sprache, ist 
ein Grundrecht. Und das Argument, es wür­
den sich j a  ohnehin zuwenig für diese Spra­
che melden, ist uninteressant. Wir sind ver­
pflichtet, die Möglichkeiten dafür zu schaffen. 

Lassen Sie mich das bitte an Hand eines 
Beispieles erklären: Hätten die Frauen kein 
Wahlrecht, die Wellen der Empörung wären 
kaum zu glätten. Ich bin davon überzeugt: 
Selbst jene Frauen gingen auf die Barrika­
den, die ihr Wahlrecht dann gar nicht so 
gewissenhaft in Anspruch nähmen. Sie wür­
den sich aber eines Grundrechtes beraubt 
sehen, das ihnen zusteht, egal, ob sie es bean­
spruchen, oder nicht. Und genauso sehe ich 
die Frage des Unterrichtes in Kroatisch oder 
Ungarisch: Wir sollten nicht der Frage nach­
gehen, ob die Eltern ihre Kinder zum Kroa­
tisch- oder Ungarischunterricht anmelden 
oder nicht, sondern wir sollten die Möglich­
keit dafür schaffen. 

Wir sind dafür, daß Burgenländer die Mög­
lichkeit haben sollen, ja gerade dazu motiviert 
werden sollten, Unterrichtsstunden auch in 
der Sprache ihrer Väter zu erhalten. - Ich 
danke Ihnen. (Allgemeiner Beifall.) 10.14 

Vorsitzende: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor.  

Wünscht noch j emand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall . 

Die Abstimmung über den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates und den 
Selbständigen Entschließungsantrag in der 
Fassung des Abänderungsantrages der Bun­
desräte Dkfm. Dr. Frauscher, Stepancik und 
Genossen erfolgt getrennt. 

Wir kommen zur A b  s t i m  m u n g über 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Schulorganisationsgesetz geändert wird ( 10. 
Schulorganisationsgesetz-Novelle ) . 

Ich bitte jene Bundesräte, die dem Antrag 
zustimmen, gegen den vorliegenden Gesetzes­
beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben und der im Art. II Abs. 3 enthalte­
nen Fristsetzung für die Erlassung von Aus­
führungsgesetzen im Sinne des Art. 14 Abs. 2 
B-VG im Zusammenhalt mit Art. 15 Abs. 6 
B-VG zuzustimmen, um ein Handzeichen. 
Dies ist S t i m  m e n e i n  h e l l  i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben 
und der erwähnten Fristsetzung zuzustim­
men , ist somit a n  g e n  0 m m e n .  

Wir kommen zur A b  s t i m m u n g über 
den Entschließungsantrag der Bundesräte 
Dkfm. Dr. Frauscher, Stepancik und Genos­
sen betreffend flexiblere Gestaltung der 
Semesterferien unter Bedachtnahme auf 
regionale Bedürfnisse. 

Ich bitte jene Bundesräte, die diesem Ent­
schließungsantrag in der Fassung des Abän­
derungsantrages der Bundesräte Dkfm. Dr. 
Frauscher, Stepancik und Genossen zustim­
men, um ein Handzeichen. - Dies ist S t i m  -
m e n e i n h e l l i g k e i t. 

Der Entschließungsantrag ist somit unter 
Berücksichtigung des Abänderungsantrages 
a n  g e n  0 m m e n. (E 120.) 

3. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 2. Juli 1987 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem Finanzierungsmaßnahmen für 
Gesellschaften des ÖIAG-Konzerns getroffen, 
das ÖIAG-Anleihegesetz geändert und orga­
nisationsrechtliche Bestimmungen für vom 
1 .  Verstaatlichungsgesetz betroffene Unter­
nehmungen aufgehoben werden (ÖIAG­
Finanzierungsgesetz 1987) (3285 der Beilagen) 

4. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 2. Juli 1987 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem bundesgesetzliehe Verkaufs be­
schränkungen für Anteilsrechte an der CA 
und der Länderbank aufgehoben werden 

(3286 der Beilagen) 

5. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 2. Juli 1987 betreffend ein Bundesverfas­
sungsgesetz, mit dem das 2. Verstaatlichungs­
gesetz geändert wird und organisationsrecht­
liche Bestimmungen für die vom 2. Verstaat-
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lichungsgesetz betroffenen Unternehmungen 
erlassen werden (3287 der Beilagen) 

Vorsitzende: Wir gelangen nun zu den 
Punkten 3 bis 5 der Tagesordnung, über die 
die Debatte ebenfalls unter einem durchge­
führt wird. 

Es sind dies Gesetzesbeschlüsse des Natio­
nalrates vom 2. Juli 1 987 betreffend 

ein Bundesgesetz, mit dem Finanzierungs­
maßnahmen für Gesellschaften des ÖIAG­
Konzerns getroffen, das ÖlAG-Anleihegesetz 
geändert und organisations rechtliche Bestim­
mungen für vom 1 .  Verstaatlichungsgesetz 
betroffene Unternehmungen aufgehoben wer­
den (ÖlAG-Finanzierungsgesetz 1987) ,  

ein Bundesgesetz, mit dem bundesgesetzli­
che Verkaufsbeschränkungen für Anteils­
rechte an der CA und der Länderbank aufge­
hoben werden, und 

ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem das 
2. Verstaatlichungsgesetz geändert wird und 
organisationsrechtliche Bestimmungen für 
die vom 2. Verstaatlichungsgesetz betroffenen 
Unternehmungen erlassen werden. 

Berichterstatter über die Punkte 3 bis 5 ist 
Herr Bundesrat Veleta. Ich bitte um die 
Berichterstattung. 

Berichterstatter Veleta: Frau Vorsitzende! 
Herr Bundesminister! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Ich erstatte zunächst den Bericht 
des Finanzausschusses über den Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates vom 2. Juli 1 987 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem Finan­
zierungsmaßnahmen für Gesellschaften des 
ÖIAG-Konzerns getroffen, das ÖIAG-Anleihe­
gesetz geändert und organisationsrechtliche 
Bestimmungen für vom 1 .  Verstaatlichungs­
gesetz betroffene Unternehmungen aufgeho­
ben werden (ÖlAG-Finanzierungsgesetz 
1 987). 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates soll der ÖIAG die Zufüh­
rung von Darlehen oder Eigenkapital an die 
in der Anlage zum ÖIAG-Gesetz angeführten 
Gesellschaften beziehungsweise deren Toch­
tergesellschaften sowie anderer Gesellschaf­
ten, an denen die ÖIAG beteiligt ist, ermög­
licht werden. Der Bundesminister für Finan­
zen soll dabei - teilweise unter der Voraus­
setzung der Zustimmung der Bundesregie­
rung - ermächtigt werden, der ÖIAG die 
Ausgaben für Zinsen und Tilgungen von 
Anleihen, Darlehen und sonstigen Krediten 

zu refundieren, welche die ÖIAG im Gesamt­
ausmaß bis zu insgesamt 32,9 Milliarden 
Schilling zu diesem Zwecke aufnimmt. 

Weiters soll der Finanzminister ermächtigt 
werden ,  der ÖIAG die ab Inkrafttreten des 
gegenständlichen Bundesgesetzes geleisteten 
Ausgaben für Zinsen von Anleihen, Darlehen 
und sonstige Kredite, welche die ÖIAG mit 
Haftung des Bundes aufgrund des ÖIAG­
Anleihegesetzes, aber ohne Refundierungs­
pflicht beziehungsweise -ermächtigung des 
Bundes bis zum Inkrafttreten des gegenständ­
lichen Gesetzesbeschlusses aufgenommen 
hat, zu ersetzen. Die Höhe der Refundierun­
gen des Bundes soll jährlich nach Anhörung 
der ÖIAG festgelegt werden und sich dabei in 
dem Maße verringern, als sich die Ertragslage 
der ÖIAG oder der Gesellschaften, welche die 
oben erwähnten 32,9 Milliarden Schilling 
erhalten haben, verbessert. Dividenden-, Zin­
sen- und Tilgungseinnahmen, welche die 
ÖIAG von diesen vorhin erwähnten Gesell­
schaften erhalten hat, sollen auf die Refundie­
rung des Bundes angerechnet werden. 

Für die Mittelzuführungen ist außerdem 
erforderlich, daß in einem Vertrag zwischen 
dem Bund und der ÖIAG unter anderem fest­
gelegt wird, daß die Mittel ausschließlich für 
zur Verbesserung der wirtschaftlichen Unter­
nehmenslage notwendige Umstrukturierungs­
maßnahmen und wegen des besonderen 
volkswirtschaftlichen Interesses an der 
Bewältigung dieser Probleme verwendet wer­
den. In diesem Vertrag ist auch eine entspre­
chende Auskunfts-, Offenlegungs- und 
Berichtspflicht sowie das Einsichtsrecht 
sicherzustellen. Schließlich ist in diesem Ver­
trag auch vorzusorgen, daß die Mittelzufüh­
rungen von 32,9 Milliarden Schilling aufgrund 
eines von der ÖIAG vorgelegten und vom 
Bund genehmigten Finanzierungskonzeptes 
zu erfolgen haben. Dieser Vertrag muß außer­
dem Regelungen enthalten, daß die jährlichen 
Refundierungen aufgrund eines von der 
ÖIAG vorzulegenden Finanzplanes und nach 
Maßgabe der budgetären Möglichkeiten des 
Bundes zu erfolgen haben. Der Gesetzesbe­
schluß sieht auch vor, daß Kapitalmarkttrans­
aktionen der ÖIAG der Genehmigung des 
Bundes bedürfen. Der Gesetzesbeschluß nor­
miert weiters, daß bei betrieblichen und ein­
zelvertraglichen Vereinbarungen über Zusatz­
pensionen auf die Ertragslage dieser Gesell­
schaften Bedacht zu nehmen ist. 

Der gegenständliche Gesetzesbeschluß ent­
hält auch eine Erhöhung des Haftungsrah­
mens im ÖIAG-Anleihegesetz auf 62 Milliar­
den Schilling an Kapital und 62 Milliarden 
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Schilling an Zmsen, wobei unter anderem die 
Kreditoperationen im Einzelfall künftig den 
Betrag von 2,5 Milliarden Schilling an Kapital 
nicht übersteigen sollen. 

Im Hinblick auf die im gegenständlichen 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates nor­
mierte Verpflichtung, daß die Gesellschaften 
des ÖIAG-Konzerns durch die Veräußerung 
von für den Unternehmensgegenstand nicht 
notWendigen Vermögensbestandteilen einen 
Beitrag zur Stärkung ihrer Liquidität sowie 
zur Ertragslage des Konzerns zu erbringen 
haben, sieht der Gesetzesbeschluß eine Auf­
hebung bestehender Veräußerungsverbote 
beziehungsweise des Zustimmungsrechtes 
des Hauptausschusses des Nationalrates bei 
Veräußerungen vor . Hiebei soll § 3 des 1 .  Ver­
staatlichungsgesetzes aufgehoben werden, 
sodaß die dort geregelte Mitwirkung des 
Hauptausschusses bei Veräußerungen bezie­
hungsweise die dort normierte bevorzugte 
Begünstigung von Gebietskörperschaften, 
sonstigen öffentlich-rechtlichen Körperschaf­
ten sowie Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen­
schaften bei Veräußerungen verstaatlichter 
Anteilsrechte entfallen. Durch eine im gegen­
ständlichen Gesetzesbeschluß enthaltene Ver­
fassungsbestimmung soll auch das Bundes­
verfassungsgesetz, BGBL Nr. 46/ 1970 - in 
dem ebenfalls die Mitwirkung des Hauptaus­
schusses bei Veräußerungen geregelt ist - ,  
aufgehoben werden. Weiters sollen das 
Rekonzernierungsgesetz, BGBL Nr. 1 12/1960,  
und das 1 .  Verstaatlichungs-Organisationsge­
setz, BGBL Nr. 208/1963, in der Fassung 
BGBL Nr. 329/1963 , aufgehoben werden. 

Nach der Rechtsauffassung des Bundes­
kanzleram t-Verfassungsdienstes unterliegen 
die Bestimmungen des Artikels 11 Z. 1 bis 4 
(Haftungsübernahme) sowie des Artikels V 
lit. a (Vollziehung) , soweit er sich auf die vor­
genannten Bestimmungen bezieht, nicht dem 
Einspruchsrecht des Bundesrates .  

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 6. Juli 1987 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 2. Juli 1987 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem Finanzierungsmaßnahmen 
für Gesellschaften des ÖIAG-Konzerns getrof­
fen, das ÖIAG-Anleihegesetz geändert und 

organisationsrechtliche Bestimmungen für 
vom 1 .  Verstaatlichungsgesetz betroffene 
Unternehmungen aufgehoben werden (ÖIAG­
Finanzierungsgesetz 1987),  wird - soweit er 
dem Einspruchsrecht des Bundesrates unter­
liegt - kein Einspruch erhoben. 

Der Tagesordnungspunkt 4 behandelt den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
2. Juli 1987 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem bundesgesetzliche Verkaufsbeschrän­
kungen für Anteilsrechte an der CA und der 
Länderbank aufgehoben werden. 

Aufgrund der derzeitigen Rechtslage dür­
fen die im Jahre 1956 von der Republik Öster­
reich abgegebenen 40 Prozent des damaligen 
Grundkapitals der Creditanstalt-Bankverein 
und der Österreichischen Länderbank nur 
österreichischen Staatsbürgern zukommen. 
Diese Beschränkung soll nunmehr aufgeho­
ben werden. Gleichzeitig soll der Bundesmini­
ster für Finanzen ermächtigt werden, weitere 
Anteilsrechte an den beiden Banken zu veräu­
ßern, wobei jedoch der Republik Österreich 
eine Beteiligung von 51 vom Hundert am 
Grundkapital dieser Banken in Form von 
Aktien mit Stimmrecht verbleiben muß. 

Nach der Rechtsauffassung des Bundes­
kanzler amt -Verfassungsdienstes un ter lie gen 
die Bestimmungen des Artikels l Abs. 2 (Ver­
äußerungsermächtigung für den Bundesmini-

. ster für Finanzen) sowie des Artikels II (Voll­
ziehung) , soweit er sich auf die vorgenannten 
Bestimmungen bezieht, nicht dem Ein­
spruchsrecht des Bundesrates. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 6. Juli 1987 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len , keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 2. Juli 1987 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem bundesgesetzliche Verkaufs­
beschränkungen für Anteilsrechte an der CA 
und der Länderbank aufgehoben werden, 
wird - soweit er dem Einspruchsrecht des 
Bundesrates unterliegt - kein Einspruch 
erhoben. 

Der Tagesordnungspunkt 5 umfaßt den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
2. Juli 1987 betreffend ein Bundesverfassungs­
gesetz, mit dem das 2. Verstaatlichungsgesetz 
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geändert wird und organisationsrechtliche 
Bestimmungen für die vom 2. Verstaatli­
chungsgesetz betroffenen Unternehmungen 
erlassen werden. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates enthält einen Entfall der §§ 1 
und 2 des 2. Verstaatlichungsgesetzes betref­
fend den Umfang der Verstaatlichung und die 
vorzunehmende Entschädigung. 

Das 2.  Verstaatlichungsgesetz sieht weiters 
vor, daß die Anteilsrechte der Landeselektri­
zitätsgesellschaften nur an andere öffentlich­
rechtliche Ge bietskörperschaften veräußert 
werden dürfen. Der vorliegende Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates sieht nun eine Besei­
tigung dieser Bestimmung vor . Gleichzeitig 
soll normiert werden, daß 51 Prozent der 
Anteilsrechte an den Landeselektrizitätsge­
sellschaften im Eigentum von Gebietskörper­
schaften oder von Unternehmungen stehen 
müssen, an denen die Gebietskörperschaften 
mit mindestens 51 Prozent beteiligt sind . 

Aufgrund des 2 .  Verstaatlichungsgesetzes 
sind Großkraftwerke, die nicht zur Erfüllung 
der Aufgaben der Landeselektrizitätsgesell­
schaften bestimmt sind, den Sondergesell­
schaften zu übertragen. Die Anteile an den 
Sondergesellschaften müssen derzeit gemäß 
§ 4 Abs. 2 des 2. Verstaatlichungsgesetzes im 
Eigentum der öffentlichen Hand stehen, und 
es ist eine 50prozentige Beteiligung des Bun­
des erforderlich. Bei einer Nichteinigung der 
Bundesländer über die Höhe ihrer Beteili­
gung an diesen Sondergesellschaften ist nach 
der derzeitigen Rechtslage die Bundesregie­
rung zur Entscheidung befugt. Von den 
Bestimmungen über die Beteiligung der 
öffentlichen Hand an den Sondergesellschaf­
ten kann derzeit die Bundesregierung mit 
Zustimmung des Hauptausschusses des 
Nationalrates Ausnahmen zulassen, soweit 
dies im energiewirtschaftlichen Interesse 
gelegen ist. Der gegenständliche Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates beseitigt nun die 
Verpflichtung, daß die Anteilsrechte an beste­
henden und künftigen Großkraftwerken im 
öffentlichen Eigentum stehen müssen. Hiebei 
wird jedoch festgelegt, daß an der Öster­
reichischen Donaukraftwerke Aktiengesell­
schaft, der Österreichischen Draukraftwerke 
Aktiengesellschaft, der Osttiroler Krafvverke 
Gesellschaft m. b. H. ,  der Tauernkraftwerke 
Aktiengesellschaft und der Verbundkraft 
Elektrizitätswerke Gesellschaft m. b. H. min­
destens 51 Prozent und an der Donaukraft­
werk Jochenstein Aktiengesellschaft, der 
Ennskraftwerke Aktiengesellschaft und der 
Österreichisch-Bayerischen Kraftwerke 

Aktiengesellschaft mindestens 50 Prozent der 
Anteilsrechte im Eigentum des Bundes oder 
der Verbundgesellschaft stehen. Hinsichtlich 
der Vorarlberger Illwerke Aktiengesellschaft 
wird eine eigene Regelung getroffen, durch 
die normiert wird, daß der Bund an der Vor­
arlberger Illwerke Aktiengesellschaft mit 
mindestens 50 Prozent beteiligt sein muß, 
soferne nicht mit Zustimmung des Hauptaus­
schusses des Nationalrates anderes festgelegt 
wird. Die treuhändige Verwaltung der im 
Eigentum des Bundes verbleibenden Anteils­
rechte des Bundes an der Vorarlberger Ill­
werke Aktiengesellschaft wird der Verbund­
gesellschaft übertragen .  

Während nach der derzeitigen Rechtslage 
die Anteilsrechte der Verbundgesellschaft im 
Eigentum des Bundes stehen müssen, sieht 
der gegenständliche Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vor, daß 51 Prozent des Aktien­
kapitals der Verbundgesellschaft im Eigen­
tum des Bundes stehen müssen und mit Aus­
nahme von Gebietskörperschaften und Unter­
nehmungen, die an den Gebietskörperschaf­
ten mit 51 Prozent beteiligt sind , das Stimm­
recht j edes Aktionärs in der Hauptversamm­
lung mit 5 Prozent des Grundkapitals 
beschränkt ist. Gleichzeitig verpflichtet der 
Gesetzesbeschluß die Organe der Verbundge­
sellschaft zur Bedachtnahme auf die Energie­
politik der Bundesregierung. Anstelle der der­
zeit im 2. Verstaatlichungsgesetz vorgesehe­
nen Vertretung der "Arbeiter und Angestell­
ten der verstaatlichten Unternehmungen der 
Elektrizitätswirtschaft" im Aufsichtsrat der 
Verbundgesellschaft ist nun ausdrücklich 
eine Vertretung durch den Österreichischen 
Gewerkschaftsbund vorgesehen. 

Der Gesetzes beschluß enthält eine neue 
Fassung der Aufgaben der Verbundgesell­
schaft, wobei nunmehr ausdrücklich festge­
legt wird, daß diese Aufgaben im öffentlichen 
Interesse zu erfolgen haben . Bei dieser neuen 
Fassung der Aufgaben ist unter anderem nun­
mehr vorgesehen, daß die bisherige Überprü­
fung der Verträge über Stromlieferungen von 
mehr als 1 Million Kilowattstunden durch 
eine nunmehrige Überprüfung der Verträge 
über Stromlieferungen von mehr als 10 Millio­
nen Kilowattstunden ersetzt wird. Für diese 
Regelung wird gleichzeitig ausdrücklich nor­
miert, daß sie durch einfaches Bundesgesetz 
geändert werden kann. 

Der gegenständliche Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates sieht weiters vor ,  daß die 
Anteilsrechte des Bundes an der Donaukraft­
werk Jochenstein Aktiengesellschaft, der 
Ennskraftwerke Aktiengesellschaft und der 
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Österreichisch-Bayerischen Kraftwerke 
Aktiengesellschaft gegen ein Entgelt von 
6 Milliarden Schilling in das Eigentum der 
Verbundgesellschaft übertragen werden. Das 
Entgelt ist bis spätestens 30. November 1987 
zu entrichten. 

Außerdem wird der Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Finan­
zen ermächtigt, Anteilsrechte an der Ver­
bundgesellschaft bis zu 49 Prozent des Grund­
kapitals zu veräußern. In diesem Zusammen­
hang soll zur Finanzierung von Forschungen, 
Entwicklungen und Umstellungen für den 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft durch 
ein Bundesgesetz ein Fonds eingesetzt wer­
den, der beginnend ab 1 .  Jänner 1988 in drei 
Halbjahresetappen zu je 2 Milliarden Schil­
ling zu dotieren ist. Von den Erlösen aus dem 
Verkauf der Anteilsrechte des Bundes an die 
Verbundgesellschaft sind bis zum 1. Juli 1989 
weitere 2 Milliarden Schilling diesem Fonds 
zuzuführen. 

Schließlich soll § 1 10 Abs. 9 des Arbeitsver­
fassungsgesetzes sowie das Bundesgesetz, 
BGBL Nr. 458/1974, betreffend die Mitwir­
kung von Arbeitnehmervertretern im Auf­
sichtsrat der "Österreichischen Elektrizitäts­
wirtschafts-Aktiengesellschaft" (Verbundge­
sellschaft) aufgehoben werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 6. Juli 1987 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen , dem Hohen Hause zu empfeh­
len, dem vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates die verfassungsmäßige Zustim­
mung zu erteilen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Dem Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 2. Juli 1987 betreffend ein Bundesverfas­
sungsgesetz, mit dem das 2. Verstaatlichungs­
gesetz geändert wird und organisationsrecht­
liehe Bestimmungen für die vom 2 .  Verstaatli­
chungsgesetz betroffenen Unternehmungen 
erlassen werden, wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Vorsitzende: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter für seine Ausführungen und begrüße 
den im Hause erschienenen Staatssekretär 
im Bundesministerium für Finanzen Herrn 
Dr. Johannes Ditz. (Allgemeiner Beifall.) 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dkfm. Dr. Pisec. Ich erteile es ihm. 

10.34 

Bundesrat Dkfm. Dr. Pisec (ÖVP, Wien) : 
Frau Vorsitzende! Herr Staatssekretär! Hoher 
Bundesrat! Nach dem ausführlichen Bericht 
des Herrn Berichterstatters hoffe ich, daß ich, 
obwohl ich manches wiederholen muß, die 
Aufnahmebereitschaft nicht überschätze, 
nicht überbeanspruche. 

Die vorliegenden drei Gesetzesbeschlüsse 
des Nationalrates, nämlich das ÖIAG-Finan­
zierungsgesetz, die gesetzliche Regelung 
betreffend Erhöhung der Eigenkapitalanteile 
der CA und Länderbank mittels Ausgabe 
neuer Aktien sowie eines Bundesverfassungs­
gesetzes zur Abänderung des 2. Verstaatli­
chungsgesetzes, mit dem Ziel , daß der Bund 
seine Anteile an den Sondergesellschaften 
der E-Wirtschaft bis zum 30.  November dieses 
Jahres an die Verbundgesellschaft um 6 Milli­
arden Schilling verkaufen kann, wobei dann 
anschließend von der Verbundgesellschaft 
49 Prozent des Aktienkapitals emittiert wer­
den sollen, stellen samt und sonders betrach­
tet einen historischen Markstein auf der 
Rückkehr zu einer liberaleren Marktwirt­
schaft als bisher dar. Es sind insgesamt sie­
ben Gesellschaften der Elektrizitätswirt­
schaft, die davon betroffen werden. 

Weiters ist es, wie wir alle wissen, notwen­
dig, an die ÖIAG Kapitalzufuhr zu leisten, die 
Zufuhr von weiteren 20,6 Milliarden Schilling; 
12 ,3 Milliarden Schilling wurden ja schon 
gegeben. Die Eröffnung des Kaufrechtes für 
Ausländer an den Aktien der beiden Großban­
ken und die Erlöse aus dem Verkauf der Son­
dergesellschaften, die ich gerade erwähnt 
habe, stellen ein geeignetes Mittel dar, um die 
Finanzbedürfnisse der verstaatlichten Wirt­
schaft einerseits und des Budgets 1987 und 
der folgenden andererseits zu decken. 

Darüber hinaus wird der vorgesehene Ver­
kauf der 49 Prozent 6, 7 oder 8 Milliarden 
Schilling erbringen. Zuallererst werden mit 
Wirkung zum Ende dieses Jahres davon zwei 
Milliarden Schilling in den sogenannten Tech­
nologietopf eingebracht. Dieser Technologie­
topf soll j a  8 Milliarden Schilling erreichen, 
indem in weiteren Abständen durch jeweils 
2 Milliarden Schilling-Raten dotiert wird, und 
zwar jeweils am 1. Jänner 1988, 30. Juni 1988, 
1. Jänner 1989 und 30. Juni 1989. Wir nehmen 
an, daß noch mehr Mittel aus dem Erlös her­
einkommen werden, und die dienen dann 
wahrscheinlich in der gleichen Höhe, viel­
leicht sogar mit einer größeren Größenord­
nung, der Dotierung des Budgets. 
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Für uns ist wichtig, daß dieser Innovations­
topf der gesamten gewerblichen Wirtschaft 
zur Verfügung stehen wird und wirklich 
zweckgebunden der Innovation dienen soll , 
der Verbesserung des technischen Know-how 
und der Förderung neuer Technologien und 
Produktionsprozesse . 

Wenn wir die Verfassungsbestimmung, die 
vom Herrn Berichterstatter angezogen 
wurde, betreffend des Beibehaltens von 
51 Prozent Bundesanteil an der E-Wirtschaft, 
gleichzeitig unter dem Eindruck der Tatsa­
chen betrachten, daß im Artikel I Z. 12 festge­
legt ist, daß es den städtischen Unternehmen 
in Zukunft nicht möglich sein wird, die Über­
tragung von privaten und staatlichen E­
Werkseinrichtungen zu verlangen, und außer­
dem durch die gleichzeitige Aufhebung des § 1 
und 2 in Zukunft keine Verstaatlichung von 
privaten E-Werksunternehmungen nach dem 
2. Verstaatlichungsgesetz mehr möglich ist, 
ist die Würdigung dieser Beibehaltung der 
Verfassungsbestimmung bezüglich der 
51 Prozent Staatsanteil anders zu betrachten. 
Es handelt sich um einen Komprorniß, einen 
Komprorniß, den wir mittragen. 

Jedenfalls wird die Österreichische Ver­
bundgesellschaft gesamteuropäisch ein sehr 
großes Unternehmen werden. Sie wird Euro­
pareife erlangen, und das ist für die öster­
reichische Energieversorgung von besonderer 
Bedeutung. 

Wenn wir die Verkaufstätigkeit aus dem 
Aktienbesitz der Creditanstalt und der Län­
derbank, der noch aufgestockt werden soll , 
würdigen wollen, müssen wir auch die 
Behandlung der Aktionäre betrachten, und 
zwar in bezug auf den Aktienertrag und den 
Aktienbesitz. Aber über diesen Punkt wird 
nach mir der Herr Präsident Mautner Mark­
hof ausführlich, nehme ich an, berichten und 
ausführliche Vorschläge unterbreiten. 

Die Gesamtfinanzierung der ÖIAG von 32,9 
Milliarden Schilling soll aber auch eine 
gewisse Kontrolle erhalten. Es muß ein Ver­
trag zwischen dem Bund und der ÖIAG abge­
schlossen werden, damit der Einsatz dieser 
Mittel ausschließlich zur Strukturverbesse­
rung, zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Lage der Unternehmen ermöglicht wird. 

Selbstverständlich ist dazu eine entspre­
chende Auskunftspflicht, Berichtspflicht, Ein­
sichtsrecht der ÖIAG zu verbriefen. 

Die Beschränkung für einzelne Kreditope­
rationen der ÖIAG auf nunmehr bis zu 2 ,5 

Milliarden Schilling ist bereits ein solcher 
Schritt und sicher eine kluge Vorsichtsmaß­
nahme. 

Der Bund hat sich das Recht herausverhan­
delt, die ÖIAG zu zwingen, einen Finanzplan 
zu erstellen. Das Eingehen auf den Kapital­
markt hängt auch von der Gestaltung betrieb­
licher und einzelvertraglicher Vereinbarun­
gen, zum Beispiel Zusatzpensionen, ab. Bitte 
erinnern Sie sich an die hohen Pensionsan­
sprüche verschiedener Vorstandsmitglieder ,  
die bei anderen Unternehmen nicht solche 
Pensionsforderungen hätten erheben können, 
sondern die anders behandelt worden wären. 
Also wenn schon solche einzelvertragliche 
Vereinbarungen in Zukunft abgeschlossen 
werden sollten, dann muß der Ertrag des 
Unternehmens das erlauben. Ist das nicht der 
Fall, dann gibt es das in Zukunft nicht mehr . 
Also eigentlich gar nichts Besonderes, in der 
Privatwirtschaft ist das von Haus aus immer 
der Fall gewesen. Aber hier muß man es 
besonders anführen. 

Natürlich verlangt man, so wie von jedem 
privaten Betrieb, auch eine Eigenleistung aus 
dem eigenen Betriebsvermögen. Wenn ein 
privates Unternehmen krachen geht, wenn es 
Pleite macht, muß es all sein Vermögen ein­
setzen zur Abdeckung der entstandenen 
Schulden, denn die Banken, die Krankenkas­
sen, ja der Ausgleichsverwalter erzwingen 
das. Und bei Einzelunternehmen, die nicht 
juristische Personen, also keine Aktiengesell­
schaften, keine Ges.m.b.H.,  sind, wird der Ein­
zelunternehmer gezwungen, sein gesamtes 
eigenes Vermögen in einem solchen Fall ein­
zusetzen. 

Es ist daher zweifelsohne berechtigt, zu ver­
langen, daß verschiedene Vermögensteile aus 
dem Besitz insbesondere der großen Stahlfir­
men, zum Beispiel der VOEST-ALPINE, zur 
Deckung der entstehenden Kapitalerforder­
nisse und zur Verlustabdeckung mit herange­
zogen werden.  Dazu gehört auch Waldbesitz. 

Oder wie es ein Wirtschaftssprecher , ich 
glaube, es war Präsident Dittrich, im Natio­
nalrat angeführt hat: Es gibt keinen Grund, 
große Eigenjagden in einer solchen Situation 
weiter zu erhalten, denn man könnte um billi­
geres Geld die Geschäftspartner zum Beispiel 
nach Hawaii fliegen. Aber das würde dann 
niemandem mehr einfallen, denn das wäre 
doch für die Öffentlichkeit schon ein bißchen 
zu arg. Also wozu braucht man das in einer 
solchen schwierigen Situation? 

Darüber hinaus sind j a  auch im Arbeits-
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übereinkommen solche Eigenleistungen vor­
gesehen: Der Wolfram-Bergbau wird verkauft 
werden, die Gaskoks, die GKB, die VOEST­
ALPINE-Glas. Und andere Verkäufe wurden 
bereits realisiert, wie die Futuritwerke aus 
dem Bestand der ÖIAG. Aber auch der Ver­
kauf der Austria-Email, KDAG, ASTA und 
ACAMPA steht noch zur Diskussion. 

Die Privatisierung läuft an. Umso fassungs­
loser steht die Öffentlichkeit der Tatsache 
gegenüber, daß die prognostizierten Verluste 
für das Jahr 1987 der VOEST und der VEW 
sich weiter erhöhen. Eigentlich, muß ich 
sagen, ist Dr. Taus, Dr. Heindl, Dr. Schüssel 
und Dr. Nowotny von den Herren geschäfts­
führenden Vorstandsmitgliedern ein Bären­
dienst erwiesen worden, denn diese Vertreter 
der beiden Großparteien haben sich bemüht, 
in sicher nicht leichten Verhandlungen zu 
einer Koalitionsvereinbarung zu gelangen. 
Das, was heute vorliegt, ist dieses Ergebnis, 
und beide Großparteien bekennen sich dazu. 
Aber auf der anderen Seite haben die in der 
Praxis Tätigen ihnen eine Vorlage gegeben, 
die nun schon weiter voranläuft. So ohnewei­
ters plötzlich um ein paar hundert Millionen 
Schilling, wie das so schön heißt, mehr Verlu­
ste, das weiß man schon im Juni. Bitte, was 
geschieht dann bis zum Jahresende? Wir müs­
sen verlangen, daß das nicht so weitergeht. 

Die Privatisierung läuft an, sie muß aber 
auch in einem internationalen Rahmen sein. 

Ich darf daran erinnern, Herr Staatssekre­
tär: Die vorangegangene Bundesregierung 
hat in diesem Saal, aber auch drüben im Saal 
ausführlich im Jänner des vergangenen Jah­
res, als die VOEST-Intertrading-Pleite als 
Hauptursache der VOEST-Pleite bezeichnet 
wurde, erklärt, daß Ölspekulationsgeschäfte 
eingestellt werden. Davon hört man heute 
nichts mehr. 

Es wurde auch gesagt, daß die Abwicklung 
der vorhandenen Ölkontrakte durch die dafür 
zuständige Fachfirma ÖMV durchgeführt 
werden soll. Davon hört man heute auch 
nichts mehr. 

Ich wage zu behaupten, ohne daß ich es 
jetzt mangels vorliegender Bilanzen dieses 
Jahres analysieren kann, daß die entstehen­
den Mehrverluste der VOEST sicher auch in 
der Intertrading zu suchen sind. Warum muß 
man die fortführen? Jedes andere Handelsge­
bilde könnte das genauso machen. Man muß 
an die Ursachen herangehen und die Ursa­
chen abstellen, sonst werden wir in Zukunft 

immer wieder weitere schwere Verluste 
bekommen. 

Ich erinnere daran: Am Beginn des vorigen 
Jahres gab es einen Wundergeschäftsführer 
im interimistischen Vorstand der VOEST, 
bevor man die anderen Herren fand, denn 
sein Unternehmen war so gut, das war die 
Chemie Linz. Unmittelbar nachher hat sich 
herausgestellt, daß es dort auch Ölspekulatio­
nen gab, und die waren auch ein Verlust. Mitt­
lerweile ist die Chemie Linz auch auf die Ver­
lustseite gefallen. 

Wenn also eine solche Grundsatzerklärung 
vom Gesetzgeber abgegeben wird, dann müs­
sen wir darauf dringen, daß in der Praxis dem 
auch nachgekommen wird. Die wirklich dazu 
berufenen Mandatare haben sich den Kopf 
zerbrochen, mühsam wurde wochenlang ver­
handelt, wochenlang wurde auch die Parität 
zwischen der Gemeinwirtschaft und der Pri­
vatwirtschaft ausbalanciert, und gleichzeitig 
gibt es dann dort andere Handlungen, die wir 
nicht gutheißen können und die in der Privat­
wirtschaft auch zu entsprechenden Folgen 
geführt hätten. 

Das Arbeitsübereinkommen vom 16. Jänner 
1987,  das die kurzfristige Verlustfreimachung, 
die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
und die langfristige Existenzsicherung der 
einzelnen verstaatlichten Unternehmen bei 
positiven Ergebnissen als Zielsetzung hat -
ich habe das aus dem Arbeitsübereinkommen 
zitiert - ,  gilt für alle. 

Es wird auch von einer Vorwärtsstrategie 
gesprochen, die eine Verbesserung der Posi­
tion im Ausland durch Neuproduktionen, 
durch Eingehen von Kooperationen und 
andere verbesserte Organisationsformen vor­
sieht. Ich zitiere, was der Fraktionsführer der 
Sozialistischen Partei im Nationalrat Abge­
ordneter Dr. Fischer vor wenigen Tagen, 
vorige Woche zur Vorwärtsstrategie der ver­
staatlichten Industrie sagte, etwas, zu dem ich 
mich hundertprozentig bekenne: 

"Die Ausgabe von Aktien" , so sagte er, 
"meine Damen und Herren, erfolgt ja nicht, 
um diesen Teil der österreichischen Wirt­
schaft zu schwächen oder aufzulösen, son­
dern, im Gegenteil, um den erwünschten 
Übergang zu einer offensiven Strategie 
zusätzlich zu den Budgetmitteln finanziell zu 
unterstützen. Das ist die Philosophie, die wir 
heute mit diesen Gesetzesbeschlüssen ver­
wirklichen wollen." 

Meine Damen und Herren! Das klingt sehr 

" 
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gut, und ich hoffe, daß das in der Zukunft 
auch durchgeführt wird und durchgehalten 
werden kann. Denn dazu gehören auch die zu 
erwartende Ausgabe von Aktien der ÖMV 
oder die Neubegründung der Pharma-Austria 
- sie wird jetzt stattfinden, zum Teil hat sie 
schon begonnen - und, wie ich schon zitiert 
habe, die Durchlüftung der Tochtergesell­
schaften der VOEST zum Beispiel . 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang 
auch an die in Westeuropa gerade diskutierte 
Privatisierung der Telephongesellschaften. 
Ich habe gestern Gelegenheit gehabt, mit dem 
Generaldirektor der Post im zuständigen Aus­
schuß darüber zu diskutieren. Man priva­
tisiert in Europa. Hätten wir das bereits, dann 
hätten wir keine Telephongebührenerhöhung 
zu gewärtigen, die den Konsumenten und die 
Wirtschaft ohne Begründung, nur weil das 
Budget saniert werden soll, belasten. Hier ist 
die Privatisierung zweifelsohne eine Notwen­
digkeit. (Stellvertretender Vorsitzender Dr. 
S c  h a m  b e  c k übernimmt die Verhand­
lungsleitung.) 

Damit erlauben Sie mir, daß ich Ihnen zu 
dieser Frage der Privatisierung aus dem 
umliegenden Feld Europas etwas zur Kennt­
nis bringe. 

Die internationale Erfolgsstory der europäi­
schen Privatisierung, zum Beispiel die franzö­
sischen Privatisierungsgesetze 1986: In einem 
Buch führt A. Manfred Kunze, Vorstandsmit­
glied der Elsässischen Bank, aus: 

"Weniger Staat" - sagen die Franzosen - ,  
"mehr Entscheidungsfreiheit, weniger Plan­
wirtschaft, mehr Privatinitiative, weniger 
Steuern und Soziallasten, mehr Investitionen 
und Schaffung neuer Reichtümer, das sind 
die Leitsätze - Slogans - ,  die seit März 
immer mehr hervorgehoben werden." Im 
Jahr 19871 "Im Hinblick auf die politische 
Cohabitation, die eine solche Politik gewisser­
maßen unter der Schirmherrschaft (wenn 
auch mehr oder weniger nur gezwungene!) 
gedeihen läßt, wird man vielleicht einmal von 
einer liberalen Marktwirtschaft a la fran�aise 
sprechen." 

Das aus einem Land, das vor wenigen Jah­
ren in der Verstaatlichung so stark aktiv 
geworden ist, daß nun das Pendel so stark 
zurückschlagen muß. 

Oder Deutschland: In seinem Buch "Die 
Privatisierung von Industriebeteiligungen" 
sagt Gunnar Ulldall: "Ich meine, daß den 
Interessen des Arbeitnehmers" - das viel-

leicht für die Ohren der Gewerkschaftsvertre­
ter - "viel mehr gedient ist, wenn der Arbeit­
nehmer in einem wirtschaftlich geführten 
Unternehmen arbeiten kann, wenn er weiß, 
daß dieses Unternehmen sich schnell den 
Marktänderungen anpassen kann. Diese 
Interessen der Arbeitnehmer decken sich mit 
den Interessen des Steuerzahlers, die eben 
einen sorgfältigen Umgang mit ihren Steuer­
geldern fordern, und es decken sich die Inter­
essen des Staates, der sich auch auf seine 
eigentlichen Aufgaben konzentrieren soll und 
sich nicht mit Unternehmerspielereien abge­
ben soll ." Wie wahrlich hat das bis jetzt auch 
in Österreich gegolten. 

Und lassen Sie mich last not least den 
Direktor des Adam Smith-Instituts in London, 
Eamonn Putler, zitieren. Es sind nur zwei 
Sätze, die ich zitieren möchte. Er sagt: "Pri­
vatisierung hat dazu beigetragen, die Steuern 
zu ermäßigen, das Input billiger zu machen, 
Beschränkungen abzubauen." 

Und der Brite sagte weiters: "Selbst im 
kommunistischen Block beginnen die Privat­
isierungen. Jedermann privatisiert. Es ist 
Zeit, das gleiche hier zu tun." Ich nehme das 
wörtlich für Österreich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das ,  meine Damen und Herren von der 
sozialistischen Fraktion, ist auch unser 
Appell. Denken Sie an das größere Europa, 
das wir doch so sehr anstreben. Denken Sie 
aber auch an die Umwälzungen im COME­
CON, an die Peristroika, wie sie dort genannt 
wird. Bleiben wir nicht stehen bei dem jetzt 
Erreichten, bei dem gemeinsam Erarbeiteten ,  
sondern gehen wir mutig i n  die wirtschaftli­
che Zukunft der fortwährenden Privatisie­
rung zum Wohle unserer Bürger! (Beifall bei 
der ÖVP.) 10.52 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zu Wort hat sich Herr Bundesrat 
Schachner gemeldet. Ich erteile es ihm. 

10.52 

Bundesrat Schachner (SPÖ, Steiermark): 
Herr Vorsitzender! Herr Staatssekretär! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Keine Angst: Wenn ich soviel Papier bewege, 
dann nicht deshalb, weil das mein Manu­
skript wäre, sondern ich wollte Ihnen nur zei­
gen , was die Debatte im Nationalrat trotz 
Redezeitbeschränkung an Papier gebracht 
hat. Das ist für mich ein Indiz dafür, daß es 
um eine sehr bedeutsame Sache geht, die 
heute hier abgehandelt werden soll . 

Bevor ich mich aber der Materie selbst 
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zuwende, muß ich doch ein paar Korrekturen 
an den Worten meines Vorredners anbringen. 
Herr Bundesrat Dr. Pisec! Die deutschen Ent­
staatlichungsgelüste halten sich im Rahmen, 
müssen sich im Rahmen halten . . . (Bundes­
rat Dr. P i s e c: Steuersenkung ist schon ein­
getreten!) Die Privatisierung verstaatlichter 
Betriebe, meinte ich damit, hält sich im Rah­
men, ganz einfach aus dem Grund, weil es 
dort nicht so viele verstaatlichte Betriebe gibt 
(Bundesrat Dr. P i s e c: Gott sei Dank!), 
wenngleich, Herr Kollege, es auch dort bei 
den Privatbetrieben gewaltige Zuschußemp­
fänger gibt, im Stahl bereich oder im Bergbau 
bei der Ruhrkohle zum Beispiel. (Bundesrat 
K Ö p f: Werften, Kohle!) 

Es ist für mich und für jeden, der sich in 
wirtschaftlichen Dingen auskennt, keine 
Frage, daß es völlig egal ist, wie die Eigentü­
merstruktur beschaffen ist, ob das ein größe­
rer Privatbetrieb ist, der der Stahlindustrie 
angehört, der Schwerindustrie angehört, oder 
ob das ein großer verstaatlichter Betrieb ist: 
Die Stahlkrise , die nun schon mehr als ein 
Jahrzehnt anhält, trifft beide im gleichen 
Maße, und beide wenden sich an ihre Regie­
rung, fordern Zuschüsse - und bekommen 
sie auch. (Bundesrat Dr. P i s e c: Aber die 
haben umstrukturiert und verdienen schon 
wieder!) 

In Österreich sind sie allerdings etwas 
anders, nämlich besser angelegt worden als in 
den Stahlbetrieben in England, wo Ihre per­
sönliche Freundin, so scheint's, Maggie That­
cher, ihr Schwert schwingt, oder in der Bun­
desrepublik Deutschland. In Österreich 
wurde nämlich Arbeitsplatzsicherung damit 
betrieben und nicht Arbeitsplätze mit staatli­
cher Unterstützung hingemordet. Das ist der 
kleine Unterschied! (Bundesrat H o l  z i n -
g e r: Warum haben sie sie wiedergewählt, 
wenn sie so schlecht ist? - Bundesrat Dr. 
P i s e c: Wegen der Privatisierung! - Bundes­
rat K ö p f: Es waren ohnehin nur 40 Prozent!) 
Ja, Herr Kollege, auch der englische Wähler 
ist lernfähig, und eines Tages wird das Pendel 
herumschwingen. Da können Sie sicher sein! 

Sehen Sie, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, die Stahlindustrie war es auch in 
Österreich, die sozusagen den Anstoß gab für 
das, was sich heute hier ereignet, für das, was 
heute hier in Gesetzesform gegossen wird, 
aber nicht die Stahlindustrie aus eigenem 
Verschulden, sondern ganz einfach deshalb, 
weil sich auf dem Weltmarkt einiges ereignet 
hat und auch in der Zukunft . . . (Bundesrat 
Dr. P i s e c: Und die Ölspekulationen! Haben 
wir die schon vergessen? Was ist mit den 

schlechten Absätzen am Anlagengebiet? 
Haben wir die schon vergessen ?) Herr Kol­
lege Dr. Pisec, ich bestreite nicht, daß hie und 
da Fehler gemacht worden sind. Ich bestreite 
nicht, daß hie und da gewaltige Fehler 
gemacht worden sind (neuerlicher Zwischen­
ruf des Bundesrates Dr. Pi s e c), aber Herr 
Kollege Dr. Pisec, wollen wir es den kleinen 
Arbeitnehmer, der am Monatsende mit 8 000, 
9 000 oder 1 0 000 S nach Hause geht, austra­
gen und ausbaden lassen, was hier geschehen 
ist. (Bundesrat Dr. Pi s e c: Der kann ja 
nichts dafür! - Zwischenruf des Bundesrates 
lng. M a d e  r t h a  n e r.) Sehen Sie, Sie sind 
bei der Verteilung Ihrer Zensuren wie immer 
sehr großzügig gewesen. 

Sie haben sich selber und uns die Frage 
gestellt, ob die Intertrading nicht auch in 
neuester Zeit wieder schuld ist an den Verlu­
sten, die in der verstaatlichten Industrie 
gemacht werden. Lieber Herr Kollege, da 
muß ich Ihnen sagen: Lesen Sie die Zeitun­
gen. Dann werden Sie daraus erfahren, daß 
die Intertrading ihre Bilanz pflichtgemäß 
gelegt hat und daß es bei wesentlich verrin­
gertem Bilanzvolumen wegen der nicht mehr 
durchgeführten Spekulationsgeschäfte dazu 
gekommen ist, daß ein, wenngleich auch 
geringer, aber immerhin doch ein Gewinn im 
Jahre 1986 erwirtschaftet wurde. Das können 
Sie in der Zeitung lesen. (Bundesrat Dr. 
P i s  e c: Nich t einen Groschen!) 

Wenn Sie also hier diese Frage sich selbst, 
uns und dem Publikum stellen und Wert dar­
auf legen, daß das ins Protokoll hineinkommt 
- natürlich vor laufender Fernsehkamera - ,  
j a  dann erhoffen Sie sich einen gewissen 
populistischen Erfolg, den ich Ihnen aber lei­
der nicht gönnen kann. Der Wahrheit muß 
auch hier die Ehre gegeben werden. (Neuerli­
cher Zwischenruf des Bundesrates Dr. 
P i s e c.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenden wir uns aber nun dem eigentlichen 
Thema zu und betrachten wir die geschichtli­
che Entwicklung der verstaatlichten Industrie 
nach dem Zweiten Weltkrieg in Österreich. 

Die ÖVP hat sich damals schon sehr schwer 
getan zuzustimmen, nur ist sie von anderen 
Voraussetzungen ausgegangen und ist sozusa­
gen ein Opfer ihrer eigenen Propaganda 
geworden. Die Österreichische Volkspartei 
hat, wie man in der Zwischenzeit in der Lite­
ratur nachlesen kann, damals der Verstaatli­
chung nur deshalb zugestimmt, weil man 
erstens sich . dadurch erhoffte, die Betriebe 
vor dem Zugriff der Sowjets zu bewahren, 
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und zum anderen, weil man der Annahme 
war, daß diese Betriebe ohnehin niemand 
haben wollte . Das war das Motiv der Öster­
reichischen Volkspartei für ihre Zustimmung 
im Jahre 1947 , und seither hat sich an ihrer 
Einstellung nicht sehr viel geändert. (Bundes­
rat Dr. P i s  e c: Das ist 40 Jahre her!) 

Welch getrübtes Verhältnis die Öster­
reichische Volkspartei und hier insbesondere 
Herr Bundesrat Dr. Pisec, der in seinen Pri­
vatgeschäften ein Konkurrent der Intertra­
ding ist (Bundesrat Dr. Pi s e c; Bei den Prei­
sen kann man kein Konkurrent sein!), zur 
Verstaatlichten hat, geht daraus hervor, daß 
der damalige Vizekanzler und Handelsmini­
ster Dr. Bock noch im Jahre 1966 dafür einge­
treten ist, der verstaatlichten Industrie den 
Weg in die Finalindustrie zu verwehren. 
Glücklicherweise hat er sich nicht durchge­
setzt, aber die Finalindustrie konnte aus die­
sem Grund erst zu einem so späten Zeitpunkt 
begonnen werden, als der Markt bereits 
besetzt war, das heißt also , sie konnte sich 
nur auf einen Verdrängungswettbewerb ein­
lassen und ist dabei leider in vielen Bereichen 
aufs Gesicht gefallen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Auch ich möchte auf andere Staaten verwei­
sen, wenn ich von der Weltstahlkrise spreche, 
aber in einer anderen Form, als dies Herr 
Bundesrat Dr. Pisec getan hat. Wieviel Geld 
wurde in die Stahlbetriebe der EG, in die 
Stahlbetriebe der Vereinigten Staaten und 
auch in die Stahlbetriebe J apans hineinge­
steckt! Das geschah aber nicht mit dem Ziele , 
dort Arbeitsplätze zu sichern und zu bewah­
ren,  sondern mit dem Ziel, die Arbeitsplätze 
wegzurationalisieren. (Bundesrat H o l  z i n  -
g e r: Die notwendigen Strukturveränderun­
gen haben wir verabsäumtlj Österreich ist es 
gelungen, einen anderen Weg zu gehen, der 
darin zum Ausdruck kommt, daß heute 
unsere Arbeitslosenzahlen immer noch weit 
unter denen der von mir genannten Staaten 
beziehungsweise Staatenverbände liegen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es kommt im Koalitionsübereinkommen zum 
Ausdruck, daß dies die letzte Mittelzuführung 
sein soll. Ich, der ich selbst seit 32 Jahren in 
einem verstaatlichten Unternehmen beschäf­
tigt bin, davon mehr als 16 Jahre als Betriebs­
ratsobmann, weiß, welche Verpflichtung das 
ist, welcher Ansporn aber gleichzeitig auch. 
So wie Sie bin auch ich für Rationalisierung, 
denn die verstaatlichte Industrie kann nicht 
überleben, wenn sie nicht Schritt hält mit 
dem Weltmarkt beziehungsweise mit den 

Konkurrenten, die sie auf dem Weltmarkt 
antrifft. 

Ich bin wie mein Vorredner, Herr Dr. Pisec, 
der Meinung, daß sehr viel kontrolliert wer­
den muß, allerdings in einer anderen Form, 
als er meinte. Ich meine nämlich, daß die 
Managements der Betriebe einer effizienten 
Kontrolle unterzogen werden sollen. Ich 
glaube, es war Lenin, der gesagt hat: "Ver­
trauen ist gut, Kontrolle ist besser." In vielen 
Dingen stimme ich mit ihm nicht überein, 
aber in dieser Beziehung stimme ich sehr 
wohl mit ihm überein. Ich glaube, daß die 
Kontrolle in der Vergangenheit entweder 
quantitativ nicht ausreichte oder aber qualita­
tiv nicht entsprach. 

In der Gesetzesvorlage ist die Rede davon, 
daß eine Verbesserung der Wettbewerbsfähig­
keit herbeigeführt werden soll. Dem stimme 
ich absolut zu, glaube aber, daß eine Verbes­
serung der Wettbewerbsfähigkeit nicht durch 
Geldgeschenke - so notwendig sie im Augen­
blick sind - erreicht wird, sondern daß hier 
Eigenleistungen durch geistige Anstrengung 
erbracht werden müssen. 

Man muß nicht unbedingt einen Forstbe­
trieb verkaufen, Herr Dr. Pisec, um dann an 
den neuen Besitzer Entschädigungen zahlen 
zu müssen, weil man Schadstoffe emittiert, 
die gerade in diesen Forst hineinströmen oder 
durch den Wind hineingetragen werden. Da 
ist es schon gescheiter, man behält sich den 
Forstbetrieb und hat dort gleichzeitig die 
Möglichkeit, auch die Anlagen zur Luftrein­
haltung (Zwischenruf des Bundesrates Dr. 
Pi s e cl, die man produziert und mit denen 
man auch auf den Markt gehen möchte, zu 
erproben. Es geht j a  nicht darum, daß hier der 
eine oder andere Vorstand seiner J agdleiden­
schaft frönt, sondern hier geht es um ganz 
andere Dinge . (Zwischenruf des Bundesrates 
Dr. Pi  s e c.) 

Man kann das nicht in schnoddrigem Ton 
abtun und sagen: Bitte schön, sollen sie halt 
die Kunden nach Hawaii einladen. (Bundes­
rat Dr. P i s  e c: Das ist billiger!) Hier stecken 
ganz andere Gründe dahinter, lieber Herr 
Kollege, das darf ich Ihnen versichern. (Bun­
desrat Dr. P i s  e c: Die würde ich gerne 
hören!) 

Ich habe es Ihnen j a  schon gesagt! Sie wer­
den doch nicht den Forstbetrieb verkaufen 
und dann an den neuen Besitzer Entschädi­
gungen zahlen, weil Schadstoffe emittiert 
werden. Eine Industrie, die schadstofffrei 
arbeitet, gibt es auf dieser Welt noch nicht. 
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(Bundesrat H o l  z i n g e r: Das ist aber unlo­
gisch! Das ist sehr unlogisch!) Nein, das ist es 
nicht! (Bundesrat H o l  z i n g e r: Grundsätz­
lich sollte man überhaupt die Schadstoffemis­
sion reduzieren!) Ich gebe Ihnen vollkommen 
recht, man sollte die Schadstoffemissionen 
reduzieren, aber dort, wo man es aus techni­
schen oder aus finanziellen Gründen nicht 
restlos kann, muß man darauf achten,  daß 
man den Wald ringsum sich erhält, damit 
man dann nicht Entschädigungen bezahlen 
muß . (Bundesrat H o l  z i n g e r: Er stirbt 
aber!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Hier war die Rede von Kontrolle. Diesem 
Begriff möchte ich mich etwas intensiver 
zuwenden. Warum sage ich das nun? - Nicht, 
weil ich mich vor laufender Fernsehkamera 
wichtig machen will oder weil ich meinem 
Dienstgeber, der auch aus dem Bereich der 
Verstaatlichten kommt, etwas am Zeug flik­
ken will, sondern ganz einfach, weil ich 
glaube, daß es notwendig ist, das gegenüber 
dem österreichischen Steuerzahler zu tun, um 
uns als Verantwortliche zu erweisen. 

Gerade in den letzten Tagen gab es Zei­
tungsberichte über Böhler Pneumatik, einem 
Tochterbetrieb der VEW. Wir erfahren hier, 
daß im heurigen Jahr wahrscheinlich ein Ver­
lust von 600 Millionen Schilling entstehen 
wird, in einem Betrieb, der 520 Personen ins­
gesamt beschäftigt. Es gehört also schon eine 
gewisse Unverfrorenheit dazu, wenn Herr 
Generaldirektor Schmollgruber Ihrer 
Reichshälfte zuzuordnen, kein Sozialist, der 
verwirtschaftet - Journalisten gegenüber 
erklärt, daß das, was Rechberger sagt, keines­
falls wahr sei. Es liege nicht eine J ahrespro­
duktion an Bohrgeräten in der Gegend 
herum, sondern es handle sich nur um ein 
Lager im Wert von 570 Millionen Schilling. 
Wer sich in der Branche auskennt, weiß, daß 
520 Personen einen Umsatz von 1 Million pro 
Kopf schaffen müssen, das ergibt 520 Millio­
nen Schilling Jahresumsatz. Mit einer Million 
pro Jahr kann man in dieser Verarbeitungs­
stufe ohne Verlust über die Hürden kommen. 
Das sage ich Ihnen. 570 Millionen Schilling 
liegen an unverkauften Geräten auf Lager, 
und Herr Schmollgruber wagt es, den Journa­
listen zu erklären, das sei keine Jahrespro­
duktion. Er hat im übrigen recht, denn es ist 
mehr als eine Jahresproduktion, was hier in 
der Gegend herumliegt. (Zwischenruf des 
Bundesrates Dr. P i s e c.) 

Außerdem erklärt Schmollgruber, der j a  
nicht erst seit wenigen Wochen oder Monaten 
in dem Geschäft ist, den Journalisten, er habe 

die Probleme der Druckluftgeräteerzeugung 
von seinen Vorgängern übernommen. Jetzt ist 
er seit ein paar Jahren bei diesem Geschäft 
und hat nichts herausgebracht. Was ist denn 
da die einzig logische Konsequenz? Helfen Sie 
mir, meine Herrschaften, Sie haben vorher 
meine Logik immer auf den rechten Pfad 
zurückgeführt! - Sie helfen mir nicht, also 
sage ich es Ihnen: Mit diesem Mann kann 
man nicht mehr arbeiten. Insofern verstehe 
ich meinen Kollegen Rechberger und kann 
ihn nur unterstützen, wenn er sagt, daß 
Schmollgruber abgelöst werden muß, weil die 
Aufgabe, die vor ihm liegt, für ihn einfach zu 
groß ist. (Bundesrat Dr. Pi s e c: Im Unter­
schied zu Androsch!) Bitte? Zum Unterschied 
von wem? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Jetzt werde ich ein bisserl kritisch. Wenn sich 
die Verstaatlichte - und hier meine ich in 
engerem Sinne die verstaatlichte Eisenindu­
strie - nicht einiges überlegt und durch den 
Kopf gegen läßt, wird sie in einigen Jahren 
neuerlich an den Gesetzgeber herantreten 
und Mittelzuführungen verlangen müssen. 
Das wollen wir von vornherein verhindern. 

Aus diesem Grunde sage ich: Die Verstaat­
lichte kann nur dann überleben, wenn sie 
endlich begreift, daß der Verkäufermarkt zu 
Ende gegangen ist und ein Käufermarkt ent­
standen ist - allerdings schon vor 20 Jahren. 
Sie hat es nur bis heute nicht realisiert. Denn 
wie sonst wäre es beispielsweise zu erklären, 
daß der neue Generaldirektor Lewinsky, der 
Sanierer, den man vor mehr als einem Jahr 
aus der Bundesrepublik geholt hat, erklärt 
hat: 85 Prozent der VOESTischen Verkäufer 
seien nur intern wirksam. Und bis heute ist 
nichts geschehen, was diesem Umstand abge­
holfen hätte! 

Es gibt bis heute - und das kann ich sagen, 
hier spreche ich aus der Praxis, und ich habe 
mich mehrfach danach erkundigt; das ist 
ohnehin ein bisserl verkehrt, wenn sich der 
Betriebsrat nach solchen Dingen erkundigen 
muß - keinen einzigen Verkäufer in der 
VOEST-ALPINE, der auf Provisionsbasis 
arbeitet. Das heißt also, egal ob er zu Hause 
hinterm warmen Ofen sitzt oder ob er sich auf 
den Markt hinaus begibt, sich dort von der 
Kundschaft wegen der finanziellen Entwick­
lung beschimpfen läßt, aber trotzdem noch 
etwas verkauft, finanziell bekommt er immer 
gleich viel. 

In dem Betrieb, in dem ich tätig bin, sind ­
um Verkaufsmißerfolge nicht augenfällig wer­
den zu lassen - in 1 8  Jahren 17 organisatori-
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sehe Änderungen durchgeführt beziehungs­
weise die handelnden Personen ausgewech­
selt worden. Welche Kundschaft läßt es sich 
gefallen, daß jedes Jahr ein anderer kommt 
und ihr irgend etwas einreden will? Der neue 
Verkäufer kann natürlich über die betriebli­
chen Verhältnisse und über die Bedürfnisse 
dieses Kunden gar nicht ausreichend infor­
miert sein. Hier kann sich kein Vertrauens­
verhältnis bilden. Und so ist es nicht weiter 
verwunderlich, daß man im In- und auch im 
Ausland im Exportgeschäft große Einbußen 
hat hinnehmen müssen. (Zwischenruf des 
Bundesrates H o l  z i n g e r.) 

Herr Kollege! Ich bin Ihnen dankbar für 
diese Zwischenbemerkung, für diesen Zuruf, 
den Sie gemacht haben. Es ist ein Stichwort, 
wofür ich wirklich nur danken kann. Sicher­
lich war es hier so, daß man Personen, die 
nicht gerade für dieses Geschäft bestens 
geeignet waren, berufen und dann, als man 
erkannte, daß es nicht die richtigen waren, 
auf andere Dienstverwendungen verwiesen 
hat. 

Herr Kollege! Es hat eben in der verstaat­
lichten Industrie in der Vergangenheit die 
Politik eine gewaltige Rolle gespielt. Ein Par­
teibuch war wahrscheinlich eine bessere 
Empfehlung als ein Hochschulabschluß oder 
eine sonstige passende Ausbildung. Aber das 
ist ein Umstand, den nicht die Sozialisten 
allein zu vertreten haben, sondern das ist das 
Ergebnis des sogenannten Krampus-Abkom­
mens, demzufolge alle leitenden Posten im 
Proporz besetzt wurden. Das ist ein Fehler 
der Vergangenheit, von dem ich hoffe, daß er 
in Zukunft nicht mehr auftritt. Ich kann aber 
nur hoffen - die Entwicklung der letzten 
Wochen und Monate gibt noch keine deutli­
chen Anzeichen dafür - ,  daß es in Zukunft 
wirklich so sein wird. 

Abschließend möchte ich sagen: Für die 
eisen- und stahlverarbeitenden Betriebe 
innerhalb der verstaatlichten Industrie in 
Österreich ist es heute 1 vor 12, es ist nicht 5 
vor 12,  sondern es ist 1 vor 1 2 .  Wir müssen 
also schleunigst diese Mittelzuführung 
bewerkstelligen, um den Betrieben eine 
Chance zu geben. Diese Chance müssen sie 
dann ergreifen und - nach einem guten 
Rezept von "Münchhausen" - sich selbst an 
den eigenen Haaren aus dem Sumpf ziehen. 
Nur so ist ein Weiterbestand dieser Betriebe 
möglich, nur so ist eine klaglose Einfügung 
dieser Betriebe in den Weltmarkt möglich, 
und nur so können die Arbeitsplätze in der 
verstaatlichten Industrie, wenngleich auch 

nicht in dem Maße , wie sie jetzt vorhanden 
sind, für die Zukunft gesichert werden. 

Die verstaatlichten Betriebe haben sich vor­
genommen, in Zukunft wieder Gewinne zu 
schreiben. Wir sollten sie auf diesem Weg 
begleiten, aber nicht in der Form, daß wir sie 
kritisieren, sondern wir sollten sie kontrollie­
ren, sollten konstruktiv mit ihnen zusammen­
arbeiten. Dann, glaube ich, und nur dann ist 
es möglich, daß die verstaatlichten Betriebe 
wieder ein nützliches Glied unserer Wirt­
schaft werden können. - Danke. (Beifall bei 
der SPÖ.) 1 1 .14 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Professor Dr. Manfred Mautner Mark­
hof . Ich erteile es ihm .  

1 1 . 14 

Bundesrat Dr. h .  c. Mautner Markhof (ÖVP, 
Wien) : Herr Vorsitzender! Herr Staatssekre­
tär! Hoher Bundesrat! Vor uns liegt das Bun­
desverfassungsgesetz, mit dem das 2. Ver­
staatlichungsgesetz geändert werden soll. 

Bedauerlicherweise war die Diskussion dar­
über durch eine Auseinandersetzung über 
eine allfällige Festschreibung der Bundes­
mehrheit an den Gesellschaften der verstaat­
lichten Industrie und der verstaatlichten E­
Wirtschaft in der Verfassung überschattet. 
Erfreulicherweise ist es aber dann doch 
gelungen, Einigung über die weitere Vor­
gangsweise zu erzielen. Eine Festschreibung 
der Bundesmehrheit im Gesetz selbst unter­
bleibt. Auf den Sonderfall der E-Wirtschaft 
komme ich noch zu sprechen. 

Die kurz ventilierte Vorgangsweise hätte 
zweifellos den Nachteil gehabt, daß damit 
Österreich den von den beiden Koalitionspart­
nern akzeptierten Weg einer weiteren und 
intensiveren Annäherung an Europa und die 
in den europäischen Staaten herrschende 
grundsätzliche Auffassung über die Wirt­
schaftsordnung neuerlich verlassen hätte. 

In Österreich geht es darum, im Zuge einer 
Vermögensumschichtung und im Hinblick auf 
die von der Bundesregierung verfolgte Bud­
getsanierung, die ja auch von den beiden 
Regierungsparteien voll getragen wird, 
zusätzliche Mittel aufzubringen, um neue 
innovative Projekte finanzieren zu können. 
Man hat sich dabei darauf geeinigt, einen Teil 
der im Eigentum der Republik Österreich ste­
henden Anteile - sprich Aktien - an der 
Verbundgesellschaft an das private Publikum 
zu verkaufen. 
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Im Hinblick darauf, daß die hiefür notwen­
dige Novellierung des 2. Verstaatlichungsge­
setzes nur mit Zweidrittelmehrheit möglich 
ist, da hiefür jeweils die Zuständigkeit des 
Bundes neu begründet werden muß, ist auch 
für jede Änderung der einzelnen einschlägi­
gen Bestimmungen eine Zweidrittelmehrheit 
im Nationalrat erforderlich. 

Es wäre aber doch übertrieben,  deswegen 
von einer verfassungsmäßigen Absicherung 
der Verstaatlichten oder des Bundeseigen­
turns zu sprechen. Vielmehr sollte j etzt daran­
gegangen werden, die institutionellen Voraus­
setzungen dafür zu schaffen, daß der nun­
mehr möglich gewordene Schritt einer brei­
ten Aktienstreuung der Verbundgesellschaft 
und anderer auch verstaatlichter Industrieun­
ternehmen auch tatsächlich verwirklicht wer­
den kann. Hiezu bedarf es sicherlich noch 
großer Anstrengungen, wobei uns die westeu­
ropäischen Länder durchaus ein Vorbild sein 
können. 

Ohne jetzt auf Einzelheiten der Privatisie­
rungsschritte in der Bundesrepublik Deutsch­
land, in Frankreich oder in Großbritannien 
einzugehen, sei doch darauf hingewiesen, daß 
in den genannten Ländern seit längerer Zeit 
mit großem Nachdruck ein Rückzug des Staa­
tes aus der direkten Unternehmensbeteili­
gung und gleichzeitig auch eine Streuung des 
Aktienbesitzes in einer breiten Bevölkerungs­
schicht stattfindet. 

Vorrangiges Ziel auch in Österreich sollte 
es sein, Aktiengesellschaften zu haben, die 
sich auf ein breites Publikum abstützen. 
Dadurch sollte eine breite Eigentumsbildung 
ermöglicht werden und auch über die Tatsa­
che, daß viele Menschen als Aktienbesitzer an 
diesen Gesellschaften beteiligt sind, hinaus 
eine betriebswirtschaftliche Überlegung, eine 
Rechnung tragende Betriebsführung garan­
tiert werden. 

Nicht nur in Großbritannien oder Frank­
reich haben die Bürger zunehmend den Ein­
druck gewonnen, daß Private Betriebe doch 
besser führen als der Staat. Auch in Öster­
reich verbreitet sich diese Ansicht immer 
mehr. 

300 000 Menschen, die als Aktionäre einer 
Aktiengesellschaft eine Dividende sehen wol­
len, sind sicherlich gegenüber dem Vorstand 
dieser Unternehmen kritisch eingestellt. 
Diese kritische Haltung führt aber dazu, daß 
diese Betriebe erfolgreich geführt werden und 
auch Parteibuchwirtschaft ausgeschaltet 
bleibt, denn der Aktionär will Geld sehen. 

Leider stehen mir die Zahlen über die 
Gesamtzahl der Aktionäre in Großbritannien 
nicht zur Verfügung, dennoch kann ich aber 
darauf hinweisen, daß allein der Verkauf der 
Anteile an der Firma British Telecom 2 Millio­
nen Menschen zu neuen Aktionären dieser 
Gesellschaft gemacht hat. (Bundesrat K ö p f: 
Und 3 Millionen Arbeitslose!) Das hat ja  
damit nichts zu tun. Das ist an sich überhaupt 
kein Vergleich dazu. (Bundesra t K ö p f: Ich 
kann wirklich nicht folgen!) 

Wenn es also in Österreich gelingt, nur 
einen kleinen Prozentsatz dieser Menschen 
für die Eigentumsbildung in Form der Aktie 
zu gewinnen, so ist das ein großer Erfolg. 
Hiezu bedarf es aber entsprechender Rah­
menbedingungen. Voraussetzung dafür, daß 
Geld aus dem breiten Publikum direkt in die 
Wirtschaft fließt und damit eine Wechselwir­
kung entsteht, die dazu führt, daß das Mana­
gement dann direkt den Aktionären verant­
wortlich ist, ist eine weitere Entsteuerung und 
Entdiskriminierung der Aktien. 

Die derzeitige Doppelbesteuerung, einmal 
aufgrund der Gewinnbesteuerung der Aktien­
gesellschaft und zum zweiten Mal im Rahmen 
der Einkommensteuer, muß fallen. 

Was die Rahmenbedingungen betrifft, so 
steht an erster Stelle die Forderung nach 
Durchsetzung einer Steuerpolitik, die ein für 
den Bürger durchschaubares und kalkulierba­
res System darstellt. 

Neben der erwähnten Beseitigung der Dop­
pelbesteuerung ist es vor allem die Frage der 
Vermögensteuer, die angegangen werden 
muß. Hier müssen Erleichterungen Platz grei­
fen ,  um auch bei den Aktien zumindest die 
gleiche Rendite wie für ein normales Spar­
buch zu ermöglichen. Das wäre eine Grund­
voraussetzung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Vermögensteuer ist es nämlich, die die 
wirkliche Attraktivität der Aktien für den 
Anleger gegenüber den bisher in Österreich 
gebräuchlichen Möglichkeiten einschränkt 
und daher eine breitgestreute Eigenkapitalbil­
dung nicht in dem Maße, wie sie die öster­
reichische Wirtschaft dringend benötigen 
würde, erlaubt. 

Bei uns war es speziell in den letzten 
17 Jahren vorwiegend die Praxis, zuerst ein­
mal fleißig abzukassieren und dann, wenn die 
Rechnung nicht aufgegangen war, mit Sub­
ventionen und Rettungsmaßnahmen die zu 
Tode geschröpften Betriebe künstlich am 
Leben zu erhalten. Dabei wird vor allem ver-
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gessen, daß der Wirtschaft ein Gesundbeten 
nur schlecht bekommt. Optimales Wirtschaf­
ten ist immer ein der geistigen Problemlö­
sung nachgelagerter Prozeß. 

Mit anderen Worten: Es muß einem zuerst 
etwas einfallen, von dem man glaubt, daß es 
für den anderen nützlich sein wird, erst dann 
kann man die Problemlösung in die Tat 
umsetzen und auf dem Markt anbieten. 
Gesundes Wirtschaften verlangt also nach 
einem Klima, das durch Selbstvertrauen und 
Wagnisbereitschaft gekennzeichnet ist, nicht 
durch Unsicherheit und Herumdoktern an 
einem schwerfälligen System. 

Eine moderne, transparente und Privatin­
itiative fördernde Steuerpolitik wird letzten 
Endes auch zur Verbesserung der Entfal­
tungsmöglichkeit j edes einzelnen führen. 
Gerade dies wäre die wichtige Motivation für 
die Stärkung unserer Wirtschaft und ihrer 
Wertschöpfung für die Zukunft. 

Trotz dieses Bekenntnisses, daß innovative 
Projekte in erster Linie aus den erwirtschaf­
teten Geldern der Unternehmungen finan­
ziert werden sollen, ist es richtig, daß die 
Regierung zur Förderung von besonders inno­
vativen Projekten zusätzlich Geldmittel zur 
Verfügung stellen möchte. 

Im Hinblick auf die von den beiden Regie­
rungsparteien getragenen Schritte zur Bud­
getsanierung und den damit verbundenen 
Abbau der herkömmlichen Subventionslei­
stungen müssen neue Wege der Mittelaufbrin­
gung beschritten werden. Dies soll vor allem 
durch Umschichtung von Kapitalbeteiligun­
gen des Bundes geschehen. 

Ein Schritt in diese Richtung ist der Ver­
kauf eines Teiles des Eigenkapitals der Ver­
bundgesellschaft, der mit der Novellierung 
des 2. Verstaatlichungsgesetzes ermöglicht 
werden soll . Um diese Transaktion auch wirk­
lich in die Tat umsetzen zu können, sind eben 
ein entsprechendes Klima und die Weckung 
der Bereitschaft, Aktien dieser Gesellschaft 
zu kaufen, beim breiten Publikum notwendig. 

Alle Diskussionen, die darauf abzielen, hier 
wieder Sonderbestimmungen zu schaffen, 
sind einer solchen Vorgangsweise nicht för­
derlich. Es ist daher zu hoffen, daß nunmehr 
in professioneller Manier darangegangen 
wird, die durch die geplante Änderung des 
2. Verstaatlichungsgesetzes ermöglichten 
neuen Wege auch konsequent und zielstrebig 
zu Ende zu gehen. Deswegen werden wir zur 
vorliegenden Gesetzesvorlage keinen Ein-

spruch erheben. - Danke. (Beifall bei der 
ÖVP.) 11 .23 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort hat sich gemeldet Herr Bun­
desrat Köstler. Ich erteile es ihm. 

11 .23 

Bundesrat Köstler (ÖVP, Oberösterreich): 
Herr Vorsitzender! Herr Staatssekretär! 
Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Hoher Bundesrat! Wenn man die vorliegende 
Gesetzesmaterie behandelt, so, glaube ich, ist 
es unerläßlich, ein paar Bemerkungen zur 
jüngsten Vergangenheit zu machen, denn aus 
den Fehlern der Vergangenheit soll man ler­
nen, wenn man die Gegenwart meistern und 
die Zukunft gestalten will. 

Ich erinnere nur daran - das hat sich als 
Flop herausgestellt -, daß über Nacht sozusa­
gen der gesamte VOEST-Vorstand der politi­
schen Notschlachtung zugeführt wurde. 

Zweites Beispiel: Ich habe vor einigen 
Tagen in den Medien gelesen, daß man in den 
Steyr-Werken darangeht, die Panzerproduk­
tion wieder mehr auf Touren zu bringen. Ich 
erinnere auch daran, daß Panzer produziert 
wurden, ohne daß man sich Gedanken über 
den Absatz gemacht hat. Ich glaube, auch hier 
sollte man aus Fehlern der Vergangenheit ler­
nen, wenn man diese Produktionssparte wie­
der mehr ins Auge faßt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein Problem, meine Damen und Herren, 
ergibt sich bei der ganzen Diskussion um die 
verstaatlichte Industrie auf dem Sektor der 
Arbeitnehmer. Sie werden mir wahrschein­
lich recht geben, daß sich immer mehr die 
Diskussion darüber entfacht, daß rund 80 Pro­
zent der österreichischen Arbeitnehmer nicht 
in der verstaatlichten Industrie beschäftigt 
sind, und daß sich durch die Diskussion, so 
wie sie jetzt im Gange ist, darf ich so sagen, 
eine Neidgenossenschaft entwickelt. Eine 
Neidgenossenschaft der Arbeitnehmer, die 
nicht in der Verstaatlichten tätig sind, die 
über keine Zusatzpensionen verfügen - ich 
glaube, ich brauche die Sozialleistungen nicht 
im Detail auszuführen. Ich glaube, da ist eine 
wesentliche Arbeit der Aufklärung für die 
Arbeitnehmervertreter noch zu erledigen. 

Ich glaube, man wird auch in der derzeiti­
gen Situation nicht daran vorbeigehen kön­
nen, bei der Privatisierung Überlegungen 
anzustellen, zum Beispiel Mitbeteiligungen 
der Arbeitnehmer zu fördern, denn es ist doch 
klar , daß man heute Eigentum anstrebt, Woh­
nungseigentum, ein Haus, ein Einfamilien-

489. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 31 von 112

www.parlament.gv.at



20962 Bundesrat - 489. Sitzung - 7 .  Juli 1987 

KöstIer 

haus. Das Dogma, das einmal lautete, Eigen­
tum sei Diebstahl, gehört ja längst der Ver­
gangenheit an. Also auch diese Überlegungen 
wären hier einzubeziehen. 

Was Eigentum bedeutet, möchte ich anhand 
eines Beispiels zeigen: Gestatten Sie mir nur 
einen ganz kurzen Ausflug in die Agrarpoli­
tik, die außerhalb unseres Landes gelegen ist. 
Ein typisches Beispiel: Rußland. Von der 
Sowjetunion, wo die einzelnen Bauern nur 
einen ganz geringen Prozentsatz als Eigen­
tum haben, selbst bewirtschaften und die 
Erlöse für sich behalten können, könnte ich 
Ihnen Zahlen nennen, wieviel die Bauern pro­
duzieren; die Zahlen sind unglaublich im Ver­
hältnis zu der geringen Ackerfläche ,  die die 
Bauern zur Verfügung haben. - Ich glaube 
schon,  daß diese Dinge hier auch ins Augen­
merk zu fassen sind. 

Ich möchte mich jetzt vor allen Dingen mit 
der wirtschaftlichen Situation Oberöster­
reichs befassen, ein bisserl mit Stolz, kann 
man vielleicht sagen, als oberösterreichischer 
Abgeordneter, wenn man sich die Betriebs­
gründungen in der Industrie in Oberöster­
reich im Jahr 1 986 vor Augen führt. 

In Oberösterreich waren im Jahr 1986 auf 
dem Sektor Industrie 43 Neugründungen von 
Betrieben mit zusätzlichen 1 651 Arbeitsplät­
zen zu verzeichnen. Im gleichen Zeitraum gin­
gen 21 Betriebe verloren und damit auch 492 
Arbeitsplätze. Unter dem Strich, als Saldo 
ergibt sich ein Plus von 1 1 59 Arbeitsplätzen, 
die in Oberösterreich neu geschaffen wurden 
im Jahr 1 986.  

Es folgen dann das Burgenland mit 215 
neuen Arbeitsplätzen - sicher erfreulich, 
wenn man die Größe der Bundesländer mit­
einander vergleicht -, Salzburg mit einem 
Plus von 1 0 1  Arbeitsplätzen und Kärnten 
noch mit einem ganz geringen Zuwachs von 3 
Arbeitsplätzen. Dann kommen die Bundeslän­
der mit den Minussalden: Steiermark minus 
75, Wien minus 97, Tirol minus 190, Vorarl­
berg minus 207 und Niederösterreich minus 
332 Arbeitsplätze. 

Der Spitzenrang Oberösterreichs bei der 
Schaffung industrieller Arbeitsplätze gewinnt 
noch an Gewicht, wenn man ihm die Beschäf­
tigtenentwicklung in der verstaatlichten Indu­
strie in Oberösterreich gegenüberstellt. Allein 
im Zeitraum von 1 980 bis 1 986 hat die ver­
staatlichte Industrie in Oberösterreich 4 140 
Arbeitsplätze verloren. Daß Oberösterreich 
trotz dieser schwierigen Situation der Ver­
staatlichten an der Spitze aller Bundesländer 

bei der Schaffung neuer Arbeitsplätze steht, 
beweist, daß, das kann man mit Fug und 
Recht behaupten, die Wirtschaftspolitik des 
Landes Oberösterreich in Ordnung ist. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Da oder dort wird davon gesprochen, in 
Oberösterreich sei eine Betriebsansiedlungs­
gesellschaft erforderlich, und man redet von 
50 Millionen Schilling, die vom Bund kommen 
sollten. Wir glauben, daß dies nicht notwendig 
ist, umsomehr als dieser Betrag weder im 
Budget noch sonst irgendwo enthalten ist. 

Lassen Sie mich nun zu einem betrübliche­
ren Thema kommen: zur Arbeitslosenrate. 
Die Arbeitslosenrate in Oberösterreich 
beträgt 3,9 Prozent, sie liegt immerhin noch 
0 ,9 Prozent unter dem österreichischen 
Durchschnitt. Der Anstieg der Arbeitslosen­
rate ist besonders eklatant in den Bezirken 
Braunau, Rohrbach, Perg und Kirchdorf. Im 
Durchschnitt kommen in Oberösterreich 3,6 
vorgemerkte Arbeitslose auf eine offene 
Stelle. Besonders schlecht ist es im Bezirk 
Steyr: Dort kommen 9,1 Arbeitslose auf eine 
offene Stelle. 

In diesem Zusammenhang ist es erfreulich, 
daß die im Herbst 1986 vom Land Oberöster­
reich beantragte neue Sonderförderung für 
die Region Steyr nunmehr vom Bund geneh­
migt wurde. Das Abkommen tritt rückwir­
kend mit 1. April 1987 in Kraft und hat bis 
3 1 .  Dezember 1988 Gültigkeit. Das ist eine 
echte Hilfe für die Region Steyr. 

Ich habe erwähnt, daß Braunau an der 
Spitze steigender Arbeitslosenraten steht. 
Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir 
folgende Bemerkung. 

Ich habe erstmalig den Versuch gestartet, 
hier im Bundesrat einen Entschließungsan­
trag einzubringen - und zwar im Einverneh­
men mit sämtlichen Bundesräten Oberöster­
reichs, ich betone das - bezüglich der Situa­
tion des Bezirkes Braunau und des Neubaues 
der dortigen Elektrolyse. Getragen von einem 
eindeutigen Mehrheitsbeschluß des oberöster­
reichischen Landtages waren wir der Auffas­
sung, daß auch wir im Bundesrat eine dem­
entsprechende Entschließung fassen sollten. 

Ich konzediere den Kolleginnen und Kolle­
gen von der sozialistischen Fraktion Oberöster­
reichs unbedingte Fairneß und eine phantasti­
sche Haltung. Daß es schließlich nicht dazu 
gekommen ist, liegt außerhalb unserer Ein­
fluß sphäre , die Entscheidung ist irgendwo 
ganz oben gefallen, wo weder wir noch die 
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Kollegen von der sozialistischen Fraktion 
irgendeinen Einfluß nehmen konnten, auch 
wenn sie sich permanent bemüht haben. 

Ich bin deswegen etwas traurig, aber nicht 
mutlos. Ich glaube, wir sollten versuchen, 
meine Damen und Herren - ich bin mir des­
sen bewußt, was ich sage , und nur als solches 
war dieser Versuch gedacht -, erstmalig zu 
demonstrieren, daß Vertreter eines Bundes­
landes sachbezogen eine Sache verteidigen, 
sachbezogen für eine Sache eintreten können, 
um so zu beweisen, daß sie echte Länderver­
treter sind! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich glaube, wir sollten daher grundsätzliche 
Überlegungen anstellen, ob wir nicht da oder 
dort aus einem bestehenden Ghetto ausbre­
chen könnten, das muß doch in einer parla­
mentarischen Demokratie möglich sein. 

Wir stehen irgendwo im Schatten des 
großen Bruders, sprich Nationalrat, und auch 
hiezu eine Bemerkung. Ich maße mir nicht 
an, den Nationalrat zu kritisieren, aber ich 
glaube, es ist vorbildlich, daß wir für diese 
umfassende Materie, die wir zu behandeln 
haben, zwei Tage in Anspruch nehmen. Der 
Nationalrat hingegen bewältigte von 9 Uhr 
vormittags bis 3 Uhr in der Früh ein Monster­
programm, und kein Mensch ist physisch und 
psychisch in der Lage, diesen Dingen zu fol­
gen, und ich glaube, so erweist man der parla­
mentarischen Demokratie keinen guten 
Dienst, auch in der Öffentlichkeit nicht. Auch 
diese Überlegungen sollten von seiten des 
Nationalrates in Zukunft angestellt werden. 
- Entschuldigen Sie , daß ich diesen Ausflug 
gemacht habe. 

Ich bin deswegen nicht mutlos. Ich glaube, 
wir werden in dieser Länderkammer versu­
chen - ich bin froh, mich hier eins zu wissen 
mit den Kolleginnen und Kollegen der soziali­
stischen Fraktion Oberösterreichs, wenn es 
auch diesmal nicht gelungen ist -, bei einer 
anderen Materie, bei einer anderen Gelegen­
heit als echte Vertreter unserer Bundesländer 
tätig zu sein. 

Ich möchte mich nunmehr noch kurz der 
oberösterreichischen Situation zuwenden. Die 
seit 1973 erzielten Erfolge der regionalen 
Wirtschaftspolitik des Landes zeigen sich vor 
allem in folgenden Entwicklungen: Im Zeit­
raum von 1973 bis 1981 stieg die Zahl der 
nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsplätze Ober­
österreichs um insgesamt 1 8 5 1 8 ,  und von die­
sem Gesamtzuwachs entfiel nur etwa ein 
Sechstel auf die sogenannten Verdichtungsge­
biete, und fast fünf Sechstel, genau 82,8 Pro-

zent, entfielen auf den ländlichen Raum Ober­
österreichs. Demnach stieg die Anzahl der 
nich tlandwirtschaftlichen Arbei tsplä tze des 
ländlichen Raumes um 1 5 000 , um 1 1  Prozent, 
auf 1 50 000. Im Vergleich dazu betrug der 
Zuwachs in den Verdichtungsgebieten nur 
etwas mehr als 3 000 , 1 Prozent, das ist ein 
Fünftel des Zuwachses des ländlichen Rau­
mes. Damit wurde ein wesentliches Ziel der 
regionalen Wirtschaftspolitik der ÖVP-Ober­
österreich, die Stärkung der Wirtschaft in den 
schwächer strukturierten Wirtschaftsräumen 
des Landes, erreicht. 

Im Jahr 1986 erreichte der Produktionswert 
der oberösterreichischen Industrie einen 
Betrag von 1 5 1 ,6 Milliarden Schilling. Damit 
produzierte die oberösterreichische Industrie 
1 986 pro Einwohner Erzeugnisse im Wert von 
1 19 400 S und lag damit an der Spitze aller 
Bundesländer und deutlich über dem öster­
reichischen Durchschnitt von 83 300 S. Das 
waren nur einige Bemerkungen zu der kon­
struktiven Wirtschaftspolitik in meinem Bun­
desland. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
nun zum Schluß kommen. Der Bundeskanzler 
hat gestern in einem Interview sinngemäß 
gesagt, diese Koalitionsregierung ist kein 
Gebilde der beiden großen Parteien, sondern 
eine Arbeitsgemeinschaft, in der sich beide 
große Parteien bemühen, die bestmöglichen 
Ideen einzubringen. Die jetzt beginnende 
Sanierung des Budgets wird schmerzhafte 
Eingriffe notwendig machen. 

"Rien ne vas plus", sagt der Gruppier im 
Spielkasino, "nichts geht mehr" . Ich darf 
dazu feststellen: Aus einigen Ecken der Repu­
blik kommen diese Bemerkungen, rien ne vas 
plus , es soll sich niemand angegriffen fühlen, 
ob Bundesbahner, ob Beamte, und, und, aber 
einem Berufsstand, das ist klar, dem hat man 
bereits diese Belastungen zugemutet - und 
er wird sie auch tragen - :  dem bäuerlichen 
Berufsstand. Dieser wird mit 600 Millionen 
Schilling belastet; darüber wird ja morgen 
noch zu reden sein. 

Ich glaube, summa summarum, meine 
Damen und Herren, daß das für uns nicht hei­
ßen darf, nichts geht mehr, sondern wir müs­
sen gemeinsam dafür sorgen, daß es mit unse­
rem Vaterland weiter aufwärts geht. (Beifall 
bei der ÖVP.) 1 1 .37 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Gargitter. Ich erteile es ihm. 

1636 
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1 1 .37 

Bundesrat Gargitter (SPÖ,  Oberösterreich): 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehr­
ter Herr Staatssekretär! Meine Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 
Wir erheben heute keinen Einspruch gegen 
das ÖIAG-Paket, es wird das ÖIAG-Anleihe­
gesetz geändert, die bundesgesetzlichen Ver­
kaufsbeschränkungen für Anteilsrechte an 
der CA und der Länderbank werden aufgeho­
ben, und wir beschließen die Änderung des 
2. Verstaatlichungsgesetzes. 

Gestatten Sie auch mir einige Bemerkun­
gen zur Entwicklung der verstaatlichten Indu­
strie. Wir diskutieren heute hier über die 
Zukunft von über 90 000 Beschäftigten und 
deren Angehörigen, aber auch über die 
Zukunft indirekt abhängiger Beschäftigter 
der übrigen Industrie. 

Ein kleiner Rückblick: Die Eigentumsstruk­
tur der österreichischen Industrie ist im inter­
nationalen Vergleich durch überdurchschnitt­
lich hohe Anteile sowohl des Staates als auch 
des Auslandskapitals charakterisiert. 

Dies ist einerseits die Folge der Verstaatli­
chung nach dem Zweiten Weltkrieg, anderer­
seits im Mangel an privatem Risikokapital im 
Inland begründet, um das also auch hier ein­
mal kundzutun. 

Wir Gewerkschafter befürchten - einige 
meiner Vorredner haben darüber gesprochen 
- ,  ein Rückzug des Staates aus der Industrie, 
wie im Rahmen des gegenwärtigen Privatisie­
rungsvorhabens vorgesehen, führt zwangsläu­
fig zu einem höheren Anteil des Auslandska­
pitals beziehungsweise zu einem Rückgang 
der industriellen Aktivitäten. 

Die grundlegende Bedeutung der Verstaat­
lichten besteht darin, einen Teil der Wirt­
schaft nach den Bedürfnissen der ganzen 
Gesellschaft zu führen, sie ermöglicht prinzi­
piell einen längerfristig planenden und regu­
lierenden Eingriff des Staates in die gesamte 
Wirtschaftsentwicklung. Und das war ja der 
Fall in der Vergangenheit. Während der Zeit 
der ersten Koalitionsregierung, in der die 
ÖVP dominierte, mußte die Verstaatlichte als 
Stütze des Wiederaufbaus der Privatwirt­
schaft dienen. Dadurch wurden der Verstaat­
lichten ihre selbstgeschaffenen Eigenmittel 
für Investitionen entzogen. Gleichzeitig 
wurde der Verstaatlichten das Verbot erteilt 
- das möge man auch rückblickend berück­
sichtigen -, in die Finalproduktion einzustei­
gen. Damit wurde die Verstaatlichte zum billi-

gen Vormateriallieferanten für die Privatin­
dustrie. 

Bis 1979 bekam die Verstaatlichte keine 
Kapitalzufuhr, sondern hat durch Steuern, 
Dividenden und Umverteilungsauflagen nur 
Leistungen an den Staat erbracht. Während 
die Stahlindustrie der europäischen Länder 
mit Einsetzen der Strukturkrise Mitte der 
siebziger Jahre hoch subventioniert wurde, 
mußte die österreichische Verstaatlichte auf 
dem Kapitalmarkt teure Kredite aufnehmen. 

Die Verstaatlichte umfaßt - um auch hier 
wieder ein bißehen auf die Bemerkungen des 
Kollegen Köstler einzugehen - zirka ein 
Fünftel des Produktionswertes der Exporte, 
der Investitionen und der Beschäftigten der 
österreichischen Industrie. Rund 30 Prozent 
der Forschungsaufgaben in ganz Österreich 
und mehr als die Hälfte der industriellen 
Umweltschutzaufwendungen werden im 
Bereich der Verstaatlichten getätigt. Erst die 
weltweite Exporttätigkeit -- das mögen die 
Herrschaften hören, die da so großspurig vor 
mir geredet haben - hat für viele Privatbe­
triebe Exportwege und -möglichkeiten eröff­
net. 

Seit Mitte der siebziger Jahre sind wir mit 
einer weltweiten Wirtschaftskrise konfron­
tiert. Besonders die Grundstoffproduktionen 
speziell der Eisen- und Stahlbereiche wurden 
von. der Krise betroffen. 

Österreich hat es der Verstaatlichten zu 
verdanken, daß seine Arbeitslosenrate unter 
j ener vieler westeuropäischer Länder liegt. 

Der Eindruck, die Krise betreffe den 
gesamten Bereich der Verstaatlichten und 
nur ihn - so ist ja der Eindruck in der Öffent­
lichkeit -, stimmt nicht. Teile der Verstaat­
lichten prosperieren, aber auch weite Berei­
che der österreichischen Privatindustrie sind 
in existentiellen Schwierigkeiten. 

Die volkswirtschaftliche Bedeutung der 
VOEST sei am folgenden Beispiel dargestellt: 
Nach Angaben der Konzernleitung der 
VOEST waren 1 985 insgesamt 250 000 Arbeits­
plätze unmittelbar vom Konzern abhängig. 
Umgerechnet hieße das, daß ein Personalab­
bau in der VOEST von 1 0 000 zusätzliche 
Arbeitsplätze in Zulieferbetrieben et cetera 
im Mindestausmaß von 20 000 vernichten 
würde. Insgesamt wären also 30 000 Arbeits­
plätze weniger! 

Meine Damen und Herren! Liebe Kollegin­
nen, liebe Kollegen! Ein paar Bemerkungen 
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zur Bedeutung der verstaatlichten Industrie 
für die Unabhängigkeit nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Die Verstaatlichung 1 946/47 war 
vom Bewußtsein des verheerenden Einflusses 
der Auslandsabhängigkeit Österreichs in der 
Zwischenkriegszeit, die zur Annexion und 
Auflösung Österreichs durch den Hitler­
Faschismus geführt hat, geprägt. Die Ver­
staatlichung der Großbanken, der Grundstoff­
industrie, wichtiger Produktionsmittelindu­
strien und der E-Wirtschaft ermöglichte die 
Ausschaltung des Auslandskapitals oder des 
Auslandseinflusses und schuf die Grundlage 
für eine einigermaßen selbständige ökonomi­
sche und politische Entwicklung, ohne die der 
soziale Fortschritt nach dem Zweiten Welt­
krieg undenkbar gewesen wäre. 

Österreich hat nur eine Möglichkeit, die 
Auslieferung ans Ausland zu verhindern, und 
zwar dadurch, daß es die eigene ökonomische 
Basis soweit stärkt, daß dem Druck und dem 
damit verbundenen Vordringen des Auslands­
einflusses wirksam begegnet werden kann. 
Dies gilt auch für die Beziehungen zum EG­
Markt. Es gibt sicherlich Probleme, nicht nur 
in der Industrie, die da Beachtung finden 
müssen. Eine ökonomische Basis ist im Kern 
die verstaatlichte Wirtschaft. Die historischen 
Erfahrungen in den dreißiger Jahren mit 
einem dominierenden Auslandseinfluß spre­
chen für sich . 

Nachdem Kollege Köstler aus Oberöster­
reich aus seiner Sicht die Wirtschaft in Ober­
österreich beleuchtet hat, möchte ich ganz 
kurz die Bedeutung der Verstaatlichten für 
Oberösterreich - sie ist j a  übrigens überaus 
groß - beleuchten. 

Nach 1 945 haben zwei bedeutende Persön­
lichkeiten des politischen Lebens Oberöster­
reichs - Dr. Koref, Bürgermeister von Linz, 
und Dr. Gleißner, Landeshauptmann von 
Oberösterreich - die Verstaatlichung der 
darniederliegenden, zum Teil Kriegsindustrie 
gefordert. Ohne die verstaatlichte Industrie 
wäre Oberösterreich - man möge mir verzei­
hen, wenn ich das so ein bißehen ironisch 
sage - ein überwiegend agrarisch struktu­
riertes Bundesland und Linz ein Verwaltungs­
zentrum mit Bischofssitz geblieben. Auch die 
Ansiedlung von leistungsfähigen Privatbetrie­
ben im heutigen Industriedreieck Linz Wels 
Steyr, Vöcklabruck, Braunau - ich werde 
dann noch kurz auf die AMAG zurückkom­
men - hätte ohne die Existenz der verstaat­
lichten Großbetriebe nicht in diesem Ausmaß 
erfolgen können. 

Mein Freund Kollege KöstleI' hat die Schaf-

fung von Arbeitsplätzen - die ich begrüße -
beleuchtet. Ich bin als Gewerkschafter der 
Meinung, daß das, was er vorhin gesagt hat, 
noch wirksamer gewesen wäre, wenn wir, so 

wie die Steiermark, so wie Niederösterreich 
eine Betriebsansiedlungsgesellschaft hätten. 

Auch das strukturschwache, am Rande des 
Bundeslandes gelegene Mühlviertel profitiert 
von der verstaatlichten Industrie. Von den 
12 500 Tagespendlern im Raume Linz stam­
men 7 000 aus den Bezirken Perg, Freistadt, 
Urfahr-Umgebung und Rohrbach. Dies stellt 
nicht nur eine Entlastung der dortigen 
Arbeitsmarktsituation dar, sondern ermög­
licht vielen Nebenerwerbsbauern, ihren land­
wirtschaftlichen Betrieb aufrechtzuerhalten. 
Auch wenn es paradox klingen mag, aber 
ohne die Verstaatlichte wäre das Mühlviertel 
als Kulturlandschaft nicht zu halten . 

Die wirtschaftspolitische Bedeutung der 
verstaatlichten Industrie für Oberösterreich 
wird dadurch dokumentiert, daß gegenwärtig 
mehr als die Hälfte der Wertschöpfung, näm­
lich 50,6 Prozent, im produzierenden Sektor, 
44,5 Prozent im Dienstleistungssektor und 
4 ,9 Prozent im Agrarsektor erbracht werden. 
Im österreichischen Durchschnitt liegen die 
entsprechenden Werte bei 39 ,8 Prozent, 
56,2 Prozent beim Dienstleistungssektor und 
4 Prozent bei der Landwirtschaft. 

Nahezu ein Viertel der gesamten öster­
reichischen industriellen Wertschöpfung -
das hat j a  der Herr Kollege Köstler auch 
gesagt sowie ein Viertel der öster­

reichischen Exporte stammen aus Oberöster­
reich. Also ein Viertel der österreichischen 
Exporte stammen aus Oberösterreich. 

Das jährliche Einkaufsvolumen der Ö IAG 
bei anderen österreichischen Firmen betrug 
im Jahre 1984 rund 30 Milliarden Schilling. 
Allein die Inlandsaufträge der VOEST belie­
fen sich 1984 auf rund 20 Milliarden Schilling, 
wovon über 6 000 Betriebe direkt profitierten, 
und bei der Chemie Linz AG , bei der ich 
beschäftigt bin, sind Aufträge im Wert von 2,5  
Milliarden Schilling nach außen gegangen. 

Statt einer Offensive in Form eines langfri­
stigen Unternehmenskonzepts orientiert sich 
die Spitze der Manager - leider muß ich das 
auch sagen - im großen und ganzen auf 
einen Kurs der Schrumpfung, Privatisierung, 
Kündigungen und des Abbaus von Soziallei­
stungen. 

Es wird von den Massenmedien sehr viel 
dargestellt, daß wir in der verstaatlichten 
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Industrie besondere Vorteile hätten, und es 
wird immer wieder darauf hingewiesen, daß 
dies zu Unmut bei den übrigen Beschäftigten 
führt. Ich möchte nur darauf aufmerksam 
machen, daß es zum Beispiel in der Chemie 
Linz AG und in der VOEST eine Fahrkosten­
vergütung gibt. Das war eine Forderung vor 
Jahrzehnten, und die ist ja auch sehr passend 
gewesen für die Unternehmungen, damit man 
dann die Beschäftigten in den Linzer Raum 
bekommen hat. Das ist ein Punkt, wo man 
auch vielleicht sagen könnte, das ist ein Privi­
leg. 

Das VOEST-ALPINE-Neukonzept, die Kon­
zepte der Chemie Linz AG legen alle das 
Hauptaugenmerk bei der Sanierung auf den 
Grundstoffbereich. Die Verstaatlichte kann 
längerfristig allein im Grundstoffbereich als 
stark exportorientierter Grundstoffproduzent 
in der internationalen Konkurrenz nicht über­
leben. Wir geben heute die Zustimmung auch 
für zukunftsträchtige Finanzierungskonzepte. 
Die Sanierung muß eben nicht nur im Grund­
stoffbereich erfolgen, sondern es müssen 
neue Wege für Produkte und Absätze gefun­
den werden. Die Verlustabdeckung kann nur 
als erster Schritt eines strategischen Sanie­
rungskonzeptes betrachtet werden. Der 
zweite Teil muß der Entwicklung neuer Ver­
fahren und Produkte gewidmet sein. Dies, um 
die gesamte Verstaatlichte zum Wohle Öster­
reichs handlungsfähig zu erhalten. 

Wir von der Chemie Linz AG bedauern es 
außerordentlich, daß wir keine direkten Mit­
tel zugeführt bekommen haben. Wir müssen 
den Weg über Beteiligungen gehen, zum Bei­
spiel mit den Austria Tabakwerken, mit der 
ausgegliederten Pharma, und wir müssen die 
Beteiligung der ÖMV an dem Kunststoffbe­
reich akzeptieren. Wir verwahren uns als 
Belegschaftsvertreter und als Gewerkschafter 
gegen eine weitere Zerstückelung, insbeson­
dere in eine sogenannte Agrar-Chemie-Gesell­
schaft und in eine Spezial-Chemie-Gesell­
schaft. 

Ein Gesamtstrategieplan der ÖIAG muß, 
nach meiner Meinung, vor den einzelnen 
Unternehmenskonzepten stehen. Eine Priva­
tisierung über 50 Prozent ist meiner Meinung 
nach ein Ausverkauf der verstaatlichten Indu­
strie und sollte verhindert werden. Die Siche­
rung der Finanzierung für ein offensives 
Gesamtkonzept, Ausbau der Finalproduktion 
und Förderung der eigenständigen Forschung 
und Entwicklung sollten voranstehen. Unter­
stützung durch staatliche Nachfrage, volks­
wirtschaftlich sinnvolle Produktionen im 
Umwelt- und Sozial- und auch im Kommunal-

bereich sollte man anstreben. Die Verstaat­
lichte muß ihrem volkswirtschaftlichen Cha­
rakter Rechnung tragen. Das vergißt man ja 
immer wieder. Strukturwandel, Versäum­
nisse und Fehlentscheidungen der Manager 
dürfen nicht auf Kosten der Arbeiter und 
Angestellten ausgetragen werden. 

Auch eine Forderung: die Demokratisie­
rung der ÖIAG und betriebliche Mitbestim­
mung. 

Zum Schluß darf ich auf eine äußerst 
bedauernswerte Entwicklung in der AMAG zu 
sprechen kommen. Es gibt Streit zwischen 
dem Generaldirektor der AMAG und dem 
Generaldirektor der Verbundgesellschaft, die 
sich nicht auf einen mittelfristigen Preis für 
den Strom einigen wollen. Und auch der Herr 
Bundesminister Robert Graf tut sich hier sehr 
leicht und sagt: Ja, wenn das nicht möglich 
ist, dann wasche ich meine Hände in 
Unschuld, wenn sich diese beiden nicht eini­
gen. 

Die Belegschaft und die Bevölkerung sind 
über die Entscheidung bezüglich Aluminium­
Elektrolyse aufgebracht. Möge heute die Vor­
sprache der Landeshauptleute Dr. Ratzen­
böck und Dr. Grünner bei Bundeskanzler Dr. 
Vranitzky eine positive Klärung für die Elek­
trolyse bringen. 

Und nun, wirklich zum Schluß kommend, 
noch eine Bemerkung, die mich bei dem Inter­
view am Sonntag mit dem Herrn Dr. Mock 
besonders aufgeregt hat; sie betrifft die Che­
mie Linz AG. 

In den fünfziger, sechzig er und in den sieb­
ziger Jahren wurden von der Chemie Linz AG 
insgesamt 440 Millionen Schilling an Divi­
dende an den Eigentümer gezahlt, fast 15  Mil­
liarden Schilling aus eigener Kraft investiert, 
zirka 7 Milliarden Schilling in die Forschung 
und zirka 6 Milliarden Schilling in den 
Umweltschutz, ebenfalls fast zur Gänze aus 
eigener Kraft investiert. 

Der Eigentümer hingegen ist seiner urei­
gentlichen Verpflichtung in guten Zeiten, 
nämlich für eine ordentliche Kapitalausstat­
tung zu sorgen, keineswegs nachgekommen. 
Hören Sie bitte die Zahlen: Lediglich 1 ,075 
Milliarden Schilling wurden der Chemie Linz 
AG zugeführt. Wir haben jahrzehntelang den 
Mineraldüngerpreis weit unter dem europäi­
schen Niveau gehalten und sind bezüglich des 
Rohstoffes Erdgas benachteiligt worden. Herr 
Vizekanzler Außenminister Dr. Mock hat bei 
diesem besagten Interview vor einiger Zeit 
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gesagt, es seien der Chemie Linz AG mehrere 
Milliarden Schilling zugeführt worden. Es 
sind aber lediglich 1 ,075 Milliarden Schilling 
zugeführt worden. 

Im Gegensatz zu anderen Unternehmungen 
soll die Chemie Linz AG aus dem Budget 
nichts bekommen; das habe ich bereits 
gesagt. Die ordentliche Kapitalausstattung 
der Chemie Linz AG ist ein unverzichtbares 
und dringliches Erfordernis für die Fortset­
zung der Umstrukturierung und Vorausset­
zung für eine nachhaltige Sanierung. 

Ich habe eingangs bereits gesagt, über 
90 000 Arbeitnehmer erwarten sich von unse­
ren Beschlüssen die Sicherung ihrer Arbeits­
plätze und die Sicherung ihrer Zukunft, denn 
sie haben in der Vergangenheit viel dazu bei­
getragen, daß sich die Prosperität in Öster­
reich gut entwickelt hat. 

In diesem Sinne stimmen wir diesem heuti­
gen Gesetzespaket zu und wünschen der ver­
staatlichten Industrie, daß die Zukunft besser 
sein möge, als es die Gegenwart ist. - Ich 
danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei 
der SPÖ.) 12.03 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort hat sich Herr Bundesrat lng. 
Nigl gemeldet. Ich erteile es ihm. 

12.03 

Bundesrat Ing. Nigl (ÖVP, Steiermark) : 
Herr Vorsitzender! Herr Staatssekretär! 
Meine Damen und Herren! Der Mensch ist 
vergeßlich. Das hat mitunter auch sein Gutes. 
Aber zur Erinnerung sei doch gesagt: Im 
Herbst 1985 - es war im November/Dezem­
ber - wurde uns, wie Sie sich erinnern, das 
VOEST-Debakel beschert. Da ging es zuerst 
um die bekannten 2,8 Milliarden Verlust, tags 
darauf um 5,7, schließlich, ein paar Tage spä­
ter, um 1 1 ,4 Milliarden. Die VOEST wurde 
geköpft, das ist schon gesagt worden, ihr 
neunköpfiger Vorstand in die Wüste geschickt 
- vielleicht weil man auch mit Öl gehandelt 
hat. 

Vor 16 Monaten, im März 1986,  haben wir 
hier im Bundesrat, zuvor im Nationalrat, das 
ÖIAG-Gesetz behandelt. Die ÖVP hat damals 
dagegen gestimmt, sie hat das ÖIAG-Gesetz 
abgelehnt. Dieses Gesetz sollte damals ein 
Schlußpunkt sein, aber es ist anders gekom­
men. Die Wähler haben uns im November 
1986 die Zusammenarbeit "verordnet" . Dar­
aus wurde die große Koalition oder "Sanie­
rungsgemeinschaft" . Die Verluste der ver­
staatlichten Industrie sind größer geworden. 

Wir nehmen einen neuen Anlauf zur Sanie­
rung, zur Rettung, zur Umstrukturierung, zur 
Innovation, zur Investitionsförderung und so 

weiter. 

Ein Paket von wichtigen Gesetzen liegt uns 
zur Behandlung vor. Ich nehme vorweg, was 
andere auch schon gesagt haben: Wir werden 
alle j a  sagen, wir werden zustimmen, wenn es 
sich nicht noch einer anders überlegt. Es geht, 
wie Sie wissen, um das ÖIAG-Finanzierungs­
gesetz 1987,  mit dem 20,6 Milliarden zur Ver­
lustabdeckung und zur Eigenkapitalstärkung 
aufgebracht und den Unternehmungen im 
Jahre 1987 und später zugeführt werden sol­
len.  Es geht um die Finanzierung einer For­
schungs- und Technologieoffensive im Aus­
maß von 8 Milliarden durch Mittelaufbrin­
gung im Wege der Veräußerung von Beteili­
gungen des Bundes im Bereich der E-Wirt­
schaft, durch entsprechende Änderung des 
2 .  Verstaatlichungsgesetzes, es geht schließ­
lich um die Aufhebung bundesgesetzlicher 
Verkaufsbeschränkungen für Anteilsrechte 
an der CA und der Länderbank. 

Daran knüpfen nicht nur wir, die Politiker, 
die Manager und die Experten, sondern vor 
allem die Tausenden Arbeiter und Angestell­
ten und ihre Familien und darüber hinaus alle 
jene, die mit ihnen in den betroffenen Regio­
nen leben, das sind insbesandere auch die 
Arbeitslosen, die Hoffnung, daß alles gutgeht. 

Daß die Steiermark besonders betroffen ist, 
ist bekannt. Wir hatten und wir haben viel 
Grundstoffindustrie und viel Urproduktion. 
Eisen, Stahl, Kohle, Glas , Landwirtschaft, 
Holz, Papier. Denken Sie bitte mit mir zurück. 
Die Kohlenbergbaue in Ratten, Piber, Seegra­
ben und Fohnsdorf wurden stillgelegt. Seegra­
ben habe ich deswegen persönlich miterlebt, 
weil mein Vater dort 43 Jahre als Kohlen­
hauer tätig war, ich habe meine Jugend in 
Seegraben verbracht. 

Von der Glasindustrie ist nur ein Rest 
übriggeblieben. Ein großer Teil wurde zuge­
sperrt. 

Die Papierindustrie in Schwierigkeiten, 
Hinterberg und Guggenbach zugesperrt, 
Niklasdorf dezimiert. Pöls in Schwierigkeiten, 
Arland in Schwierigkeiten und so weiter, und 
so weiter. 

Homogenholzplattenwerk in Kalwang zuge­
sperrt. Eumig, unser großer Herzeige-Betrieb: 
zugesperrt. Oder die Zweiradproduktion der 
Steyr-Daimler-Puch: veräußert. 
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Zum Bereich der Land- und Forstwirtschaft 
nenne ich nur ein paar Ziffern. 1950 hat es in 
der Steiermark -- sehr leicht zu merken -
noch rund 50 000 Arbeiter in der Land- und 
Forstwirtschaft gegeben, also Land- und 
Forstarbeiter, ohne Angestellte. 1987 gibt es 
nur mehr 5 000 Arbeiter. 45 000 Land- und 
Forstarbeiter in der Steiermark weniger oder 
45 000 Arbeitsplätze weniger. 

Ich habe Ihnen nur die großen Brocken 
genannt, um anderes zu vernachlässigen. 
Man muß sich das vorstellen: Die Steiermark, 
lange Zeit von einem Eisernen Vorhang nach 
Süden abgesperrt, das zweite Gleis von Graz 
nach Spielfeld wurde nach dem Krieg demon­
tiert, in der Meinung, was brauchen wir ein 
zweites Gleis auf der Eisenbahn. Die sonsti­
gen Eisenbahnbenachteiligungen in der Stei­
ermark: eingleisig im Ennstal , die Beschrän­
kungen durchs Liesing- und Palten tal , und 
j eder, der die Strecke Graz-Salzburg oder 
umgekehrt mit der Eisenbahn gefahren ist, 
wird wissen, wie das ist. 

Oder: Lange Zeit Benachteiligungen im 
Bundesstraßen- und Autobahnbau. Oder die 
kleinstrukturierte Landwirtschaft, die Grenz­
landprobleme und so weiter, und so weiter, 
um auch hier nur ein paar Bereiche zu nen­
nen. 

Jetzt schon j ahrelang die Problematik mit 
der verstaatlichten Industrie. Direkt betroffen 
ist nahezu die gesamte Obersteiermark mit 
dem Bezirk Liezen im Ennstal, mit den Bezir­
ken Murau, Judenburg, Knittelfeld, Leoben 
und Bruck im Murtal und mit den Bezirken 
wieder Bruck und Mürzzuschlag im Mürztal, 
schließlich noch der Bezirk Voitsberg in der 
Weststeiermark. Betriebe wie die VOEST­
ALPINE Donawitz, VEW Kapfenberg, Federn­
werk Judenburg, Rohrwerk Kindberg, Erz­
berg Eisenerz und einige andere mehr. Das 
hat man wahrscheinlich in ganz Österreich 
und darüber hinaus im Ohr. Die von mir 
genannten acht Bezirke sind aber die Hälfte 
aller politischen Bezirke der Steiermark. 

Diese Strukturprobleme zeigen sich auch 
sehr deutlich in der wirtschaftlichen Entwick­
lung. Im Vorjahr , 1986, lag die Steiermark im 
Österreichvergleich abgeschlagen an letzter 
Stelle. 3,8 Prozent hat der Zuwachs bei der 
Bruttowertschöpfung betragen. 6 Prozent war 
der Bundesdurchschnitt. 

Sie werden daher verstehen, wenn wir 
immer wieder sagen und es auch ernst mei­
nen: Wir kämpfen um jeden steirischen 
Arbeitsplatz, in jeder Region und in j eder 

Branche . Denken Sie dabei auch an die vielen 
Arbeitslosen im jugendlichen Alter. Sie wer­
den daher auch verstehen - ich bitte Sie 
j edenfalls darum -, daß wir froh sind über 
den Abschluß einer Vereinbarung zwischen 
Bund und Land über Sonderförderungen für 
Betriebsneugründungen und für qualifizierte 
Betriebserweiterungen in den von mir 
genannten politischen Bezirken der Steier­
mark. 

Wir haben immer gesagt: Es muß zu einer 
nationalen Kraftanstrengung kommen. Mit 
den vorliegenden Gesetzen, denen wir zustim­
men, und mit der von mir soeben zitierten 
Vereinbarung betreffend Sonderförderungen 
sind wichtige Schritte gesetzt. Jetzt müssen 
aber erst alle jene kommen, die das, was wir 
möchten, in die Tat umsetzen, nämlich: 
Arbeitsplätze sichern und schaffen, gewinn­
bringende Betriebe errichten, wieder neue 
Hoffnung und Zuversicht geben. Es müssen 
auch solche kommen, die sich privat beteili­
gen - ob Selbständige oder Unselbständige 
- ,  die Aktien kaufen und Kapital einbringen. 

Es geht nicht auf Dauer, daß uns sozusagen 
um das Geld der anderen nichts zu teuer ist 
und daß die verstaatlichten Betriebe, die 
Eigentum des Volkes sind, von diesem Volk 
durch Steuermittel Jahr um Jahr wieder 
gekauft werden müssen. 

Es geht auch nicht, daß man dauernd nur 
Betriebe zusperrt und dadurch ganze Regio­
nen gefährdet. Vom Zusperren kann man 
nicht leben. Aufsperren j a! Aufsperren muß 
die Devise der Gegenwart und der Zukunft 
sein! (Allgemeiner Beifall.) 12.14 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck : Zum Wort hat sich weiters gemeldet 
Herr Bundesrat Jürgen Weiss. Ich erteile es 
ihm. 

12.14 

Bundesrat Jürgen Weiss (ÖVP, Vorarlberg): 
Herr Vorsitzender! Herr Staatssekretär! 
Hohes Haus! Ein führender Energiefachmann 
unseres Landes hat kürzlich gesagt, das Mit­
erleben der Gesetzwerdung bei der Änderung 
des 2. Verstaatlichungsgesetzes sei spannen­
der als jeder Kriminalroman gewesen. Das 
trifft zu, allerdings mit umgekehrten Vorzei­
chen: Die Opfer kannte man erst am Schluß. 

Ich möchte mich heute als Vertreter des 
Landes Vorarlberg dafür bedanken, daß die 
Vorarlberger Illwerke als Sondergesellschaft 
besonderer Art - sui generis, wie der Rech­
nungshof festgehalten hat - am Leben gelas-
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sen wurden und daß die Bereitschaft besteht, 
dem Land rund 20 Prozent Bundesaktien zu 
verkaufen, wobei der Bund - und das ist eine 
weitere Besonderheit bei den Vorarlberger Ill­
werken - nicht an eine Aktienmehrheit von 
51 oder 50 Prozent gebunden sein wird. Theo­
retisch bestünde also die Möglichkeit, wenn 
das Land die nötigen Mittel dafür aufbringen 
könnte, die Bundesanteile auch gänzlich an 
das Land zu übertragen. 

Mancher mag sich nun fragen, warum es in 
diesem Zusammenhang zu keiner echten Pri­
vatisierung gekommen ist, denn das 
Umschichten von Aktien von der einen öffent­
lichen Hand zur anderen entspricht sicherlich 
nicht diesem Begriff, und was es mit dieser 
oft zitierten Sonderstellung überhaupt auf 
sich hat. 

Ich möchte dazu nur einige Orientierungs­
punkte geben, denn Rechtsverhältnisse, die 
internationale Schiedsgerichte jahrelang hin­
durch beschäftigen, können natürlich hier 
nicht erschöpfend dargestellt werden. 

1 922 mußte das Land Vorarlberg als Initia­
tor der Vorarlberger Illwerke, eines Unter­
nehmens zur Nutzung der sehr hochwertigen 
Wasserkraft der Ill, von der ursprünglichen 
Zielsetzung abgehen, dieses Unternehmen 
selbst bilden zu können, schlicht und einfach 
aus Kapitalmangel. Es mußten daher die 
deutschen Stromabnehmer als Beteiligte her­
eingenommen werden, und der Aktienanteil 
des Landes wurde im Zuge von Kapitalerhö­
hungen immer weiter abgesenkt, im Jahre 
1926 zuletzt auf 5 Prozent. 

Allerdings wurden dem Land Vorarlberg 
einige Gründerrechte gesichert, die im Zuge 
dieser Diskussion sehr wichtig geworden 
sind: Das ist das Recht auf lastenfreien Heim­
fall aller Anlagen 80 Jahre nach ihrer Errich­
tung an das Land Vorarlberg. Dieser Heimfall 
des ersten Kraftwerkes beginnt im Jahre 
2010. Das Land besitzt ein Rückkaufrecht, das 
ab dem Jahre 2010 wirksam wird. Das Land 
hat ein über seine Beteiligung hinausgehen­
des Genußrecht von vornherein erhalten. Es 
hat Sonderrechte im Aufsichtsrat und schließ­
lich zusammen mit dem Land Tirol, das auch 
einige Bergbäche einleitet, gesonderte Strom­
bezugsrechte. 

Das deutsche Eigentum an den Vorarlber­
ger Illwerken ist im Jahre 1955 mit dem 
Staatsvertrag auf die Republik Österreich 
übergegangen, also nicht mit dem 2. Verstaat­
lichungsgesetz, und wird seither von der Ver­
bundgesellschaft treuhändig verwaltet. Das 

Land Vorarlberg hat sich bereits damals 
bemüht, im Zuge dieser Eigentumsübertra­
gung zusätzliche Aktien zu erwerben, es ist 
allerdings aus Geldmangel nicht dazu gekom­
men. 

In der Zwischenzeit ist aufgrund von 
Schiedsgerichtsverfahren mit den deutschen 
Stromabnehmern und eines Abtausches von 
Genußrechten der Aktienanteil des Landes 
auf 25 ,2 Prozent angestiegen, 4,5 Prozent 
gehören einer Schweizer Finanzierungsge­
sellschaft, und der Bund hält derzeit 70,3 Pro­
zent. 

Allerdings besteht eine Übereinkunft - das 
ist eine weitere Besonderheit - ,  daß die 
Gewinne der Illwerke, die auch in guten Jah­
ren der ÖIAG von dieser nie überboten wur­
den, im Verhältnis 1 :  1 zwischen Bund und 
Land geteilt werden. Beide Partner haben 
sich auch verpflichtet, diese Gewinne wieder 
in Energieversorgungsanlagen zu investieren.  

Daraus ergibt sich schon, daß es aus den 
geschilderten Verhältnissen gar nicht so ein­
fach gewesen wäre, diese Aktien an die Börse 
zu bringen, und daß es darum geht, die Eigen­
tumsverhältnisse, die sehr kompliziert sind, 
zuerst einmal zu konsolidieren und dann erst 
eine Privatisierung anzustreben. Ich werde 
bei der Abstimmung über diesen Tagesord­
nungspunkt die Hand natürlich besonders 
freudig und deutlich in die Höhe halten. 

Weniger freudig und deutlich, aber immer­
hin doch, tue ich es bei dem ÖIAG-Finanzie­
rungsgesetz. Ich möchte kritisch anmerken, 
daß die Konzepte der Verantwortlichen der 
ÖIAG zur Erlangung von Steuermitteln bis­
her - ich sage ausdrücklich bisher - immer 
wirkungsvoller waren als j ene zur Erzielung 
von Gewinnen. Das ist auch im Interesse der 
Arbeitnehmer, die dort tätig sind , und der 
betroffenen Regionen bedauerlich. 

Ich möchte auch kritisch anmerken, daß 
das Arbeitsübereinkommen zur Bildung der 
Bundesregierung in diesem Punkt überboten 
wurde, wenn man so sagen darf. Es wurde 
dort davon ausgegangen, daß rund 32 Milliar­
den Schilling zur Verfügung gestellt werden, 
budgetschonend in dem Sinne, daß Privatisie­
rungserlöse abgezogen werden sollten. Tat­
sächlich wurden es 32,9 Milliarden Schilling, 
wozu noch 700 Millionen dazuzurechnen 
wären, die dem Bund aufgrund von Privatisie­
rungen an Gewinnanteilen entgehen. Es wer­
den dazugerechnet - statt abgerechnet - die 
Eigenleistungen durch Veräußerungen und 
schließlich auch die Erlöse aus Privatisierun-
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gen, die im Arbeitsübereinkommen unter dem 
Kapitel Budgetsanierung firmierten. Das 
heißt also, daß die tatsächlich budgetwirksa­
men Beiträge größer sind, als im Arbeitsüber­
einkommen angenommen wurde. 

Ein weiterer Punkt: Die Erläuternden 
Bemerkungen der Regierungsvorlage halten 
wörtlich folgendes fest: "Die Mittelzuführun­
gen müssen aufgrund von Unternehmenskon­
zepten erfolgen, die vorzusehen haben, daß 
zur Erreichung der genannten Ziele über das 
Finanzierungspaket hinausgehend keine wei­
teren öffentlichen Mittel mehr erforderlich 
sein werden." 

Meine Damen und Herren! Das kann, wie 
wir wissen, mit einfacher Mehrheit und mit 
Übereinkommen der Regierungsparteien 
jederzeit beiseite geschoben werden. Manche 
hört man schon in den Startlöchern scharren. 
Mir wäre - ich sage das ganz offen - wohler, 
wenn die Schwelle für künftige neuerliche 
Zuschüsse aus dem Bundesbudget höher und 
etwas schwieriger zu überspringen wäre , 
etwa in Form einer Volksabstimmung über 
die Finanzierung der Volksindustrie. (Stell­
vertretender Vorsitzender S c  h i p a n i über­
nimmt die Verhandlungsleitung.) 

Mit dem ÖIAG-Finanzierungsgesetz 
beschließen wir heute - das muß man auch 
festhalten - keine direkte Mittelzuführung 
an diese Betriebe, sondern eine Ermächti­
gung des Finanzministers beziehungsweise 
der Bundesregierung, wonach diese unter 
bestimmten Voraussetzungen Mittel im 
geschilderten Rahmen zur Verfügung stellen 
können. Dazu gehören unter anderem klare 
Unternehmens- und Finanzierungskonzepte; 
wir stehen auch in meinem Bundesland dazu. 
Die Bundesregierung aber, nicht die ÖIAG, 
wird uns auch verantwortlich dafür sein, 
wenn sie im Rahmen dieser Ermächtigung 
Mittel bereitstellt, ohne daß ein Boden des 
Fasses sichtbar wäre . (Allgemeiner Beifall.) 

12.23 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: Zu 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat lng. 
Maderthaner. Ich erteile ihm dieses. 

12.23 

Bundesrat Ing. Maderthaner (ÖVP, Nieder­
österreich) : Herr Vorsitzender! Herr Staatsse­
kretär! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Bevor ich in meine Ausführungen ein­
gehe, sei es mir doch gestattet, ein paar 
Anmerkungen zu den Äußerungen des Kolle­
gen Schachner und des Kollegen Gargitter zu 
machen. 

Wenn Sie die Frage stellen, Herr Kollege 
Schachner, ob das die Arbeiter ausbaden sol­
len, so darf ich Ihnen sagen: Natürlich sollen 
das nicht die Arbeiter ausbaden. Nicht sie sol­
len dafür zur Verantwortung gezogen werden, 
was da in der Verstaatlichten bisher gesche­
hen ist. Sie trifft auch keine Schuld. 

Wissen Sie, wer die Schuld trägt, da13 es 
dort so viele Verluste gegeben hat, die wir alle 
jetzt wieder in Ordnung zu bringen versuchen 
müssen? Es sind die Politiker, die in die 
Betriebe hineinregiert haben, die gesagt 
haben: Ein paar Milliarden mehr Verschul­
dung sind mir lieber als ein paar Arbeitslose 
mehr - diesen Ausspruch werden Sie sicher 
kennen - ,  ohne daß dabei betriebswirtschaft­
liehe Überlegungen angestellt wurden. Es 
sind die Manager und die Direktoren, die sich 
zuwenig gekümmert haben und die Dinge lau­
fen lassen haben. (Bundesrat S c  h a c h n e r: 
Herr Kollege Maderthaner! Glauben Sie, daß 
an den 600 Millionen Verlust bei Böhler-Pneu­
matik wieder die Politiker, die Sie apostro­
phiert haben, schuld sind?) 

Herr Kollege Schachner, bitte! Wir reden ja  
von Milliarden, die schon Jahre zurückliegen 
und nicht von den letzten Entwicklungen. Das 
darf ich Ihnen sagen. (Zwischenruf des Bun­
desrates S c  h a  c h n e  r. Weitere Zwi­
schenrufe.) Wir haben bisher Milliarden ' "  

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Herr Kollege Schachner! Meine Damen und 
Herren! Am Wort ist der Redner! Bitte keine 
Debattenreden zwischen den Bänken! Wenn 
Sie den Wunsch haben, etwas zu sagen, dann 
melden Sie sich zu Wort. 

Bundesrat Ing. Maderthaner (fortsetzend): 
Wir haben bisher schon Milliarden an Steuer­
mitteln aufbringen müssen und müssen wei­
tere aufbringen. Schuld daran sind die Mana­
ger und die Direktoren, die sich zuwenig 
gekümmert haben und die Dinge laufen las­
sen haben. Sie hatten gute Verträge, wo sie 
nichts zu befürchten hatten. Die Verträge 
wurden von der Regierung gemacht. Bisher 
war die SPÖ-Regierung verantwortlich, das 
darf ich Ihnen vielleicht auch sagen. 

Schuld daran sind auch die Betriebsräte, 
die aus populistischen Gründen - das ist die 
Ausdrucksweise, die Sie vorhin selbst gewählt 
haben - überhöhte und ruinöse Forderungen 
gestellt und durchgedrückt haben und die 
geglaubt haben, ihre Arbeit erschöpfe sich 
allein darin, Forderungen zu stellen und sie 
durchzudrücken, ohne auf die zukünftige Ent­
wicklung oder auf die Entwicklung in anderen 
Ländern Rücksicht zu nehmen. 
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Herr Kollege Gargitter! Wenn Sie glauben, 
die personelle Überbesetzung bei der VOEST 
mit dem Verlust von Arbeitsplätzen in der Pri­
vatwirtschaft rechtfertigen zu können, finde 
ich das ein bißchen abenteuerlich. 

Meine Damen und Herren! Sie werden mir 
recht geben. Ein Mann, der die Verantwor­
tung trägt und der die Aufträge weitergibt, 
meinetwegen an Zulieferbetriebe , ist mir lie­
ber, wenn er dafür wirklich die Verantwor­
tung übernimmt, als zwei, wenn sich dann 
einer auf den anderen ausredet. 

Die Überbesetzung ist eine Tatsache. Ich 
darf Ihnen vielleicht hier ein Beispiel sagen: 
Ein sozialistischer Bürgermeister aus unserer 
Gegend, der selbst VOEST-Angestellter ist, 
hat mir vor kurzem gesagt: Daß es zu drasti­
schen Personalmaßnahmen bei der VOEST 
kommen muß, ist eine klare Tatsache, weil 
wir dort . seit Jahren eine Überbesetzung von 
etwa einem Viertel bis zu einem Drittel der 
Arbeitskräfte haben. 

Noch etwas darf ich erwähnen: Wenn Sie 
von Ausverkauf reden, Herr Kollege Gargit­
ter, muß ich Ihnen sagen, es wird gar nicht so 
viel Ausverkauf geben. Wir müssen froh sein, 
wenn es für das, was wir anzubieten haben, 
Käufer gibt. Wir können uns die Käufer wahr­
scheinlich gar nicht aussuchen. Auch das ist 
eine Folge davon, daß die Wirtschaftspolitik 
auf diesem Gebiet in den letzten Jahren oder 
im letzten Jahrzehnt doch nicht ganz in Ord­
nung war. Das darf ich hier klar feststellen. 

Meine Damen und Herren! Finanzierungs­
maßnahmen oder Geldspritzen, wie das Volk 
derartige Transaktionen üblicherweise nennt, 
muß man von der Seite derer, die eigentlich 
dafür herhalten müssen, immer unter zwei 
Gesichtspunkten sehen und auch prüfen: 

Erstens: Was bringen sie, welcher Effekt 
soll damit erzielt werden? 

Zweitens: Woher nimmt man die dafür not­
wendigen Mittel? 

Die Frage zwei möchte ich zuerst beantwor­
ten, weil man sie kürzer beantworten kann. 
Man kann im konkreten Fall dem Bundesbud­
get, das heißt dem Steuerzahler, diese neuerli­
che Belastung gerade noch zumuten, wenn 
ich das so ausdrücken darf. Erste Ansätze 
einer Teilprivatisierung werden dazu beitra­
gen, aus dem Bereich des ÖIAG-Konzerns 
Eigenmittel aufzubringen. 

Wenn ich in diesem Zusammenhang von 

Eigenmittelaufbringung spreche, darf ich als 
Niederösterreicher eine Anmerkung machen. 
Ich möchte sagen, daß es schade ist, daß es 
bei der Teilprivatisierung im Bereich der 
Elektroversorgungsunternehmen und im 
Zusammenhang mit der Novellierung des 
2. Verstaatlichungsgesetzes verabsäumt wird, 
die Gebietsbereinigung zwischen den Bundes­
ländern Wien und Niederösterreich, das heißt 
zwischen den Wiener Stadtwer ken und 
NEW AG-NIOGAS durchzuführen. Dadurch 
wird erstens die beispiellose Benachteiligung 
Niederösterreichs im Bereich der Stromver­
sorgung weiter fortgesetzt, die zu einem Ein­
nahmenausfall in der Höhe von etwa 2 Milli­
arden Schilling führt. Zweitens wird die 
Chance vergeben, durch eine ausgewogene 
Mischung der Versorgung von Ballungsräu­
men und Streusiedlungen für alle Nieder­
österreicher bedeutende Strompreissenkun­
gen vornehmen zu können. 

Wir kennen auch die günstige Anschlußpra­
xis von NEWAG und NIOGAS, die einem Teil 
der Niederösterreicher vorenthalten wird, 
und nicht unbeträchtliche Aufträge im Orts­
netzausbau gehen der niederösterreichischen 
Wirtschaft natürlich dadurch verloren. 

Lassen Sie mich auf die Finanzierungsmaß­
nahmen zurückkommen. Mir persönlich -
und ich glaube nicht nur mir - wäre ein 
Finanzierungsverhältnis von 50 zu 50 Prozent 
oder zumindest von zwei Dritteln zu einem 
Drittel, wie das ursprünglich festgelegt war, 
lieber, als drei Viertel zu einem Viertel, wie 
wir es jetzt durchziehen werden. - Das war 
die Frage zwei. 

Nun zur Frage eins - ich habe die Frage 
zwei aufgrund der Kürze zuerst beantwortet. 

Frage eins: Was bringen die Maßnahmen, 
welcher Effekt wird damit erzielt? Das war 
mit Sicherheit der integrierende Bestandteil 
der Verhandlungen der Koalitionspartner, hat 
man doch schon allzuoft - auch das möchte 
ich hier anfügen - die verstaatlichte Indu­
strie "letztmalig" und "endgültig" und 
"abschließenq" saniert, aber dann ist es wie­
der zu neuen Sanierungen gekommen. Das 
Ergebnis war immer wieder ernüchternd und 
auch niederschmetternd, wenn man die Zah­
len verfolgt. 

Man ist in der Diskussion um eine 32-Milli­
arden-Mittelzuführung an den ÖIAG-Konzern 
versucht, diesen generell in Frage zu stellen, 
muß j edoch aus Gründen der wirtschaftlichen 
Vernunft doch folgendes zu bedenken geben 
- auch das möchte ich anmerken - :  Die ver-
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staatlichte Industrie hat ihren Stellenwert in 
der nationalen Wirtschaft Österreichs, und sie 
hat auch entscheidend zum Wiederaufbau 
nach dem Zweiten Weltkrieg beigetragen. Sie 
ist letztlich in einigen Regionen bestimmen­
der Faktor, was Arbeitsplätze betrifft. 

Das heißt, man kann die Verstaatlichte aus 
der Sicht eines Eigentümervertreters nicht 
generell - und das sehe ich durchaus prag­
matisch - den Weg gehen lassen, den jedes 
private Unternehmen in ähnlicher Situation 
schon längst hätte gehen müssen, nämlich 
den Weg zum Konkursrichter. Auf den dabei 
anklingenden Aspekt, daß die Verantwortung 
privater Unternehmer und damit zwangsläu­
fig auch deren Verantwortungsbewußtsein 
viel stärker ausgeprägt sind, werde ich später 
noch zurückkommen. 

Für mich steht allerdings fest, daß ab dem 
Zeitpunkt der Mittelzuführung die Entwick­
lung aller ÖIAG-Unternehmen noch viel 
genauer als bisher zu beobachten ist, um wei­
tere Fehlentwicklungen zu vermeiden. Es ist 
nämlich unbestritten, daß mit · den neuen 
Geldmengen allein die verstaatlichten Unter­
nehmen nicht saniert werden können, son­
dern daß sich bei ihnen Entscheidendes 
ändern muß. Beweis dafür: Die bisherigen 
Subventionen haben eigentlich zu immer 
höheren Forderungen nach finanzieller Hilfe 
geführt. 

Wenn Sie die letzten Horrormeldungen 
lesen im Zusammenhang mit der VEW mit 2 ,4 
Milliarden Schilling Jahresverlust und bei 
den Steyr-Werken einen Finanzierungsbedarf 
oder den Wunsch jedenfalls danach von 3,5 
Milliarden Schilling etwa, dann, muß ich 
sagen, sind das sehr stolze Ziffern, und sie 
beweisen nicht, daß vielleicht schon im letz­
ten Jahr die Dinge anders gelaufen wären. 

Diese notwendigen Änderungen, meine 
Damen und Herren, so glaube ich, lassen sich 
in zwei Gruppen teilen: 

Erstens das Finden einer offensiven, den 
Anforderungen des internationalen Marktes 
angepaßten Unternehmensstrategie und zwei­
tens Durchforstung der Betriebe von der 
Kostenseite her. 

Die erste Änderung bedeutet, daß die zuge­
führten Mittel - und hier stellt sich bei mir 
leider schon wieder Skepsis ein - vorrangig 
nicht zur Verlustabdeckung heranzuziehen 
sind, sondern mit ihnen der dringend notwen­
dige Anpassungs- und Modernisierungspro­
zeß vorangetrieben werden soll und muß. 

Das Management, aber auch die Beleg­
schaft werden sich in diesem Bereich anstren­
gen und dabei vor allem die Tatsache beden­
ken müssen, daß immerhin j eder öster­
reichische Haushalt neuerlich zirka 15 500 S 
für die Sanierung der Unternehmensgruppe 
zur Verfügung stellen muß. 

Damit kann ich zur Durchforstung der 
Kosten übergehen, die meiner Meinung nach 
in allen Diskussionen einen viel zu geringen 
Raum einnehmen. Löhne und Sozialleistun­
gen in verstaatlichten Betrieben, vor allem in 
jenen, die nun saniert werden sollen, sind im 
Vergleich zu jenen in der Privatindustrie zu 
sehen. 

Es ist ja wirklich sowohl aus der Sicht der 
Unternehmer genauso wie aus der Sicht der 
privaten Arbeitnehmer nicht einzusehen, daß 
ein Arbeiter in der VOEST oder bei Steyr 
wesentlich mehr verdient als ein vergleichba­
rer Kollege im Privatbetrieb, zusätzliche 
Sozialleistungen bekommt, die andere bezah­
len müssen, die nicht der eigene Betrieb 
erwirtschaftet. Das muß man einmal klar hier 
festhalten. (Bundesrat Dr. Ve  s e 1 s k y: Das 
ist doch gar nicht wahr!) 

Herr Kollege, wir wissen das, wir kennen ja 
auch die Zahlen; Sie werden sie ja  auch ken­
nen. Und wenn Sie das bestreiten, so tun Sie 
es halt aus Opposition. (Bundesrat S c  h a c h -
n e r: Tauschen Sie das Brieftaschel mit mir! 
- Bundesrat Dr. Ve s e 1 s k y: Sie reden 
nicht aufgrund von Fakten! - Bundesrat 
S c  h a c h n e r: Auch wenn man ein Märchen 
oft erzählt, wird es nicht wahr!) Wir haben ja  
Vergleiche! Die Zahlen liegen fest. Herr Kol­
lege, Sie kennen sie genauso wie wir. Es ver­
dienen dort sowohl die Arbeiter als auch die 
Angestellten, ob das jetzt eine Sekretärin ist 
oder sonst j emand, mehr. (Bundesrat Dr. 
Ve  s e 1 s k y: Es gibt Untersuchungen der 
Arbeiterkammer, die sagen das Gegenteil!) 
Das stimmt ja nicht! Das ist doch bekannt. 

Warum glauben Sie denn , daß die Kosten­
seite dann so aufgebläht wäre bei diesen 
Unternehmen? Worauf führen Sie das zurück? 
Können Sie mir da auch vielleicht eine Erklä­
rung geben? (Neuerlicher Zwischenruf des 
Bundesrates Dr. Ve  s e 1 s k y.) Die Kosten­
seite ist dort jedenfalls aufgebläht, das wissen 
wir alle. (Bundesrat Dr. Ve s e 1 s k y :  Weil 
Ihre Manager Mist gebaut haben en gros!) 
Bitte, wer hat dort "Mist gebaut" , von wem 
sind die Manager eingesetzt worden, Herr 
Kollege? (Bundesrat Dr. Ve s e 1 s k y: Gene­
raldirektor der VEW, wer war das . . .  ?) Herr 
Kollege, wir könnten zurückgehen und 
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schauen, welche Manager in welchem Zeit­
raum tätig waren. 

Jahrelang hat das jedenfalls zu einer enor­
men Wettbewerbsverzerrung auf dem 
Arbeitsmarkt geführt. Herr Kollege Veselsky, 
ich darf Ihnen schon sagen: Ich komme aus 
einer Gegend, wo die Leute abengagiert wur­
den von der Privatwirtschaft in die Steyr­
Werke oder in die VOEST, weil eben dort 
Superlöhne bezahlt wurden. Da können Sie 
mir gar nichts anderes einreden. Ich rede aus 
der Praxis, ich habe das miterlebt. (Bundesrat 
Dr. Ve  s e I  s k y: Die Steyr-Werke sind ein 
verstaatlichtes Unternehmen ? - Zwischenruf 
des Bundesrates S c  h a c h n e r.) Ich weiß 
jedenfalls, daß die Löhne in die Höhe getrie­
ben wurden, und das spüren wir heute noch 
hautnah. Und die Verluste wurden dadurch 
auch weiter gesteigert. 

Und es wird - das darf ich hier auch 
anmerken - von der Gewerkschaftsseite im 
Zusammenhang mit der Forderung nach 
Arbeitszeitverkürzung sehr viel von Solida­
rität gesprochen: Bei den verstaatlichten 
Unternehmen könnte man sie sofort durch 
entsprechende Selbstbeschränkungen prakti­
zieren. Auch im Privatbetrieb kann nur ein 
Kuchen verteilt werden, der vorhanden ist. 

Die Forderung nach Selbstbeschränkung 
und einer Unternehmensführung nach 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ist 
mehr als berechtigt, denn unsere mittelstän­
dische Wirtschaft wird bisher nur in einem 
vergleichsweise untergeordneten Maß geför­
dert, wobei sie es aber auch ist, die die Ver­
staatlichtenunterstützung ganz entscheidend 
durch ihre Steuerleistung mitfinanzieren 
muß. 

Und diesen Unternehmen, meine Damen 
und Herren, ist es eben nur sehr schwer zu 
erklären, daß es eine Zweiteilung der Wirt­
schaft in Zahler und Nehmer gibt und viel­
leicht auch weiterhin geben soll , wenn es 
nicht zu grundlegenden Änderungen im 
Bereich der Verstaatlichten kommt. 

Ich trete jedenfalls für ganzheitliche Lösun­
gen der aktuellen wirtschaftlichen Probleme 
in diesem Land ein, welches seine Stärke bis­
her eindeutig - eindeutig! -. aus der mittel­
ständischen Wirtschafts struktur gezogen hat. 

In der öffentlichen Diskussion steht leider 
fast nur der verstaatlichte Bereich im Mittel­
punkt, aber leider derzeit nur negativ. 

Daß wir uns ganz allgemein einiges zur 

Belebung unserer Wirtschaft einfallen lassen 
sollten, tritt daneben zunehmend in Verges­
senheit. Ein kurzer Blick auf die Konjunktur­
situation zeigt uns die Dringlichkeit derarti­
ger Maßnahmen: Das Wirtschaftswachstum 
schwächt sich seit Monaten ab. Die Steuerein­
nahmen - Sie wissen das sicher genauso gut 
wie ich - bleiben hinter den Erwartungen 
weit zurück, und optimistische Prognosen 
müssen leider nach unten revidiert werden. 
Das sind die Fakten! 

Österreichs wichtigste Exportmärkte in 
Westeuropa sind zwar noch aufnahmefähig, 
doch muß mit stärkerer Preiskonkurrenz aus 
dem Dollarraum und auch aus anderen Län­
dern mit weicherer Währung gerechnet wer­
den. 

Es ist weiter fraglich, ob die privaten Kon­
sumenten im Verlauf dieses Jahres wieder 
verstärkt Güter des gehobenen Bedarfs kau­
fen und damit auch zur Wirtschaftsbelebung 
beitragen. Eher dürfte die Sparneigung, die 
vorhanden ist, weiter hoch bleiben und der 
private Konsum leider nur um etwa 2 Prozent 
wachsen; und der Investitionszyklus verliert 
ebenso an Dynamik. 

Absatz- und Ertragsaussichten bieten 
wenig Anlaß, zusätzlich Produktionskapazitä­
ten zu schaffen, doch behalten Rationalisie­
rung und Strukturverbesserung als Investi­
tionsmotive ihre Bedeutung. 

Aber vor allem ein Faktum aus dem Kon­
junktur bild verdient besondere Beachtung: 
der Rückgang der Exporte. Marktanteile wer­
den nämlich vor allem in jenen Bereichen ver­
loren, in denen es um technisch hochwertige 
Produkte und um viel Know-how geht. 

Wir dürfen also wirklich nicht den Fehler 
begehen, über der Diskussion um die ver­
staatlichte Industrie die Wirtschaftspolitik 
generell in den Hintergrund treten zu lassen. 
Unser nationalökonomisches Kapital sind 
nun einmal jene mittelständischen Betriebe, 
die es bisher verstanden haben, in wirtschaft­
lich schwierigen Zeiten die wesentlich durch 
den verstaatlichten Bereich hervorgerufenen 
Probleme in Grenzen zu halten, sei es auf 
dem Arbeitsmarkt, sei es auf dem Gebiet der 
Innovation oder sei es auf dem Gebiet der 
Ausbildung und des Berufsnachwuchses. 

In einem vor kurzem durch die Präsidenten 
der Handelskammern - unter Führung des 
Präsidenten der Bundeswirtschaftskammer 
- an Bundeskanzler Vranitzky und die 
zuständigen Minister herangetragenen Forde-
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rungskatalog waren daher auch konkrete Vor­
stellungen zur Förderung dieser mittelstän­
dischen Wirtschaft beinhaltet. 

Meine Damen und Herren! Der durch die 
Teilprivatisierung des Verbundkonzerns 
finanzierte Technologietopf muß nach meiner 
Ansicht als Begleitmaßnahme sehr gezielt 
den mittelständischen Unternehmen, die 
zukunfts- und innovationsorientiert planen, 
eröffnet werden. Ich vertrete nämlich klar die 
Meinung, daß nicht mehr Förderung - zu der 
ohnehin das Geld fehlt - für die Wirtschaft 
sinnvoll ist, sondern durch schwerpunktartige 
Förderung auf Verbesserung der Technologie 
und damit der Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Wirtschaft abzuzielen ist. Es gilt weiters, den 
Unternehmernachwuchs zu fördern, um neue 
Betriebe gründen zu können, und es gilt auch, 
jene Betriebe, die im Export erfolgreich tätig 
sind, besonders zu berücksichtigen und ihnen 
zu helfen. Nur damit, so glaube ich, kann es 
gelingen, die j ahrelange Strukturkonservie­
rung zu be enden und endlich zukunftsorien­
tierter zu agieren. 

In vielen Gesprächen mit Unternehmern 
habe ich mehr oder weniger übereinstim­
mend einen Wunsch gehört, den ich nur voll 
unterstreichen kann: Steuerentlastung steht 
vor finanzieller Förderung. Der Tüchtige soll 
bessere Möglichkeiten für seine Entscheidun­
gen haben und nicht der immer schwächer 
Werdende mehr finanzielle Unterstützung. 
Das ist nämlich der verkehrte Weg .  Gleichzei­
tig muß mit einem Abbau bürokratischer 
Belastungen gerechnet werden können, um 
der Wirtschaft mehr Möglichkeit zur Entfal­
tung und zur offensiven Unternehmensstrate­
gie zu geben, um der Wirtschaft mehr Zeit 
zum Denken und zum Handeln zu lassen und 
nicht zur Erledigung von unproduktiven 
Arbeiten. 

Seitens der Bauwirtschaft wird gefordert 
und erwartet, daß die bisher im Vertrauen auf 
den öffentlichen Auftraggeber geschaffenen 
Gesamtkapazitäten auch weiterhin eingesetzt 
und genützt werden können. Dabei muß man 
sagen: Ohne Budgetbelastung wird das j edoch 
nur mit Hilfe neuer Finanzierungsformen für 
öffentliche Bauten möglich sein. Dafür hat 
Minister Graf sehr großes Verständnis 
gezeigt und eine Erarbeitung neuer Finanzie­
rungsmodelle zugesagt. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte den 
Stellenwert, den ich in dieser Wortmeldung 
zur Sanierung des ÖIAG-Konzerns der pri­
vaten Wirtschaft gegeben habe, noch einmal 
ganz deutlich festhalten .  Die Zukunft liegt, 

bei allem guten Willen, den die Verstaatlich­
tenmanager hoffentlich an den Tag legen wol­
len, eindeutig bei der privaten Wirtschaft, die 
es neu zu stimulieren und zu entlasten gilt. 
Alle beschlossenen Maßnahmen, von der Mil­
liardenhilfe über die Privatisierungsvorhaben 
bis zum Technologie- und Innovationstopf, 
können nur dann dauerhafte Wirkung zeigen, 
wenn sie als Signal für neue Methoden in der 
Wirtschaftspolitik gelten. Und dies trifft 
natürlich ganz besonders für die von der Ver­
staatlichtenkrise direkt betroffenen Regionen 
zu, in denen Privatbetriebe in die Lage ver­
setzt werden müssen, Auffangfunktionen auf 
dem Arbeitsmarkt auszuüben und den Struk­
turwandel mitzuvollziehen. 

Wir müssen uns letztlich auch für die auf 
uns zukommenden neuen Herausforderungen 
durch eine Öffnung zum europäischen Markt 
wappnen. Den stärker und schärfer wehen­
den Wind des Wettbewerbes werden wir näm­
lich nur bei den gleichen Startbedingungen, 
wie wir sie in den anderen europäischen Län­
dern vorfinden, aushalten und erfolgreich 
bestehen können. Ich deponiere all diese Vor­
stellungen vor dem Hintergrund momentan 
sehr kritisch eingestellter Unternehmer in 
diesem Land, die sich die von mir angerisse­
nen neuen Akzente in der Wirtschaftspolitik 
von der Bundesregierung erwarten,  wohl wis­
send, daß die Budgetkonsolidierung Vorrang 
hat und ohne individuelle Opfer nicht zu 
bewerkstelligen sein wird . Aber Opfer müs­
sen dabei alle bringen. 

Ich weiß aber auch, daß wir trotz dieser kri­
tischen Einstellung auf die Leistungs- und 
Risikobereitschaft dieser Unternehmer und 
ihrer Mitarbeiter auch in Zukunkt wirklich 
bauen können, und ich rufe dazu auf, meine 
Damen und Herren, die Unternehmer und 
ihre Mitarbeiter nicht zu enttäuschen, was 
nur dann möglich ist, wenn ihnen im Ver­
gleich zur verstaatlichten Industrie dieselbe 
sorgsame Aufmerksamkeit wie dieser zuteil 
wird und hinsichtlich Sorgfalt bei der 
Betriebsführung und Verantwortung gegen­
über der Gesellschaft gleiche Maßstäbe ange­
legt werden und nicht mit zweierlei Maß 
gemessen wird. 

Wenn wir, meine Damen und Herren, 
sowohl Politiker als auch Manager und Direk­
toren, welche auf Grund grober Fehlleistun­
gen und mangelnden Verantwortungsbewußt­
seins den Unternehmen Schaden zufügen, zur 
Verantwortung ziehen, auch finanziell, wenn 
dies notwendig ist, dann werden die verstaat­
lichten Unternehmen auch wieder schwarze 
Zahlen schreiben. Und der eherne Grundsatz, 
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der in der Privatwirtschaft eine Selbstver­
ständlichkeit ist, nämlich: Wer anschafft, muß 
auch die Verantwortung übernehmen, muß 
auch in der Verstaatlichten gelten. Dann wer­
den nämlich nur j ene anschaffen, meine 
Damen und Herren, die auch wirklich etwas 
zu reden haben, und nicht jene, die glauben, 
etwas reden oder anschaffen zu müssen. -
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

12.46 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Als nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Dr. Veselsky. Ich erteile es ihm. 

12.46 

Bundesrat Dr. Veselsky (SPÖ, Wien) : Herr 
Vorsitzender! Herr Staatssekretär! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Bun­
desratsfraktion der Sozialistischen Partei 
wird gegen das Finanzierungspaket betref­
fend verstaatlichte Industrie keinen Ein­
spruch erheben. Das ist für Sie keine Sensa­
tion, wenn ich das sage. Aber ich erhebe hier 
persönlich Einspruch gegen die Ausführun­
gen des Herrn Bundesrates Dr. Pisec. 

Ich habe sie als Zumutung für uns als Koa­
litionspartner empfunden und möchte - er 
ist leider nicht anwesend, er hat sich verab­
schiedet, nachdem er seine Provokation hier 
deponiert hat - ,  an seine Adresse gerichtet, 
etwas sagen: Wenn wir die große Koalition 
nach so kurzem Beginn so sehr belasten, wie 
er es hier versucht hat, dann wird diese 
Zusammenarbeit nicht von langer Dauer sein 
können. (Zwischenruf des Bundesrates 
K ö s t l  e r.) 

Ich möchte Ihnen ein Beispiel geben. Ich 
habe mit Ihnen, den Herren von der ÖVP, 
gesprochen, und wir haben gesagt, daß wir im 
Interesse der Zusammenarbeit darauf ver­
zichten, heute hier Themen zu behandeln, die 
möglicherweise hätten behandelt werden kön­
nen, um das Koalitionsklima, um das Zusam­
menarbeitsklima nicht zu belasten - und das 
in einer Sache, wo wir nicht einer Meinung 
sind. Und jetzt glaube ich, daß es geradezu 
eine Zumutung darstellt, wenn in einer Sache, 
in der wir eine kompromißweise Einigung 
gefunden haben, von Ihrer Seite ein Sprecher 
- und es war der erste Sprecher, der Haupt­
sprecher - hier als Brandstifter agiert. Wenn 
ich mit den Reden vergleiche, die von Ihrer 
Seite im Nationalrat gehalten worden sind, so 
ist das, was heute hier geschehen ist, was 
Herr Dr. Pisec sich heute hier erlaubt hat, ein 
echter Koalitionsskandal gewesen. (Zwi­
schenrufe bei der ÖVP.) Sie können versu-

ehen, mich jetzt niederzubrüllen. Ich habe bis 
jetzt geschwiegen, aber ich sage Ihnen: Meine 
Geduld war bis an die Grenzen angespannt! 

Ich sage Ihnen, was er sich geleistet hat. Er 
hat etwas getan, was wirklich nicht der 
Lösung der Probleme dient. Er hat hier ideo­
logische Aussagen gemacht, als ob die ÖVP in 
Alleinregierung wäre ; ideologische Aussagen, 
zu denen sich der zweite, der größere Koali­
tionspartner nicht bekennt. Und diese Aussa­
gen gingen in Richtung einer bedenkenlosen 
Privatisierung und einer Diffamierung auch 
dessen, was geleistet worden war in der ver­
staatlichten Industrie. 

Meine Damen und Herren! Das ist vor der 
gemeinsamen Geschichte Österreichs nicht 
richtig. Ich muß aber zugeben, daß sich die 
anderen Redner wirklich betont anders ver­
halten haben, und ich danke ihnen dafür, weil 
das im Interesse der gemeinsamen Verant­
wortung, die wir tragen, auch notwendig ist. 

Ich glaube, man braucht hier nicht den 
Spruch, der an Catilina gerichtet wurde, zu 
strapazieren: Wie lange, Catilina, willst du 
unsere Geduld noch überbeanspruchen? Herr 
Kollege Dr. Pisec wird dem, was ich gesagt 
habe und was auch ausdrückt, was meine Kol­
legen denken, soviel entnehmen, daß er das 
nächstemal seine Rede etwas gemäßigter 
anlegen wird. 

Denn Sie müssen eines verstehen, meine 
Damen und Herren: Wir haben am Aufbau 
der verstaatlichten Industrie mitgearbeitet 
und verantworten all das mit, was geschehen 
ist. Diese Industrie ist eine verstaatlichte 
Industrie, und ich bekenne mich zur Industrie 
überhaupt. "Industria" heißt Fleiß, und ohne 
Fleiß kein Preis und kein Wachstum, keine 
höhere Wohlfahrt und kein besseres Leben, 
keine besseren sozialen Bedingungen. Die 
Industrie ist unteilbar, ob sie privat ist oder 
verstaatlicht. Ich gehe auch nicht gegen die 
private Industrie vor und debattiere nicht 
gegen sie . Ich bekenne mich auch zur pri­
vaten Industrie, bitte das sagen zu dürfen.  
Und ich bitte auch, daß man es genauso mit 
der verstaatlichten Industrie hält. (Beifall bei 
der SPÖ.j 

Man sagt "verstaatlichte Industrie" . In poli­
tologischen Untersuchungen schreibt man 
richtigerweise, daß in Wirklichkeit zwei 
Eigentümervertreter für diese Industrie in 
Österreich vorhanden sind, und zwar die 
Sozialistische Partei Österreichs und die 
Österreichische Volkspartei. Nun hat es eine 
Industrie, die zwei Eigentümern dient, 
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schwer, wenn der eine "hü" und der andere 
"hott" sagt, wenn der eine "hü" will und der 
andere "hott" will. Der eine will, daß dieses 
gemeinsame verstaatlichte Industriesyndikat, 
daß dieser. Konzern wächst und eigenständig 
bleibt. Der andere will, daß immer größere 
Teile davon so schnell wie möglich privatisiert 
werden. Das ist "hü" und das ist "hott" . 

Wenn wir uns so benehmen, dann wird die 
j etzige Managergeneration genauso versagen 
müssen wie die vorherige, weil sie dann auch 
nicht weiß, ob sie es recht macht, wenn sie auf 
den einen hört, oder ob sie es recht macht, 
wenn sie auf den anderen hört. 

Daher ist es wichtig, daß man zu dem 
gefundenen Komprorniß steht und nicht so 
weitgehend ideologisiert, wie das Herr Dr. 
Pisec getan hat, der gesagt hat, das sei ein 
Beitrag zu einer liberaleren Marktwirtschaft, 
den wir hier leisten. 

Quousque tandem, Catilina, abutere patien­
tia nostra? - Wie lange noch werden Sie 
unsere Geduld mißbrauchen? Denn wenn Sie 
glauben, daß mit dieser Einigung, die wir 
gemeinsam gefunden haben, die große ÖVP­
Wende hinausposaunt werden kann, dann ist 
das nicht ehrlich, dann ist es auch keine gute 
Zusammenarbeitsbasis ,  meine Damen und 
Herren, und wir verwahren uns dagegen. 

Die anderen Redner haben maßgehalten, 
und ich sage ihnen Dank für diese Mäßigung, 
meine Damen und Herren. Ich glaube näm­
lich, daß es notwendig ist, auch Dinge zu 
sagen, die hier angeklungen sind, aber sie so 
zu sagen, wie sie der Realität entsprechen. 

Wir haben uns nicht aus ideologischen 
Gründen zur Verstaatlichung entschlossen. 
Nein! Wir wollten Österreich unabhängig hal­
ten, wir wollten Österreich wiederaufbauen. 
Aber als das dann mehr oder minder gelun­
gen war, sagte eine Seite schon: Rasch wieder 
entstaatlichen, privatisieren! Die andere fragt: 
Warum? Wir sehen keine Veranlassung aus 
ideologischen Gründen. Nur dort, wo es finan­
zierungstechnisch zweckmäßig ist, dort wer­
den wir mitmachen. 

Ich sage Ihnen jetzt, daß auch das Parteien­
übereinkommen unsere Partei sehr weit stra­
paziert, weil in der Überschrift von "Privat­
isierung" die Rede ist. Für mich ist das eine 
Finanzierungsmaßnahme, zu der ich, wenn 
auch nicht glücklich, ja sage . Aber Privatisie­
rung - das ist etwas hart. Aber bitte, gehen 
Sie nicht so weit, daß Sie uns das ununterbro­
chen um die Nase knallen und dann noch 

sagen: Das ist sogar noch ein Beitrag zu einer 
noch liberaleren Marktwirtschaft, sprich zu 
einer Änderung unserer Wirtschaftsordnung. 

Dann erzählen Sie uns von England, aber 
nicht von den Arbeitslosenzahlen, dann 
erzählen Sie uns von Deutschland, aber nicht, 
daß dort die Wirtschaft auf Stagnationskurs 
geht, dann erzählen Sie uns von Frankreich, 
welche Entwicklung es dort gibt. 

Meine Damen und Herren! Ich erzähle 
Ihnen vom großen modellhaften Erfolg Öster­
reichs, den wir mit der verstaatlichten Indu­
strie gebaut haben - gemeinsam! Wir haben 
den Wiederaufbau geschafft. Wir haben uns 
unabhängig gemacht von deutschen Stahlba­
ronen, die in der Zwischenkriegszeit Privatar­
meen ausgerüstet haben. Wir haben den 
Durchbruch zu den Weltmärkten geschafft. 
Im Windschatten der Exporte der verstaat­
lichten Industrie konnte die Privatwirtschaft 
ihre Erfolge heimbringen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben 
Österreich zu einem modernen Industriestaat 
gemacht. Die verstaatlichte Industrie war bis 
zum Ende der siebziger Jahre ein Nährer in 
Österreich und kein Zehrer. Nicht nur, daß 
die Steuern bezahlt wurden - darüber 
braucht man nicht zu reden, das muß jeder - ,  
nein, es wurden auch Erträge erwirtschaftet, 
und man war teuflisch erfolgreich, was man 
von seiten des Auslandes auch anerkannt hat. 
Die IRI, die ENI, der Statsföretag in Schwe­
den, die Engländer, die Franzosen, sie schau­
ten nach Österreich und sagten: Siehe da, 
diese Österreicher! 

Wir haben bei uns das stolze LD-Verfahren 
entwickelt, nach dem heute die Weltstahlindu­
strie arbeitet. Wir haben große industrielle 
Aufbauleistungen bewerkstelligt, meine 
Damen und Herren, auf die wir stolz sind, das 
ist uns alles gemeinsam gelungen. 

In dieser Zeit haben wir selbstverständlich 
auch zur Kenntnis genommen, daß die ver­
staatlichte Industrie der österreichischen Pri­
vatindustrie zu begünstigten Bedingungen 
geliefert hat. Das war eine Selbstverständlich­
keit. Damals sprach man nicht davon, daß 
man privatisieren muß. Damals sagte man, 
die Alpine-Montan muß unbedingt die heimi­
schen Abnehmer mit billigem Stahl versor­
gen. Damals sagte man, die GKB muß unbe­
dingt billige Kohle liefern. Und den Kumpeln, 
die einfuhren, die Sonderschichten fuhren, 
die ihr Leben riskierten, denen sagte man 
damals nicht: Eure Arbeit ist nichts wert. -
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Sie war notwendig für alle Österreicher,  
meine Damen und Herren! 

Es wurde jetzt gesagt, daß überhöhte Löhne 
und Gehälter bezahlt werden. Es gibt Unter­
suchungen, aus denen hervorgeht: Wenn wir 
branchengleich und nicht Ungleiches mit 
Ungleichem vergleichen, dann liegen die ver­
staatlichten Unternehmen in der Lohnhierar­
chie gar nicht so vorne. (Zwischenruf des 
Bundesrates W ö g i n  g e r.) Warum sollen sie 
einen angestammten Arbeitsplatz verlassen? 
Warum? (Bundesrat W ö g i n  g e r: Um 
Arbeitsplätze geht es . . . 1) 

Die Situation in Steyr ist, daß keine gleich 
großen branchengleichen Unternehmen vor­
handen sind. In Steyr haben Sie zwei Großun­
ternehmen, Steyr und die GFM und dann 
noch BMW. GFM ist aus Steyr weggegangen, 
hat einen Betrieb sogar abgesiedelt, um ein 
niedrigeres Lohnniveau zu haben als in Steyr. 
Also GFM hat genauso mitgepielt wie Steyr. 
Das sind beides nicht verstaatlichte Unter­
nehmen. Aber das ist eine Nebenfront. 

Ich möchte Ihnen noch eine Hauptfront zei­
gen: daß Beschäftigte auf Sozialleistungen im 
Umfang von Hunderten Millionen Schilling 
freiwillig verzichteten, um einen Beitrag zu 
leisten. Wir alle müssen beitragen, daß wir 
diese großen Probleme lösen, und die werden 
wir nicht mit Schuldschupfen lösen. 

Ich habe mich zu einem Zwischenruf hinrei­
ßen lassen, Kollege Maderthaner. Ich habe 
mich hinreißen lassen zu sagen: Ja, Verluste, 
anlagenbauverantwortlicher Vorstand in der 
VOEST, Generaldirektor bei der VEW - ich 
könnte es noch eine ganze Zeit fortsetzen. Es 
war ein Versehen, ich entschuldige ' mich 
dafür. 

Wir sollen nicht Schuld schupfen, und ich 
soll nicht die von Ihnen nominierten Vor­
stände herauspicken und sagen, die haben die 
ganze Misere verursacht. Das stimmt nicht. 
Es haben auch von uns nominierte Vorstände 
kräftigst dazu beigetragen, daß wir jetzt dort 
sind, wo wir eben sind und wohin wir nicht 
wollten. 

Kunststück? Wenn der eine Eigentümer 
sagt hü, das heißt, versuchen wir allein, 
erfolgreich zu sein, und der zweite sagt, 
schauen wir, daß wir so schnell wie möglich 
privatisiert werden, oder schauen wir ,  daß wir 
die Privatwirtschaft so viel wie möglich sub­
ventionieren können. Das, meine Damen und 
Herren, geht nicht an. Ich verwahre mich 
dagegen, daß wir so weitermachen. 

Wenn wir so weitermachen, dann trifft das 
zu, was mir ein Vorstandsdirektor aus der 
Verstaatlichten kürzlich gesagt hat. Er hat 
gesagt: Wenn wir dort anschließen, wo wir 
waren in der großen Koalition - und er sieht 
viele Anzeichen dafür - ,  dann ist diese Art 
der Lösung eine sehr unglückliche, denn dann 
kommt es wirklich dazu, daß man auszählt, 
der eine Bereich muß rot, der andere muß 
schwarz sein. Dann wird austariert und nicht 
der Erfolg gesehen. Meine Damen und Her­
ren, den brauchen wir aber! 

Jetzt ein Wort dazu, warum wir in der Ver­
staatlichten in Schwierigkeiten gekommen 
sind. Wir haben von Branchenkrisen gespro­
chen. Diese Branchenkrisen haben andere 
auch getroffen. Auch private Industrien des 
Auslandes haben Verluste gebaut, die gewal­
tig waren und die vom Staat teilweise abge­
fangen wurden, damit nicht zugesperrt wer­
den mußte. Wo war da das große private 
Unternehmertum? Beim Kassieren war es da! 
(Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf des Bun­
desrates Dr. H o  e s s.) 

Das zeigt, Herr Kollege, daß diese Krise 
j ede Industrie getroffen hat, die in diesem 
Grundstoffbereich angesiedelt ist. Wir haben 
nun einmal das Unglück, daß unsere verstaat­
lichte Industrie gerade in diesem Grundstoff­
bereich angesiedelt ist und kaum woanders. 
Sie durfte aus politischen Gründen eines Mit­
eigentümers niemals zu sehr ausgrasen, weil 
man gesagt hatte: Ja nicht in die Finalindu­
strie vordringen! - Das hat mit dazu beige­
tragen, daß wir nicht dort sind, und das hat 
mit dazu beigetragen, daß uns jetzt diese Ent­
wicklung mit einer Dramatik getroffen hat, 
stärker als anderswo. 

Jetzt kommt etwas, was ich sagen muß, das 
uns eigentlich noch zusätzliche Beschwerden 
schafft, nämlich die zweite industrielle Revo­
lution - das Vordringen der Elektronik und 
einer völlig neuen Technologie -, die selbst­
verständlich die Probleme in diesem Bereich 
noch vergrößert. Jetzt könnte man in anderen 
Bereichen vielleicht einen Ausgleich finden, 
aber der "Hott"-Miteigentümer verlangt von 
uns , daß wir zur Mittelbeschaffung verkaufen 
müssen. Da ist eine ganze Reihe solcher 
Bereiche dabei . 

Na das ist gescheit - jetzt übe ich nicht 
Kritik an dem, was wir hier diskutieren, son­
dern an dem, was wir als Kompromiß 
beschlossen haben - ,  das ist sehr gescheit, 
was wir hier machen! Wir verringern damit 
selbst die Möglichkeiten, erfolgreich zu sein 
in interessanten industriepolitischen Berei-
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ehen, die strategisch bedeutsam sein werden 
und ohne die es nicht geht. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich mir 
das Parteienübereinkommen ansehe, wo es 
heißt, daß wir diejenigen Beteiligungen zur 
Verbesserung der Finanzsituation abstoßen, 
die nicht zum unmittelbaren Unternehmens­
ziel gehören - das bedeutet das nämlich, was 
ich zuerst gesagt habe -, dann frage ich 
mich: Wo ist da die Gleichstellung mit Pri­
vaten? Ich bin sehr dafür, daß man darüber 
redet. Private machen das nämlich, um einen 
Konglomerat-Konzern zu bauen, und das ist 
etwas durchaus Akzeptables. 

Jetzt werden Sie fragen: Wo haben wir denn 
das in Österreich? - Das haben wir. Das 
haben wir im Raiffeisenkonzern Österreichs, 
und zwar ganz, ganz stark. Da gibt es Unter­
nehmensbereiche, die mit den ursprünglichen 
Aufgaben schon fast gar nichts mehr zu tun 
haben. Dazu werden Sie sagen: Wen geht das 
etwas an? Wer darf hier von diesem Pult aus 
zu diesem Tagesordnungspunkt etwas dazu 
sagen? 

Meine Damen und Herren! Raiffeisen ist 
nach der ursprünglichen Lehre ein Hilfsbe­
trieb der Landwirtschaft. Die Landwirtschaft 
in Österreich ist immens zuschußbedürftig, 
und wir haben eine große Finanzierungskrise . 
Ich habe jetzt gelernt, daß es eine legitime 
Forderung in unseren Gesprächen sein kann, 
wenn man verlangt, daß nicht unmittelbar 
zum Unternehmenszweck gehörende Beteili­
gungen aufgelöst werden. Das wäre ein fanta­
stischer weiterer Beitrag zur Budgetsanie­
rung, und damit könnten wir erreichen, daß 
der Finanzminister über Nacht ein paar Milli­
arden Schilling mehr hat und daß wir damit 
das Agrarproblem auf ähnliche Weise aus der 
Welt schaffen, meine Damen und Herren. 
(Beifall bei der SPÖ. - Ruf bei der ÖVP: Wie 
ist das mit dem "Konsum "?) 

Die Genossenschaften im Interesse der 
Landwirtschaft - sie haben ein Bilanzvolu­
men von über 630 Milliarden Schilling, wie sie 
jetzt selbst berichtet haben - sind Hilfsbe­
triebe, Herr Genossenschafter. Es handelt 
sich hier um einen ganzen Konzern, meine 
Damen und Herren, das wissen Sie ja wahr­
scheinlich, und dieser Konzern hat monopol­
artigen Einfluß auf eine ganze Reihe von Teil­
märkten. Das kann man über die Verstaat­
lichte nicht sagen, diese tritt nämlich auf dem 
Weltmarkt gegen härteste Konkurrenz an, 
der wir zuletzt, es sei geklagt, nicht gewach­
sen waren, weil wir unternehmerisch dane­
ben waren. 

Im Bereich von Raiffeisen hat man sich die­
ser Konkurrenz entzogen, denn man hat dort 
eigentlich immer nur geschützte Märkte, auf 
denen man sich bewegt: Man braucht keine 
Angst zu haben. Man ist abgesichert durch 
die Marktordnung, man ist abgesichert 
dadurch, daß man die Importe selbst in der 
Hand hat. Man ist in einem geschützten 
Bereich, in dem man eigentlich ganz gut und 
bequem managen kann. Im Bereich der Ver­
staatlichten ist das nicht möglich, da ist es 
viel härter. (Ruf bei der ÖVP: Wie ist das mit 
dem "Konsum "?) Schauen Sie, der "Konsum" 
unterscheidet sich dadurch, daß er keinen sol­
chen Konzern darstellt, verschwindend klein 
ist, nirgends Monopolstellung hat so wie Sie 
im Raiffeisenbereich in einer ganzen Reihe 
von Teilmärkten. 

Meine Damen und Herren! Ich wollte Ihnen 
jetzt nur zeigen, was die ideologische Gegen­
argumentation ist. (Ruf bei der ÖVP: Dialek­
tisch!) Dialektisch, sehr wohL Das ist dann so, 
wenn man so weit geht und uns hier eigent­
lich bewußt übermäßig provoziert. Das ist 
nicht gut. Meine Damen und Herren, wir 
haben wahnsinnig schwierige Aufgaben vor 
uns. 

Kollege Maderthaner hat zuletzt darauf 
hingewiesen, daß die Steuereinnahmen dra­
matisch zurückblieben. Das ist richtig. Wir 
stehen vor einer sehr schwierigen Frage: Sol­
len wir angesichts dessen und der sich daraus 
ergebenden Verschärfung der Defizitproble­
matik bei unserem ursprünglichen Sanie­
rungsziel bleiben? Der Kanzler sagte ja .  
Bedeutet das nicht, daß wir auf der anderen 
Seite wiederum gewaltig mehr Probleme auf 
dem Arbeitsmarkt bekommen? Ist das nicht 
etwas sehr Schwieriges? - Das sind die Pro­
bleme, die vor uns stehen und die wir gemein­
sam lösen müssen. Wenn wir uns da noch den 
Luxus leisten, einander aus ideologischen 
Gründen ununterbrochen in die Wolle zu 
geraten, dann werden wir nicht weiterkom­
men. 

Das, was ich über Raiffeisen gesagt habe, 
habe ich nur gesagt, um Ihnen, meine Damen 
und Herren, zu zeigen, daß wir Sie auch 
ärgern können, wenn es sein muß. Aber wir 
wollen Sie nicht ärgern. Ich will es nicht, ich 
mag es nicht. Wir wollen zusammenarbeiten, 
um die großen Schwierigkeiten, vor denen wir 
wirklich stehen, zu bewältigen. 

Und wenn ich zum Schluß komme, dann 
möchte ich die Rolle des Bundesrates etwas 
hervorheben. Wir haben das letztemal einen 
legistischen Fehler aufgezeigt, und wir müs-
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sen es diesmal wieder tun. Und zwar ist beim 
ÖIAG-Finanzierungsgesetz wiederum etwas 
passiert, was nirgends beachtet wurde, aber 
jetzt hier gesagt werden soll. Da heißt es im 
Artikel IV 2.  Ziffer 2. Absatz: "Die Verbind­
lichkeiten der ÖIAG, für die der Bundesmini­
ster für Finanzen zu Refundierungen ermäch­
tigt ist, und die entsprechenden Refundie­
rungsbeträge sind in der Bilanz der ÖIAG 
gesondert als Schulden und Vermögensgegen­
stände auszuweisen ." 

Bei Finanzierungstechniken hat man nicht 
Vermögensgegenstände, sondern Vermögen 
oder Vermögensbestände oder Vermögens­
stände. Würde man das wieder wörtlich ausle­
gen, dann käme die ÖIAG aus der Verpflich­
tung, dieser Bilanzierungsvorschrift Genüge 
tun zu müssen, weil sie das nicht kann. 

Ich weiß, das ist bona mente facta, das ist in 
guter Absicht erfolgt, weil man sich orientiert 
hat an den ins Haus stehenden bilanzierungs­
gesetzlichen Regelungen, aber ich glaube, daß 
man halt die dann letztlich auch noch genauer 
wird anschauen müssen. 

Meine Damen und Herren! Ich komme zum 
Schluß. Es ist kein erfreulicher Beschluß, zu 
dem wir hier ja sagen und daher keinen Ein­
spruch erheben. Und ich erhebe auch keinen 
Einspruch gegen die Debatte mehr, weil mir 
auch aus den Zwischenrufen Ihrerseits klar­
gemacht wurde, daß Ihre Linie keineswegs 
die ist, unsere Geduld übermäßig zu bean­
spruchen und unsere Nehmerqualitäten zu 
prüfen, sondern daß es sich hier um einen 
Solopart handelt, der gespielt wurde. Es war 
gut gegeigt, immerhin so, daß darauf ein Ge­
genthema erfunden werden mußte. - Ich 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 13.13 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Als nächster zu Wort gemeldet hat sich Frau 
Bundesrat Paischer. Ich erteile ihr dieses. 

13.13 

Bundesrat Edith Paischer (SPÖ, Oberöster­
reich): Herr Vorsitzender! Herr Staatssekre­
tär! Meine Damen und Herren! In Solidarität 
- das möchte ich gleich eingangs betonen -
mit meinem Bundesratskollegen Köstler und 
im Einklang mit allen oberösterreichischen 
Bundesräten, auch mit jenen der ÖVP, und 
aufgrund der zu diesem Tagesordnungspunkt 
eingebundenen Aussagen von Bundesrat 
Köstler zur Elektrolyse Ranshofen sehe ich 
mich natürlich auch veranlaßt, mit Zustim­
mung des Herrn Vorsitzenden das Wort dazu 
zu ergreifen. 

Wir wollten das Problem nicht noch ver­
schärfen, ist doch das vorrangige Problem in 
dieser Frage der Strompreis als Schlüssel 
einer Lösung. Und politische Schuldzuweisun­
gen will ich hier im Bundesrat auch nicht 
machen, denn sonst müßte ich auf der einen 
Seite doch als Schlüsselfigur den Handelsmi­
nister nennen und in gleicher Weise den 
gesamten Vorstand der AMAG Ranshofen. 

Hier im Bundesrat wollen wir doch als ober­
österreichische Bundesräte gemeinsam ein 
Ziel erreichen und uns solidarisch sowohl vor 
die Belegschaft als auch hinter das Unterneh­
men stellen, denn vom Neubau der Elektro­
lyse Ranshofen wurde viel gesprochen, und 
seitens maßgeblicher Politiker wurden zahl­
reiche Aussagen gemacht - von allen politi­
schen Seiten. 

Seit dem vorigen Jahr laufen entscheidende 
Verhandlungen. Im März dieses Jahres setz­
ten sich die Innviertler Nationalratsabgeord­
neten Resch und Kraft für den Neubau ein. Es 
wurde auf volkswirtschaftliche und betriebs­
wirtschaftliehe Aspekte sowie auf die 
Umweltsituation hingewiesen. 

Schon damals sagte der ÖVP-Nationalrats­
abgeordnete Kraft vom Innviertel: Ein biß­
chen hineingehen in den Betrieb, mit den 
Arbeitern reden, dann müßte man wissen, 
wieviel Verunsicherung und Sorge vorhanden 
ist. Und er meint auch, es gibt keine Alterna­
tive. 

Hier sind FCG, ÖAAB und die sozialisti­
schen Gewerkschafter einhellig einer Mei­
nung. 

SPÖ-Nationalrat Resch wies auf den ÖIAG­
Aufsichtsratsbeschluß vom 15 .  Dezember 1986 
hin, wo es heißt, "daß die technische Entwick­
lung und Erzeugung technologisch hochwerti­
ger Produkte verlorenginge und der techni­
sche Vorsprung in manchen Bereichen aufge­
geben werden müßte." 

Meine Damen und Herren! Die AMAG hat 
eine gewachsene Unternehmensstruktur für 
die Aluminiumproduktion, es ist die notwen­
dige Fachkapazität vorhanden, und die Final­
produktion ist von diesem hochqualifizierten 
Grundstoff, der in Ranshofen erzeugt wird, 
abhängig. Daher auch ein positiver Aufsichts­
ratsbeschluß der AMAG. 

Der Neubau selbst könnte in den späten 
neunziger Jahren technisch gesehen vollzo­
gen werden. Aber es ist umweltmäßig nicht 
durchsetzbar, denn bei der Bezirkshaupt-

1637 

489. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 49 von 112

www.parlament.gv.at



20980 Bundesrat - 489. Sitzung - 7. Juli 1987 

Edith Paischer 

mannschaft tickt bereits die Uhr als Folge 
verschiedener Prüfungsergebnisse. Die Emis­
sion beim Neubau sinkt nämlich um 90 Pro­
zent. Meine Damen und Herren, es ist doch 
auch nicht zu übersehen, daß der Energieauf­
wand um ein Fünftel zurückgehen würde. 
Also ökologisch wie ökonomisch Verbesserun­
gen. 

Als Braunauerin weiß ich,  daß wir vier Inn­
kraftwerke hatten, meine Damen und Herren, 
die durch das 2. Verstaatlichungsgesetz prak­
tisch enteignet wurden. Teils ist das von den 
sogenannten Experten bewußt übersehen 
oder vergessen worden. Zusätzliche Wasser­
rechte könnten einen Großteil der benötigten 
Energie selbst aufbringen. 

Der geplante Neubau entspricht außerdem 
dem letzten Stand der Technik. Dies bedeutet 
die Grundlage für die Finalaktivitäten wie 
Alufelge, Dosen, Raumfahrt, Systemtechnik, 
Thermoenergiesysteme, Luftfahrtgeschäfte, 
Wärmeaustauscher und so weiter. In diesen 
neuen Sparten, meine Damen und Herren, 
wurden allein 1986 8 12 Millionen Schilling 
Umsatz erzielt. 

Der Neubau ist sicher nicht nur eine regio­
nalpolitische Notwendigkeit, wenn auch vor­
rangig, sondern hier geht es um die Entschei­
dung der gesamten Bundesregierung in Perti­
sau, nämlich an der Aluminiumproduktion 
festzuhalten. Bei so einem Beschluß, meine 
Damen und Herren, erwartet man sich in der 
Region und von der Belegschaft die Lösung 
der Frage als Folgewirkung. 

Der chronologische Vorgang könnte hier 
aufgezählt werden, ich will Sie aber nicht 
lange aufhalten, von Beschlüssen des 
Gemeinderates,  von Resolutionen des Landta­
ges, alles einhellig, von Petitionen, die über­
reicht wurden, von einer Demonstration von 
6 000 Menschen, wo der Herr Landeshaupt­
mann Ratzenböck, Landeshauptmann-Stell­
vertreter Grünner, Arbeiterkammerpräsident 
Freyschlag, Bundesminister Streicher Hoff­
nungen erweckt haben durch Zusagen. Eine 
Landtagsresolution ging am Montag einhellig 
über die Bühne, eine Petition wurde ange­
nommen. 

Meine Damen und Herren! Die Strompreis­
frage flackert immer wieder auf. Da nützen 
nicht 2 000 Demonstranten in Braunau, da 
nützen nicht 200 Demonstranten vor dem 
Landhaus. 

Die Stellungnahme der FPÖ möchte ich 

hier nicht schildern, die in der Stadt positiv, 
im Land wieder negativ ist. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Lan­
deshauptmann hat am Montag zugesagt, daß 
er mit dem Vorstand spricht. Das ist gestern 
geschehen. Heute um 17 Uhr findet hier in 
Wien ein entscheidendes Gespräch statt. Ein 
Nein, meine Damen und Herren, heißt ein 
Aus für eine ganze Region. 

Wir proklamieren in Oberösterreich das 
"J ahr der Familie". Alle Politiker sprechen 
bei allen Veranstaltungen von der Sicherung 
der Familie, von der Sicherung der Zukunft 
unserer Kinder. Und ein Nein zur Elektrolyse, 
das sage ich hier fast in Ergriffenheit, bedeu­
tet ein Aus für Tausende von Familien. 

Nebenerwerbslandwirte gehen auf die 
Straße, weil sie diesen Arbeitsplatz brauchen. 
Familienväter mit drei , vier Kindern prote­
stieren und demonstrieren, weil sie nicht wis­
sen, wie sie ihren Verpflichtungen nachkom­
men sollen, wenn ihr Lohn, ihr Einkommen 
nicht mehr vorhanden ist, weil sie mit Bau­
spardarlehen, mit Landesdarlehen, mit Kredi­
ten voll verpflastert sind. 

Wissen Sie , was das heißt, wenn hier Tau­
sende arbeitslos sind?! Wissen Sie, daß der 
Freie Wirtschaftsverband, der Wirtschafts­
bund bei uns vorsprechen und sagen, es stag­
niert die ganze Wirtschaft, es stagniert das 
ganze Geschäft, wir können keine Lehrlinge 
unterbringen, weil jeder abwartet, was mit 
der Elektrolyse geschieht. Vertreter von über 
200 Klein- und Mittelbetrieben gehen auf die 
Straße und demonstrieren, weil sie genau wis­
sen, daß ihr Geschäft nicht mehr floriert. Bau­
unternehmen bangen um das Geschäft. 

Und noch etwas: Braunau ist eine Region, 
die auf der halben Seite zu Bayern abge­
schnitten ist. Wenn man heute von Ersatzar­
beitsplätzen spricht, die man im Bereich der 
ÖMV in Bayern in Aussicht stellt, dann muß 
man erst sehen, ob man für die Österreicher 
Arbeitsbewilligungen bekommt. Wir müssen 
uns auch die Frage stellen: Was wird mit 
j enen Österreichern, die jenseits der Grenze 
in Bayern arbeiten, wenn dort etwas 
geschieht? - Dann kommen zusätzlich Tau­
sende Arbeiter nach Österreich zurück. 

Es ist, glaube ich, verständlich, wenn wir 
leidenschaftlich werden, wenn wir verzweifelt 
sind. Ich habe mich beim Herrn Landeshaupt­
mann schon ausgesprochen für die Familien, 
für die Frauen und für das Schicksal aller. Ich 
glaube, der Weg der ökologischen Ökonomie-
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gesellschaft ist der zielführende Weg auch für 
den Neubau der Elektrolyse der AMAG. 

Wenn auch hier kein Initiativantrag gestellt 
wird, so hoffe ich doch, daß dieses gemein­
same Bemühen der oberösterreichischen 
Bundesräte noch zu den Verantwortlichen 
vordringt. (Allgemeiner Beifall.) 13.23 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Als nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Holzinger. Ich erteile ihm dieses. 

13.23 

Bundesrat Holzinger (ÖVP, Oberöster­
reich) : Herr Vorsitzender! Herr Staatssekre­
tär! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
des Bundesrates! Ich glaube, den Ausführun­
gen, die Frau Bundesrat Paischer mit ehrli­
cher innerer Ergriffenheit - ich weiß das 
auch aus den Gesprächen der vergangenen 
Tage - hier gebracht hat, ist wohl nichts hin­
zuzufügen, Sie können verstehen, daß wir 
grundsätzlich hier mit den Kollegen der sozia­
listischen Fraktion solidarisch sind. 

Dennoch konnte es sich Herr Bundesrat 
Gargitter im letzten Satz nicht verkneifen, 
eine Schuldzuweisung an den Herrn Minister 
Graf zu machen. Sie müssen mir gestatten, 
hier eine Klarstellung zu bringen. In der 
Regierungserklärung von Pertisau, wo man 
sich dahin gehend geeinigt hat, daß die Elek­
trolyse Ranshofen gebaut werden soll, hat es 
aber - und das wurde hier nicht gesagt 
auch Grundsätze hiefür gegeben. 

Ein Grundsatz war: Die Finanzierung muß 
über den Kapitalmarkt erfolgen und darf 
nicht durch Bundesfinanzierung geschehen. 
Der zweite Grundsatz war: Der Strompreis 
soll gestaffelt angeboten werden; das heißt, 
im Sommer billiger, als gefordert, und im 
Winter teurer, als gefordert. 

Die betriebswirtschaftlichen Aspekte, so 
glaube ich, sind auf das ganze Unternehmen 
bezogen mitzuberücksichtigen, denn die Elek­
trolyse ist ein Teil der AMAG, und Frau Pa i­
scher hat ganz deutlich ausgeführt, wie man 
sich im Werk Ranshofen bemüht, neue Pro­
dukte auf den Markt zu bringen. Es kann 
nicht so sein, daß das Management von Rans­
hofen glaubt, durch eine Förderung des Bun­
des könnte man die Elektrolyse unabhängig 
vom Gesamtunternehmensertrag sehen. Das 
würde eine Ungleichbehandlung bedeuten 
gegenüber anderen Industrieunternehmun­
gen. 

Herr Bundesrat Dr. Veselsky hat in seiner 

Rede auch gesagt, daß er sich uneinge­
schränkt zur verstaatlichten und zur privaten 
Wirtschaft bekennt. Wenn man aber jetzt für 
die AMAG den geforderten Strompreis von 35 
Groschen auf zehn Jahre festlegt, dann kann 
- es muß nicht, aber es kann - daraus 
zwangsläufig eine Erhöhung der Stromkosten 
für die übrigen Betriebe, aber auch für die 
übrigen Österreicher schlechthin entstehen. 
Alle müßten das dann mit dem Strompreis 
ausgleichen, denn für den Verbund muß der 
Strom kostendeckend zur Verfügung gestellt 
werden. 

Ich denke hier jetzt laut: Wenn heute der 
Strom - ich habe mit Herrn Minister Graf 
anläßlich der Eröffnung der WeIser Messe 
auch schon darüber gesprochen - mit 7 Gro­
schen im Sommer, weil wir ihn im Überfluß 
haben, ans Ausland abgegeben wird, so, sagte 
der Minister, kann man ihn klarerweise auch 
an Ranshofen um diesen Preis abgeben. "Nur 
man kann von mir" - so Minister Graf weiter 
- ,  "ich habe ja Ministerverantwortlichkeit, 
keine Entscheidung verlangen, die uns wieder 
dorthin führt, wo wir in anderen Bereichen 
der Verstaatlichten schon gewesen sind" . 

Ich glaube also sagen zu können, daß es 
hier auch an einer gewissen Einsichtigkeit 
des Managements von Ranshofen liegt. Ich 
habe mir an der Universität in Linz ein Sym­
posium angehört, bei dem unter anderen 
einerseits der Hüttenchef der VOEST, Bog­
dandy, und auf der anderem Seite ein Dozent 
Dr. Aiginger vom WIFO über die Grundstoff­
industrie referiert haben. Da sagte der Dr. 
Aiginger unter anderem, er habe sich mit die­
sen Dingen auseinander gesetzt und festge­
stellt, daß bei der geplanten Elektrolyse Rans­
hofen nicht ganz die neuesten Erkenntnisse, 
wenngleich schon im weitgehenden Sinn, 
berücksichtigt seien, und im Falle ihres Neu­
baus müßte man das auch noch einmal einer 
Prüfung unterziehen. 

Ich glaube, daß die Entscheidung und auch 
die Stellungnahme, die der Herr Minister 
Graf bezieht, in einem gewissen Einklang mit 
dem Arbeitsübereinkommen der Regierungs­
parteien stehen, in dem grundsätzlich vorge­
sehen ist, daß für die verstaatlichte Industrie 
nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen 
vorgegangen werden muß. 

Und nun noch einen Satz zur verstaatlich­
ten Industrie, hier anknüpfend an das, was 
Herr Bundesrat Veselsky gesagt hat. Er sagte, 
die Ursachen für die Probleme würden wir 
verkennen, denn beispielsweise auch in 
Deutschland - aber nicht nur in Deutsch-
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land, sondern auf der ganzen Welt - seien 
Förderungen an die private Stahlindustrie 
vorgenommen worden.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das stimmt. Aber es gibt einen Unterschied. 
Man hat damals in diesen Ländern in der pri­
vaten Stahlindustrie auch entsprechend 
strukturverbessernde Maßnahmen gesetzt, 
leider, zugegebenermaßen, mit einer Reduk­
tion des beschäftigten Personals verbunden. 
Das hat man in der ersten Welle bei uns ver­
säumt, und jetzt müssen wir es in doppeltem 
Maß nachholen, und das empfinden wir alle 
mitsammen als ganz besonders schmerzlich. 

Hätte man nämlich bei der ersten Rationa­
lisierungswelle daran gedacht, das Personal 
nicht halten zu müssen, so wäre es ein gerin­
gerer Prozentsatz gewesen, der jetzt auf den 
freien Arbeitsmarkt gehen muß, und man 
hätte natürlicherweise ein kleineres Quantum 
leichter verkraften können. (Bundesrat 
K ö p f: Heute brauchen wir eine Lösung!) Lie­
ber Freund Köpf! Ich glaube, daß das von dei­
ner Position aus so aussieht, aber ich versu­
che wirklich, es objektiv zu sehen. Wenn man 
sich mit Wirtschaftsfachleuten aus anderen 
Ländern unterhält, dann bekommt man diese 
Meinung bestätigt. 

Wenn also jetzt eine so große Zahl an im 
Augenblick nicht Beschäftigten auf den 
Arbeitsmarkt kommt, dann ist das sehr , sehr 
schwierig. Ich möchte hier nicht auf die Pro­
bleme, die wir haben, eingehen, daß wir bei­
spielsweise dennoch, trotz der gegebenen 
Arbeitslosenziffern, trotz Freisetzungen, in 
den verstaatlichten Betrieben einen Mangel 
an Fachkräften haben. 

Man könnte hier noch einmal an das , was 
heute im Zusammenhang mit der Schuldis­
kussion gesagt wurde, anknüpfen. Es werden 
vielfach junge Menschen zu sehr in das Stu­
dium an den allgemeinbildenden höheren 
Schulen hineingeleitet, auf der anderen Seite 
haben wir einen Mangel in jenen Bereichen, 
wo es um die Facharbeiter geht. 

Ich gebe der Frau Kollegin Bundesrat Pai­
scher recht. Die Mitarbeiter der AMAG dür­
fen nicht die Leidtragenden sein. Man wird 
sich bemühen müssen, man darf es sich nicht 
leichtmachen, eine Lösung zu finden. Aber ich 
glaube, es wäre sicherlich falsch, zu meinen, 
die Finalfertigung in Ranshofen sei dann 
gefährdet, wenn es die Elektrolyse nicht gäbe. 
Das wäre eine unrichtige Aussage . Denn im 
Augenblick ist es günstiger, das Aluminium 
auf dem Weltmarkt zu besorgen.  Das ist billi-

ger, als man es in Ranshofen, selbst bei einer 
neuen Elektrolyse,  herstellen kann. Aber -
und das dürfen wir nicht aus dem Auge lassen 
- die Unabhängigkeit des Unternehmens von 
Entwicklungen auf dem Weltmarkt ist sehr 
wohl ein wichtiger Faktor für das Gesamtun­
ternehmen. Insoferne gebe ich der Frau Kol­
legin Paischer recht. (Allgemeiner Bei­
fall.) 13.30 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Auch das ist nicht der 
Fall. 

Die A b  s t i m  m m u n g über die vorliegen­
den Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates 
erfolgt getrennt. 

Bitte von mir aus zusätzlich noch der Hin­
weis: Für diese Beschlüsse ist qualifizierte 
Mehrheit erforderlich. Bitte, dies zu beachten. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem Finanzie­
rungsmaßnahmen für Gesellschaften des 
ÖIAG-Konzerns getroffen,  das ÖIAG-Anleihe­
gesetz geändert und organisationsrechtliche 
Bestimmungen für vom 1 .  Verstaatlichungs­
gesetz betroffene Unternehmungen aufgeho­
ben werden (Ö IAG-Finanzierungsgesetz 
1987 ) .  

Ich bitte jene Bundesräte, die dem Antrag 
zustimmen, gegen den vorliegenden Gesetzes­
beschluß des Nationalrates - soweit er dem 
Einspruchsrecht des Bundesrates unterliegt 
- keinen Einspruch zu erheben, um ein 
Handzeichen. - Dies ist S t i m  m e n e  i n -
h e l l  i g k e i t. Der Antrag, keinen Einspruch 
zu erheben, ist somit a n  g e n  0 m m e n.  

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem bundesge­
setzliehe Verkaufsbeschränkungen für 
Anteilsrechte an der CA und der Länderbank 
aufgehoben werden. 

Ich bitte j ene Bundesräte, die dem Antrag 
zustimmen, gegen den vorliegenden Gesetzes­
beschluß des Nationalrates - soweit er dem 
Einspruchsrecht des Bundesrates unterliegt 
- keinen Einspruch zu erheben, um ein 
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Handzeichen. - Dies ist S t i m  m e n e i n  -
h e  1 1  i g k e i  t. Der Antrag, keinen Einspruch 
zu erheben, ist somit a n g e n  0 m m e n. 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates betref­
fend ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem 
das 2. Verstaatlichungsgesetz geändert wird 
und organisationsrechtliche Bestimmungen 
für die vom 2. Verstaatlichungsgesetz betrof­
fenen Unternehmungen erlassen werden. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß bedarf 
nach Art. 44 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
der Zustimmung des Bundesrates mit qualifi­
zierten Besch1ußerfordernissen, nämlich der 
Anwesenheit von mindestens der Hälfte der 
Bundesräte und einer Mehrheit von minde­
stens zwei Dritteln der abgegebenen Stim­
men. 

Ich stelle zunächst die für die Abstimmung 
erforderliche Anwesenheit von mindestens 
der Hälfte der Bundesräte fest. 

Nunmehr ersuche ich jene Bundesräte, die 
dem Antrag zustimmen, dem vorliegenden 
Gesetzesbesch1uß des Nationalrates die ver­
fassungsmäßige Zustimmung zu erteilen, um 
ein Handzeichen. - Es ist dies S t i m  m e n -
e i n  h e l l  i g k e i t. 

Der Antrag, dem Gesetzesbeschluß zuzu­
stimmen, ist somit unter Berücksichtigung 
der hiefür notwendigen qualifizierten 
Beschlußerfordernisse a n g e n  0 m m e n .  

6. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 2. Juli 1987 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Einkommensteuergesetz 1972, 
das Körperschaftsteuergesetz 1966, das 
Gewerbesteuergesetz 1953, das Umsatzsteuer­
gesetz 1972, das Alkoholabgabegesetz 1973, 
das Investitionsprämiengesetz, das Bewer­
tungsgesetz 1955, das Gebührengesetz 1957, 
das Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 
1955, das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1952, das 
Strukturverbesserungsgesetz, steuerliche 
Maßnahmen bei der Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln, das Bundesgesetz, mit 
dem eine Sonderabgabe von Banken erhoben 
wird, das Bundesgesetz, mit dem eine Sonder­
abgabe von Erdöl erhoben wird, die Bundes­
abgabenordnung, das Abgabenverwaltungsor­
ganisationsgesetz, das Finanzstrafgesetz, das 
Beteiligungsfondsgesetz, das Kapitalversiche­
rungs-Förderungsgesetz und kapitalver­
kehrsteuerliche Bestimmungen geändert 
werden (Zweites Abgabenänderungsgesetz 

1987 - 2. AbgÄG 1987) (3278 und 3288 der Bei­
lagen) 

7. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 2. Juli 1987 über ein Bundesgesetz 
betreffend die Erhebung einer Grunderwerb­
steuer (Grunderwerbsteuergesetz 1987 

GrEStG 1987) (3279 und 3289 der Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Wir gelangen nun zu den Punkten 6 und 7 der 
Tagesordnung, über die die Debatte gleich­
falls unter einem abgeführt wird . 

Es sind dies: 

Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates vom 
2. Juli 1987 betreffend 

ein Bundesgesetz, mit dem das Einkom­
mensteuergesetz 1 972,  das Körperschaftsteu­
ergesetz 1966, das Gewerbesteuergesetz 1953, 
das Umsatzsteuergesetz 1972,  das Alkoho1ab­
gabegesetz 1973, das Investitionsprämienge­
setz, das Bewertungsgesetz 1955, das Gebüh­
rengesetz 1957 ,  das Erbschafts- und Schen­
kungssteuergesetz 1955, das Kraftfahrzeug­
steuergesetz 1952 , das Strukturverbesse­
rungsgesetz, steuerliche Maßnahmen bei der 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln , 
das Bundesgesetz, mit dem eine Sonderab­
gabe von Banken erhoben wird, das Bundes­
gesetz, mit dem eine Sonderabgabe von Erdöl 
erhoben wird, die Bundesabgabenordnung, 
das Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz, 
das Finanzstrafgesetz, das Beteiligungsfonds­
gesetz , das Kapi talversicherungs-Förderungs­
gesetz und kapitalverkehrsteuerliche Bestim­
mungen geändert werden (Zweites Abgaben­
änderungsgesetz 1987 - 2. AbgÄG 1987) und 

ein Bundesgesetz betreffend die Erhebung 
einer Grunderwerbsteuer (Grunderwerbsteu­
ergesetz 1987 - GrEStG 1987) .  

Berichterstatter über die Punkte 6 und 7 ist 
Herr Bundesrat Tmej . Ich bitte um die 
Berichterstattung. 

Berichterstatter Trnej : Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender! Herr Staatssekretär! Hoher 
Bundesrat! Ich bringe zunächst den Bericht 
zu Punkt 6 der Tagesordnung. 

Im Bereich des Einkommensteuergesetzes 
sieht der gegenständliche Gesetzesbeschluß 
vor,  daß die Prämie für Bausparverträge von 
13 Prozent auf 8 Prozent abgesenkt werden 
soll. Für spätestens zum 31 .  Mai 1987 vorhan­
dene Verträge soll die Absenkung erst am 
1 .  Jänner 1988 eintreten und für die ab 1 .  Juni 
1987 abgeschlossenen Verträge soll die Absen-
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kung schon für das Jahr 1987 eintreten. Für 
die zeitlich begrenzte "Verlängerungsprämie" 
von 18 Prozent ist keine Absenkung vorgese­
hen. Der Jahreshöchstbetrag zur einkommen­
steuerlichen Geltendmachung des Erwerbes 
von Genußscheinen und jungen Aktien soll 
mit Wirkung vom 1 .  Juni 1987 von 40 000 S auf 
30 000 S abgesenkt werden. Gleichzeitig soll 
die bisherige Rechtsanwendung gesetzlich 
verankert werden, daß die Sonderausgaben­
Höchstbeträge für Genußscheine nur mit 
75 Prozent der jeweiligen Höchstbeträge zu 
berücksichtigen sind. Der bisher im Einkom­
mensteuergesetz bestehende Ausschluß der 
Sonderausgabenbegünstigung bei Aktienge­
sellschaften, an deren Grundkapital die 
öffentliche Hand zu mehr als 75 vom Hundert 
beteiligt ist, soll entfallen. Pensionen aus aus­
ländischen Sozialversicherungen, die derzeit 
nicht den Einkünften aus nichtselbständiger 
Arbeit zugerechnet werden, sollen künftig 
einkommensteuerrechtlich den Einkünften 
aus nichtselbständiger Arbeit zugerechnet 
werden. 

Aufgrund einer geänderten Rechtspre­
chung des Verwaltungsgerichtshofes sind 
Aufwendungen für stehendes Holz derzeit 
nicht als Betriebsausgaben abzugsfähig, son­
dern als Herstellungskosten zu aktivieren. 
Die im vorliegenden Gesetzesbeschluß enthal­
tene Novelle zum Einkommensteuergesetz 
sieht nun vor, daß Wiederaufforstungs- und 
Pflegekosten für stehendes Holz - soferne 
von der Möglichkeit der Aktivierung des Holz­
zuwachses nicht Gebrauch gemacht wird -
weiterhin als Betriebsausgaben abzugsfähig 
sind. 

Im Zusammenhang mit der durch das Ver­
sicherungsaufsichtsgesetz, BGBL Nr. 558/ 
1986 , auch für Versicherungsunternehmen 
ermöglichten Ausgabe von Partizipationska­
pital sollen die daraus entstehenden Ein­
künfte in die einkommensteuerliche Systema­
tik eingegliedert werden und die Steuertatbe­
stände auch im Körperschaftsteuer-, Gewer­
besteuer- und Bewertungsgesetz sowie in den 
Ergänzungen der kapitalverkehrsteuerlichen 
Bestimmungen um entsprechende Regelun­
gen erweitert werden. 

Die im gegenständlichen Gesetzesbeschluß 
enthaltene Novelle zum Umsatzsteuergesetz 
1972 sieht die Berechtigung vor,  die Steuer­
freiheit für eine Ausfuhrlieferung beim Touri­
stenexport in jenem Zeitraum geltend zu 
machen, in dem der Ausfuhrnachweis beim 
Unternehmen einlangt. 

Die im vorliegenden Gesetzesbeschluß ent-

haltene Novelle zum Alkoholabgabegesetz 
sieht eine Anpassung der im Umsatzsteuerge­
setz angeführten Zolltarifnummern an das 
vom Bundesrat in seiner Sitzung am 3 1 .März 
1987 genehmigte Internationale Übereinkom­
men über das Harmonisierte System zur 
Bezeichnung und Kodierung der Waren vor. 

Durch die im Gesetzesbeschluß enthaltene 
Novelle zum Investitionsprämiengesetz sollen 
die Investitionsbegünstigungen für jene Fälle 
ausgeschlossen werden, in denen ein Wirt­
schaftsgut aufgrund einer entgeltlichen Über­
lassung überwiegend im Ausland eingesetzt 
wird. Weiters soll das Auslaufen der Investi­
tionsprämie von 3 1 .  Dezember 1987 auf 
30 . Juni 1987 vorgezogen werden. 

Der im Bewertungsgesetz derzeit vorgese­
hene Freibetrag von je 100 000 S für junge 
Aktien beziehungsweise Genußscheine soll 
durch einen einheitlichen Freibetrag von ins­
gesamt 200 000 S ersetzt werden. 

Der gegenständliche Gesetzesbeschluß ent­
hält eine Novelle zum Gebührengesetz , 
wodurch eine Anpassung an die durch die 
Meldegesetz-Novelle 1985, BGBL Nr. 427 /1985, 
geschaffene Rechtslage erfolgen soll. Weiters 
sollen die Tatbestände, die die Gebühren­
schulden für Wechsel zum Entstehen bringen, 
erweitert werden. Ferner soll die Gebühren­
befreiung für Kredit-Refinanzierung nicht 
gelten bei Verträgen über Kredite zur Schaf­
fung von Ergänzungskapital im Sinne des 
Kreditwesengesetzes. 

Mit Erkenntnis G 1 12/ 1986 hat der Verfas­
sungsgerichtshof im Erbschafts- und Schen­
kungssteuergesetz beim Steuerbefreiungstat­
bestand des § 15 Abs. 1 Z. 6 die Wortfolge "in 
Erwartung einer letztwilligen Zuwendung" 
aufgehoben. Die im gegenständlichen Geset­
zesbeschluß enthaltene Novelle zum Erb­
schafts- und Schenkungssteuergesetz sieht 
nunmehr die Aufhebung auch der Restbestim­
mung des § 15 Abs. 1 Z. 6 vor, sodaß die verfas­
sungsrechtlich gebotene Gleichbehandlung 
von belohnenden Schenkungen und letztwilli­
gen Zuwendungen für die selbstlose Gewäh­
rung von pflege und Unterhalt sichergestellt 
ist. 

Auf Grund der im gegenständlichen Geset­
zesbeschluß enthaltenen Novelle zum Kraft­
fahrzeugsteuergesetz 1 952 soll im Hinblick 
auf die beabsichtigte Vorziehung der Kataly­
satorpflicht für Fahrzeuge bis 1500 ccm auf 
den 1 .  Oktober 1987 ein vorzeitiger Wegfall 
der für diese Fahrzeuge geltenden Prämien­
begünstigung erfolgen. 
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Weiters sieht der gegenständliche Gesetzes­
beschluß eine Verlängerung der Geltungs­
dauer von Bestimmungen des Strukturverbes­
serungsgesetzes und des steuerlichen Kapital­
berichtigungsgesetzes um ein Jahr vor. Fer­
ner soll die Geltungsdauer des Bundesgeset­
zes,  mit dem eine Sonderabgabe von Banken 
erhoben wird, BGBL Nr. 553/1980, in der Fas­
sung BGBL Nr. 557/1984, und das Bundesge­
setz, mit dem eine Sonderabgabe von Erdöl 
erhoben wird, BGBL Nr. 554/1980, in der Fas­
sung BGBL Nr. 557/1984, um drei Jahre ver­
längert werden. 

Die im Gesetzesbeschluß enthaltene 
Novelle zur Bundesabgabenordnung sieht fol­
gende Änderungen vor: 

Aufnahme eines Hinweises über den dyna­
mischen Charakter von Verweisungen, 

Hinweis, daß mittels automationsunter­
stützter Datenverarbeitung erstellte Ausferti­
gungen als genehmigt gelten, 

Klarstellung, daß es sich bei der sogenann­
ten absoluten Verjährung um eine Festset­
zungsverjährung handelt, 

Herstellung einer unter bestimmmten Vor­
aussetzungen zustehenden faktisch aufschie­
benden Wirkung von Berufungen durch eine 
Aussetzung der Einhebung, 

teilweise Anpassung der Bestimmungen 
über die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand an die Rechtslage der Zivilprozeßord­
nung und des Verwaltungsgerichtshofgeset­
zes, 

Ausdehnung der bestehenden Devolutions­
möglichkeiten auf Bescheide, die auf Grund 
von Abgabenerklärungen zu erlassen sind . 

Die vorliegende Novelle zum Abgabenver­
waltungsorganisationsgesetz beseitigt einen 
Zitierungsmangel und dient der eindeutigen 
Klarstellung bzw. Abgrenzung der sachlichen 
Zuständigkeit. 

Durch die im gegenständlichen Gesetzesbe­
schluß enthaltene Novelle zum Finanzstrafge­
setz soll eine teilweise Anpassung der Bestim­
mungen über die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand an die Rechtsordnung der Zivil­
prozeßordnung, des Verwaltungs gerichtshof­
gesetzes und der im gegenständlichen Geset­
zesbeschluß vorgeschlagenen Neufassung der 
Bundesabgabenordnung erfolgen .  

Im Beteiligungsfondsgesetz, das die rechtli-

ehe Grundlage für die Ausgabe von Genuß­
scheinen enthält, ist derzeit normiert, daß die 
Veranlagung des Fondsvermögens zumindest 
zu zwei Dritteln in Unternehmen erfolgt, die 
den Sektionen Gewerbe und Industrie der 
Kammern der gewerblichen Wirtschaft ange­
hören. Durch die vorliegende Novelle zum 
Beteiligungsfondsgesetz soll nunmehr auch 
eine Veranlagung des Fondsvermögens in 
Fremdenverkehrsbetrieben ermöglicht wer­
den. 

Die im gegenständlichen Gesetzesbeschluß 
enthaltene Novelle zum Kapitalversiche­
rungs-Förderungsgesetz sieht vor, daß die 
Einkommensteuererstattung für Lebensversi­
cherungen nur für Versicherungsverträge gilt, 
die vor dem 1. Juni 1987 abgeschlossen wur­
den. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 6. Juli 1987 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den A n t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 2. Juli 1987 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Einkommensteuergesetz 
1972, das Körperschaftsteuergesetz 1966, das 
Gewerbesteuergesetz 1953, das Umsatzsteuer­
gesetz 1972 ,  das Alkoholabgabegesetz 1973 ,  
das Investitionsprämiengesetz, das Bewer­
tungsgesetz 1955, das Gebührengesetz 1957, 
das Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 
1955, das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1952, das 
Strukturver besserungsgesetz , steuerliche 
Maßnahmen bei der Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln, das Bundesgesetz, mit 
dem eine Sonderabgabe von Banken erhoben 
wird, das Bundesgesetz, mit dem eine Sonder­
abgabe von Erdöl erhoben wird, die Bundes­
abgabenordnung, das Abgabenverwaltungsor­
ganisationsgesetz, das Finanzstrafgesetz, das 
Beteiligungsfondsgesetz, das Kapitalversiche­
rungs-Förderungsgesetz und kapitalverkehr­
steuerliche Bestimmungen geändert werden 
(Zweites Abgabenänderungsgesetz 1987 - 2 .  
AbgÄG 1987), wird kein Einspruch erhoben. 

Weiters bringe ich den Bericht des Finanz­
ausschusses betreffend die Erhebung einer 
Grunderwerbsteuer. 

Die überaus große Zahl der Befreiungsbe­
stimmungen im derzeit geltenden Grunder­
werbsteuergesetz 1955 hat dazu geführt, daß 
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der Verfassungsgerichtshof bereits die 
wichigsten Grundtatbestände des Gesetzes 
als verfassungswidrig aufgehoben hat. Durch 
den vorliegenden Gesetzesbeschluß betref­
fend ein neues Grunderwerbsteuergesetz soll 
nun ein Abbau der Befreiungen unter gleich­
zeitiger Reduzierung des allgemeinen Steuer­
satzes von 8 vom Hundert auf 3,5 vom Hun­
dert erfolgen. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 6. Juli 1987 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 2. Juli 1987 über ein Bundesgesetz 
betreffend die Erhebung einer Grunderwerb­
steuer (Grunderwerbsteuergesetz 1987 
GrEStG 1987) wird kein Einspruch erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Ich danke für die Berichterstattung. 

Zu Wort gemeldet zu diesem Block hat sich 
Frau Bundesrat Dr. Eva Bassetti-Bastinelli. 
Ich erteile ihr dieses. 

13.46 

Bundesrat Dr. Eva Bassetti-Bastinelli 
(ÖVP, Tirol) : Herr Vorsitzender! Herr Staats­
sekretär! Hoher Bundesrat! Quer durch alle 
Einkommensschichten steigt in Österreich 
die Ablehnung des derzeitigen Steuersystems, 
weil es zu undurchsichtig und zu kompliziert 
ist. Zu diesem Ergebnis kam eine dieser Tage 
vorgestellte Umfrage des Fessel- und GfK­
Institutes,  die vom Innsbrucker Universitäts­
professor Karl Socher geleitet wurde. Die 
Mehrheit der Österreicher, so entnehme ich 
einem Artikel in der "Tiroler Tageszeitung" 
vom Wochenende, steht hingegen positiv zu 
einer großen Steuerreform, bei der Sonderab­
zugsposten rigoros gestrichen und dafür der 
allgemeine Steuers atz gesenkt würden. 

Meine Damen und Herren! Obwohl wir 
heute die Änderung von nicht weniger als 
19 Steuergesetzen beschließen, handelt es 
sich doch nicht um eine Steuerreform und 
schon gar nicht um die große Steuerreform, 
die wir im Wahlkampf alle versprochen 
haben. Diese große Steuerreform wird derzeit 
ziemlich intensiv in der Steuerreformkommis­
sion in fünf Untergruppen beraten, aber gut 
Ding braucht Weile. Hoffentlich haben die 

Österreicher noch lange genug Atem für 
geduldiges Warten. (Bundesrat K ö p f: Die 
hundert Tage, die Sie versprochen haben, hät­
ten Sie auch nicht einhalten können!) 

Denn nach dieser Umfrage, die ich eben 
zitiert habe, können nur 1 1  Prozent der Öster­
reicher von sich behaupten, sich im Steuersy­
stem gut auszukennen (Bundesrat S c  h a c h -
n e  r: 1 6  Prozent der österreichischen Bevölke­
rung sind Steuerberater!), und nur ein Drittel 
schöpft die möglichen Begünstigungen voll 
aus,  wohl nicht zuletzt ein Informations- und 
damit auch Geldproblem. 

Wenn wir aber heute vor den Steuerbürger 
hintreten und ihm statt einer vielleicht erwar­
teten großen Reform zur Entlastung eine 
kleine Reform zur Belastung bieten, dann 
müssen wir die Gründe erläutern und 
Rechenschaft geben, daß Sanieren eben so 
etwas Ähnliches ist wie Operieren: ein 
schmerzhafter Eingriff, ganz schön radikal, 
aber mit der Aussicht auf Heilung, daß die 
Kürzung der Sparförderung nicht ein Zick­
zackkurs ist, sondern Sinn geben soll, ein Sig­
nal sein soll. Ein Signal im Sinne: "Lieber 
Bürger, in Zeiten wie diesen mußt du mithel­
fen, daß das Staatswerkel wieder in Schwung 
gerät! Wirf die Angst weg, österreichischer 
Steuerbürger, habe Vertrauen in Österreich, 
in die Leistungen seiner Bürger, in die Bemü­
hungen dieser Regierung des breiten Konsen­
ses . Wirf die Angst weg und spare nicht so 
übertrieben, sondern spare etwas moderater. 
Lege weniger auf die hohe Kante, pumpe 
etwas mehr in den inländischen Wirtschafts­
kreislauf, damit mehr Steuern eingehen und 
die Sanierungsbemühungen erfolgreich sind!" 

Denn, meine Damen und Herren, die Wirt­
schaftsdaten in Österreich sind beileibe nicht 
so schlecht wie die Stimmung, wie das allge­
meine Klima. Also sollten wir etwas tun für 
das Wirtschaftsklima. Und wenn es schon 
noch nicht Steuerentlastung sein kann, dann 
sollte es wenigstens Bürokratieentlastung 
sein. Das heißt: Deregulierung, Entbürokrati­
sierung, Bremsklötze weg, wo es nichts kostet 
außer guten Willen · des Obrigkeitsstaates. 
(Beifall bei der ÖVP und bei Bundesräten der 
SPÖ.) 

Bei der betriebswirtschaftlichen Woche der 
Kammer der Wirtschaftstreuhänder im letz­
ten Herbst hat Professor Seicht, ein Universi­
tätsprofessor an der Wirtschaftsuniversität in 
Wien, ein Referat gehalten zum Thema: 
"Bürokratie als betriebswirtschaftliche Bela­
stung" . Und er kam zu der Schlußdiagnose: 
"Österreich ist eine bürokratische Republik, 
ihr Recht geht am Volk aus." (Heiterkeit.) 
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Meine Damen und Herren! Der Ausdruck 
"Bürokratie" im heutigen negativen Sinn des 
Wortes steht für Überorganisation. Zu bekla­
gen ist nicht die Organisation an sich, son­
dern das Übermaß an Regelungen, Vorschrif­
ten und Geboten und ihre Mutation vom Mit­
tel zum Zweck. 

Man schätzt die heute in Österreich gülti­
gen Gesetze auf zirka 1 5 000. Ein öster­
reichischer Lebensmittelkaufmann etwa 
müßte 54 Spezialgesetze und 69 Verordnun­
gen kennen - müßte, er kennt sie natürlich 
nicht, das kann er auch nicht. Damit ist er 
wohl automatisch ein Gesetzesbrecher, das 
gehört sozusagen zum Geschäft. Nur ein Bei­
spiel für viele, meine Damen und Herren. 

Ein Zuviel an Regelungen macht das effi­
ziente Wirtschaften unmöglich und belastet 
die Betriebe mit überwälzten Aufgaben und 
damit Verwaltungskosten sowie Gebühren 
und Steuern. Aber für diese Bürokratieüber­
wälzung gibt es nicht nur kein Verwaltungs­
entgelt, sondern nicht rechtzeitige und 
womöglich nachlässige Handhabung ist mit 
Strafe bedroht. Das heißt: Je größer der 
Betrag, den der Betriebsführer - unfreiwillig 
- treuhändig verwaltet, desto höher die ihn 
persönlich treffende Strafe im Falle der Nach­
lässigkeit. 

Von den 65 wöchentlichen Arbeitsstunden 
etwa eines österreichischen Unternehmers 
gehen 1 1  1/2 Stunden - das sind 18 Prozent, 
fast ein Fünftel - auf unproduktive Verwal­
tungsarbeiten. Zeitdiebstahl nennt das Pro­
fessor Seicht. (Bundesrat K ö p i: Fakturieren 
und so!) Unproduktive Verwaltungsarbeiten, 
zu einem großen Teil aber überwälzte Büro­
kratie. Professor Seicht nennt das Zeitdieb­
stahl, Bürokratieüberwälzung nennen es die 
Theoretiker, aber für den selbständigen 
Werktätigen ist das einfach eine exzessive 
Beeinträchtigung seiner und seiner Familie 
Lebensqualität. 

Ich appelliere daher an die Verwaltung und 
hier und heute besonders an die Finanzver­
waltung, sich an der Deregulierung, die wir 
uns ja in dieser großen Koalition alle auf die 
Fahnen geheftet habeq, zu beteiligen, sich 
geradezu an einem nationalen Wettbewerb zu 
beteiligen, der hieße: Nicht verhindern, son­
dern mithelfen, nicht behindern, sondern mit­
tun! 

Ein Beispiel: Im vorliegenden Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates ist in der Novelle 
zum Umsatzsteuergesetz von einer praxisna­
hen Regelung des Touristenexportes die 

Rede. Touristen, die in Österreich einkaufen, 
können Umsatzsteuerfreiheit in Anspruch 
nehmen. Für die Handelsbetriebe ist dies 
allerdings mit großem Aufwand verbunden. 
Denn die Wahrheit ist, man hat hier wieder 
nur eine Halbheit begangen. Die Finanzver­
waltung läßt auch hier nicht den Deregulie­
rungshimmel auf Erden zu, sondern läßt noch 
etwas im Bürokratiefegefeuer schmoren. Wie­
der einmal: Der Grundgedanke nach vielen 
Jahren der Diskussion mit den Steuerbera­
tern und unzähligen Vorsprachen von Funk­
tionären der Wirtschaftstreuhänderkammer 
. . .  (Bundesrat K Ö p i: Wie sollte das geregelt 
werden ? - Bundesrat Maria R a u  e h  - K a l  -
1 a t: Zuhören! Zuhören!) Hören Sie mir zu! 
Das kommt schon! 

Im Ministerium hat man herablassend die 
Gesetzeslage der Praxis nähergebracht, aber 
eben nicht ganz nahegebracht. Weiterhin 
müssen unzählige Einzelhandelsgeschäfte in 
den Fremdenverkehrsorten täglich Listen 
über alle, bis zu Hunderten, ausgegebenen 
Ausfuhrformulare führen, mit unzähligen 
Angaben für jeden Touristeneinkauf über 
2 000 S. Laufende Nummer, Tag der Ausstel­
lung, ausländischer Abnehmer, Menge und 
Art der Gegenstände, Datum der Ausfuhr, 
Datum der Umsatzsteuerrückvergütung, Kas­
sabelegnummer. So eine breite Liste für alle 
Umsatzsteuerformulare, Rückvergütungsfor­
mulare, die ja sozusagen auf Verdacht ausge­
geben werden müssen, wobei womöglich nur 
10 oder 20 Prozent jemals wieder zurückkom­
men. 

Also der ganze Riesenaufwand an Schreib­
arbeit, an Buchungsarbeit für nur einen gerin­
gen Teil des tatsächlich Schlagendwerdens 
dieser Inanspruchnahme der Umsatzsteuer­
freiheit. Und dabei würde es auch einfach 
gehen, durchaus überprüfbar und nachvoll­
ziehbar für die Finanzverwaltung. Aber wo 
kämen wir denn da hin, wenn die Untertanen 
sich einfach wünschen könnten, wie sie es 
haben wollen. Da könnte ja jeder kommen! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Das, meine Damen und Herren, meine ich, 
wenn ich sage: Wenn schon noch keine Steu­
erreform, dann aber wenigstens eine Gesin­
nungsreform der Bürokratie. (Die Vo r 5 i t ­
z e n  d e übernimmt wieder die Verhand­
lungsleitung.) 

Meine Damen und Herren! Der Verfas­
sungsgerichtshof hat kürzlich die Bestim­
mung aufgehoben, wonach der Berufung 
gegen einen Abgabenbescheid keine Suspen­
sivwirkung, keine aufschiebende Wirkung, 
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zukommt. Mit der vorliegenden Novellierung 
der Bundesabgabenordnung wird der inkrimi­
nierte § 254 wieder Wort für Wort wie vorher 
in Kraft gesetzt, und daneben hat man einen 
neuen § 212 a erfunden, der in bestimmten 
Fällen einer Berufung im Wege der Ausset­
zung der Einhebung faktisch doch aufschie­
bende Wirkung zuerkennen soll. 

Dieser Paragraph ist genau eine Bundesge­
setzblattseite lang, also volle zwei Spalten, er 
hat neun Absätze, verfügt über mehrere unbe­
stimmte Gesetzesbegriffe, die damit der 
Rechtsunsicherheit und der Abhängigkeit von 
der Ermessensausübung der Finanverwal­
tung Tür und Tor öffnen, und wird eines 
Durchführungserlasses bedürfen, um über­
haupt exekutiert werdeR zu können, und 
wurde von einem Innsbrucker Steuerrechts­
professor - wie er selbst gestand - erst beim 
dritten Mal lesen verstanden. 

Dieser Steuerrechtsprofessor, es handelt 
sich um Werner Doralt, hat auch gesagt, einen 
dieser Absätze in diesem § 212 a habe er ver­
sucht, sprachlich einfacher zu gestalten, aber 
die Materie ist eben so kompliziert, daß er 
vorher schon nach der dritten Zeile ausgestie­
gen ist, jetzt steigt er nach der fünften Zeile 
aus. 

Es ist zu erwarten, meine Damen und Her­
ren, daß infolge Undurchschaubarkeit die 
Anwendung dieser Gesetzesbestimmung von 
den Betroffenen kaum beantragt werden 
wird, womit die Intentionen des Verfassungs­
gerichtshofes erfolgreich unterlaufen wären. 
Und der Amtsschimmel wiehert weiter! 

Das meine ich auch, wenn ich sage, Gesin­
nungsreform der Bürokratie: Verständliche 
Gesetze, die exekutierbar sind, gegen Auszah­
lung von Erfolgsprämien meinetwegen für 
sprachlich und inhaltlich klare Gestaltung. 

Frau Vorsitzende! Herr Staatssekretär! 
Hoher Bundesrat! Lassen Sie mich zum 
Abschluß noch ein paar Sätze zum neuen 
Grunderwerbsteuergesetz sagen. Mit diesem 
neuen Grunderwerbsteuergesetz wird das 
Ziel verfolgt, durch Abschaffung fast aller bis­
herigen Ausnahmen und unter gleichzeitiger 
Herabsetzung des Normalsteuersatzes auf 
unter die Hälfte eine kasuistische Rechtsma­
terie neu zu regeln, die durch eine nicht mehr 
transparente Judikatur der Höchstgerichte 
schwer handhabbar und für den Steuerpflich­
tigen nicht mehr zu durchschauen war. 

Das neue Grunderwerbsteuergesetz ist ein­
facher und kürzer und mit klarem Aufbau. 

Vom theoretischen Ansatz her ist dieses Vor­
haben in der Linie der jahrelangen Forderun­
gen der ÖVP, nämlich klare Gesetze, für alle 
Betroffenen durchschaubar, sie schaffen am 
ehesten Steuergerechtigkeit, weil sie ohne 
großen Verwaltungsaufwand vollziehbar sind, 
größeren Nutzen bringen und daher mit nied­
rigeren Steuersätzen auskommen können. 

Allerdings wurde dieser Weg im vorliegen­
den Gesetz nur halbherzig beschritten. Neben 
den verfassungsrechtlich bedenklichen wur­
den nämlich auch solche Ausnahmen gestri­
chen, die ausschließlich dazu dienen sollten, 
exzessive Härten bei der Besteuerung hintan­
zuhalten. Insbesondere Umstrukturierungen 
und Rechtsformänderungen in der Wirtschaft, 
denen kein echter Grundstückstransfer 
zugrunde liegt, werden nun voll in die Grund­
erwerbsteuerpflicht miteinbezogen. 

Dies ist für mich umso bedauerlicher, als 
der Normalsteuersatz von 3 1/2 Prozent 
womöglich zu hoch liegt, um eine Stärkung 
der Steuermoral sowie eine Mobilität im 
Grundstücksverkehr im erwünschten Aus·· 
maß zu bewirken. Im Wohnungsbau kumulie­
ren sich Grunderwerbsteuer und Umsatz­
steuer und verteuern so erheblich. 

Diese Grunderwerbsteuerreform, meine 
Damen und Herren, kann aus meiner Sicht 
daher nur ein erster Schritt sein, denn die 
Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung 
der Betriebe sowie der räumlichen Mobilität 
der Arbeitnehmer ist ja unabdingbare Vor­
aussetzung und Vorbereitung auf die hoffent­
lich kommende EG-Annäherung. - Ich danke 
Ihnen. (Beifall bei der ÖVP und bei Bundesrä­
ten der SPÖ.) 14.00 

Vorsitzende: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Köpf. Ich erteile es ihm. 

14.00 

Bundesrat Köpf (SPÖ,  Salzburg:) Sehr 
geehrte Frau Vorsitzende! Herr Staatssekre­
tär! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich bin erstens einmal sehr, sehr dankbar für 
die Feststellungen meiner Vorrednerin, die 
sie über die einigermaßen gute Wirtschafts­
lage Österreichs - wenn auch Probleme vor­
handen sind sehr viele Forderungen hinsicht­
lich der Bürokratie - gemacht hat. Ich weiß 
natürlich, daß Sie an die Adresse Ihres Staats­
sekretärs . . . (Bundesrat Dr. Eva B a  s -
s e t  t i  - B a s t  i n e 1 1  i: An den Bundesmini­
ster!) . . .  und an den Bundesminister gerich­
tet haben. Sie werden es sicher weiterleiten, 
Herr Staatssekretär. 
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Ich hoffe, daß Sie sich bei diesen Tagesord­
nungspunkten nicht auch so verweigern wer­
den wie bei den ersten. Ich sage das deshalb, 
weil einige sehr wichtige Fragen bei den 
ersten Tagesordnungspunkten zur Diskussion 
gestanden sind und ich eigentlich eine Erklä­
rung von Ihnen erwartet habe; zumindest war 
das in der Vergangenheit so, wenn so wichtige 
Dinge hier im Hohen Hause zur Debatte stan­
den. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich darf mich noch ein zweites Mal bedanken. 
Wir hätten das, was wir bei den Abgabenände­
rungsgesetzen immer tun mußten ,  nicht bes­
ser verteidigen können als Sie. Mir tut es 
eigentlich leid, daß mir diese Formulierung 
nicht früher eingefallen ist. Wir haben jetzt 
eine große Koalition. Ich denke nur, daß wir 
bei der Erdölabgabe beziehungsweise bei der 
Bankenabgabe in ähnlicher Weise versucht 
haben, Ihnen das klarzumachen. Wir haben 
uns schwer, eigentlich fast gar nicht durchge­
setzt. Unsere Vorschläge sind immer wieder 
nicht goutiert worden. 

Ich hatte schon oft hier im Hause Gelegen-
. heit, zu den verschiedensten Abgabenände­

rungsgesetzen zu sprechen. Nicht immer 
herrschte zu diesen finanzpolitischen Maß­
nahmen diese Einmütigkeit. Ich begrüße es, 
daß die getroffenen oder zu treffenden Geset­
zesbeschlüsse auch die Zustimmung der ÖVP 
finden. 

Das Abgabenänderungsgesetz war schon in 
den vergangenen Jahren für die Regierung 
ein Instrument, auf die jeweilige Wirtschafts­
und Finanzsituation zu reagieren, anderer­
seits aber auch neue Entwicklungen einzulei­
ten. 

Auch dieses 2. Abgabenänderungsgesetz 
1987 entspricht dem Arbeitsübereinkommen 
der Koalitionsparteien und ist Ausdruck des 
Regierungsprogramms. Im Mittelpunkt die­
ser Politik steht die Konsolidierung des Bud­
gets, stehen Sparmaßnahmen, die grundsätz­
lich auch breite Zustimmung der Bevölkerung 
finden, obwohl die Betroffenen naturgemäß 
nicht erfreut sind, wenn Bestehendes und 
manchmal auch Angenehmes verändert wird. 

Eine der einschneidendsten Veränderungen 
beziehungsweise Anpassungen ist die Sen­
kung der Prämie für Bausparverträge von 13 
auf 8 Prozent, wobei die alten Bausparver­
träge mit 1. Jänner 1988 auf den niedrigen 
Prämiensatz umgestellt werden sollen. Diese 
Maßnahme erklärt sich nur dadurch, daß wir 

mit einer besonders niedrigen Inflationsrate 
von rund 2 Prozent eine Förderung von 
13 Prozent aus Steuermitteln nur schwer ver­
treten könnten. Die 13prozentige Förderung 
stammt aus einer Zeit mit einer Inflationsrate 
von rund 7, genau 6,8 Prozent, im Jahre 1981 .  
Wir hatten bereits Förderungen - wenn ich 
das in Erinnerung rufen darf - von etwa 
17 Prozent bei einer Inflationsrate von 9 Pro­
zent. Zugegeben, diese Rücknahme der Förde­
rung hat besondere Aufmerksamkeit bezie­
hungsweise Reaktionen ausgelöst. 

Zu beachten ist auch die überdurchschnitt­
lich hohe Sparrate von 13 Prozent. Man würde 
sich wünschen, daß ein Teil dieser Gelder zur 
Belebung der Inlandsnachfrage eingesetzt 
wird oder eingesetzt werden könnte, also 
Maßnahmen, die darauf abzielen, daß zu den 
vorsichtig prognostizierten Exportsteigerun­
gen, die wir in ganz geringem Maße erwarten 
dürfen, auch die Zurückhaltung im Konsum­
verhalten eine Veränderung erfährt. 

Die Zinssenkungen, die günstige Entwick­
lung der Haushaltseinkommen und die Ein­
schränkungen der Sparförderungen lassen 
die Wirtschaftsforscher vermuten, daß die 
Verbrauchsausgaben etwa um 1 ,8 Prozent 
steigen werden. Eine echte Belebung ist das 
also noch nicht. 

Für 1988 wird dieses Absenken der Prämie 
für Bausparverträge etwa 1 Milliarde Schil­
ling an Mehraufkommen erwarten lassen. 

Die Veränderungen im Bereich der Genuß­
scheine und der jungen Aktien stellen eben­
falls eine notwendige Korrektur dar , da mei­
ner Meinung nach die ursprüngliche Form 
des Genußscheinerwerbes bei hohen Steuer­
sätzen einfach zu Kapitalumschichtungen 
führte. Sehr viele Menschen haben sich ein­
fach einen Kredit aufgenommen und haben 
dann sozusagen die Steuer kassiert, das Geld 
von einem Konto auf das andere umgebucht. 
Das war in der Form möglich, war in Ord­
nung. 

Ich glaube aber, das war nicht gut. Man 
konnte praktisch ohne persönliches Risiko 
diese Steuerabschreibung erhalten. Bei 
62 Prozent und 100 000 S, wie in diesem Fall, 
war das durchaus lukrativ. Ich glaube, es ist 
gut, wenn wir von dieser Form ein bißehen 
wegkommen. Es war ja sicher auch in den 
meisten Fällen kein richtiges Risikokapital, 
das da geschaffen wurde, zumindest verstehe 
ich unter Risikokapital etwas anderes. 

Meine größte Sorge jedoch gilt den 
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Erschwernissen für die österreichische Wirt­
schaft, die durch die Imageverschlechterung 
unseres Heimatlandes eingetreten sind. Wir 
müssen mit größter Kraftanstrengung alles 
unternehmen, damit die Probleme Öster­
reichs von den Titelseiten und Mattscheiben 
der Weltmedien verschwinden und der gute 
Ruf unseres Heimatlandes, unserer Produkte 
und unseres Könnens wiederhergestellt wird. 

Die Alarmzeichen sind nicht zu übersehen. 
Jeder, der hier einen Beitrag zur Verbesse­
rung leisten kann, ist meiner Meinung nach 
wirklich dazu verpflichtet. 

Das gegenständliche Gesetz umfaßt noch 
eine Reihe von weiteren bedeutenden Verän­
derungen, wie etwa die Möglichkeit der Son­
derausgabenbegünstigung für j unge Aktien 
bei Aktiengesellschaften, an deren Grundka­
pital zu mehr als 75 Prozent die öffentliche 
Hand beteiligt ist. 

Wir werden sehen, wie sich diese Maßnah­
men auswirken werden, wie sich die ganze 
Privatisierungswelle überhaupt auf die 
Beschäftigungslage auswirken wird. Werden 
die Rentabilität und die Produktivität dieser 
Betriebe dadurch besser? Wie werden sich die 
Privatisierungen auf die Erfüllung der not­
wendigen Leistungen für die Gesellschaft aus­
wirken? 

Ich persönlich bin nicht überzeugt, daß die 
Privatisierung das Allheilmittel für eine 
erfolgreiche Betriebsführung ist. Ich habe 
allzu viele private Betriebe gesehen, die pleite 
gegangen sind. 

Die Auffassung des renommierten Öster­
reichischen Kreditschutzverbandes, daß die 
meisten Pleiten auf Managementfehler der 
geschäftsführenden Gesellschafter zurückzu­
führen sind, läßt mich auch nicht hoffen, daß 
Privatisierung automatisch Wirtschafts auf -
schwung bedeutet. Aber wir werden es j a  
sehen, wir haben diesen Weg nun einmal ein­
geschlagen. 

"Weniger Staat!" Diese Kunde vernehmen 
wir immer wieder, wir sind schon daran 
gewöhnt. Wir werden sehr darauf zu achten 
haben, daß diese Meinung auch dann Geltung 
haben wird, wenn Private um dieselben Sub­
ventionen einkommen. 

Abschließend darf ich folgendes sagen: Die 
Regierung muß danach trachten, die Rahmen­
bedingungen für die österreichische Wirt­
schaft ständig zu verbessern, verschiedenste 
Investi tionsanreize zu schaffen und das 

Image Österreichs in der Welt zu verbessern, 
um Österreichs Exporte wieder zu beleben, 
um eine aktive Beschäftigungspolitik zum 
Wohle der Menschen betreiben zu können. 

Der Wirtschafts bericht, der uns dankens­
werterweise wieder übermittelt wurde - und 
ich glaube, er gilt sicher als objektiv - ,  zeigt 
uns - und da schließe ich mich meiner Vor­
rednerin an - ,  daß die österreichische Wirt­
schaft im internationalen Vergleich in den 
meisten Bereichen durchaus beachtliche Zah­
len aufweist, wobei ich immer wieder betone, 
daß wir von den Schwierigkeiten nicht ablen­
ken dürfen und sollen. 

Beim Wirtschaftswachstum haben wir im 
langfristigen Vergleich durchaus gut abge­
schnitten. 

Auch der Verbraucherpreisindex ist mit 
unter 2 Prozent zufriedenstellend. 

Bei den Lohnkosten gibt es eine indexmä­
ßige Steigerung gegenüber 1977 von 1 16 ,9 Pro­
zent. Hier muß man natürlich den Standort 
sehen. Es ist aber unrichtig, wenn immer 
gesagt wird, daß die österreichischen Arbeit­
nehmer viel zu teuer sind, denn diese 116  Pro­
zent müßten eigentlich die Arbeitnehmerseite 
aktivieren, zu sagen: Was stimmt jetzt, stim­
men diese Zahlen, sind wir wirklich zu teuer 
und damit nicht konkurrenzfähig oder waren 
unsere Lohnforderungen zu gering? 

Dasselbe Bild - und ich freue mich dar­
über - bietet auch die Exportquote . Es weiß 
nicht jeder, daß wir mit 40,3 Prozent eine sehr 
hohe Exportquote haben. Natürlich gäbe es 
für die Struktur wesentliche Verbesserungs­
ansätze, aber immerhin haben wir eine 
Exportquote, die nur in Belgien, in den Nie­
derlanden und in Norwegen - im Verhältnis 
zum Bruttoinlandsprodukt - besser ist, die 
Schweiz liegt knapp hinter uns, Dänemark 
und Schweden haben 35 Prozent und die 
großen Märkte - Frankreich und Japan -
gar nur 16,5 Prozent. 40 Prozent sind eine 
beachtliche Leistung. 

Die Steuerquote. Natürlich wünschen sich 
unsere Bürger das von meiner Vorrednerin 
angeführte System. Wir alle glauben, daß ent­
bürokratisiert werden muß - über eine Not­
wendigkeit der Steuerreform herrscht ja  
kaum Uneinigkeit -,  aber man muß auch 
sagen, 41 ,9 Prozent an Steuern und Abgaben 
insgesamt zeigen - die vorbildliche Sozial­
versicherung ist beinhaltet mit 13 ,3 Prozent 
- ,  daß wir durchaus im Mittelfeld liegen, fast 
10 Prozent unter den nordischen Staaten mit 
Schweden an der Spitze. 
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Natürlich sind weniger Steuern sehr ange­
nehm, aber wir müssen auch die Leistungen 
sehen, die der Staat erbringt. Ich glaube, da 
gibt es auch kaum Auffassungsunterschiede. 

Ich glaube, daß trotz all der Schwierigkei­
ten - und damit komme ich zum Schluß -
auch Optimismus angebracht ist. Optimismus 
und Psychologie sind im wirtschaftlichen 
Bereich sehr wesentliche Faktoren, haben 
schon viele Krisen ausgelöst, aber auch zu 
Aufschwüngen geführt. 

Wir Österreicher können diesen Optimis­
mus durchaus haben, wir können in der der­
zeitigen wirtschaftlichen Situation mit der 
Gewißheit an die Arbeit gehen, daß wir diese 
Schwierigkeiten mit der Tüchtigkeit der 
Österreicher und mit der Kraft der öster­
reichischen Unternehmen meistern können. 
Ich jedenfalls bin davon überzeugt. (Beifall 
bel der SPÖ.) 14.14 

Vorsitzende: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Lengauer. Ich erteile es ihm. 

14.14 

Bundesrat Lengauer (ÖVP, Oberösterreich): 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Staats­
sekretär! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Das vorliegende umfangreiche Steu­
erpaket beinhaltet auch, wie bereits erwähnt 
worden ist, die Änderung des Grunderwerb­
steuergesetzes, eine Gesetzesmaterie, die in 
vieler Hinsicht auch auf die Landwirtschaft 
Auswirkungen hat, und ich möchte mich 
daher heute mit diesen Auswirkungen auf die 
Landwirtschaft befassen. 

Das Grunderwerbsteuergesetz ist mit finan­
ziellen Nachteilen für die Bauern verbunden. 
Einige Gesetzesstellen wurden vom Verfas­
sungsgerichtshof mit Erkenntnis vom 
10 .  Dezember 1986 aufgehoben, weil die darin 
enthaltenen Ausnahmebestimmungen 
nach dem Erkenntnis dieses Höchstgerichtes 
- gegen den Gleichheitsgrundsatz verstoßen 
haben. Eine Neuregelung des Grunderwerb­
steuergesetzes ist daher notwendig geworden. 

Diese Novelle in der gegenwärtigen und 
vorliegenden Form ist vom Standpunkt der 
Landwirtschaft zu einem nicht besonders 
günstigen Zeitpunkt verabschiedet und vorge­
nommen worden, und zwar zum einen deswe­
gen, weil durch die schlechte wirtschaftliche 
Lage das Grundkaufinteresse der Bauern all­
gemein zurückgeht, und zum anderen, weil 
auf Grund der hohen Überschuldung zuneh­
mend zur Sanierung der Betriebe Substanz 
abgegeben werden muß. 

Im neuen Gesetz gibt es eInIge Änderun­
gen, die stark diskutiert werden. Für die 
Änderungen gibt es Gründe, dennoch wäre es 
in mancher Hinsicht besser, würde der allge­
meine Grunderwerb mit Ausnahme der bäu­
erlichen Grundkäufe zur Besitzaufstockung 
mit einem anderen Steuersatz belastet. Diese 
Ausnahme müßte dem Steuersatz für bäuerli­
che Übernahmen gleichgesetzt werden. 

Für die Landwirtschaft ergeben sich durch 
die Novellierung des Gesetzes in Zukunft 
steuerliche Mehrbelastungen, die ich an zwei 
Problembereichen aufzeigen möchte. 

Eine Maßnahme betrifft das sogenannte 
Siedlungsverfahren. Im vorliegenden Geset­
zesbeschluß ist die Land- und Forstwirtschaft 
lediglich beim Erwerb von Grundstücken im 
Wege eines Zusammenlegungsverfahrens und 
im Wege eines Flurbereinigungsverfahrens 
nach dem Flurverfassungsgrundsatzgesetz 
1 951 von der Besteuerung ausgenommen. 

Ich befürchte, daß diese Neuregelung des 
Grunderwerbsteuergesetzes vielfach zum 
Erliegen der Tätigkeit der Siedlungsträger 
führen wird. Es wird der Erwerb durch den 
Siedlungsträger mit 3 1/2 Prozent und auch 
der Erwerb durch den aufstockungsbedürfti­
gen Landwirt mit 3 1/2 Prozent der Kaufpreis­
summe der Grunderwerbsteuer unterliegen, 
sodaß der Erwerb über die Siedlungsträger 
keine Förderung mehr darstellt, sondern 
sogar eine Gesamtbelastung von 7 Prozent 
bringen wird. 

Die Siedlungsträger, die in den Bundeslän­
dern teilweise eine langjährige Tradition 
haben, erwerben Grund und Boden, um ihn 
interessierten Landwirten zur Strukturver­
besserung begünstigt zu überlassen. 

Diese Siedlungsträger befinden sich teils 
bei den Landwirtschaftskammern, wie in 
Oberösterreich und Niederösterreich - in 
Oberösterreich heißt dieser Siedlungsträger 
"Der Landwirtschaftliche Siedlungsfonds für 
Oberösterreich" , in Niederösterreich hat er 
die Bezeichnung "Die Grunderwerbsgenos­
senschaft" -, und teils bei den Landesregie­
rungen, wie zum Beispiel in Tirol , dort ist es 
der Landeskulturfonds, der schon seit Mitte 
der fünfziger Jahre besteht. 

Es war bisher für diese von den Siedlungs­
trägern durchgeführten Rechtsgeschäfte 
keine Grunderwerbsteuer zu bezahlen. Diese 
Ausnahmebestimmung ist nun gefallen. Mit 
Hilfe des Landwirtschaftlichen Siedlungs­
fonds für Oberösterreich wurden zum Bei-
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spiel in Oberösterreich seit 1970 - seit die­
sem Zeitpunkt besteht er - rund 7 100 Hek­
tar grunderwerbsteuerfrei erworben. 

Die Strukturverbesserung unserer bäuerli­
chen Betriebe ist ein wesentliches Anliegen 
der Agrarpolitik. Grund und Boden sind nicht 
nur wichtige Produktionsfaktoren, sondern 
für die Bauern die Basis ihrer Existenz. 

Die Grunderwerbsteuerbefreiung wäre 
daher für die Land- und Forstwirtschaft ins­
besondere in den wirtschaftlich schwächeren 
Berg- und Grenzgebieten zur Festigung ihrer 
wirtschaftlichen Existenz beziehungsweise 
zur Verbesserung und Stärkung von lebensfä­
higen bäuerlichen Betrieben auch weiterhin 
dringend erforderlich. 

Durch den Wegfall der steuerlichen Begün­
stigung beim Grunderwerb besteht durch die 
nun erfolgte Gleichstellung von Nichtlandwir­
ten und Ausländern mit Bauern die Gefahr, 
daß zunehmend land- und forstwirtschaftliche 
Grundstücke dem bäuerlichen Bereich entzo­
gen werden. 

Es ist zu befürchten, daß eine weitere Über­
fremdung, insbesondere auch durch Auslän­
der ,  erfolgen wird. 

Daher eine grundsätzliche Forderung der 
Bauern: Als Ausgleich für die Besteuerung 
der Strukturverbesserung muß es zur besse­
ren Dotierung der Förderung der Besitzauf­
stockungsaktion im Rahmen der Agrarinve­
stitionskredite und insbesondere zur Erhö­
hung der Förderungsmittel für die Maßnah­
men der landwirtschaftlichen Siedlungsträger 
als flankierende Maßnahme kommen. Den 
Bauern muß also anderweitig, durch zusätzli­
che höhere Förderungsmittel geholfen wer­
den, um die entsprechende steuerliche Mehr­
belastung auszugleichen. 

Im Zusammenhang mit der Neufassung des 
Grunderwerbsteuergesetzes sind auch die 
bäuerlichen Besitzübergaben zu erwähnen 
und von Interesse. Auch diese rechtlichen 
Vorgänge unterliegen seit jeher der Grunder­
werbsteuer. Sie wird im ländlichen Bereich 
bei uns vielfach als "Freigeld" bezeichnet. Bei 
Errechnung der Grunderwerbsteuer anläßlich 
der Übergaben wird der land- und forstwirt­
schaftliche Einheitswert herangezogen, der 
für alle Steuern, Gebühren und Abgaben 
Berechnungsgrundlage ist. 

Ich möchte einige Details aufgreifen, von 
denen ich glaube, daß man sie im Rahmen der 
Regelung der Grunderwerbsteuer hätte 

berücksichtigen müssen, dies vor allem des­
wegen, weil man weiß, daß sich die Landwirt­
schaft in sehr großen wirschaftlichen und 
finanziellen Schwierigkeiten befindet, da ihr 
Einkommen laufend zurückgeht. 

Da der allgemeine Steuersatz von 8 Prozent 
auf 3,5 Prozent gesenkt wird, müßte auch der 
begünstigte Steuersatz von 2 Prozent, der für 
Übergaben und Grundstücksübertragungen 
an Angehörige und nahe Verwandte, das sind 
die Kinder, Enkelkinder, Stiefkinder, Wahl­
kinder et cetera, gilt, ermäßigt werden. 

In Anpassung an die generelle Senkung 
beziehungsweise Halbierung des Steuers at­
zes wäre auch bei Übergaben und Übertra­
gungen an Angehörige und nahe Verwandte 
der begünstigte Steuersatz von 2 auf 1 Pro­
zent herabzusetzen gewesen, die Steuer für 
Übergaben hätte dadurch gemildert werden 
können. 

Wenn man bedenkt, daß viele Übernehmer 
bäuerlicher Betriebe ohnehin durch die Mit­
übernahme von auf den Betrieben lastenden 
Darlehen, Krediten und sonstiger Verbind­
lichkeiten über Gebühr belastet sind, ist jede 
Art steuerlicher Entlastung wirtschaftlich 
gerechtfertigt und auch sinnvoll. 

N ach der alten Gesetzeslage war bei Über­
gabe eines landwirtschaftlichen Betriebes an 
nahe Verwandte, also an Ehegatten, Kinder, 
Wahlkinder, Enkelkinder, Schwiegerkinder et 
cetera, zum Zwecke der Weiterbewirtschaf­
tung und Sicherung des Lebensunterhaltes 
der Übergeber ein Abzug von der Grunder­
werbsteuer in Höhe von 500 S gesetzlich fest­
gelegt. 

Ein derartiger Absetzbetrag ist nach dem 
neuen Gesetz -nicht vorgesehen. Ich bin daher 
der Auffassung, daß dieser Absetzbetrag bei­
zubehalten und zu valorisieren, das heißt, zu 
erhöhen gewesen wäre. Ein Freibetrag von 
etwa 3 000 S hätte etwa der derzeitigen Situa­
tion entsprochen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch 
auf eine spezielle Problematik verweisen, die 
sich bei bäuerlichen Übergaben daraus ergibt, 
daß der sogenannte Hausstock, wie er in der 
Landwirtschaft bezeichnet wird, des Landwir­
tes getrennt bewertet wird. Ich verweise dies­
bezüglich auf § 33 des Bewertungsgesetzes. 

Durch diese gesetzliche Trennung von 
Betrieb und Wohnbereich ergibt sich gleich­
falls eine zusätzliche steuerliche Belastung, 
weil für den Wohnbereich, also für den Haus-
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stock, von der anteiligen Gegenleistung und 
nach der Relation der Verkehrswerte die 
Steuer vorgeschrieben wird. Dies ist eine 
neue Berechnung seit der Novellierung des 
Bewertungsgesetzes .  

Um dies künftig zu vermeiden, wäre entwe­
der eine Änderung des Bewertungsgesetzes 
oder eine entsprechende Ausnahmebestim­
mung im Grunderwerbsteuergesetz erforder­
lich. 

Nach dem Gesetz soll grundsätzlich bei bäu­
erlichen Übergaben die Steuer vom Einheits­
wert berechnet werden. Es kommt aber auch 
oftmals vor, daß ein Kauf oder eine bäuerliche 
Besitzübergabe einer gemischten Schenkung 
gleichkommt. In diesem Fall wird zur Grund­
erwerbsteuer für den geschenkten Teil auch 
noch eine Schenkungssteuer vorgeschrieben. 
Ist die Gegenleistung niedriger als der Ein­
heitswert, wobei allerdings sämtliche Ein­
heitswerte zusammenzurechnen sind, liegt 
also keine bäuerliche Besitzübergabe vor,  
sondern eine gemischte Schenkung, bewirkt 
das zumeist eine wesentlich höhere Steuer. 

Die Berechnung der Grunderwerbsteuer ist 
insbesondere bei einer gemischten Schen­
kung sehr kompliziert. Für den bäuerlichen 
Übernehmer ist deswegen eine Überprüfung 
auf die Richtigkeit der Steuervorschreibung, 
die mittels Bescheid durch das Finanzamt für 
Gebühren und Verkehrssteuern vorgeschrie­
ben wird, in den meisten Fällen kaum mög­
lich. 

Gegenüber der Vorschreibung zum Ein­
heitswert bedeutet dies eine ungerechtfertigte 
Belastung, die in Anbetracht der hohen Ver­
pflichtungen, die sich mit der Übernahme 
auch zivilrechtlich ergeben, eine besondere 
Härte darstellt. Es müssen nämlich anläßlich 
der Übernahme des Betriebes üblicherweise 
die auf dem Betrieb lastenden Betriebsschul­
den und die Verpflichtungen für die Auszah­
lung weichender Kinder, Geschwister über­
nommen werden. 

Diese Schulden und Verpflichtungen sind 
steuerlich gesehen Gegenleistungen für die 
Übernahme des Betriebes. Erfahrungsgemäß 
erreichen derartige Belastungen oftmals eine 
beachtliche Höhe. 

Beträgt der Wertanteil der Wohnung, also 
des Hausstockes, 20 Prozent der gesamten 
Übergabsliegenschaft, sind 20 Prozent der 
Gegenleistung, das heißt 20 Prozent der Aus­
gedingsleistungen und der Übernahmever­
pflichtungen, neben dem Einheitswert der 

Landwirtschaft zusätzlich Bemessungsgrund­
lage für die Grunderwerbsteuer. 

Diese zusätzliche steuerliche Belastung 
wurde durch die Bewertungsgesetznovelle, 
wie bereits erwähnt, geschaffen. Zuvor gab es 
für den Wohnbereich keine separate Bewer­
tung als "sonstiges bebautes Grundstück", 
wie es im Gesetz heißt. 

Der Einheitswert des land- und forstwirt­
schaftlichen Betriebes war ausschließlich 
Bemessungsgrundlage für die Steuer. 

Vor Inkrafttreten der Bewertungsgesetzno­
velle war das Wohngebäude im Hektarsatz 
der landwirtschaftlichen Flächen mit 20 Pro­
zent enthalten. Nur bei größeren und besser 
ausgestalteten Wohngebäuden wurde der 
Wohnungswert auch seinerzeit getrennt fest­
gestellt. 

Bei der letzten Hauptfeststellung zum 
1 .  Jänner 1979, mit Wirksamkeitsbeginn 
1 .  Jänner 1980, wurden für die bäuerlichen 
Wohngebäude zum Teil hohe Einheitswerte 
festgestellt. Die Folge davon war natürlich 
eine empfindliche Erhöhung der Grunder­
werbsteuer bei bäuerlichen Übergaben. 

Das neue Grunderwerbsteuergesetz hat das 
Ziel, auch eine Verwaltungsvereinfachung zu 
erwirken. Die vorhin dargestellte kompli­
zierte Berechnungsart entspricht nicht dieser 
Zielsetzung, und man hätte jetzt die Chance 
nützen müssen ,  bei der bäuerlichen Übergabe 
eine Regelung zu finden, damit auch das über­
gebene Wohngebäude vom Einheitswert 
berechnet wird. 

Wie ausgeführt, bringt die Novellierung für 
die Bauern an sich keine finanzielle Verbesse­
rung. Angesichts der heute bestehenden wirt­
schaftlichen Lage der Landwirtschaft wäre 
allerdings eine bessere Förderung der Bauern 
dringend wünschenswert. 

Die Bauern pflegen für den Fremdenver­
kehr in unserer Heimat gratis die Landschaft. 
Die Landschaftspflege der Bauern ist der 
praktische Beitrag zur Zusammenarbeit mit 
Arbeitnehmern und Wirtschaft. 

Die Bauern verdienen daher auch Verständ­
nis und Anerkennung aller. Helfen wir daher 
gemeinsam, daß das freie Bauerntum erhal­
ten bleibt! (Allgemeiner Beifall.) 14.30 

Vorsitzende: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Staatssekretär Dr. Ditz. Ich erteile es 
ihm. 
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14.30 

Staatssekretär im Bundesministerium für 
Finanzen Dr. Ditz: Frau Vorsitzende! Hoher 
Bundesrat! Der Herr Bundesrat Köpf hat 
irgendwie durchklingen lassen, daß ich sehr 
unbeteiligt war, sprich: nicht das Wort ergrif­
fen habe zum ersten Tagesordnungspunkt, 
der ein sehr wichtiger ist. Es ist richtig, daß 
der erste Tagesordnungspunkt sicher ein sehr 
wesentlicher und aus meiner Sicht ein ent­
scheidender für die Zukunft der öster­
reichischen Wirtschaft war und ist. Nur 
möchte ich festhalten, daß die gesamte Dis­
kussion meiner Auffassung nach sehr stark 
von der Beurteilung der Vergangenheit, von 
der vergangenen Verstaatlichtenpolitik 
geprägt war.  Als junges Mitglied der Bundes­
regierung wollte ich bewußt hier nicht Stel­
lung beziehen zur Vergangenheit, obwohl ich 
sehr wohl auch dazu gewisse Meinungen und 
Vorstellungen habe. 

Sehr wohl möchte ich jetzt aber noch ein­
mal zu den beschlossenen Gesetzen festhal­
ten, daß ich glaube, daß es mit diesen Geset­
zen gelungen ist, einen Meilenstein in der 
Wirtschaftspolitik zu setzen. 

Die Höhe des Finanzierungszuschusses hat 
sich sicher nicht rein aus den Verhandlungen 
ergeben, sondern sie wurde uns von der Ver­
gangenheit diktiert. Wir haben sehr ernsthaft 
um die Höhe dieses Finanzzuschusses gerun­
gen, und ich glaube, es wurde ein vernünfti­
ger Komprorniß gefunden, mit dem der ver­
staatlichten Industrie eine neue Chance gege­
ben wird. Gleichzeitig aber - auch das 
möchte ich betonen, und es hat mich gefreut, 
es heute auch hier zu hören von den Betroffe­
nen - ist es uns sehr ernst mit der Letztma­
ligkeit des Finanzzuschusses. Die Budgetbela­
stung hat wirklich eine Größenordnung 
erreicht, die weitere Zuschüsse unmöglich 
macht. Daher wird es notwendig sein - ich 
glaube, es ist notwendig, das sehr deutlich zu 
sagen -, das Management anzuspornen, die 
entsprechenden Weichenstellungen vorzuneh­
men. 

Der zweite wesentliche Punkt, der mit den 
Gesetzen getroffen wurde, ist meiner Ansicht 
nach jener, daß es der Bundesregierung 
gelungen ist, die Privatisierung aus einem 
ideologischen Streitthema herauszunehmen 
und zu einem vernünftigen und, wie ich 
glaube, für die österreichische Wirtschaft 
sinnvollen Komprorniß zu kommen. 

Ich glaube, daß die Formen, die in den Ver­
einbarungen festgelegt wurden, einerseits 
eine finanzielle Erleichterung bringen werden 

und andererseits mit diesen Maßnahmen 
auch die Chance verbunden ist, daß neue 
Ideen, neue Möglichkeiten in die verstaatlich­
ten Betriebe eingebracht werden, die es die­
sen dann wieder ermöglichen, besser auf den 
Weltmärkten zu konkurrieren. 

Und ich glaube, ganz wesentlich - als drit­
ter Punkt - ist sicherlich, daß es gelungen 
ist, neben notwendigen Maßnahmen auch 
eine Offensivmaßnahme zu beschließen und 
8 Milliarden Schilling für die technologische 
Erneuerung Österreichs aufzubringen. Es ist 
nicht entscheidend die Eigentumsform, wo 
diese Mittel hingehen: Sie müssen in die 
gesamte Wirtschaft gehen, und sie müssen 
dort im positiven jene strukturellen Änderun­
gen bewirken, die dann den Beschäftigungs­
verlust, den schmerzhaften Beschäftigungs­
verlust, den wir in anderen Bereichen hinneh­
men müssen, ausgleichen. 

Ebenso möchte ich aber festhalten, daß die 
Bundesregierung mit diesem Gesetz einen 
vernünftigen Rahmen vorgegeben hat, daß es 
aber sicher einer Bundesregierung nicht mög­
lich ist, letztendlich die Sanierung durchzu­
führen. Hier wird es jetzt notwendig sein, daß 
die Sozialpartner, daß die Manager den vorge­
gebenen Rahmen vernünftig nützen. 

Wenn man bedenkt - ich war jetzt in 
China und habe dort eben auf einem 
Zukunftsmarkt einen Kreditvertrag abge­
schlossen, der auch der VOEST-ALPINE die 
Chance bietet, diesen neuen Markt zu nützen 
- ,  wenn man also bedenkt, daß von den 
Unternehmen mitunter nicht die notwendige 
Sorgfalt bei der Akquirierung neuer Märkte 
aufgewendet wurde, dann weiß man, welche 
Arbeit hier noch geleistet werden muß. 

Aber lassen Sie mich nach diesen kurzen 
Bemerkungen nun doch noch kurz auf die 
Steuergesetze, die heute zu verabschieden 
sind, eingehen. Zunächst glaube ich, daß mit 
der Grunderwerbsteuerreform eine echte 
Reform von dieser Koalitionsregierung bewäl­
tigt wurde, eine Reform, bitte, die von Fach­
leuten seit zehn Jahren gefordert wird ' und 
die bis jetzt von keiner Regierung gegen die 
betroffenen Gruppeninteressen durchgeführt 
werden konnte. Und ich glaube, daß diese 
Grunderwerbsteuerreform ein wirklich positi­
ves Signal ist, daß es dieser Regierung auch 
gelingen könnte, die Steuerreform, die von 
allen hier sehr vehement gefordert wurde, 
durchzuführen, eine Steuerreform, die zu 
einer spürbaren Entbürokratisierung führen 
wird. 
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Allerdings müssen wir im selben Atemzug 
sofort einbekennen, daß eine solche Steuerre­
form, die die Steuersätze radikal senkt und 
auf der anderen Seite Ausnahmebestimmun­
gen wegnimmt, natürlich für manche Grup­
pen auch sehr schmerzhaft Privilegien zum 
Wegfall bringen wird. 

Und ich bin nicht so sicher, wenn wir den 
Entwurf dann fertig haben, ob dann der Bei­
fall so groß ist, wie jetzt die Forderung vehe­
ment an uns gestellt wird, denn ein bißehen 
ist hier in Österreich doch die Situation so, 
daß man abstrakt sehr positiv zu den Dingen 
steht - sei es die Budgetsanierung, sei es die 
Steuerreform - ,  wenn allerdings die Dinge 
dann konkret werden, dann gibt es schon sehr 
starke Einsprüche und sehr großen Wider­
stand. Aber ich habe mit Freude vernommen, 
daß der Bundesrat die Ambitionen und die 
Vorstellungen der Bundesregierung voll 
unterstützen wird. 

Nicht sehr schön vom fiskalischen Stand­
punkt aus ist sicher auch die Tatsache, daß 
wir mit diesen Abgabenänderungsgesetzen 
innerhalb des Jahres Änderungen vornehmen 
mußten im Bereich der Bausparförderung, im 
Bereich der Genußscheinförderung, im 
Bereich der Investitionsprämie. Allerdings 
hat die dramatische oder doch sehr wesentli­
che Verschlechterung der konjunkturellen 
Situation die budgetäre Situation grundle­
gend geändert, und es war deshalb notwendig, 
relativ rasch darauf zu reagieren, wobei mir 
bewußt ist, daß die Reaktion keine populäre 
war. Ich glaube aber, daß sie im Interesse der 
Wirtschaft und der Bevölkerung richtig war, 
weil es damit gelungen ist, das Budget in etwa 
in Balance zu halten, und nur wenn wir das 
Budget in Balance halten, dann können wir 
unsere Währung dauerhaft absichern, dann 
können wir jegliche Instabilität verhindern. 

Und die Verhinderung von Instabilitäten, 
des Übergreifens ausländischer Entwicklun­
gen, die heute schon zitiert wurden, auf Öster­
reich muß unser oberstes Ziel sein. - Ich 
danke für die Aufmerksamkeit. (Allgemeiner 
Beifall.) 14.38 

Vorsitzende: Zum Wort gemeldet ist Herr 
Bundesrat Pichler. Ich erteile es ihm. 

14.39 

Bundesrat Pichier (SPÖ, Oberösterreich): 
Frau Vorsitzende! Herr Staatssekretär! Hoher 
Bundesrat! Ich möchte mich auch mit dem 
Gesetzesbeschluß über die Neuregelung der 
Erhebung einer Grunderwerbsteuer beschäf­
tigen, weil hier eine lange Diskussion um eine 

Steuer, die schon dringend reformbedürftig 
war, abgeschlossen wurde. Wie viele Men­
schen aus allen Bevölkerungskreisen davon 
betroffen sind, wurde schon durch die Ausfüh­
rungen meines Kollegen Lengauer aufgezeigt. 

Das vorliegende Gesetz entspricht im Auf­
bau und im Inhalt im wesentlichen dem 
Gesetzeswerk aus dem Jahre 1955, baut 
jedoch die Ansätze der Ausnahmebestimmun­
gen weitgehend ab, wodurch das Grunder­
werbsteuerrecht wesentlich vereinfacht wird 
und eine erhebliche Senkung des Verwal­
tungsaufwandes zu erwarten ist. 

Es entspricht auch der Ansicht des Verfas­
sungsgerichtshofes, daß die bisherigen Befrei­
ungsbestimmungen mit dem Gleichheits­
grundsatz in Widerspruch stehen. Durch diese 
Änderung wird daher auch dem Gedanken 
der Rechtssicherheit gedient. 

Jeder Versuch einer durchgreifenden Ver­
einfachung des Grunderwerbsteuerrechtes 
kann aber überhaupt nur dann zum Erfolg 
führen, wenn der Steuersatz erheblich 
gesenkt wird. Aus diesen Überlegungen 
wurde der Normalsteuersatz mit 3,5  Prozent 
festgesetzt. 

Durch einen weitgehenden Abbau der 
Befreiungen - nur mehr wenige berechtigte 
Ausnahmen sind hinkünftig möglich - wird 
das Grunderwerbsteuerrecht, wie schon 
erwähnt, entscheidend vereinfacht. 

Im Zuge der bisher geführten Diskussionen 
haben sich besonders soziale Fragen als Hin­
dernisse dieser Reform erwiesen. 

Die Wohnungsgenossenschaften haben zu 
Recht darauf hingewiesen, daß sich der 
soziale Wohnbau bei Wegfall der bisherigen 
Befreiungsbestimmungen verteuern würde. 
In der Tat hat das Grunderwerbsteuergesetz 
aus dem Jahre 1955 den Erwerb einer neuen 
Eigentumswohnung von einem begünstigten 
Bauträger in vielen Fällen grunderwerbsteu­
erfrei gestellt. 

Aber auch dabei hat es wieder Probleme 
und Härten gegeben, die nur mit Mühe berei­
nigt werden konnten. Es kam des öfteren zu 
Konstellationen, die dem einzelnen Bürger 
unverständlich und deren Folgen in keiner 
Weise sozial waren. Unzählige Beschwerde­
fälle im Zusammenhang mit dem Begriff 
"Arbeiterwohnstätte" beweisen dies. 

Wie konnte es der Errichter eines Eigenhei­
mes zum Beispiel verstehen, daß er auf jeden 

1638 
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Fall Grunderwerbsteuer bezahlen mußte, 
wenn sein Haus nach dem Bauplan die zuläs­
sige Wohnnutzfläche von 1 30 m2 überschritt, 
wenn der tatsächlich ausgeführte Bau eine 
Wohnnutzfläche von weniger als 130 m2 auf­
wies. 

Wie konnte man dem Erwerber einer Eigen­
tumswohnung erklären, daß er voll grunder­
werbsteuerpflichtig ist, wenn er diese Woh­
nung von einer Gemeinde erwarb? Und so 
ließe sich die Reihe von Ungereimtheiten bei 
diesem Gesetz beliebig fortsetzen. 

Bei den Genossenschafts-Mietwohnungen 
ändert sich für die Wohnungsinhaber so gut 
wie nichts. Die Genossenschaft muß nur für 
den Grunderwerb den Steuersatz von 3 ,5 Pro­
zent bezahlen, außer sie baut auf einer vor­
handenen Baulandreserve, die überhaupt 
nicht grunderwerbsteuerpflichtig war . Die 
nunmehrige Steuerbelastung des Grundantei­
les wirkt sich aber nicht merkbar auf die Mie­
ter aus. 

Stärker betroffen sind sicherlich die Käufer 
von Eigentumswohnungen. Aber auch hier 
gibt es weiterhin eine gewichtige soziale Dif­
ferenzierung: Die gesamten Baukosten sind 
nämlich nur bei frei finanzierten Eigentums­
wohnungen grunderwerbsteuerpflichtig. Bei 
wohnbaugeförderten Wohnungen werden hin­
gegen die Wohnbauförderungsdarlehen nicht 
mit ihrem Nennwert, sondern, wie das tech­
nisch heißt, nur mit einem auf einen Bruchteil 
abgezinsten Wert in die Grunderwerbsteuer 
einbezogen. Das bedeutet aber, daß sich die 
Belastung der einzelnen Wohnungskäufer 
wollen wir sagen in Grenzen hält. 

Trotzdem wird für viele Erwerber einer 
Eigentumswohnung die künftig zu entrich­
tende Grunderwerbsteuer eine zusätzliche 
Belastung sein. Es tröstet sie auch nicht, daß 
der Käufer einer Gemeindeeigentumswoh­
nung in Zukunft weniger Grunderwerbsteuer 
zahlen muß. Das Judikat des Verfassungsge­
richtshofes hat es aber ganz einfach nicht 
zugelassen, den sozialen Wohnbau weiterhin 
grunderwerbsteuerfrei zu belassen. 

Eine allfällige Übertragung der Erhebungs­
kompetenz auf die Länder beziehungsweise 
auf die Gemeinden wurde aus finanzverfas­
sungsrechtlichen Gründen nicht durchge­
führt. 

Die Steuer vom Grunderwerb erfaßt zivil­
rechtliche Vorgänge, die häufig mit der Erb­
schaftssteuer, der Schenkungssteuer und 
anderen Gebühren verknüpft sind. Eine 

Lösung der damit verbundenen Fragen läßt 
sich nur im Rahmen von bundesgesetzlich 
geregelten Abgaben und einer einheitlichen 
Vollziehung erreichen. Das Gebührengesetz, 
das Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz, 
das Umsatzsteuergesetz und das Bewertungs­
gesetz sind derzeit als Bundesgesetze in der 
Lage , die Besteuerung des Grundstückerwer­
bes gegenseitig abzugrenzen und dadurch 
Doppelbesteuerungen zu vermeiden. Eine 
Verländerung der Grunderwerbsteuer würde 
diese Möglichkeit verhindern oder zumindest 
sehr stark erschweren. Der Ertrag aus der 
Grunderwerbsteuer kommt ohnedies prak­
tisch zur Gänze den Gemeinden zugute. 

Die Vorstellung war aber, daß die Gemein­
den die Höhe der Grunderwerbsteuer selbst 
beeinflussen können sollten. Gemeinden in 
Krisenregionen würden dabei in eine gefährli­
che Doppelmühle geraten: Ihre sinkende Wirt­
schaftskraft würde eine möglichst hohe 
Grunderwerbsteuer fordern , während die 
ohnedies finanziell besser gestellten Gemein­
den wiederum günstigere Konditionen anbie­
ten könnten. 

Hoher Bundesrat! Das Beispiel der Grund­
erwerbsteuer zeigt, daß man sich nicht immer 
nur die populärsten Reformmaßnahmen aus­
suchen kann. Aber wenn man schon, wie hier 
im konkreten Fall durch den Verfassungsge­
richtshof veranlaßt, eine solche Reform 
durchziehen muß, dann sollte man das Beste 
aus ihr machen, und das haben die Beteilig­
ten, allen voran aber unser Finanzminister 
Ferdinand Lacina, ernsthaft und, ich glaube, 
auch erfolgreich versucht. 

Wir werden daher dem gegenständlichen 
Gesetz unsere Zustimmung geben. (Allgemei­
ner Beifall.) 1 4.47 

Vorsitzende: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Jürgen Weiss. Ich erteile es 
ihm. 

14.47 

Bundesrat Jürgen Weiss (ÖVP, Vorarlberg) : 
Frau Vorsitzende! Herr Staatssekretär! Hohes 
Haus! Das 2. Abgabenänderungsgesetz 1987 
und das Grunderwerbsteuergesetz 1987 brin­
gen für das Bausparen und die Schaffung von 
neuem Wohnraum durch Private Erschwer­
nisse, denen man unter dem Gesichtspunkt 
des Wohnungsbedarfes und des Wohnungsei­
gentums - das sind allerdings zugegebener­
maßen nicht die einzigen - keinen Beifall 
zollen kann. Man muß sie aber auch im 
Zusammenhang mit sachlich anzuerkennen-
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den Zielen sehen und abwägen, und ich 
möchte das im folgenden kurz tun. 

Eine der Vereinfachung dienende Steuerre­
form hebt bei angestrebtem gleichem Steuer­
ertrag Begünstigungen und Benachteiligun­
gen gegenseitig auf. Sie bringt zwangsläufig 
Gewinner und Verlierer mit sich. (Stellvertre­
tender Vorsitzender Dr. S c  h a m  b e  c k 
übernimmt die Verhandlungsleitung.) 

Als Gewinner können sich bei der Reform 
der Grunderwerbsteuer jene sehen, die 
gebrauchten Wohnraum erwerben. Für sie 
sinkt die Steuerbelastung von 8 auf 3,5 Pro­
zent. Das wird eine wünschenswerte Bele­
bung des Wohnungsmarktes bringen und 
dient dem Grundsatz, daß neben der boden­
verbrauchenden Schaffung von immer neuem 
Wohnraum alle Möglichkeiten zu fördern 
sind, bereits vorhandenen Wohnraum zu nut­
zen. 

Als Verlierer sehen sich jene , die in kleine­
rem Rahmen neuen Wohnraum beziehungs­
weise den dafür notwendigen Grund erwer­
ben. Der Wegfall der bisherigen Befreiung 
bringt für sie eine Belastung von 3,5 Prozent 
der Kaufsumme. Das ist durchwegs Wohn­
raum, der auf der anderen Seite im Rahmen 
der Wohnbauförderung von den Ländern 
gefördert wird. 

Wer nun eine große Wohnung kauft oder 
ein großes Haus baut, gehört allerdings para­
doxerweise wieder zu den Nutznießern. Er 
war bisher nicht befreit, und seine Belastung 
sinkt von 8 auf 3,5 Prozent. Das wird , obzwar 
kaum anders zu lösen, von vielen Leuten 
schwer verstanden. 

Das Verständnis für die Beseitigung der 
Wohnungsbegünstigung im Zuge der Neure­
gelung der Grunderwerbsteuer schwände wei­
ter, sollte sie sich tatsächlich, wie da und dort 
behauptet wird, als Zubrot für die öffentliche 
Hand herausstellen. Dieses Zubrot gehört 
allerdings zu 96 Prozent den Gemeinden und 
nur zu 4 Prozent dem Finanzminister, obwohl 
er es eigentlich am nötigsten hätte, damit der 
Bundeshaushalt nicht weiter zerrüttet wird. 
Von einer echten Sanierung kann bei dem 
desolaten finanziellen Erbe, das die neue 
Regierung übernehmen mußte, ohnedies noch 
lange keine Rede sein. 

Das Mißtrauen - sei es gerechtfertigt oder 
ungerechtfertigt, aber es ist faktisch einfach 
da - der Betroffenen, die öffentliche Hand -
und hier haben die Leute den Eindruck, der 
Finanzminister habe die größte Hand -

zweige bei der Neuregelung der Grunder­
werbsteuer ausgerechnet auf dem Rücken der 
kleinen Wohnungskäufer und Hausbauer ein 
Körberlgeld ab, muß man auch im Zusam­
menhang damit sehen, wo die Bundesregie­
rung zu sparen beginnt. 

Eine der ersten legistischen Maßnahmen 
dafür ist die Reduzierung der Förderung des 
Bausparens, das nicht nur für den Wohnbau 
an sich, sondern als Sparform des kleinen 
Mannes schlechthin Bedeutung hat. 

Dabei soll nicht verkannt werden, daß es 
gute Gründe dafür gibt. Eine Sparförderung 
aus öffentlichen Mitteln soll kein Selbst­
zweck, sondern marktgerecht sein. Es steht 
auch außer Streit, daß das Sparkapital in 
Österreich einen volkswirtschaftlich nicht 
mehr nützlichen hohen Stand aufweist und 
daß das Bausparen auch weiterhin eine der 
ertragreichsten Sparformen - für den klei­
nen Sparer die ertragreichste - ist und blei­
ben wird. 

Schließlich ist auch anzuerkennen, daß sich 
die rechnerische Belastung für den einzelnen 
Bausparer mit etwa 400 S im Jahr, wenn er 
die Bemessungsgrundlage ausgeschöpft hat, 
in Grenzen hält. 

Es gibt aber, meine Damen und Herren, 
auch noch Gesichtspunkte jenseits von Ange­
bot und Nachfrage, die "Psychologie des Gel­
des" , wie Schmölders eines seiner Bücher 
betitelt hat. 

Da sind einmal die vor allem die kleinen 
Sparer treffenden Bocksprünge bei den Rah­
menbedingungen des Sparens. Ich nenne nur 
das Auf und Ab der Sparförderung und die 
Diskussion über die Einführung und Abschaf­
fung der Zinsertragsteuer. Das war alles 
andere als vertrauensbildend. Mißtrauen und 
Sorge vor einer unsicher erscheinenden 
Zukunft sind aber ein nicht unbedeutendes 
Motiv des Sparens. So kann eine zu starke 
Verunsicherung der Sparer letztlich parado­
xerweise dazu führen, daß die Sparguthaben 
weiter steigen und die angestrebte und 
erwünschte Belebung des Geldkreislaufes 
ausbleibt. (Bundesrat S c  h ip a n i: Das paßt 
nicht ganz zusammen!) 

Die Angemessenheit im Verhältnis zu 
gewichtigen anderen Sparmaßnahmen ist 
schwer zu beurteilen, da sie vielfach noch im 
Stadium umstrittener Ankündigungen stek­
ken. Die soziale Ausgewogenheit soll hier 
ebenfalls nicht weiter geprüft werden, obwohl 
etwa im Verhältnis zu den Genußscheinen 
einiges dazu zu sagen wäre. 
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Sparen der Bundesregierung ist für die 
breite Öffentlichkeit vorderhand einmal 
scheinbar eine Kürzung der Bausparförde­
rung; und dies erstmals unter Eingriff in 
bestehende Verträge. Es hat früher schon 
mehrfach Änderungen der Bausparförderung 
gegeben, Kürzungen der Prämie, aber immer 
unter Respektierung geschlossener Verträge, 
von einer etwa halbjährigen Karenzfrist abge­
sehen. 

Ich teile nun nicht die Meinung, daß das 
geradezu gegen Recht und Gesetz wäre. Den 
Grundsatz von Treu und Glauben fühlen die 
Bausparer aber ohne Zweifel verletzt, zumal 
ihnen, und das ist ein springender Punkt, die 
Möglichkeit einer steuerunschädlichen Kün­
digung der Verträge verwehrt wird. Mit einem 
so weitreichenden Schritt sollte man, nach 
meiner Meinung, ein Sanierungspaket nicht 
beginnen, sondern als letzte Möglichkeit 
allenfalls abschließen. 

In einem Land wie dem meinen, das beim 
Privat- und Wohnungseigentum, beim Bau­
sparen und auch bei dessen Nutzung für die 
Schaffung von Wohnraum, nicht für das 
zweckentfremdete Ansparen, an der Spitze 
liegt und das aufgrund des starken Bevölke­
rungswachstums einen großen Bedarf an 
Wohnungen hat, ist die Sensibilität natürlich 
besonders groß. Nach harten Reaktionen in 
der Öffentlichkeit und ablehnenden Stellung­
nahmen von Parteien und Interessenvertre­
tungen ist es schließlich zu einem Antrag im 
Vorarlberger Landtag folgenden Inhalts 
gekommen - ich darf ihn kurz zitieren - :  

"Der Vorarlberger Landtag" , wurde bean­
tragt, "erwartet von den von ihm gewählten 
Mitgliedern des Bundesrates eine Ablehnung 
aller Gesetzesvorlagen, die eine Verschlechte­
rung des Bausparwillens und der Situation 
der Bausparer zur Folge haben sowie gegen 
die Neigung der Vorarlberger Bevölkerung 
zur Schaffung von Haus- und Wohnungsei­
gentum gerichtet sind." 

. Nun kennt unsere Landesverfassung, 
ebenso wie jene der anderen Bundesländer, 
zwar Entschließungen des Landtages an die 
Landesregierung, nicht aber an die Bundes­
räte. Mit dem freien Mandat wäre sie meines 
Erachtens zwar durchaus vereinbar, weil es 
sich bei Entschließungen ja nur um Wünsche 
und Empfehlungen, niemals aber um Auf­
träge handeln kann. 

Über den aktuellen Anlaßfall hinaus hat der 
Antrag aber alte Vorschläge wiederbelebt, 
eine stärkere Verbindung zwischen Landtag 

und Landesregierung auf der einen Seite und 
den jeweiligen Bundesräten auf der anderen 
Seite herzustellen. 

Ich erinnere für den Bereich unserer Frak­
tion nur dar an, daß beispielsweise eine unter 
dem Vorsitz unseres Fraktionsvorsitzenden, 
Professor Schambeck, stehende Experten­
gruppe im Einvernehmen mit den Landes­
hauptleuten der ÖVP · schon im Jänner 1981 
folgendes vorgeschlagen hatte - ich zitiere 

"Die Entsendung der Mitglieder des Bun­
desrates durch die Landtage rechtfertigt es, 
daß die Länder die Möglichkeit der Bindung 
der Mitglieder des Bundesrates hinsichtlich 
ihrer Stimmabgabe erhalten." - Ende des 
Zitates. 

Selbst wenn man nicht so weit gehen wollte 
und es im Sinne des freien Mandates bei Ent­
schließungen anstelle von Aufträgen beließe, 
wäre das meines Erachtens eine der wir­
kungsvollsten Maßnahmen, den Bundesrat 
aus dem Schußfeld der Kritik - sei sie 
berechtigt oder unberechtigt - herauszubrin­
gen, weitgehend nur das einstimmige Echo 
des Nationalrates zu sein und nur mühsam 
eigene Akzente setzen zu können. 

In der eingebrachten Form kann der 
geschilderte Antrag vom Landtag derzeit 
schon aus formellen Gründen nicht verab­
schiedet werden. Es könnte ihm aber auch 
des sachlichen Gehalts nach nicht gefolgt 
werden, denn eine Kürzung der Bausparför­
derung von 13 auf 12 Prozent beispielsweise 
wäre objektiv eine Verschlechterung, aber 
durchaus nicht zu beeinspruchen. 

Der Antrag wurde in der letzten Sitzung 
des Landtages aber einstimmig dem Finanz­
ausschuß zugewiesen, also nicht von vornher­
ein verworfen. Der Finanzausschuß hat inzwi­
schen beschlossen, sich gegen die Kürzung 
der Bausparprämien bei laufenden Verträgen 
auszusprechen und dies den Bundesräten zur 
Kenntnis zu bringen. Dieser Antrag des 
Finanzausschusses wird morgen im Vorarl­
berger Landtag behandelt und beschlossen 
werden. 

Angesichts dieser Haltung unseres Finanz­
ausschusses, aber auch meiner eigenen per­
sönlichen Überzeugung nach ist der Eingriff 
bei der Bausparprämienkürzung in beste­
hende Verträge von einer so grundsätzlichen 
Bedeutung, daß ich meine Stimme nicht in die 
Waagschale der Zustimmung legen werde. 
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Bei seinem Abstimmungsverhalten sollte 
man sich allerdings in Anlehnung an den 
Kantschen kategorischen Imperativ auch 
daran orientieren, ob es auch als Mehrheits­
und nicht nur als abweichende Einzelent­
scheidung verantwortbar wäre. Nachdem es 
sich bei dem abzustimmenden Abgabenände­
rungsgesetz 1987, legistischerweise unbefrie­
digend, um ein ganzes Paket vielfältiger Maß­
nahmen handelt - ich habe 149 Änderungs­
punkte gezählt - ,  an dessen raschem Inkraft­
treten auch wir Interesse haben, kann ich bei 
einer Güterabwägung auch nicht pauschal 
gegen den Antrag stimmen, keinen Einspruch 
zu erheben. 

Meine Verweigerung der Zustimmung 
durch Nichtteilnahme an der Abstimmung 
möge daher als das verstanden werden, als 
das sie gedacht ist, als Protest aus einem sich 
besonders betroffen fühlenden Bundesland 
gegen einen einzelnen, zu weitgehenden Ein­
griff des Bundesgesetzgebers, nicht aber als 
Verweigerung von notwendigen Sanierungs­
maßnahmen und begrüßenswerten Fortschrit­
ten im Abgabenrecht. - Danke. (Beifall bei 
der ÖVP und Beifall des Bundesrates Dr. 
Christa Krammer.) 14.58 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
heck: Zum Wort hat sich weiters gemeldet der 
Herr Bundesrat Dkfm. Dr. Helmut Frauscher. 
Ich erteile es ihm. 

14.58 

Bundesrat Dkfm. Dr . Frauscher (ÖVP, Salz­
burg): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr 
Staatssekretär! Hoher Bundesrat! Es ist nicht 
meine Absicht, die Debatte ungebührlich zu 
verlängern, aber einige Bemerkungen in der 
nötigen Kürze möchte ich mir erlauben. 

Mit dem 2. Abgabenänderungsgesetz 1 987 
beschließen wir unter anderem - das wurde 
ja schon ausgeführt - eine Kürzung der Bau­
sparprämien um einige hundert Schilling. 
Das ist für die Bausparer sicherlich nicht 
erfreulich. Das Bausparen bleibt aber immer 
noch die rentabelste Sparform; das wird von 
den Bausparkassen in ihrer Werbung auch 
entsprechend deutlich herausgestellt. 

Daß die Anpassung einer Förderung fällig 
wird, wenn sich die Verhältnisse so weitge­
hend ändern, wie es in den letzten Jahren bei 
der Inflationsrate und bei den Kreditzinsen 
der Fall war, bestätigen alle Fachleute. Es 
gibt allerdings auch Leute, wie den derzeiti­
gen Bundesobmann der FPÖ, welche diese 
Maßnahmen in einer Art und Weise kritisie­
ren, als sei dadurch das Ende des Bausparens 

überhaupt gekommen. Ja der Obmann der 
Freiheitlichen sah sogar 20 000 Arbeitsplätze 
in der Bauwirtschaft dadurch gefährdet. Deut­
licher kann man sich nicht als Demagoge 
demaskieren. 

Ich glaube, daß niemand von uns auch nur 
einen einzigen Bausparer kennt, der aufgrund 
der Kürzung der Prämie um 400 S im Jahr sei­
nen Entschluß, ein Eigenheim zu bauen, rück­
gängig gemacht hätte. Man muß j a  auch 
daran denken, daß fast jeder Bausparer auch 
einen Zwischenkredit oder einen Zusatzkredit 
braucht, und da erspart er sich durch die 
gesunkenen Kreditzinsen nicht nur ein paar 
hundert Schilling, sondern Tausende Schil­
ling . Das verschweigt die FPÖ, und sie drama­
tisiert die Kürzung der Prämie in einer Art 
und Weise, die sich allerdings selbst disquali­
fiziert.. 

Wie unglaubwürdig diese Partei ist, zeigt 
für mich der Umstand, daß unter der Koali­
tionsregierung von SPÖ und FPÖ gegen den 
Widerstand der ÖVP die 40. ASVG-Novelle 
beschlossen wurde, mit der den Pensionisten 
in unserem Land durch die Einbeziehung der 
Arbeitslosenrate in die Berechnungsformel 
für die Pensionserhöhung Milliarden wegge­
nommen wurden. Damals hörte man keine 
FPÖ-Proteste, obwohl diese Kürzung für die 
Pensionisten ein weit größeres Opfer bedeu­
tet als die Kürzung der Bausparprämien für 
die Bausparer. 

Den Erläuternden Bemerkungen zur 
40. ASVG-Novelle kann man entnehmen, daß 
diese Maßnahme der Einbeziehung der 
Arbeitslosenrate in die Berechnung der Pen­
sionserhöhung bereits im ersten Jahr des 
Wirksamwerdens, 1986 , 574 Millionen Schil­
ling an Einsparung gebracht hat, 1 987 bereits 
1 261  Millionen Schilling, und im nächsten 
Jahr werden es schon 2 Milliarden Schilling 
sein . Im Jahr 1989 steigt dieser Betrag auf 
2 649 Millionen Schilling und im Jahr 1990 auf 
3 180 Millionen Schilling. 

Die Pensionisten erbringen damit im Ver­
gleich zu anderen Bevölkerungsgruppen ein 
überdimensionales Opfer zur Budgetsanie­
rung. Und besonders bedauernswert ist, daß 
man dieses Opfer auch von den Beziehern von 
Mindestpensionen verlangt. Dies ist für mich 
der Anlaß, neuerlich eine rasche Verwirkli­
chung der im Arbeitsübereinkommen der 
Regierungsparteien getroffenen Vereinba­
rung zu verlangen, für die Bezieher von Min­
destpensionen zusätzliche Leistungen zu er­
bringen. Ich hoffe , daß dies bald geschieht. 
(Beifall bei der ÖVP.) 15.02 
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Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. Die Debatte ist geschlos­
sen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht gegeben. 

Die Abstimmung über die vorliegenden 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates erfolgt 
getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten 
A b s t i m  m u  n g beschließt der Bundesrat 
mit Stimmeneinhelligkeit, gegen die beiden 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates k e i  -
n e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1987 betreffend ein Allgemeines Zoll­
und Handelsabkommen; Änderungsprotokoll 
zum Übereinkommen über das öffentliche 

Beschaffungswesen (3290 der Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Wir gelangen zum 8. Punkt der Tages­
ordnung: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1987 betreffend ein Allgemeines Zol1-
und Handelsabkommen; Änderungsprotokoll 
zum Übereinkommen über das öffentliche 
Beschaffungswesen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Tmej . 
Ich ersuche ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Tmej: Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender! Herr Staatssekretär! Hoher 
Bundesrat! 1m gegenständlichen Abände­
rungsprotokoll soll durch die Einbeziehung 
von Miete, Pacht und Mietkauf der Anwen­
dungsbereich des Übereinkommens über das 
öffentliche Beschaffungswesen, BGBL Nr. 
452/1981 ,  erweitert werden. Gleichzeitig soll 
der Schwellenwert für Aufträge, die dem 
Übereinkommen unterworfen sind, auf 
1 30 000 Sonderziehungsrechte - das sind der­
zeit 2 408 2 17 S - herabgesetzt werden. Wei­
ters sieht der Staatsvertrag Änderungen für 
die Berechnung des Auftragswertes vor. 
Durch die Verpflichtung der Vertragspar­
teien, einen örtlichen Lieferer nicht aufgrund 
des Grades der Zugehörigkeit zu oder des 
Besitzes durch eine ausländische Gesellschaft 
ungünstiger zu behandeln als einen anderen 
örtlichen Lieferer sowie einen örtlichen Liefe­
rer nicht aufgrund des Herstellungslandes 
der gelieferten Ware zu diskriminieren, soll 

der Grundsatz der Nichtdiskriminierung prä­
zisiert werden. 

Ferner enthält das Änderungsprotokoll 
Bezeichnungen über die besondere und diffe­
renzierte Behandlung der Entwicklungslän­
der. Schließlich sieht das Änderungsprotokoll 
vor , daß technische Spezifikationen nicht in 
einer Weise ausgeübt, angenommen oder 
angewendet werden, daß sie ein unnötiges 
Hindernis für den internationalen Handel bil­
den. Das Änderungsprotokoll tritt am 90. Tag 
nach dem Datum seiner Annahme durch alle 
Vertragsparteien des Übereinkommens in 
Kraft, jedoch nicht vor dem 1. Jänner 1988. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Abkommens die Erlassung von besonderen 
Bundesgesetzen im Sinne des Artikels 50 Abs. 
2 B-VG zur Überführung des Vertragsinhaltes 
in die innerstaatliche Rechtsordnung nicht 
erforderlich. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 6. Juli 1987 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1987 betreffend ein Allgemeines Zol1-
und Handelsabkommen; Änderungsprotokoll 
zum Übereinkommen über das öffentliche 
Beschaffungswesen, wird kein Einspruch 
erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der FalL 

Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimm eneinh elligkeit, gegen 
den Beschluß des Nationalrates k e i n  e n 
E i n  s p r  u c h zu erheben. 

9. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 24. Juni 1987 über ein Bundesgesetz 
betreffend die Abänderung des Bundesgeset­
zes, mit dem eine Autobahnen- und Schnell­
straßen -Finanzierungs-Aktiengesellschaft 
errichtet wird, mit dem die Planung und 
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Stellvertretender Vorsitzender Dr. Schambeck 

Errichtung von Bundesstraßenteilstrecken 
übertragen wird und mit dem das Bundesmi­
nisteriengesetz 1973 geändert wird (3291 der 

Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Wir gelangen nun zum 9. Punkt der 
Tagesordnung: Bundesgesetz betreffend die 
Abänderung des Bundesgesetzes, mit dem 
eine Autobahnen- und Schnellstraßen-Finan­
zierungs-Aktiengesellschaft errichtet wird, 
mit dem die Planung und Errichtung von Bun­
desstraßenteilstrecken übertragen wird und 
mit dem das Bundesministeriengesetz 1973 
geändert wird. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Tmej . 
Ich ersuche ihn höflich um den Bericht. 

Berichterstatter Tmej: Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender! Herr Staatssekretär! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Nach der derzei­
tigen Rechtslage ist die Teilstrecke der B 174 
"Innsbrucker Straße von der Fritz Pregl 
Straße bis zur Ostseite der Olympiabrücke" 
der Brenner Autobahn Aktiengesellschaft zur 
Planung und Errichtung zu übertragen. Da 
dieser Straßenteil nun nicht mehr ausgebaut 
werden soll, sieht der gegenständliche Geset­
zesbeschluß eine entsprechende Änderung 
vor. 

Weiters sieht der gegenständliche Gesetzes­
beschluß vor, daß der Tauernautobahn 
Aktiengesellschaft die Planung, Errichtung 

. und Erhaltung des Vollausbaus des Katsch­
berg- und des Tauerntunnels zu übertragen 
ist. 

Ferner soll durch den vorliegenden Geset­
zesbeschluß die Teilstrecke der A 9 Pyhrn 
Autobahn vom Knoten Selzthal bis Rotten­
mann/Süd der Pyhrn Autobahn Aktiengesell­
schaft zur Planung, Errichtung und Erhaltung 
übertragen werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 6. Juli 1987 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 24. Juni 1987 über ein Bundesgesetz 
betreffend die Abänderung des Bundesgeset­
zes, mit dem eine Autobahnen- und Schnell­
straßen -Finanzierungs-Aktiengesellschaft 

errichtet wird, mit dem die Planung und 
Errichtung von Bundesstraßenteilstrecken 
übertragen wird und mit dem das Bundesmi­
nisteriengesetz 1973 geändert wird, wird kein 
Einspruch erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Haas. Ich erteile es ihm. 

15.09 

Bundesrat Haas (ÖVP, Steiermark) : Herr 
Vorsitzender! Herr Staatssekretär! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren des Hohen 
Bundesrates! Der vorletzte Samstag, der 
27.  Juni, war ein großer Tag, er war so etwas 
wie ein Festtag für die Landeshauptstadt 
Graz . Aber nicht nur für Graz und den mittel­
steirischen Raum, sondern für unser ganzes 
Land war es ein Tag der Freude und der 
Erleichterung. 

Es war ein Tag der Erleichterung darüber, 
daß endlich der Plabutsch-Tunnel, die langer­
sehnte Stadtumfahrung von Graz, dem Ver­
kehr übergeben werden konnte, gerade noch 
rechtzeitig vor dem Einsetzen des sommerli­
chen Urlauber- und Gastarbeiterhauptver­
kehrs, der sich all die Jahre hindurch und von 
Jahr zu Jahr stärker werdend durch das Gra­
zer Straßennetz gequält hat. 

Nicht nur für die staugeplagten Automobili­
sten, sondern vor allem auch für die staub-, 
lärm- und gestankgeplagten Grazer war es 
eine Qual und eine Drangsal, die man nicht 
länger zu ertragen bereit war, waren es doch 
in der Hauptreisezeit bis zu 30 000 Kraftfahr­
zeuge, die zusätzlich zum innerstädtischen 
Grazer Verkehr die Gürtelstraßen passierten 
- oder vielleicht sollte man besser sagen: 
blockierten. 

Der Unwille und der Bürgerprotest machte 
sich seit Jahren Luft, nicht nur in Aufmär­
schen und in Verkehrsblockaden, sondern 
nahm Gestalt an auch in der Gründung der 
ersten großen Bürgerinitiativen Österreichs 
Anfang 1970.  Da war der "Schutzverband 
gegen die Führung der Pyhrn Autobahn 
durch Graz" , sozusagen der Vorläufer und 
Vorreiter für all das, was es heute so an man­
nigfachen Erscheinungsformen der Bürger­
mitbestimmung und der direkten Demokratie 
in unserem Lande gibt. 

Daß die Anfang der siebziger Jahre propa­
gierte Eggenberg-Trasse, nämlich die Durch­
querung der westlichen Grazer Stadtteile 
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durch die Pyhrn Autobahn, dann im Mai 1973 
zu Falle kam und mit der Trasse zusammen 
auch - wenn Sie sich noch erinnern - der 
damalige Bürgermeister Gustav Scherbaum, 
war sozusagen der erste große, spektakuläre 
Erfolg dieser Grazer Bürgerbewegung. 

Als politische Fernwirkung ging damals in 
Graz der Stern des Alexander Götz auf. Er 
wurde Bürgermeister. Er wurde Bundespar­
teiobmann der FPÖ. Inzwischen hat ihn aller­
dings das Glück verlassen. Sein Stern ist ver­
löscht, oder vielleicht sollte man richtiger 
sagen: ausgelöscht worden, und zwar auf sehr 
kaltblütige Weise von seinem von ihm so sehr 
verhätschelten politischen Ziehsohn Dr. Jörg 
Haider. Neben Steger ist also Dr. Götz der 
zweite liquidierte Bundesparteiobmann der 
FPÖ, der den Erfolgsweg des blauen Jung­
stars säumt. 

Doch lassen Sie mich zum Plabutsch-Tun­
nel zurückkehren, zum Tunnel, der damals 
nach Einholung eines sehr gründlichen, uner­
hört umfangreichen, 4 000 Seiten umfassen­
den Umweltgutachtens nun als umwelt­
freundlichste Variante ins Gespräch gekom­
men ist, sozusagen als Ei des Kolumbus: nicht 
durch die Stadt, nicht um die Stadt herum in 
einer weitläufigen Umfahrungsvariante, 
gegen die natürlich sofort die Bürger und 
auch die Bürgermeister von Graz-Umgebung 
aufmarschiert sind, sondern einfach durch 
den Berg hindurch, und zwar der ganzen 
Länge nach. (Bundesrat G a r  g i  t t e  r: Ein­
malig in Europaf) 

Ja, einmalig, aber großartig gelöst, wie wir 
heute alle wissen. In einer Volksbefragung im 
April 1975 waren dann alle Grazer eingeladen, 
nach entsprechender Information und Diskus­
sion über drei in Frage kommende Trassen 
ihre Meinung abzugeben, und fast zwei Drit­
tel der Grazer haben sich dabei für die Tun­
nelvariante ausgesprochen, die inzwischen 
nun fertiggestellt ist. 

Allen Polemiken und düsteren Vorhersagen 
verschiedenster Experten zum Trotz stellte 
sich heraus, daß sich der Plabutsch auch von 
der Geologie her geradezu hervorragend für 
den Bau eines Tunnels eignete und er weder 
bis oben an mit Wasser gefüllt ist, wie einige 
Wissenschaftler das befürchtet haben, noch 
ein einmaliges Höhlenparadies zerstört wer­
den mußte, wie andere uns das angekündigt 
hatten, sondern daß dieser Plabutsch eben 
schlicht und einfach aus kompaktem Dolomit­
kalk besteht, der da herausgebohrt werden 
mußte. 

Auch die Ängste der steirischen Bierbrauer 
und Biertrinker haben sich zum Glück als 
unbegründet erwiesen. Die Tiefbrunnen der 
Brauerei Reininghaus sind Gott sei Dank 
nicht versiegt, wodurch uns die schreckliche 
Alternative erspart geblieben ist: Pyhrn oder 
Pils. (Heiterkeit.) 

Jedenfalls hat mit der am 27 .  Juni durch 
Minister Graf und Landeshauptmann Krainer 
erfolgten Verkehrsfreigabe dieses Herzstük­
kes - so kann man es nennen - der steiri­
schen Pyhrn Autobahn eines der umfassend­
sten und wahrscheinlich auch interessante­
sten Bauvorhaben in der Geschichte des 
österreichischen Straßenbaus sein glückli­
ches Ende gefunden. Der internationale 
Schwer- und Fernverkehr von Istanbul bis 
Hamburg, der j ahrelang durch das Nadelöhr 
von Graz geschleust werden mußte, wird 
künftighin unsichtbar und unhörbar für die 
Grazer durch den Berg rollen. 

Diese geglückte menschen- und umwelt­
freundliche Lösung ist ein Beispiel dafür, wie 
verantwortungsvolle Bürgermitsprache und 
umweltbewußte Technik sehr wohl zu einem 
durchaus vernünftigen Konsens finden kön­
nen. 

Aber, meine Damen und Herren, nicht nur 
für den Grazer Raum, sondern auch für die 
gesamte obersteirische Industrieregion, deren 
Binnenlage für viele Betriebe immer wieder 
Standortnachteile bringt, ist diese Tunnelfer­
tigstellung von ganz enormer Bedeutung. Die 
Mur-Mürz-Furche hat damit zumindest in 
Richtung Süd einen Vollanschluß an die Süd 
Autobahn, aber auch an die Transitroute in 
Richtung Jugoslawien und Naher Osten. Nur 
nach Norden zu, da hapert's noch. 

Wir bedanken uns sehr herzlich bei Herrn 
Minister Graf und auch bei unseren Tiroler 
Freunden, daß durch die Umwidmung eines 
Tiroler Projekts auf die Pyhrnroute es dort 
zumindest ein Stückerl, nämlich sieben Kilo­
meter bei Rottenmann, wieder weitergehen 
kann. Wir Steirer können es den Tirolern 
schon nachfühlen, was es bedeutet, Transit­
land zu sein. Die Verkehrslawine im Inntal 
und auf der Brennerstrecke ist ja sicher noch 
viel, viel größer als bei uns auf der Pyhrn­
route. Aber zumindest gibt es dort schon seit 
Jahren eine ausgebaute Autobahn, während 
wir im Palten-Liesingtal diese erst bauen und 
fertigstelIen müssen. 

Auch wenn das Rottenmanner Teilstück 
jetzt in Angriff genommen wird, bleiben 
'immer noch 38,5 Kilometer im Abschnitt Wald 
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am Schoberpaß zu bauen, wo sich der ganze 
Transitverkehr von Nordwest- und Zentraleu­
ropa in Richtung Balkan, Griechenland, 
Naher Osten hin und zurück über die Scho­
berpaß Bundesstraße quält, die stellenweise 
- bitte hören Sie - wirklich nicht mehr als 
sieben Meter Breite aufweist. Was das für die 
Bevölkerung in diesen Gemeinden bedeutet, 
brauche ich, glaube ich, hier nicht auszufüh­
ren. Unseren oberösterreichischen Nachbarn 
im Krems- und im Steyrtal geht es nicht 
anders. Sie leiden hier mit uns, erleiden mit 
uns Steirern das gleiche Schicksal. 

Gerade was die Pyhrnroute angeht, ist, so 
meine ich, ganz sicher mit weiter steigendem 
Verkehrsdruck zu rechnen. Durch die Fertig­
stellung der Autobahn Nürnberg-Regensburg­
Passau nämlich und der damit vor sich gehen­
den zu erwartenden Verkehrsverlagerung 
werden wir an der Pyhrnroute in Oberöster­
reich und in der Steiermark in gleicher Weise 
immer stärker unter Zugzwang geraten, 
zumal es eben auf dieser Nordwest-Südost­
Route in Richtung Balkan, Naher Osten hin, 
kaum eine andere echte Alternativverbindung 
gibt, leider auch nicht auf dem Schienenweg. 
Jeder, der das bezweifelt, möge nur einmal 
eine Fahrt von Graz in Richtung Salzburg 
oder Linz oder Passau versuchen. (Bundesrat 
P i e h 1 e r: Da muß man den Ausbau forcie­
ren!) 

Herr Kollege, ich glaube, Sie sind da j a  an 
kompetenter Stelle in der Gewerkschaft. Tun 
Sie das Ihre dazu, wir würden uns sehr 
freuen, bessere Verbindungen zu bekommen. 
Es ist einfach ein Jammer, wie es uns Stei­
rern geht, wenn wir einmal zu unseren N ach­
barn nach Oberösterreich oder nach Salzburg 
kommen wollen. Wir Steirer freuen uns mit 
den Kärntner und den Salzburger Nachbarn 
- in Kärnten wird, glaube ich, die Tauern­
strecke im nächsten Sommer endgültig fertig­
gestellt sein -, daß mit dieser vorliegenden 
ASFINAG-Novelle der Ausbau der zweiten 
Tunnelröhre im überfüllten Katschberg- und 
Tauerntunnel nun durchgeführt werden kön­
nen wird. Und wir halten natürlich auch für 
unsere Tiroler Freunde die Daumen für die in 
Diskussion stehenden gigantischen Projekte, 
die da hier zurzeit beraten werden. 

Wir Steirer erlauben uns nur, bei allem 
Dank für die Plabutsch-Fertigstellung, doch 
auch im gleichen Atemzuge die Bitte auszu­
sprechen, uns auch künftig nicht zu verges­
sen, eben in Blickrichtung auf diese 38 Kilo­
meter Schoberpaß-Ausbau auf der Pyhrn und 
den Vollausbau zwischen Gleisdorf und Hart­
berg auf der Süd Autobahn. 

Wir Steirer, lassen Sie mich das auch 
sagen, haben in all den vergangenen Jahren 
und Jahrzehnten mit unseren Steuergeldern 
brav mitgeholfen, die West Autobahn, die 
Brenner, die Inntal, die Rheintal Autobahn 
mitzufinanzieren. Wir bitten sehr darum, uns 
nun, da wir mit unseren Kärntner und ober­
österreichischen Nachbarn sozusagen die 
letzten sind, beim Ausbau der Pyhrn und Süd 
Autobahn angesichts all der Budgetprobleme, 
die da auf uns hereinbrechen, nicht hängen zu 
lassen. Ich sage das ganz ohne Unterton der 
Klage oder gar der Anklage. Ich hoffe nur, 
daß das unschöne Wort vom letzten, den die 
Hunde beißen, sich nicht bei uns Steirern 
erfüllen möge. 

Daß wir nicht nur als Straßensänger die 
zuständigen Minister und die Wiener Zentral­
steIlen anzusingen wissen, sondern sehr wohl 
auch und sogar sehr kräftig in den eigenen 
Landessäckel gegriffen haben, um den Bun­
desautobahnbau in der Steiermark mit 1 ,5 
Milliarden Schilling - mit 1 , 5  Milliarden 
Schilling! - an Landesmitteln zu unterstüt­
zen, möchte ich nur so nebenbei hinzufügen, 
um damit zum Ausdruck zu bringen, daß wir 
nicht nur jammern und fordern, sondern sehr 
wohl auch aus eigenem heraus zur Erfüllung 
von Bundesaufgaben unseren Beitrag leisten, 
und zweitens halt auch deswegen, weil solche 
freiwilligen Landesleistungen für den Bund 
österreichweit nicht gerade selbstverständli­
cher Usus sind. 

Eines möchte ich auch mit Nachdruck aus­
sprechen: daß wir es durchaus legitim finden, 
wenn von jenen, die von diesen Transitrouten 
durch unser Land profitieren, auch ein ent­
sprechendes Engagement gefordert wird. 
Nach der Auswertung der Verkehrszählstel­
len vom Schoberpaß und beim Grenzzollamt 
in Spielfeld waren es 1986 1 ,2 Millionen Kraft­
fahrzeuge aus dem Ausland, darunter 
180 000 Schwer- und Fernverkehrsfahrzeuge. 

Hier nur eine Einschaltung: Eine von der 
Europäischen Gemeinschaft in Auftrag gege­
bene Untersuchung über den europäischen 
Südostverkehr, vom Hamburger Planko-Con­
sulting-Institut erarbeitet, prognostiziert bis 
zum Jahr 2000 eine Zunahme auf 650 000 Last­
kraftfahrzeuge - von 1 80 000 auf 650 000 
Lastkraftfahrzeuge! -, von denen 76 Prozent, 
also rund 500 000, laut dieser Prognose durch 
die Steiermark donnern würden oder werden. 
(Bundesrat [ng. Ni g 1: Wenn wir sie lassen!) 

Bei den jetzt vorgenommenen Verkehrszäh­
lungen an der Pyhrnroute hat sich herausge­
stellt, daß 94 Prozent der gezählten transna-
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tionalen Lastfahrzeuge Quelle oder Fahrtziel 
im EG-Raum haben, 80 Prozent sogar unmit­
telbar in der Bundesrepublik Deutschland. 
Interessant ist auch noch ein Detailergebnis 
dieser Untersuchung: 92 Prozent aller trans­
nationalen Pkws und Lkws waren an der 
Prüfstelle am Schoberpaß mehr als zehn 
Stunden Fahrzeit unterwegs, 66 Prozent -
hören Sie: 66 Prozent! - sogar mehr als 
20 Stunden Fahrzeit. 

Meine Damen und Herren! Was das an 
zusätzlicher Gefahr für Leib und Leben für 
die dort in diesen Gemeinden lebenden Men­
schen bedeutet, glaube ich, kann sich wohl 
jeder selbst ausmalen. Nur unsere grün-alter­
nativen Herrschaften offenbar nicht, die sich 
einbilden, unbedingt gegen den Ausbau der 
Autobahnen demonstrieren und kämpfen zu 
müssen, um die Umwelt zu retten. 

Die Tatsache, daß unseren bisherigen 
Bemühungen, zu einem finanziellen Engage­
ment seitens der Europäischen Gemeinschaft 
beim Ausbau der Transitrouten zu kommen, 
sehr wenig Erfolg oder gar kein Erfolg 
beschieden war, soll uns, glaube ich , dennoch 
nicht entmutigen, in Brüssel und in Bonn 
weiterhin unablässig eben dieses unser Anlie­
gen auch zu vertreten. 

Zum Schlusse kommend noch einmal Dank 
und Bitte. Gerade als Abgeordneter des Bezir­
kes Graz-Umgebung, in dem sich mit der Süd 
Autobahn auch die Pyhrn Autobahn kreuzt, 
sich also sozusagen die großen Verkehrs­
ströme nord-südwärts, ost-westwärts kreuzen, 
ist es mir wirklich ein Bedürfnis gewesen, ein 
Danke zu sagen anläßlich der Verkehrsüber­
gabe des Plabutsch-Tunnels. Ich danke als 
steirischer Bundesrat vor allem dem zuständi­
gen Minister Graf, aber auch seinen Amtsvor­
gängern Übleis, Sekanina und Moser - so 
lange bauen wir j a  schon -, daß dank ihres 
Verständnisses und ihrer Hilfe dieses so lang 
und heiß umstrittene Projekt nun zu einem 
guten Ende gekommen ist. Natürlich noch­
mals die Bitte, mein Bundesland, die Steier­
mark, im künftigen ASFINAG-Ausbaupro­
gramm so zu berücksichtigen, daß die Pyhrn 
und Süd Autobahn bald schon kein Torso 
mehr sein mögen, sondern bald schon ihre 
bauliche Vollendung finden. Natürlich stimme 
ich namens meiner Fraktion und auch meines 
Bundeslandes dieser Vorlage zu. - Danke. 
(Allgemeiner Beifall.) 15.28 

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Scham­
beck: Weiters hat sich zu Wort gemeldet Frau 
Bundesrat Johanna Schicker. Ich erteile es 
ihr. 

15.28 

Bundesrat Johanna Schicker (SPÖ, Steier­
mark): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr 
Staatssekretär! Verehrte Damen und Herren! 
Durch die heute zur Beschlußfassung vorlie­
gende ASFINAG-Novelle wird es möglich wer­
den, eine Reihe von Autobahnprojekten zu 
realisieren. Neben dem Ausbau von Teilstük­
ken in Tirol, dem Vollausbau des Katschberg­
und des Tauerntunnels hat für uns in der Stei­
ermark natürlich der weitere Ausbau der 
Pyhrn Autobahn, und zwar handelt es sich um 
den Teilabschnitt vorn Knoten Selzthal bis 
Rottenmann, vorrangige Bedeutung. 

Wie mein Vorredner, Herr Bundesrat Haas, 
bereits ausgeführt hat, ergibt sich die wirt­
schaftspolitische Bedeutung dieser Autobahn 
vor allem daraus, daß sie die einzige hochran­
gige Straßenverbindung zwischen dem steiri­
schen und dem oberösterreichischen Indu­
strieraum darstellt und darüber hinaus diese 
beiden Räume an die deutschen Industriezen­
tren anbindet. Die Pyhrn Autobahn ist wei­
ters ein wichtiger Bestandteil des Wirtschafts­
großraumes Wien - Linz - Graz, in dem mit 
rund 4 Millionen Einwohnern mehr als die 
Hälfte der österreichischen Bevölkerung 
angesiedelt ist. 

Für uns Obersteirer ist dieser Ausbau aber 
nicht nur verkehrspolitisch, sondern in noch 
größerem Umfang wirtschaftspolitisch gese­
hen lebensnotwendig, ich möchte sogar sagen: 
überlebensnotwendig. Durch die · in den letz­
ten Jahren im obersteirischen Industrieraum 
eingetretene schwierige wirtschaftliche Situa­
tion, die sich in einer ständigen Reduzierung 
der Beschäftigtenzahl beziehungsweise Stille­
gung oder Verlegung von Teilbetrieben der 
verstaatlichten Industrie widerspiegelt, wird 
es unumgänglich sein, um hier nicht einen 
Industriefriedhof entstehen zu lassen, 
Betriebsansiedlungen in verstärktem Ausmaß 
zu fördern und damit Ersatzarbeitsplätze zu 
schaffen. 

Durch das in den letzten Wochen beschlos­
sene Obersteiermark-Förderungspaket ist 
endlich - die Verhandlungen haben sich 
immerhin auf über ein dreiviertel Jahr 
erstreckt - eine Plattform hiefür geschaffen 
worden. Grundvoraussetzung für künftige 
Investoren in diesem Gebiet wird natürlich 
sein, daß eine ausreichende Verkehrsinfra­
struktur im obersteirischen Raum gegeben 
ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir hof­
fen alle sehr, daß nun durch den weiteren 
Ausbau der Pyhrn Autobahn diesen unseren 
Wünschen Rechnung getragen wird. 
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Natürlich gibt es bei der Neuanlegung von 
Autobahnen immer wieder Protestaktionen 
von seiten der betroffenen Bevölkerung, die 
befürchtet, daß der Verkehr rapid zunehmen 
wird, wie dies nun bei unseren oberöster­
reichischen Freunden der Fall ist. Anderer­
seits ist es aber für viele Orte unerträglich, 
die immer größer werdenden Verkehrslawi­
nen aufzunehmen beziehungsweise zu bewäl­
tigen. 

Ich selbst komme aus einem Ort, der vor 
Errichtung der Gleinalm Autobahn nach der 
Stadt Graz das höchste Verkehrsaufkommen 
zu bewältigen hatte. Man kann sich vorstel­
len, wie sich die Verkehrsfrequenz auf die 
Bevölkerung auswirkt, wenn während der 
Sommermonate täglich 12 000 Fahrzeuge 
einen Ort durchfahren. Wir haben täglich -
und das im wahrsten Sinn des Wortes - um 
das Leben unserer Schulkinder gezittert, 
wenn übermüdete Gastarbeiter in den Mor­
genstunden unseren Ort passiert haben. 
Diese Situation ist auf der Schoberpaß Bun­
desstraße nach wie vor gegeben. 

Es ist erfreulich, feststellen zu können, daß 
nun auch das Land Steiermark endlich bereit 
ist, zur Behebung dieses Verkehsnotstandes 
in der Obersteiermark einen Beitrag zu lei­
sten und sich mit einer Milliarde Schilling am 
Ausbau der Pyhrn Autobahn zu beteiligen. 

Nun noch einige Worte zum Umweltschutz 
in bezug auf Straßenbauten: 

Bei aller Priorität des wirtschaftlichen 
Gedankens müssen beim Bau einer Autobahn 
doch die Bestrebungen beziehungsweise Wün­
sche der Umweltschützer in bezug auf 
Umweltverträglichkeit und Schutz der Land­
schaft verstärkt Berücksichtigung finden. 

Ich richte daher sowohl an Herrn Minister 
Graf als auch an Frau Minister Flemming die 
Bitte, auf die Planer dahin gehend einzuwir­
ken, daß diese ihre Projekte landschaftsscho­
nend und möglichst umweltverträglich ver­
wirklichen und nicht, wie es so oft in der Ver­
gangenheit der Fall war, rigoros in das Land­
schaftsbild eingreifen. 

Auch die Frage von Lärmschutzmaßnah­
men darf in diesem Zusammenhang nicht 
unerwähnt bleiben. So schön eine Panorama­
straße für durchfahrende Urlauber sein kann, 
so furchtbar kann sich eben diese Straße auf 
die Lebensqualität der an ihr wohnenden 
Bevölkerung auswirken. 

Trotz der nicht wegzuleugnenden Nachteile 

des Straßenverkehrs auf Mensch und Umwelt 
ein klares Ja unsererseits zum Ausbau der 
Pyhrn Autobahn. - Danke schön. (Allgemei­
ner Bei/a1l.) 15.33 

Stellvertretender 'vorsitzender Dr. Scharn­
heck: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Dkfm. Dr. Helmut Frauscher. Ich 
erteile es ihm. 

15.33 

Bundesrat Dkfm. Dr. Frauscher (ÖVP, Salz­
burg): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr 
geehrter Herr Staatssekretär! Hoher Bundes­
rat! Mit der in Beratung stehenden Gesetzes­
novelle werden der Tauern Autobahn Aktien­
gesellschaft die Planung, Errichtung und 
Erhaltung des Vollausbaus des Katschberg­
und des Tauerntunnels übertragen. Die 
gesamten Baukosten einschließlich Planung 
und Bauaufsicht werden auf 1 ,8 Milliarden 
Schilling geschätzt, etwa in dieser Größenord­
nung sind Einsparungen gegenüber den sei­
nerzeitigen Kostenschätzungen beim 
Abschnitt Spittal bis Villach sowie auf der 
Karawanken Autobahn zu erwarten. Eine 
Erhöhung des Haftungsrahmens der ASFI­
NAG ist daher nicht erforderlich. 

Mit dem Ausbau der zweiten Tunnelröhren 
für den Tauerntunnel und den Katschberg­
tunnel soll so rechtzeitig begonnen werden, 
daß eine Fertigstellung bis 1991 möglich ist. 
Dies ist deshalb von größter Wichtigkeit, weil 
im Sommer 1991 als Fortsetzung der Tauern 
Autobahn die Fertigstellung und Freigabe der 
Karawanken Autobahn erfolgen sollen. 

Bei der seinerzeitigen Beschlußfassung 
über die Sonderfinanzierung der Tauern 
Autobahn Scheitelstrecke wurde der Vollaus­
bau von der weiteren Verkehrsentwicklung 
abhängig gemacht. Die Tauern Autobahn hat 
nun in den letzten Jahren einen ständigen 
Verkehrszuwachs zu verzeichnen gehabt. 
Dies hat dazu geführt, daß die Frequenz auf 
der Tauern Autobahn bereits ähnlich hoch ist 
wie auf der Brenner Autobahn. 

Ich darf dies an Hand einiger Zahlen dar­
stellen: Bei der Zählstelle Ofenauer Tunnel 
der Tauern Autobahn wurden 1986 im Tages­
durchschnitt 25 466 Kraftfahrzeuge, darunter 
3 706 Lkw, gezählt. In der Tiroler Gemeinde 
Vomp, zwischen Wörgl und Innsbruck, wur­
den im Schnitt 30 462 Fahrzeuge, davon 4 404 
Lkw, registriert. Die Spitzenbelastung in Salz­
burg war sogar bereits erheblich höher als in 
Tiro!. Am verkehrsreichsten Tag des vergan­
genen Jahres wurden am Ofenauer Tunnel 
mehr als 68 000 Fahrzeuge gezählt, die Ver-
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gleichszahl in Vomp betrug knapp 56 000 
Fahrzeuge. 

Bei den LKWs betrug der Höchstwert an 
einem einzigen Tag am Ofenauer Tunnel 
9 650 Fahrzeuge, in Matrei an der Brenner 
Autobahn rund 7 000 Fahrzeuge. 

Diese Zahlen beweisen deutlich, daß es 
höchste Zeit ist, den Vollausbau der Tauern 
Autobahn durch die Errichtung der zweiten 
Tunnelröhren vorzunehmen. Schon die Fer­
tigstellung der Nordumfahrung Villach im 
nächsten Sommer wird sicherlich eine wei­
tere Frequenzsteigerung bringen. 

Nach der Eröffnung der Karawanken Auto­
bahn und deren Fortsetzung in Jugoslawien 
wird es 1991 zu einer weiteren wesentlichen 
Steigerung des Verkehrs kommen. 

Ohne den Vollausbau der Tauern Autobahn 
wären die damit verbundenen Umweltbela­
stungen nicht mehr zu ertragen. Sie sind 
schon heute schwer erträglich, nur in der 
Hoffnung auf den baldigen Ausbau der zwei­
ten Tunnelröhren kann man sie noch für 
einige Zeit hinnehmen. 

Deshalb freuen sich mit mir heute sicher­
lich alle Salzburger und Kärntner, daß mit 
dieser Novelle die Voraussetzungen geschaf­
fen werden, das große Vorhaben des Vollaus­
baus der Tauern Autobahn nun rasch und 
zügig in Angriff zu nehmen. (Beifall bei der 
ÖVP.) 15.37 

Stellvertretender Vorsitzender Dr . Scham­
heck: Zum Wort hat sich weiters Herr Bun­
desrat Dr. Wabl gemeldet. Ich erteile es ihm. 

15.37 

Bundesrat Dr. Wahl (SPÖ, Steiermark) : 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lie­
ber Kollege Haas! Ich bin zwar kein Alternati­
ver, auch kein Grün-Alternativer, sondern ein 
Roter, aber ich möchte trotzdem an deine an 
sich nicht unrichtigen Ausführungen einige 
Bemerkungen anschließen. 

Wir sollten bei diesen Beratungen hier doch 
überlegen, ob wir nicht in der Vergangenheit 
- verständlich aus einer gewissen Euphorie 
im Zusammenhang mit unserem Lieblings­
kind Auto oder aus einer Begeisterung heraus 
- einen Weg gegangen sind, der volkswirt­
schaftlich, aber auch insgesamt gesehen nicht 
unbedingt richtig war. Wir leben alle von 
Visionen. Auch die Tiroler haben, als die 
Brenner Autobahn gebaut wurde, einmal die 
Vision gehabt, daß das für die Zukunft eine 

richtige und wichtige Entscheidung sei . Heute 
stöhnen sie unter dieser Einrichtung. 

Ich habe die Vision, daß Österreich von 
einern Autobahnnetz durchzogen wird, wo am 
Rand überall Lärmschutzwände sind und die 
Autofahrer dann überhaupt nur mehr die 
Lärmschutzwände und von der Landschaft 
überhaupt nichts mehr sehen. Das sind Visio­
nen, vor denen ich Angst habe. 

Persönlich muß ich auch eines sagen: Ich 
bin zwar kein Oberösterreicher, aber ich bin 
auch gegen den Ausbau der Pyhrn Autobahn 
in Oberösterreich, weil die Verkehrszahlen 
dort darauf hinweisen, daß sie nicht notwen­
dig und nicht sinnvoll ist. Mir wäre es viel lie­
ber, wenn man die Eisenbahnverbindung -
du hast das ebenfalls angeschnitten - von 
Graz nach Linz und nach Salzburg verbessern 
würde. 

Wir haben zwar erkannt, daß der Trend weg 
von der Straße, weg vorn Individualverkehr 
hin zur Bahn gehen muß. Wenn es dann aber 
darauf ankommt, sind wir nicht bereit, ent­
scheidende Schritte zu setzen. 

Ich möchte nur kurz zitieren und bin damit 
schon fertig, weil ich unsere Rednerliste 
heute nicht unnötig strapazieren will und ich 
an sich nicht eingeteilt war. Ich möchte nur 
ein paar Sätze aus dem "Spiegel" dieser 
Woche zitieren, aus dem Buch "Eisenbahn 
und Autowahn" von Winfried Wolf, der sich 
mit den deutschen Verhältnissen beschäftigt. 
Diese Feststellungen sollten uns doch zu den­
ken geben, daß man endlich diesem Auto­
wahn abschwört und zumindest schrittweise 
umkehrt, wobei ich mir bewußt bin, daß sehr 
viele Menschen von der Autoproduktion leben 
und was da alles dranhängt. Aber trotzdem 
können wir den Weg nicht so weitergehen. 
Das würde unsere Kinder in eine Situation 
bringen, die nicht mehr vertretbar ist. 

Hier heißt es: Der Schadstoffausstoß der 
Autos beträgt im Personenfernverkehr das 
20fache, im Personennahverkehr das 30fache 
dessen, was die Bahn - bezogen auf die ver­
gleichbare Transportleistung - an Luftverun­
reinigung schafft. 

Die Gifte und die Schmutzpartikel aus den 
Auspuffrohren richten allj ährlich Schäden 
von 8 bis 12 Milliarden Mark bei Menschen 
und Tieren, bei pflanzen und Gebäuden an. 

Weiters: Der Lärmpegel des Straßenver­
kehrs liegt bei einem Vielfachen des Schie­
nentransports. 65 Prozent aller bundesdeut-
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sehen Haushalte fühlen sich inzwischen vom 
Krach der Reifen und Motoren belästigt. -
Das kann man sicherlich auch schon auf 
unsere Verhältnisse umlegen. 

Der Flächenbedarf der Autos ist bei glei­
cher Transportleistung 9- bis 17mal - also 
Personenfernverkehr, Güterfernverkehr - so 
hoch wie der von Eisenbahnzügen. Der Stra­
ßenbau hat sich zum schlimmsten Land­
schaftsfresser entwickelt. 

Und zum Schluß noch: Nicht in Mark-Beträ­
gen - bei uns wäre das in Schilling-Beträgen 
gedacht - zu fassen sind die Toten und die 
Schwerverletzten des Straßenverkehrs. Die 
Eisenbahn ist im Vergleich zu den Unfallzah­
len auf der Straße konkurrenzlos sicher. 
(Stellvertretender Vorsitzender S c  h ip a n i 
übernimmt die Verhandlungsleitung.) 

Ich glaube, das sind doch Zahlen, die bewei­
sen, daß es höchst an der Zeit ist, den Weg, die 
Autobahnen immer wieder im Interesse des 
Autoverkehrs weiter auszubauen, endlich ein­
mal zu verlassen. Man sollte wirklich konse­
quent den Weg weg von der Straße, weg vom 
Auto in Richtung Eisenbahn gehen. - Danke. 
(Beifall bei der SPÖ und bei Bundesräten der 
ÖVP.) 15.42 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Meine Damen und Herren! Hoher Bundesrat! 
Ich darf den im Hause erschienenen Herrn 
Bundesminister für Landesverteidigung Dr. 
Robert Lichal auf das herzlichste in unserer 
Mitte begrüßen. (Allgemeiner Beifa11.) 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimm eneinh elligkeit, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
k e i n  e n Ei n s p r  u c h zu erheben. 

10. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 26. Juni 1987 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Zivildienstgesetz 1986 
geändert wird (ZDG-Novelle 1987) (3292 d. B.) 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani :  
Wir gelangen nun zum 10.  Punkt der Tages­
ordnung: Bundesgesetz, mit dem das Zivil­
dienstgesetz 1986 geändert wird (ZDG-Novelle 
1987 ) .  

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Irene 
Crepaz. Ich bitte um ihren Bericht. 

Berichterstatter Irene Crepaz: Herr Vorsit­
zender! I:ferr Minister! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Der vorliegende Gesetzesbe­
schluß dient in Anlehnung an das Militär­
strafgesetz der Schaffung eines gerichtlich zu 
ahndenden Tatbestandes im Falle der "Total­
verweigerung" . Totalverweigerung liegt dann 
vor, wenn jemand der Zuweisung zu einer 
Zivildiensteinrichtung nicht Folge leistet und 
durch sein Verhalten eindeutig erkennen läßt, 
daß er versucht, sich dem Zivildienst für 
immer zu entziehen. Der Zivildienstpflichtige 
wäre in diesem Falle mit einer Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

Das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 
hat darauf hingewiesen, daß die Bestimmun­
gen der Artikel I und III Abs. 1 des vorliegen­
den Gesetzesbeschlusses der Zustimmung des 
Bundesrates gemäß Artikel 44 Abs. 2 Bundes­
Verfassungsgesetz bedürfen. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 6. Juli 1987 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Rechtsausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

1 .  Gegen den Gesetzesbeschluß des Natio­
nalrates vom 26. Juni 1987 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Zivildienstgesetz 1986 
geändert wird (ZDG-Novelle 1987), wird kein 
Einspruch erhoben. 

2. Den in den Artikeln I und III Abs. 1 die­
ses Gesetzesbeschlusses enthaltenen Verfas­
sungsbestimmungen wird im Sinne des Arti­
kels 44 Abs. 2 B-VG die Zustimmung erteilt. 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Ich danke der Frau Berichterstatterin. 

Wir gehen in die Debatte ein. 
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Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Bieringer. Ich erteile ihm dieses. 

15.45 

Bundesrat Bieringer (ÖVP, Salzburg): Herr 
Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bundesmi­
nister! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Der vorliegende Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates dient in Anlehnung an das Mili­
tärstrafgesetz zur Schaffung eines gerichtlich 
zu ahndenden Tatbestandes im Falle der 
Totalverweigerung. Dies ist unbedingt not­
wendig, weil hier bisher der Gleichheits­
grundsatz verletzt worden ist. 

Es geht nach unserem Dafürhalten nicht 
an, daß ein Wehrpflichtiger nach dem Militär­
strafgesetz bestraft werden kann, ein soge­
nannter Totalverweigerer jedoch bisher straf­
frei ausgegangen ist. 

Wenn man über die Problematik des Zivil­
dienstes spricht, muß man sich auch vor 
Augen halten, wie sich die Zahlen der Wehr­
pflichtigen in Österreich entwickelt haben. 
Hatten wir im Jahr 1 97 8  noch etwa 70 300 
taugliche Wehrpflichtige, so waren es im Jahr 
1 986 bereits nur noch 51 400, und im Jahr 1996 
werden es voraussichtlich nur noch 36 000 
sein. Dieses Absinken, ja rapide Absinken der 
Zahl der Wehrpflichtigen wird sicherlich auch 
ein Absinken der Zahl der Zivildienstpflichti­
gen nach sich ziehen. Was heißt das nun im 
Klartext? Etwa 50 000 Normalfälle stehen 
2 000 Ausnahmefällen gegenüber. 

Ich will gar nicht auf die Gründe eingehen, 
warum j emand Zivildienst leistet, aber eines 
muß mit aller Deutlichkeit klargestellt wer­
den: Derjenige , der bereit ist, nötigenfalls mit 
der Waffe in der Hand sein Vaterland zu ver­
teidigen, ist nach meinem Dafürhalten höher 
einzuschätzen als derjenige, der aus welchen 
Gründen auch immer nicht dazu bereit ist. 
Wenn jemand den Präsenzdienst deswegen 
ablehnt, weil er keine Waffe tragen will, dann 
ist es auch recht und billig, daß er Konsequen­
zen für spätere Zeit in Kauf nehmen muß. Ein 
anerkannter Zivildiener darf dann natürlich 
auch keinen Waffenpaß, keinen Jagdschein 
und ähnliches bekommen. 

Als absurd müßte man es betrachten, 
würde ein Zivildiener, der als Waffenverwei­
gerer anzusehen ist, um die Aufnahme als 
Exekutivbeamter ansuchen und dann womög­
lich noch angestellt werden. Ich meine , ein 
Exekutivbeamter muß eine Waffe führen, um 
damit sich und das Leben anderer Menschen 
zu schützen, und daher kann so ein Zivildie­
ner dafür nicht geeignet sein. Dies wird 

sicherlich auch von den Zivildienern aner­
kannt werden. 

Im kommenden Jahr wird ein neues Zivil­
dienstgesetz zu beschließen sein. Hierbei wird 
zu beachten sein, daß eine gewisse ausgewo­
gene Opfergleichheit angestrebt wird. Eines 
aber muß dabei klar herauskommen: daß der 
Präsenzdienst der Normalfall ist und auch 
bleibt, daß der Zivildienst ein zwar anerkann­
ter,  aber dennoch ein Ausnahmefall bleibt, 
daß der Zivildienst ein Wehrersatzdienst 
bleibt, nicht ein Alternativdienst wird und daß 
der Zivildienst eingebunden bleiben muß in 
die umfassende Landesverteidigung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir von der Österreichischen Volkspartei 
werden gegen den gegenständlichen Geset­
zesbeschluß des Nationalrates keinen Ein­
spruch erheben. (Beifall bei der ÖVP und Bei­
fall des Bundesrates Strutzenberger.) 15.49 

Stellvertretender Vorsitzender Schi pani : 
Weiters zu Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Albrecht Konecny. Ich erteile ihm die­
ses. 

15.49 

Bundesrat Konecny (SPÖ, Wien): Herr Vor­
sitzender! Herr Bundesminister! Meine 
Damen und Herren! Die Ausführungen, die 
Kollege Bieringer hier soeben gemacht hat, 
machen es um einiges schwerer, diesen 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates allein als 
jene sicherlich notwendige technische Maß­
nahme zu verstehen, mit der in einem ganz 
spezifischen Bereich eine Gesetzeslücke 
geschlossen werden soll. 

Zum Inhalt dieses Gesetzesbeschlusses des 
Nationalrates ist tatsächlich nicht sehr viel zu 
sagen. Es erscheint unsinnig, es scheint wirk­
lich eine Lücke zu sein, zwar - und zwar 
durchaus im Rahmen des Zivildienstgesetzes 
- gegen jenen vorgehen zu können, der den 
angetretenen Zivildienst dann in der weiteren 
Folge nicht oder nicht in der vollen Länge 
abzuleisten versucht, aber demjenigen, der 
sich der Zuweisung entzieht, juridisch gewis­
sermaßen mit leeren Händen gegenüberzuste­
hen. 

Es ist immer die Rede von einer Opfer­
gleichheit zwischen j enen, die ihren Dienst im 
österreichischen Bundesheer versehen, und 
j enen, die sich im Rahmen ihrer Gewissens­
entscheidung, einer anerkannten Gewissens­
entscheidung, für den Zivildienst entschieden 
haben und diese Zeit in einer Zivildienstver­
wendung ableisten. Diese Gleichheit zu errei-
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ehen, auch in diesem spezifischen Fall, ist 
sicherlich eine notwendige gesetzgeberische 
Maßnahme. 

Aber ich glaube, gerade angesichts der Tat­
sache, daß wir im nächsten Jahr vor der Not­
wendigkeit stehen werden, ein neues Zivil­
dienstgesetz zu beschließen, können eine 
Reihe von Festlegungen und Feststellungen 
des Herrn Kollegen Bieringer, aber auch die 
Ideologie, die da dahintersteht, nicht unwider­
sprochen bleiben. 

Lassen Sie mich zunächst einmal festhal­
ten, daß es eine demographische Wahrheit, 
aber eine politische Absurdität ist, den Zivil­
dienst, seine Ausprägung, seine Ausformung, 
den Zugang zu ihm - ich zitiere hoffentlich 
einigermaßen wörtlich - vor dem Hinter­
grund der Entwicklung der Zahl der Wehr­
pflichtigen zu sehen. 

Meine Damen und Herren! Ich kann mir 
nicht vorstellen, daß irgend j emand, der in 
diesem Haus sitzt, ernsthaft eine Gewissens­
entscheidung als mathematische Funktion 
der Geburtenhäufigkeit betrachten kann. Wir 
konstatieren die Tatsache, daß die Jahrgänge 
in ihrer Zahl ab sinken und daß es damit zwei­
fellos für das Bundesheer schwieriger ist, 
bestimmte Positionen zu besetzen, seinen 
militärischen Auftrag zu erfüllen; das gebe ich 
schon zu. 

Aber diese Tatsache ist nun wirklich nicht 
der Hintergrund, vor dem wir diskutieren, wie 
wir Gewissensgründen von jungen Mitbür­
gern Rechnung tragen. Nur deshalb, weil 
jemand im falschen, sprich geburtenschwä­
cheren Jahrgang geboren ist, können wir uns 
kein schärferes Messer zulegen, wenn wir 
seine Gewissensentscheidung sezieren, Herr 
Kollege. (Bundesrat B i  e r i n g e r: Das habe 
ich ja gar nicht gesagt! - Bundesrat H o l  z -

i n  g e r: Das interpretieren Sie! - Weitere 
Zwischenrufe.) Gut. 

Herr Kollege Bieringer! Ich bestehe keines­
wegs auf meiner Interpretation. Wenn Sie 
Ihre Ausführungen so interpretieren, daß Sie 
daran nicht einmal gedacht haben, dann ist 
der Koalitionsfriede in diesem Punkt vorbe­
haltlos hergestellt, und ich werde mich hüten, 
ihn zu gefährden. (Bundesrat B i  e r i n g e r: 
Herr Kollege! Ich habe nur einen Vergleich 
genommen, daß die Zahl der Wehrpflichtigen 
sinkt und in diesem . . .  !) Gut, wenn das eine 
leere Zahlenreferenz war, dann nehme ich 
das gerne so zur Kenntnis, und es soll mich 
freuen, wenn wir uns in diesem Punkt einig 
sind. 

Im übrigen scheint das manchmal mit der 
Kommission nicht so ganz der Fall zu sein. 
Die Zivildienstkommission, vor allem auch 
die Oberkommission, hat ganz offensichtlich 
in ihrer Spruchpraxis tatsächlich angesichts 
sinkender Stellungspflichtigenzahlen das 
Messer bei der Sektion des Gewissens jener, 
die sich bemühen, als Zivildiener anerkannt 
zu werden, sehr geschärft, anders wäre das 
ständige Absinken des Prozentsatzes der 
anerkannten Ansuchen wohl kaum zu erklä­
ren. 

Wenn ich mir - er ist nicht Gegenstand der 
Beratung in diesem Haus - den uns zur 
Information zugegangenen Bericht über die 
letzten beiden Jahre anschaue und darin die 
- also sagen wir es vorsichtig - merkwür­
dige, um nicht zu sagen, arrogante Formulie­
rung im Bericht der Kommission finde, daß 
die Qualität der Anträge zurückgegangen ist 
und das die höhere Abweisungsquote erklärt, 
so drückt das doch diese Wechselbeziehung 
zwischen Zahl und Gewissen aus, die ich aus­
drücklich ablehnen möchte. 

Der zweite Punkt ist: Ich glaube, daß die 
Republik, die Bürger dieses Landes und die 
großen Parteien dieses Landes ihren vollen 
Respekt denen bekunden, die die Ausbildung 
im Bundesheer auf sich nehmen und damit 
auch auf sich nehmen, dieses Land im Ernst­
fall, der, wie wir alle hoffen, niemals eintreten 
wird, auch tatsächlich mit der Waffe in der 
Hand unter Risiko für ihr Leben zu verteidi­
gen. 

Ich glaube aber - und das ist der zweite 
Punkt, wo ich Sie bitten würde, eine , wie ich 
glaube, voreilige Festlegung einmal zu über­
denken - ,  daß genauso derjenige unseren 
Respekt, und zwar im gleichen Maße, ver­
dient, der sich aus wohlüberlegten Gewissens­
gründen dafür entscheidet, diesen Dienst mit 
der Waffe nicht leisten zu wollen und in ande­
rer Weise für die Gemeinschaft, deren Teil er 
ist, tätig zu werden. - Ich hoffe, in diesem 
Fall wörtlich zu zitieren. Ich glaube nicht, daß 
es sinnvoll ist, das eine gegenüber dem ande­
ren höher einzuschätzen, Kollege Bieringer. 
Ich glaube, daß beide in gleicher Weise unse­
ren Respekt verdienen. 

Ich komme nun zum vorliegenden Geset­
zesbeschluß zurück. Wir sind damit konfron­
tiert, daß eine bescheidene Gruppe der Zivil­
diener oder jener, die Zivildienst leisten wol­
len - dafür ist der Begriff des "Totelverwei­
gerers" üblich geworden - ,  nicht grundsätz­
lich eine Dienstleistung in nichtmilitärischer 
Weise ablehnt, daß diese Menschen aber -
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ich möchte das nicht teilen, aber ich möchte 
es hier referieren, weil es eine gewisse innere 
Logik hat - angesichts der Eingliederung des 
Zivildienstes in die umfassende Landesvertei­
digung zum Ausdruck bringen, daß sie damit 
in ihrer Zivildiensttätigkeit in mittelbarer Art 
und Weise doch zu dem veranlaßt werden, 
was sie ablehnen, nämlich zu einer Art militä­
rischem Dienst. 

Wie gesagt, wir stehen sicherlich vor der 
Notwendigkeit, gleiche Sanktionen, Opfer­
gleichheit herzustellen. Aber ich glaube, wir 
sollten dies nicht allein mit der Strafrute zu 
bewerkstelligen versuchen. Ich glaube, daß 
wir - unbeschadet unserer Beschlußfassung 
heute - darüber nachdenken sollten, ob es 
nicht einer der Gedankengänge sein könnte, 
die in einem neuen Zivildienstgesetz Auf­
nahme finden, gewissermaßen eine dritte 
Kategorie zu schaffen, mag sein, mit einer 
verlängerten Dienstleistung, wo eben junge 
Menschen, die auch mittelbar diesem Waffen­
dienst, diesem militärischen Dienst nicht 
zugeordnet werden wollen, nichtsdestoweni­
ger Sinnvolles, Opferreiches und Notwendi­
ges für diese unsere Gemeinschaft leisten 
können. 

Es gibt hiefür ausländische Vorbilder, ins­
besondere in den Niederlanden, wo diese 
Dienste auch deutlich länger sind als der Mili­
tärdienst und sozusagen der normale Zivil­
dienst. Meinen Informationen nach hat sich 
das dort bestens bewährt. 

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung 
machen zu dem, was hier in der Debatte 
schon gesagt wurde. Es ist sicherlich richtig, 
daß einem Bekenntnis, nicht militärisch die­
nen zu wollen, eine gewisse innere Logik 
innewohnen soll und muß. Aber warum 
jemand, der wohlbegründet nicht Militär­
dienst leisten will, als Verkehrspolizist nicht 
den Verkehr regeln kann, diese Tätigkeit 
nicht ausführen kann (Bundesrat 
S t r u  t z  e n b e r g e r: Das gibt es nicht, lieber 
Freund! Wir haben keine unbewaffnete Ver­
kehrspolizei!) Warum jemand, der den Krieg 
als Form der Auseinandersetzung zwischen 
Staaten ablehnt, zwangsläufig ein passiver 
Charakter sein muß, verstehe ich nicht. Sie 
kennen die Diskussion und die Kommissions­
entscheidungen, wo immer wieder versucht 
wird, den einzelnen Ansucher auf den Not­
wehrpunkt hinzudrängen, ihm fiktive Fälle 
vorzulegen, wie er sich in einer Notwehrsitua­
tion verhalten würde. Und wenn er dann - in 
die Enge gedrängt - nicht angibt, "auch die 
andere Backe hinzuhalten" , dann wird daraus 
konstruiert, daß er eigentlich ein gewaltiges 

Gewaltpotential in sich trägt und daher ohne 
weiteres Militärdienst, Waffendienst leisten 
könnte. 

Mir scheint das in sich nicht stimmig zu 
sein. Sich persönlich zu verteidigen, Notwehr, 
sogar Nothilfe zu leisten, ist nicht dasselbe 
wie die Bereitschaft - das ist ja die Voraus­
setzung, um letztlich auch in positiver Art und 
Weise Militärdienst erfüllen zu können -, die 
bewaffnete Auseinandersetzung als eines der 
möglichen Mittel zu akzeptieren. 

Was wir heute beschließen - und die sozia­
listische Fraktion wird dem natürlich die 
Zustimmung geben - ,  ist eine kleine Maß­
nahme, die von der Logik des Systems her 
notwendig ist. Nachzudenken darüber, wie 
der Respekt unseres Staates vor dem Gewis­
sen junger Menschen sinnvoller und korrek­
ter gestaltet werden kann, dazu sind wir auch 
nach diesem Beschluß aufgerufen.  

Die Opfergleichheit, um das zum Schluß zu 
sagen, die es heute gibt, ist in einem neuen 
Gesetz aufrechtzuerhalten, eine Notwendig­
keit, hier etwas zu verschärfen, besteht zwei­
fellos nicht, denn zwischen den beiden For­
men des Dienstes an unserer Gesellschaft, an 
unserem Staat, besteht auch heute, wie sich 
in vielen Untersuchungen, Studien, Enqueten 
immer wieder gezeigt hat, ein Gleichgewicht 
an Opfer und Belastung für diese jungen 
Menschen, und wir sollten uns hüten, diese 
beiden Gruppen, die dieser Staat braucht, 
dadurch gegeneinander auszuspielen, daß wir 
dem einen erzählen, um wieviel besser es dem 
anderen geht. (Beifall bei der SPÖ.) 16.02 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Bevor ich dem letztgemeldeten Debattenred­
ner das Wort erteile, bitte die Aufforderung 
an die Ordner, für verstärkte Präsenz zu sor­
gen,  da für die Abstimmung wieder qualifi­
zierte Beschlußerfordernisse nötig sind. 

Als nächstgemeldetem Debattenredner 
erteile ich Herrn Bundesrat Wöginger das 
Wort. 

16.03 

Bundesrat Wöginger (ÖVP, Niederöster­
reich) : Herr Vorsitzender! Herr Bundesmini­
ster! Hohes Haus! Die vorliegende Novelle 
wurde, wie schon heute einige Male gesagt, 
notwendig, um gegen die sogenannten Total­
verweigerer eine Handhabe zu bekommen, 
damit sie sich nicht durch Bezahlung geringer 
Geldstrafen vom Zivildienst freikaufen kön­
nen .  
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Vorweg gesagt: Meine Fraktion bekennt 
sich grundsätzlich positiv zu diesem Zivil­
dienst, aber ich glaube, die Grundregeln, die 
Grundvoraussetzungen müssen natürlich 
auch am heutigen Tage im Hinblick auf das 
neu zu beschließende Gesetz in Verbindung 
mit den Erfahrungen seit 1974 gesehen wer­
den. Diese Erfahrungen bringen Ansichten 
verschiedener Art zutage. Ich möchte dem 
Herrn Kollegen Konecny schon widerspre­
chen, Gusto und Ohrfeigen sind verschieden, 
aber auch Ideologien und Ansichten können 
verschieden sein. 

Für mich ist das ständige Sinken der Zahl 
der Zivildiener eben nicht damit erklärbar, 
daß man in der Zivildienstkommission gewis­
sen Leuten das Messer angesetzt hat, sondern 
ich führe das darauf zurück, daß unsere 
Jugend eine wesentlich größere Reife, ein 
wesentlich größeres Verantwortungsbewußt­
sein für unser Vaterland bekommen hat und 
sich deswegen stärker als bisher für den 
Wehrdienst und gegen den Zivildienst ent­
scheidet. 

Deshalb meine ich, Grundsatz müßte sein, 
daß in Österreich auch in Zukunft die Regel 
die Wehrpflicht darstellt und die Ausnahme 
die Wehrpflichtverweigerung ist, eine echte 
Ausnahme, jedoch nicht in Form eines Alter­
nativdienstes, wie Kollege Bieringer das 
bereits gesagt hat, sondern das ist ausschließ­
lich als Wehrersatzdienst zu sehen. 

Auch einen weiteren wichtigen Aspekt muß 
man heute sehen. Der Zivildienst ist leider 
Gottes deswegen ein Problem geworden, weil 
er auf der einen Seite Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkt schafft, und zwar deswegen, 
weil wir zum Beispiel 25 Prozent der Zivil­
dienstplätze, wenngleich sie nicht alle ausge­
lastet sind, bei Post oder Bahn vorfinden. Auf 
der anderen Seite wissen wir - auch einige 
Mitglieder dieses Hauses waren bei der 
Enquete zum Thema "Jugendarbeitslosigkeit 
und Langzeitarbeitslosigkeit" - ,  daß wir 
gerade in diesem Bereich größte Probleme 
haben. Ich glaube, in dieser Richtung ist 
sicherlich eine Fehlentwicklung dieses Geset­
zes zu verzeichnen gewesen. 

Auf der anderen Seite müßte man sich in 
den nächsten Monaten im Hinblick auf das 
neu zu beschließende Gesetz generell die 
Frage der Trägerorganisationen überlegen, 
denn der Zivildienst sollte nach meiner per­
sönlichen Meinung ausschließlich im sozialen 
und im karitativen Bereich Anwendung fin­
den. 

Ich darf vielleicht ein Beispiel zitieren: Es 
gibt heute nachgewiesenermaßen in diesen 
sozialen Bereichen einen Zivildienermangel, 
so in Niederösterreich. Im Jahre 1982 wurde 
der sogenannte Zivildiener in der Landwirt­
schaft aufgrund einer damaligen Initiative 
der Jungen ÖVP eingeführt. Heute sind sechs 
Zivildiener auf den entsprechenden Bauern­
höfen in Niederösterreich im Einsatz, sie 
betreuen elf Betriebe. 

Welche Betriebe sind das, meine Damen 
und Herren? Das sind vornehmlich soge­
nannte Witwenbetriebe, also Betriebe, wo der 
Betriebsführer aus irgendeinem Grund, etwa 
weil er tödlich verunglückt, verstorben ist, für 
diese Arbeitsleistung nicht herangezogen 
werden kann. 

Diese Zivildiener sollen für emlge Jahre 
mithelfen, die Existenz dieser Betriebe zu 
erhalten, bis die Kinder nachkommen. 

Leider Gottes sind viel zu wenige bereit, bei 
dieser so segensreichen sozialen Einrichtung 
mitzumachen. Wir in Österreich bekennen 
uns zum Zivildienst, und jene Menschen, die 
sich aus Gewissensgründen nicht dazu ent­
schließen können, Dienst mit der Waffe zu 
versehen , haben die Chance, notgeprüften 
bäuerlichen Familien zu helfen, dort ohne 
Waffe - ohne Waffe! - zur Aufrechterhal­
tung des bäuerlichen Betriebes Dienst zu 
machen. Hier kann man sehr wohl auch der 
Gewissensfreiheit und der Tatsache, nicht 
beim Bundesheer sein zu wollen und dort mit 
der Waffe Dienst zu versehen, Rechnung tra­
gen. 

Alles in allem glaube ich, daß wir für die 
kommende Zivildienstgesetz-Novelle bezie­
hungsweise das neue Zivildienstgesetz im 
Jahre 1988 sicherlich die positiven, aber auch 
die negativen Erfahrungen berücksichtigen 
sollten und dieses neue Gesetz zum Wohle 
unserer Jugend und zum Wohle unseres 
Vaterlandes weiterentwickeln sollten. Aus 
diesem Geist heraus erteilt meine Fraktion 
diesem Gesetz die Zustimmung. - Danke. 
(Beifall bei der ÖVP.) 16.09 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: Zu 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesminister 
Lichal. Ich erteile es ihm. 

16.09 

Bundesminister für Landesverteidigung Dr. 
Lichal: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Hoher Bundesrat! Ich 
darf zuerst meiner Freude Ausdruck geben, 
daß ich nach sieben Jahren wieder einmal in 

1 639 
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offizieller Mission in diesem Saal sein darf. 
Ich habe drei Jahre diesem Hohen Gremium 
angehören dürfen, und es war wirklich eine 
schöne Zeit, obwohl damals noch nicht der 
"Koalitionsfrieden" geherrscht hat, wie es 
heute schon gesagt wurde. 

Es entbehrt sicher nicht einer gewissen 
Delikatesse, daß ich heute als Verteidigungs­
minister die Zivildienstgesetz-Novelle vertre­
ten muß - in Vertretung des Innenministers 
Karl Blecha. 

Ich glaube, andererseits erhellt daraus wie­
der, daß dieser Zivildienst doch auch im Rah­
men der umfassenden Landesverteidigung 
angesiedelt werden muß. 

Das heißt, es wurde damals mit Willen der 
Volksvertretung die Herausnahme aus der 
militärischen Landesverteidigung vorgenom­
men, um j a  nicht, Herr Bundesrat Konecny, 
den Verdacht aufkommen zu lassen, daß 
jemand indirekt einen Waffendienst zu lei­
sten hat oder mittelbar, wie Sie es ausge­
drückt haben, sondern diese Angelegenheit 
wurde aus dem Verteidigungsressort, aus dem 
militärischen Bereich, aus der militärischen 
Landesverteidigung herausgenommen und im 
zivilen Bereich, im Bereich des Innenministe­
riums, angesiedelt, dort, wo die zivile Landes­
verteidigung auch mit dem Zivilschutz et 
cetera verankert ist. 

Das heißt, es gibt hier wirklich eine sehr 
klare Trennung zwischen den militärischen 
Aufgaben unserer Präsenzdiener und den 
Aufgaben, die ein Zivildiener zu leisten hat. 
Aber all das zweifelsohne im Rahmen der 
umfassenden Landesverteidigung. Die haben 
wir in Österreich, und sie umfaßt alle. Es 
kann sich niemand der Verpflichtung entzie­
hen, dieser Republik und dieser Gesell­
schaftsordnung auch ein entsprechendes 
Opfer zu bringen. 

Wir haben für unsere männliche Jugend die 
allgemeine Wehrpflicht, und wer nicht in der 
Lage ist, mit der Waffe in der Hand Dienst zu 
versehen, kann, wenn er seine Gründe vor 
einer Kommission glaubhaft macht - nicht 
gewisse Gründe, sondern Gewissensgründe! 
- ,  einen Wehrersatzdienst in Form des Zivil­
dienstes leisten. 

Das möchte ich noch einmal zur KlarsteI­
lung der Rechtslage sagen. Das heißt, daß der 
Zivildienst ein Wehrersatzdienst ist, nicht für 
denjenigen, der nicht Militärdienst leisten 
will, sondern für denjenigen, der aus Gewis-

sensgründen, die er glaubhaft gemacht hat, 
nicht k a n n. So ist derzeit die Rechtslage. 

Damit habe ich vielleicht den Frieden in der 
Fraktion auch schon wiederhergestellt (Bun­
desrat S t r u  t z e n  b e r g e r: Der war da!), 
weil der Herr Bundesrat Strutzenberger j a  
hier einen Zwischenruf gemacht hat. Ich 
glaube, das muß man so sehen. Damit ist die 
Rechtslage auch klar. 

Damit ist aber auch, meine , sehr verehrten 
Damen und Herren, der Grund für die heutige 
Novelle klar . Denn wenn es im militärischen 
Bereich eben die Strafdrohung mit § 7 Militär­
strafgesetz gibt - und das fehlt beim Ersatz­
dienst - ,  so muß eine Gleichstellung vorge­
nommen werden. Es war notwendig, daß der­
jenige, der eben einen Ersatzdienst leisten 
kann, sich aber total auch von diesem Ersatz­
dienst absentieren will - und es hat j a  einige 
dieser Fälle gegeben - ,  nicht straffrei davon­
kommen soll, während der andere, der seiner 
Wehrpflicht nachkommt, die ihm die Bundes­
verfassung auferlegt, mit dem Strafgesetz in 
Konflikt kommt. Das, glaube ich, ist mit dem 
Prinzip der Wehrgerechtigkeit ganz einfach 
zu verbinden. 

Deshalb wurde vom Herrn Innenminister 
Karl Blecha diese Gesetzesnovelle vorberei­
tet, und sie wurde im Nationalrat verabschie­
det. Ich darf sie hier ebenfalls aus diesen 
Gründen vertreten und bitte den Hohen Bun­
desrat daher, keinen Einspruch gegen diese 
notwendige - so glaube ich doch - Novelle 
zu erheben. Danke schön. (Allgemeiner Bei­
fall.) 1 6,14 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Das ist nicht 
der Fall . 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Auch das ist nicht Fall . 

Wir kommen zur A b s t i m m u n g. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß enthält 
im Artikel I und im Artikel III Abs. 1 Verfas­
sungsbestimmungen, die nach Artikel 44 Abs.  
2 Bundes-Verfassungsgesetz der Zustimmung 
des Bundesrates mit qualifizierten Beschluß­
erfordernissen bedürfen, nämlich der Anwe­
senheit von mindestens der Hälfte der Bun­
desräte und einer Mehrheit von mindestens 
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. 
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Ich stelle zunächst die für die Abstimmung 
erforderliche Anwesenheit von mindestens 
der Hälfte der Bundesräte - es sind mehr 
hier, die Bundesräte sind nahezu vollzählig 
anwesend - fest. 

Nunmehr ersuche ich jene Bundesräte, die 
dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates kei­
nen Einspruch zu erheben und den im Artikel 
I und im Artikel III Abs.  1 enthaltenen Verfas­
sungsbestimmungen zuzustimmen, um ein 
Handzeichen. - Es ist dies S t i m  m e n e i n  -
h e l l  i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben 
und den im Artikel I und im Artikel III Abs. 1 
enthaltenen Verfassungsbestimmungen zuzu­
stimmen, ist somit unter Berücksichtigung 
der hiefür notwendigen qualifizierten 
Beschlußerfordernisse a n  g e n  0 m m e n. 

11. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
26. Juni 1987 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Regierung der Republik Österreich 
und der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland über den Kleinen Grenzverkehr 
und den Ausflugsverkehr (3293 der Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani : 
Wir gelangen nun zum 1 1 .  Punkt der Tages­
ordnung: Abkommen zwischen der Regierung 
der Republik Österreich und der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland über den 
Kleinen Grenzverkehr und den Ausflugsver­
kehr. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Irene 
Crepaz. Ich bitte um ihren Bericht. 

Berichterstatter Irene Crepaz:  Herr Vorsit­
zender! Herr Bundesminister! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Das vorliegende Abkom­
men wurde am 1 8 .  März 1986 unterzeichnet 
und tritt an die Stelle des Abkommens vom 
1. Oktober 1954 über den Kleinen Grenzver­
kehr zwischen der Republik Österreich und 
der Bundesrepublik Deutschland und des 
Abkommens vom 10. März 1955 zwischen der 
österreichischen Bundesregierung und der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
über die Erleichterung des Ausflugsverkehrs. 
Es stellt eine Anpassung der seinerzeitigen 
Regelungen an die heutigen Bedürfnisse der 
Grenzbevölkerung sowie des Fremdenver­
kehrs dar und trägt auch den Grundsätzen 
einer Liberalisierung des grenzüberschreiten­
den Personenverkehrs und eines weiteren 
Ausbaus der nachbarschaftlichen Beziehun­
gen Rechnung. 

Dem Nationlrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Abkommens die Erlassung von besonderen 
Bundesgesetzen im Sinne des Artikels 50 Abs.  
2 Bundes-Verfassungs ge setz zur Überführung 
des Vertragsinhaltes in die innerstaatliche 
Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 6. Juli 1987 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Rechtsausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
26. Juni 1 987 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Regierung der Republik Österreich 
und der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland über den Kleinen Grenzverkehr 
und den Ausflugsverkehr wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Ich danke der Frau Berichterstatterin. 

Bevor wir in die Debatte eingehen, darf ich 
die im Hause erschienene Frau Bundesmini­
ster für Umwelt, Jugend und Familie Dr. 
Marilies Flemming recht herzlich in unserer 
Mitte willkommen heißen. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Meine Damen und Herren! Wir gehen in die 
Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Bieringer. Ich erteile ihm dieses. 

16.18 

Bundesrat Bieringer (ÖVP, Salzburg) : Herr 
Vorsitzender! Frau Bundesminister! Herr 
Bundesminister! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Dieses Abkommen zwischen den 
Regierungen der Republik Österreich und der 
Bundesrepublik Deutschland über den Klei­
nen Grenzverkehr und Ausflugsverkehr 
wurde von der Grenzbevölkerung und insbe­
sondere von den Grenzgängern herbeige­
sehnt. 

Lassen Sie mich als Bürgermeister einer 
Grenzgemeinde zu Bayern dazu einige Worte 
sagen. Wir sind von unseren bayrischen 
Freunden zwar durch eine Grenze getrennt, 
haben aber so viele Gemeinsamkeiten, ich 
möchte fast sagen in jeder Hinsicht, daß wir 
diese Grenze als sinnlos betrachten. 
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Es möge aber bitte dabei - und das möchte 
ich an die Adresse des Kollegen Konecny 
sagen - ja niemand glauben, daß wir noch 
einmal einen 1 3 .  März 1938 haben möchten. 

Traurig stimmt uns nur, daß dieses vorlie­
gende Abkommen bereits am 1 8 .  März 1986 
unterzeichnet wurde und erst jetzt dem Parla­
ment zur Ratifizierung zugeleitet wurde. 

Ich darf Sie, sehr geehrter Herr Bundesmi­
nister, bitten, dem Herrn Bundesminister für 
Inneres auszurichten, daß hinkünftig Ver­
handlungen, die j a  bei diesem Abkommen 
meines Wissens bereits seit 1978 geführt wer­
den, rascher und zügiger geführt werden und 
dann die Zuleitung ans Parlament auch nicht 
so lange dauern möge . 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die neuen Vertragsinhalte sehen eine 
beträchtliche Ausweitung der Grenzzonen, 
eine längere Gültigkeitsdauer der Grenzkar­
ten sowie die Errichtung von Touristenzonen 
vor, in denen die Staatsgrenze an jedem x­
beliebigen Punkt überschritten werden darf. 
Daß dieser Vertrag nicht nur für die Angehö­
rigen der beiden Vertragsstaaten, sondern 
auch für ausländische Gäste Gültigkeit haben 
soll, ist bemerkenswert. 

Erfreulich ist die Tatsache, daß die Gültig­
keitsdauer der Grenzkarten von bisher einem 
Jahr auf nunmehr fünf Jahre mit einer Ver­
längerung auf zehn Jahre ausgedehnt wurde. 
Dies bedeutet zum einen eine Verwaltungs­
vereinfachung und weniger Arbeit für die 
Beamten, und zum anderen, und das scheint 
mir besonders wichtig, die Einsparung von 
Behördenbesuchen für die jeweils Betroffe­
nen. Dies kommt den Tausenden ständigen 
Grenzgängern zugute, die ja in der Hauptsa­
che Arbeitnehmer sind. 

Damit geht übrigens auch eine j ahrzehnte­
lange Forderung der Grenzgängerverbände in 
Erfüllung. 

Dabei gibt es in diesem Abkommen noch 
eine Reihe von Sonderregelungen, die sich 
auf die grenzüberschreitenden Hilfeleistun­
gen von Ärzten, aber auch von Hebammen 
beziehen. 

Abkommen auch auf die J agd- und Fischerei­
rechte auswirken oder die Ausübung des Was­
sersportes berühren. 

Wir sind froh darüber, daß unsere guten 
Kontakte zu unseren bayrischen Freunden 
dadurch noch mehr intensiviert werden kön­
nen. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Meine 
Damen und Herren! Es soll aber nicht uner­
wähnt bleiben, daß es wünschenswert wäre, 
wenn ähnliche Abkommen wie mit der Bun­
desrepublik Deutschland und schon früher 
mit der Schweiz mit den anderen Nachbarlän­
dern Österreichs abgeschlossen werden könn­
ten. Es leuchtet ein, daß angesichts der politi­
schen Situation der Abschluß derartiger libe­
raler Abkommen mit den Staaten hinter dem 
Eisernen Vorhang beziehungsweise mit kom­
munistischen Staaten nicht leicht erreichbar 
sein wird. 

Unverständlich ist es aber im ausgehenden 
20.  Jahrhundert, daß es bisher noch nicht 
gelungen ist, zwischen zwei Kulturnationen 
Österreich und Italien eine analoge Liberali­
tät zu erreichen. Natürlich vollzieht sich der 
Grenzverkehr zwischen Österreich und ita­
lien im allgemeinen ohne besondere Pro­
bleme. Tatsache aber ist und bleibt, daß Tou­
risten, welche die beiderseitige Grenze über­
schreiten wollen, an bestimmte punktuell 
festgesetzte Grenzübergänge gebunden sind. 
Wenn auch hier endlich ein ähnliches libera­
les Abkommen abgeschlossen werden könnte, 
dann wäre der Ring um Österreich, mit Aus­
nahme des Eisernen Vorhanges, geschlossen. 

Dem gegenständlichen Beschluß des Natio­
nalrates werden wir von der Österreichischen 
Volkspartei daher gerne unsere Zustimmung 
geben. (Allgemeiner Beifal1.) 1 6.24 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 
Mich freut, daß unsere Landwirte, die dies­

seits und jenseits der Grenze Grundstücke 
land- und forstwirts..::haftlich nutzen, leichter 
Zugang zu ihrem Grund und Boden haben 
werden. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen 
den Beschluß des Nationalrates k e i n  e n 

Nicht unwesentlich wird sich dieses E i n  s p r  u c h zu erheben. 
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Stellvertretender Vorsitzender Schipani 

12. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 26. Juni 1987 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Heeresgebührengesetz 

1985 geändert wird (3294 der Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Meine Damen und Herren! Wir gelangen nun 
zum 12.  Punkt der Tagesordnung: Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates vom 2 6 .  Juni 1987 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Heeresgebührengesetz 1985 geändert wird. 

Berichterstatter ist wieder Frau Bundesrat 
Irene Crepaz. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Irene Crepaz: Herr Vorsit­
zender! Frau Bundesminister! Herr Bundes­
minister! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates wird neben einer redaktio­
nellen Klarstellung im § 5 Abs.  1 des Heeres­
gebührengesetzes die Monatsprämie für 
Wehrpflichtige, die sich zu einem Wehrdienst 
als Zeitsoldat in der Dauer von mindestens 
einem Jahr verpflichtet haben, mit 1. Juli 1987 
erhöht. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 6. Juli 1987 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Rechtsausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 26. Juni 1987 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Heeresgebührenge­
setz 1985 geändert wird, wird kein Einspruch 
erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani : 
Ich danke der Frau Berichterstatterin. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zu Wort 
gemeldet hat sich Herr Bundesrat Bieringer. 
Ich erteile ihm dieses. (Bundesra t S c  h a  c h ­
n e  r: Der "Grenzgänger"!) 

16.26 

Bundesrat Bieringer (ÖVP, Salzburg) : Herr 
Vorsitzender! Frau Bundesminister! Herr 
Bundesminister! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Dieser Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates bringt einen kleinen Schritt zur 
Verbesserung des Einkommens der Zeitsolda­
ten. 

Es darf uns aber nicht darüber hinwegtäu-

sehen, daß diese Zeitsoldaten Söldner, noch 
dazu schlecht bezahlte Söldner sind. Ich habe 
seit der "glorreichen" Einführung des Zeitsol­
daten immer von "Söldnern" gesprochen, als 
Personalvertreter des Bundesheeres genauso, 
wie ich dies hier in diesem Hohen Hause 
schon des öfteren gesagt habe. 

Warum sage ich das, Herr Bundesminister? 
- Für diese ,ßöldnerische" Behauptung gibt 
es meiner Meinung nach mindestens vier 
Punkte: 

1 .  Der Zeitsoldat hat keinen Anspruch auf 
die - und hier nicht nur meiner Meinung 
nach - unbedingt notwendige Einbindung in 
das ASVG. Das heißt, der Zeitsoldat hat in 
keiner Weise die Möglichkeit der jedem 
Österreicher zustehenden freien Arztwahl. 
Dies ist in unserem Land, 13 Jahre vor dem 
Jahr 2000, auch noch möglich! 

2. Der Zeitsoldat schwebt ebenfalls im luft­
leeren Raum bei seiner Vertretung. Es gibt 
für ihn keinen Personalvertreter, aber auch 
keinen Betriebsrat, lediglich einen Soldaten­
vertreter gesteht man ihm zu. Was ein Solda­
tenvertreter ausrichten kann, ist jedem, der 
vom Bundesheer ein bißehen Ahnung hat, 
wohl klar. 

Hier muß man der Gewerkschaft öffentli­
cher Dienst danken, daß sie sich, obwohl die 
Zeitsoldaten kein Dienstverhältnis besitzen, 
ihrer annimmt und gewerkschaftlichen 
Schutz gewährt. Dafür sei dem Vorsitzenden 
dieser Gewerkschaft, unserem Kollegen Som­
mer, und seinem Stellvertreter, dem Kollegen 
Strutzenberger, sehr herzlich gedankt. (Allge­
meiner Beifall. - Bundesrat 8 e h  a c h n e r: 
80 Berühmtheiten haben wir in unserer 
Mitte!) 

3. Das Wohnungsproblem ist für die Zeitsol­
daten auch nicht gelöst. Ich habe bereits, Herr 
Bundesminister, Ihre beiden Vorgänger auf 
diese meiner Meinung nach sehr schwierige 
Problematik aufmerksam gemacht. Geht ein 
Zeitsoldat zu einer Wohnbaugenossenschaft, 
um eine Mietwohnung zu erhalten, wird er 
darauf hingewiesen, daß er vom Bundesheer 
wohnzuversorgen ist. Geht er dann zum Bun­
desheer, bekommt er zur Antwort, ihm könne 
keine Wohnung zugewiesen werden, weil er 
kein Dienstverhältnis zum Bundesministe­
rium für Landesverteidigung besitzt. Auch 
hier könnte man wieder einfügen: Der Zeitsol­
dat schwebt im luftleeren Raum. Und schließ­
lich: 

4. Wie steht es mit dem Zeitsoldaten, nach-
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dem seine Verpflichtungsdauer abgelaufen 
ist? - Er steht wieder einmal im luftleeren 
Raum. Darüber kann auch nicht hinwegtäu­
schen, daß in den Ländern, wie zum Beispiel 
. . .  (Bundesrat S c  h a c h n e r: Wenn er im 

luftleeren Raum ist, soll er sich aus Bayern 
eine "Maß" kommen lassen!) Für mich ist der 
luftleere Raum beim Zeitsoldaten ein bisserl 
zu problematisch, um damit Witze zu machen. 
Ich glaube ,  das würde auch einem Gewerk­
schafter zustehen. (Bundesrat S c  h a c h n e r: 
Sie übertreiben schon ein bißehen, wenn Sie 
sagen, daß sie bei den Wohn ba ugenossen­
schaften abgewiesen werden!) Das stimmt! 
Herr Kollege, ich lade Sie gerne ein, kommen 
Sie zu mir in meine Bürgermeister-Sprech­
stunde. In meiner Gemeinde ist die größte 
Kaserne Österreichs. Wöchentlich kommt 
mindestens einer, da übertreibe ich nicht, und 
erzählt mir dieses Problem. Rückfragen bei 
Wohnbaugenossenschaften, insbesondere bei 
der BUWOG, ergeben immer wieder das glei­
che Bild. 

Bei den Gemeinden, bei der Stadtgemeinde 
Salzburg zum Beispiel, wird ebenfalls den 
Zeitsoldaten mitgeteilt, daß sie als Angehö­
rige des Bundesheeres vom Bundesheer 
wohnzuversorgen sind. Ich kann Ihnen nicht 
mehr sagen, dann . , . (Bundesrat S c  h a c h -
n e r: Da haben die Salzburger ein Spezifi­
kum! Bei der BUWOG glaube ich es schon!) 
Bitte schön, ich kann Ihnen nicht mehr sagen. 

Aber nun wieder zurück. Was geschieht mit 
dem Zeitsoldaten, wenn seine Verpflichtungs­
dauer abgelaufen ist? - Es ist in einigen Län­
dern, wie zum Beispiel in Salzburg, dank 
unseres Landeshauptmannes Wilfried Has­
lauer, so, daß bei Anstellungen im Landes­
dienst Zeitsoldaten bevorzugt zu behandeln 
sind. Hier muß, so meine ich, Herr Bundesmi­
nister, raschestmöglich eine Lösung gefunden 
werden, weil dieses Problem über kurz oder 
lang noch mehr anstehen wird, als es zurzeit 
bereits ansteht. 

Herr Bundesminister, ich beneide Sie nicht 
um das Erbe , das Sie annehmen mußten. Sie 
haben genug Schwierigkeiten. Ich bin aber 
sehr zuversichtlich, daß sich unser ÖAAB­
Bundesobmann für diese Zeitsoldaten einset­
zen und die Ärmsten der Armen in seinem 
Ressort nicht vergessen wird. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Wir von der Österreichischen Volkspartei 
werden daher den gegenständlichen Geset­
zesbeschluß des Nationalrates als kleinen 
Schritt zur Verbesserung der Situation des 

Zeitsoldaten nicht beeinspruchen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 16.32 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani : 
Als nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Strutzenberger. Ich erteile ihm die­
ses .  

16.32 

Bundesrat Strutzenberger (SPÖ,  Wien) : 
Herr Vorsitzender! Frau Bundesminister! 
Herr Bundesminister! Ich bin froh, daß ich 
jetzt nicht ersuchen muß: Sagen Sie das dem 
anderen Minister!, sondern daß ich den Ver­
teidigungsminister direkt ansprechen kann. 
Ich möchte zum zweiten sagen: Wenn ich 
mich hier auf meinen Vorredner beziehe, 
dann gilt das immer nur für das Heeresgebüh­
rengesetz, Kollege Bieringer. Das zur Klä­
rung wegen der Aufeinanderfolge deiner 
Wortmeldungen. 

Zum dritten darf ich einleitend sagen: Ich 
müßte eigentlich - Kollege Sommer ist jetzt 
nicht im Raum - einen Teil dieses Applauses 
an den seinerzeitigen Gewerkschafter Lichal 
weitergeben. (Beifall bei der ÖVP.) Wenn ich 
sage, ich "müßte" , dann hat sich das natürlich 
mit dem Zeitpunkt geändert, wo er Verteidi­
gungsminister wurde, denn darauf werden 
wir noch kommmen. (Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren! Vor einem Jahr 
hat sich der Bundesrat mit der Novelle zum 
Heeresgebührengesetz 1 985,  mit der Anhe­
bung der Monatsprämien für die Zeitsoldaten, 
beschäftigt. Wieder ein Jahr vorher, am 
20.  Juni 1985, beriet der Bundesrat auch eine 
Novelle zum Heeresgebührengesetz, mit der 
ebenfalls die Monatsprämie der Zeitsoldaten 
erhöht wurde. Warum erwähne ich diese bei­
den Daten? - Ganz einfach deswegen, weil 
1985 die Erhöhung der Prämien der Zeitsolda­
ten rückwirkend mit 1 .  Februar 1985 erfolgt 
ist und für 1986 rückwirkend mit 1 .  Jänner 
1986 diese Anhebung erfolgte. 

Nun begrüße ich es - damit hier keine Irr­
tümer entstehen - ,  daß die vorliegende 
Novelle durch einen Dreiparteien-Initiativan­
trag wenigstens jetzt zustande gekommen ist. 

Ich möchte aber trotzdem dazu feststellen, 
daß wir heute die Anhebung der Monatsprä­
mien der Zeitsoldaten für das Jahr 1 987 mit 
1. Juli 1987 beschließen. Und ich möchte dar­
auf verweisen, daß wir betonen, daß diese 
Erhöhung der ·Monatsprämien dem Durch­
schnitt der mit 1. Jänner 1987 vorgenomme­
nen Besoldungsverbesserung für den öffentli­
chen Dienst unter Berücksichtigung der 
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Lohnsteuersenkung zum 1. Jänner 1987 ent­
sprach und daher der Prozentsatz , der sich 
daraus ergibt, analog dem ist, der sich im Net­
tobezug auch für vergleichbare Bundesbe­
dienstete ergibt, also etwas über 5 Prozent. 
Das ist also vollkommen richtig. Ich glaube 
aber, daß es genauso richtig und vor allem 
gerecht gewesen wäre, hätte man den heuti­
gen Beschluß ebenfalls mit der Rückwirkung 
1 .  Jänner 1987 versehen. 

Nun, mir ist klar und bewußt, daß wir mit 
den Budgetmitteln sparsam umgehen müs­
sen. Mir ist klar, daß auch für das Verteidi­
gungsbudget größte Sparsamkeit am Platze 
ist, aber ich möchte doch betonen und unter­
streichen, daß die Einsparungen - und so 
wird es ja überall verkündet - im öffentli­
chen Dienst und überhaupt gleichmäßig ver­
teilt sein müssen. 

Nun gibt es hier zwischen Theorie und Pra­
xis halt doch den berühmten kleinen Unter­
schied. Denn ich glaube, daß man gerade bei 
den Kleinsten, bei jenen, die sich am wenigs­
ten wehren können - ich komme darauf noch 
zurück - ,  zu sparen beginnt und daß der 
Herr Verteidigungsminister hier nicht den 
1 .  Jänner, also eine Rückwirkung, vorgeschla­
gen hat, sondern den 1 .  Juli . Denn - das 
wurde schon vom Kollegen Bieringer zum 
Ausdruck gebracht - die Zeitsoldaten sind in 
ihrer rechtlichen Stellung am wenigsten abge­
sichert und zählen, das darf ich noch einmal 
feststellen, sicher zu den Beziehern niedriger 
Einkommen. Ich möchte hier, Herr Bundes­
minister, wirklich nochmals unterstreichen, 
daß es sicher richtig, notwendig, gerecht und 
billig gewesen wäre, hätten Sie , so wie wir es 
seinerzeit gemeinsam in der Gewerkschaft 
vertreten haben, ich darf das hier feststellen, 
diese Anhebung rückwirkend gemacht - wir 
haben hier ja Ihre Vorgänger entsprechend 
bombardiert - ,  hätten Sie also auch diesmal 
entsprechend gehandelt und dafür gesorgt, 
daß zumindest - und das ist j a  leider nicht 
geschehen - für diese Zeitsoldaten auch für 
das erste Halbjahr 1987 die Inflationsrate 
abgegolten gewesen wäre. Denn die ist 
dadurch, daß die Anhebung mit Juli erfolgt, j a  

'
nicht abgegolten. Das hätte die zitierte Analo-
gie zum öffentlichen Dienst gerechtfertigt. 

Es ist eben leider so: Zwischen Fordern und 
Erfüllen gibt es immer die Probleme. Und, 
meine Damen und Herren, gestatten Sie mir, 
daß ich im Zusammenhang mit dem Zeitsol­
daten nur ganz kurz auf einige Probleme ver­
weise. Ich möchte mir hier lange Wiederho­
lungen dessen ersparen, was der Herr Bun­
desrat Bieringer bereits gesagt hat. 

Ich möchte hier feststellen, daß wir sehr 
lange diskutiert haben innerhalb der Gewerk­
schaft öffentlicher Dienst, welche Form es 
gibt, auch für die Zeitsoldaten eine Vertre­
tung, eine effiziente Vertretung zu schaffen. 
Ich habe immer wieder erklärt, daß es aus 
arbeitsrechtlichen Gründen nicht möglich 
sein wird, sie in das Bundes-Personalvertre­
tungsgesetz einzubinden, es wird nicht mög­
lich sein, sie in das Betriebsrätegesetz aufzu­
nehmen. Ich möchte daher Sie, Herr Verteidi­
gungsminister, auffordern, rasch dafür zu sor­
gen, daß dort eine effiziente Vertretung 
geschaffen wird. Unserer Unterstützung in 
dieser Richtung können Sie ganz sicher sein. 

Ein weiteres Problem, das auch schon ange­
schnitten wurde und wo ich ebenfalls eine -
j a, ich gestatte mir den Ausdruck - kleine 
Kritik am Verteidigungsminister aussprechen 
möchte, ist, daß es trotz Zusagen Ihres Vor­
gängers, trotz Zusagen von Ihnen selbst bis 
heute nicht gelungen ist, den Zeitsoldaten in 
irgendeiner Form in die Unfall- und Kranken­
versicherung einzubauen. Denn ich glaube 
auch, und hier sind wir sicher einer Meinung, 
daß es ein unhaltbarer Zustand ist, daß er, 
wenn er erkrankt, nur seinen Militärarzt zur 
Verfügung hat, keine freie Arztwahl hat. Wie 
ich höre, gibt es in manchen Bereichen 
dadurch wirkliche Probleme. Ich glaube also, 
daß man diesem Problem wirklich Aufmerk­
samkeit schenken soll, und vielleicht sollten 
wir uns gerade deswegen, weil der Verteidi­
gungsminister ja aus dem Gewerkschafts­
und Arbeitnehmerbereich kommt, intensiver 
um diese Angelegenheit bemühen. 

Ich glaube - und ich möchte das auch noch 
feststellen - ,  daß das große Problem, mein 
Vorredner hat es angeschnitten, bei den Zeit­
soldaten darin besteht, daß sie nicht wissen, 
wenn Sie die Zeit, für die sie sich verpflichtet 
haben, abläuft, was mit ihnen geschehen soll, 
was man machen soll, wohin sie sich wenden 
sollen. 

Ich weiß, daß es mit einigen Ländern dies­
bezügliche Absprachen gibt, aber man sollte 
doch versuchen, hier eine bevorzugte Anstel­
lungsmöglichkeit nach Ablauf der Zeit nicht 
nur im öffentlichen Dienst, sondern vielleicht 
auch in der Privatwirtschaft herbeizuführen. 
Wenn ich sage: nicht nur im öffentlichen 
Dienst, so bin ich mir dessen bewußt, daß, 
wenn man auf ÖVP-Wunsch hin 2 300 Plan­
stellen einspart, das Problem Aufnahme von 
Zeitsoldaten in den öffentlichen Dienst nicht 
leichter, sondern schwieriger werden würde. 
Aber ich glaube, wir sollten uns gemeinsam 
bemühen, diesen Menschen eine gewisse 
Sicherheit für ihre Zukunft zu geben. 

489. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 87 von 112

www.parlament.gv.at



21018 Bundesrat - 489. Sitzung - 7 .  Juli 1 987 
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Ich möchte das unterstreichen, was Kollege 
Bieringer gesagt hat hinsichtlich der Wohnun­
gen. Sicherlich ist es so, daß die BUWOG zum 
Beispiel erklärt: Bitte, du bist kein Bundesbe­
diensteter, daher bei mir keine Wohnung. Ich 
kann mir vorstellen, daß eine Stadt, ein Land 
sagt: Bitte, von mir nicht, da Unsicherheiten 
des Arbeitsplatzes und ähnliches mehr eine 
Rolle spielen. Ich glaube also, auch das ist nur 
zu unterstreichen, und wir sollten also hier 
versuchen, doch das Möglichste zu tun, um 
diese Probleme etwas zu entschärfen. 

Es gebe noch eine Reihe von Problemen 
aufzuzeigen, aber ich glaube, das würde wirk­
lich den Zeitrahmen sprengen. 

Ich möchte daher sagen, daß ich hoffe , Herr 
Bundesminister, daß wir vielleicht in abseh­
barer Zeit hier in einer Diskussion die Mög­
lichkeit haben, die positiven Dinge, die wir 
zwischenzeitig für diesen Bereich erledigen 
konnten, hervorzustreichen. Ich würde das 
mit Freuden tun. 

Ich bekenne mich zur Landesverteidigung, 
die sozialistische Fraktion bekennt sich zur 
Landesverteidigung, wir bekennen uns zum 
Milizsystem, und gerade die Institution des 
Zeitsoldaten ist unserer Ansicht nach ein 
wesentlicher Bestandteil dieses Milizsystems. 
Und ich glaube daher auch, daß es notwendig 
ist, die anstehenden Probleme schon allein 
aus dieser Überlegung heraus doch einer 
Lösung zuzuführen. Denn nochmals sei 
gesagt: Mit Sparmaßnahmen allein zu Lasten 
dieser Gruppe wird man die Probleme sicher­
lich nicht lösen können. Hier muß meiner 
Ansicht nach Gerechtigkeit, positives Denken 
gegenüber diesen zurzeit rund 9 000 Zeitsolda­
ten im Bereich der Landesverteidigung Platz 
greifen. 

Ich möchte abschließend feststellen, daß 
durch den Beschluß über die Anhebung der 
Monatsprämien der Zeitsoldaten eine Budget­
einsparung für 1987 von 23,95 Millionen Schil­
ling erfolgt, da diese Prämien leider, - ich 
habe es schon gesagt, diesen kleinen Vorwurf 
gestatten Sie mir, noch einmal zu wiederho­
len - erst mit 1. Juli 1987 angehoben werden, 
denn für 1987 - das ist vielleicht ein bißehen 
irreführend, deswegen möchte ich es hier 
erwähnen - scheint ja in den Erläuterungen 
beziehungsweise im Ausschußbericht ein 
Betrag von 47,9 Millionen auf. Nochmals: 
23,95 Millionen Schilling wurden hier einge­
spart. 

Ich möchte feststellen, daß meine Fraktion 
aus Vernunftgründen diesem Gesetz die 

Zustimmung geben wird. - Ich danke schön. 
(Beifall bei der SPÖ und bei Bundesräten der 
ÖVP.j 16.44 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Als nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Schachner. Ich erteile es ihm. 

16.45 

Bundesrat Schachner (SPÖ, Steiermark) : 
Herr Vorsitzender! Frau Minister! Herr Mini­
ster! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Wenn ich mich jetzt sozusagen außer der 
Reihe zu Wort gemeldet habe, dann aus 
einem einzigen Grund: Deshalb nämlich, um 
den falschen Eindruck, der durch meinen Zwi­
schenruf entstanden sein könnte, zu bereini­
gen. 

Als Kollege Bieringer das Los des Zeitsolda­
ten bedauerte und meinte, diese Einrichtung 
hinge in verschiedenen Belangen in der Luft, 
habe ich mir zu sagen gestattet: Dann soll er 
- es war scherzhaft gemeint - nach Bayern 
hinüberschauen und sich von dort eine Maß 
herüberholen. 

Ich glaubt-e, daß der Kollege Bieringer hier 
ein wenig übertreibt, daß sozusagen Märchen­
stunde herrscht, als er sagte, daß die Zeitsol­
daten, wenn sie auf Wohnungssuche seien, 
durch den Rost fielen, weil sie weder der 
Bund noch die Wohnbaugenossenschaften als 
Wohnungswerber akzeptierten. 

Als der Kollege Bieringer dann erläuternd 
erklärte, daß es sich dabei um die BUWOG 
handelt, fiel es mir wie Schuppen von den 
Augen, und ich glaubte nicht mehr daran, daß 
es ein Märchen sei,  habe ich mich doch zur 
gleichen Zeit daran erinnert, daß die BUWOG 
in meiner Heimatgemeinde Liezen ein schö­
nes Grundstück hatte, das gewidmet war für 
ein 15-Familien-Wohnhaus, und dann plötz­
lich, ohne daß j emand im Ort etwas merkte, 
wurde es an einen Privaten zur Arrondierung 
seines Grundstückes abverkauft, wobei zur 
selben Zeit sehr viele Bundesbedienstete in 
der Schul- und Verwaltungsstadt Liezen auf 
Wohnungssuche gewesen sind. 

Wenn also die BUWOG in dem einen Fall so 
merkwürdig reagiert hat, dann glaube ich es 
dem Kollegen Bieringer, daß sie auch in ande­
ren Fällen merkwürdig reagiert - ansonsten 
kann ich mir nicht vorstellen, daß eine Wohn­
baugenossenschaft jemanden, der Zeitsoldat 
ist, als Wohnungswerber abweisen würde. 

Der Zeitsoldat ist eine Einrichtung, die es 
erst seit kürzerer Zeit gibt. Es ist einerseits 
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als bemerkenswert und positiv zu beurteilen, 
daß es diese Einrichtung überhaupt gibt, wird 
doch dadurch Jugendarbeitslosigkeit in einem 
gewissen Maße verhindert, auf der anderen 
Seite ist es jedoch beklagenswert, daß der 
Zeitsoldat nicht gleichgestellt ist mit den übri­
gen Heeresangehörigen, wobei das damit 
erklärt werden kann, daß die finanziellen Mit­
tel eben nur in begrenztem Maße zur Verfü­
gung stehen. Ich bedaure insoferne den Zeit­
soldaten und möchte mich in keinster Weise 
über ihn lustig gemacht haben. (Beifall bei 
der SPÖ und bei Bundesräten der ÖVP.j 16.48 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Als nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesminister Lichal. Ich erteile es ihm. 

16.48 

Bundesminister für Landesverteidigung Dr. 
Lichal: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Hoher Bundesrat! 
Gestatten Sie mir ein paar Bemerkungen zu 
diesem Rechtsinstitut "Zeitsoldat" , das vor 
vier Jahren geschaffen wurde und - ich habe 
diese Diskussion sehr aufmerksam verfolgt -
offensichtlich mit vielen Mängeln behaftet ist. 

Ich habe vom Herrn Bundesrat Strutzen­
berger gehört, die Prämie sei zu spät erhöht 
worden, erst nach 18 Monaten. - Stimmt! Mit 
5,4 Prozent, kann man sagen, wird man den 
Durchschnitt des öffentlichen Dienstes errei­
chen. Im ASVG ist der Zeitsoldat nicht enthal­
ten. - Stimmt! Es wurde auch kritisiert, daß 
es kein Soldateneinstellungsgesetz gibt, es 
gäbe jetzt ein paar Zusicherungen durch mich 
an einige Landeshauptleute. - '  Stimmt! Es 
gibt keinen Vertretungskörper , da das nicht 
im Personalvertretungsgesetz aufgenommen 
werden kann; auch bezüglich des Arbeitsver­
fassungsgesetzes hängen die Leute ziemlich 
in der Luft. - Stimmt! 

Ich darf mir von dieser Bank aus keine Kri­
tik erlauben, aber eine Feststellung: Das ist 
doch geschaffen worden unter der Regie­
rungsverantwortung der SPÖ, Herr Bundes­
rat Strutzenberger! Daher ist klar , an wen 
sich diese Ihre Kritik zu richten hat! (Beifall 
bei der ÖVP.) Ich habe das Erbe übernom­
men. 

Jetzt darf ich zu den einzelnen Punkten 
kommen: Jawohl, die Prämie ist ab 1 .  Juli 
erhöht worden, durch einen Initiativantrag, 
den ich initiiert habe, weil die vergangene 
Regierung das versäumt hat. (Beifall bei der 
ÖVP. - Bundesrat S t r u  t z e n  b e r g e r: 
Stimmt nicht!) Allerdings ist es nicht im 
erwünschten Ausmaße möglich gewesen, aber 

da gehören bekanntlich immer zwei dazu, der 
zweite ist in diesem Fall der Herr Finanzmini­
ster. Auch hier gibt es die Notwendigkeit 
gemeinsamen Vorgehens. Sie wissen genau, 
daß bei solchen Dingen die Zustimmung des 
Finanzministers erforderlich ist, und der 
kann offensichtlich aufgrund der budgetären 
Situation derzeit die Zustimmung nicht 
geben. Diese budgetäre Situation ist auch 
nicht in den letzten fünf Monaten entstanden, 
sondern übernommen worden. Ich glaube, das 
stimmt. Es stimmt tatsächlich. Jetzt höre ich 
mit der Kritik auf und komme zu den Fest­
stellungen. 

Man hat damals ein Rechtsinstitut geschaf­
fen und dabei eigentlich den wirtschaftlichen 
und sozialen Status überhaupt nicht beachtet. 
Wir haben lange Jahre gemeinsam Schulter 
an Schulter im gewerkschaftlichen Bereich 
gekämpft. Das wäre uns Gewerkschaftern 
wahrscheinlich nicht passiert, wenn wir in 
diesem Sektor zuständig gewesen wären. Ich 
habe es aber so vorgefunden, bitte. Es ist so. 
Der Zeitsoldat ist sozial und wirtschaftlich in 
keiner Weise abgesichert. Daher ist es mein 
Anliegen, jetzt sukzessive die Situation des 
Zeitsoldaten zu verbessern. 

Erstens: Ab 1. Juli erfolgt, rückwirkend 
natürlich, weil ja heute schon der 7 .  ist, eine 
Anhebung der Prämien um 5,4 Prozent. 

Zweiter Punkt: Mit dem Kollegen Dallinger 
ist die Aufnahme in das ASVG ab 1. Jänner 
1988 in der nächsten ASVG-Novelle verein­
bart. (Beifall bei der ÖVP und bei Bundesrä­
ten der SPÖ.) Damit wird dem Zeitsoldaten, 
der länger als ein Jahr dabei ist - was darun­
ter ist, nicht, denn dann ist der Zeitsoldat wie 
ein Präsenzdiener zu behandeln - ,  die freie 
Arztwahl ermöglicht. Ich glaube, das haben 
wir damit erledigt, das kann abgehakt wer­
den. 

Drittens: Soldateneinstellungsgesetz. Ich 
habe selber in meinem Ressort im Sinne der 
Koalitionsvereinbarung ab 1. Juli einen Bei­
rat gebildet, der paritätisch zusammengesetzt 
ist, aus zwei Dienstgebervertretern und zwei 
Dienstnehmervertretern, wobei einer der 
Dienstnehmervertreter aus dem Personalver­
tretungsbereich kommt und der zweite aus 
dem gewerkschaftlichen Bereich. Der Beirat 
wird mir in Zukunft alle Einstellungen und 
alle Aufnahmen vorschlagen, weil j a  immer 
mehr Bewerber vorhanden sind. Diese Vor­
schläge werden dann sicher nicht die Mini­
sterverantwortlichkeit konsumieren können, 
aber ich werde mich an diese Vorschläge hal­
ten. 
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In diesem Beirat wird eines der Aufnahme­
kriterien die Tatsache sein, daß jemand Zeit­
soldat war. Nur bitte, darf ich eines feststel­
len: Der Zeitsoldat ist ja erst vor vier Jahren 
geschaffen worden, zehn Jahre soll er sich 
verpflichten, im letzten Drittel hat er die 
berufliche Umschulungsmöglichkeit. 

Ab jetzt, ab Einrichtung dieses Beirates, 
den ich bis jetzt, muß ich sagen, als einziges 
Ressort eingeführt habe, ist es möglich, für 
die Vorgesetzten und Personalvertreter und 
alle, die mitspielen wollen, eventuell geeig­
nete Zeitsoldaten davon abzuhalten, in die 
Wirtschaft zu gehen, sondern für sie eine 
Planstelle vorzusehen, damit sie einmal diese 
Planstelle besetzen können. Damit passiert 
genau auf dem Gebiet, das Sie kritisiert 
haben, etwas: Er kann jetzt seine Zukunft pla­
nen. Er kann, wenn er eine Familie gründet, 
wenn er eine Karriere plant oder seine beruf­
lichen Aussichten überlegt, mit Zustimmung 
der Vorgesetzten und der Betroffenen schon 
wissen: Habe ich eine Chance, diesen Posten 
im Bereiche der Landesverteidigung zu 
bekommen: j a  oder nein? Ich glaube, das ist 
einmal eine wesentliche Verbesserung für das 
Schicksal des Zeitsoldaten und seine Planung 
in beruflicher Hinsicht. 

Natürlich, meine Damen und Herren, kann 
ich nicht alle - 9 300 sind es jetzt - im Ver­
teidigungsressort aufnehmen. Deshalb meine 
Gespräche mit den Ländern. Gott sei Dank 
habe ich hier schon Signale von beiden Par­
teien. Also auch vom Burgenland, da rührt 
sich der Herr Landeshauptmann Kery nicht 
dagegen. Ich konnte nur noch nicht jeden ein­
zelnen kontaktieren, aber fixe Zusagen habe 
ich von Niederösterreich, von Salzburg und 
von Vorarlberg. Die werden diesen Zeitsolda­
ten - natürlich immer nur, wenn die entspre­
chende Eignung gegeben ist, das ist ja keine 
Frage - in ihre Aufnahmekriterien der Län­
der als besonders berücksichtigungswürdig 
mit verankern. 

Vielleicht können wir das bei allen Ländern 
zustande bringen, wobei ich bei der Steier­
mark und bei Oberösterreich hier ein bißehen 
skeptisch bin, weil dort sehr viele Ansuchen 
für den Landesbereich natürlich aufgrund der 
tristen Situation der verstaatlichten Industrie 
gegeben sind und mir selber Landeshaupt­
mann-Stellvertreter Possart gesagt hat, bei 
10 000 oder 1 2 000 Ansuchen im Oberöster­
reichischen Landesdienst kann er nicht gut 
dort hineinschreiben: Jetzt darf nur ein Zeit­
soldat drankommen. Für Tirol bin ich guter 
Hoffnung. Das Burgenland habe ich schon 

erwähnt. Ich glaube, in Kärnten wird es auch 
gelingen. Das wird die nächste Entspannung 
bringen. 

Wenn es mir noch möglich ist, schön lang­
sam auch auf den anderen Bundesbereichen 
diese Bevorzugung - das ist falsch ausge­
drückt -, aber dieses Merkmal, daß jemand 
hier als Zeitsoldat tätig war, ebenfalls in die 
Aufnahmekriterien hineinzubringen, dann, 
glaube ich, Herr Bundesrat Strutzenberger, 
habe ich auch das Problem des Zeitsoldaten 
in alter gewerkschaftlicher Hinsicht gelöst. 
(Bundesrat S t r u  t z e n  b e r g e r: Ich hoffe 
es!) Daher wird es dann gar keine Kritik mehr 
von Ihnen geben können, sondern nur noch 
Applaus, aber stehenden wahrscheinlich (Bei­
fall bei der ÖVP), weil diese Probleme wirk­
lich nicht unbeachtlich sind. 

Der letzte Punkt, der kritisiert wurde: der 
Vertretungskörper. Auch hier habe ich schon 
die Weisung erteilt - keinen Befehl, um nicht 
in den militärischen Jargon zu verfallen - ,  
an einem Vertretungskörper z u  arbeiten, der 
sich über die Länder hinauf zu einer Bundes­
vertretung organisiert. Die wird dann mein 
Ansprechpartner in Angelegenheiten der Zeit­
soldaten sein. 

Ich freue mich, und das darf ich jetzt 
abschließend sagen, daß es mir schon fünf 
Monate nach meinem Amtsantritt gelungen 
ist, dieses schwierige Problem so halbwegs in 
den Griff zu bekommen und den Leuten dort 
Hoffnung zu geben. Das ist das wesentliche. 
In diesem Sinne bedanke ich mich auch, daß 
dieser Prämienerhöhung die Zustimmung 
erteilt wird. (Beifall bei der ÖVP und bei Bun­
desräten der SPÖ.) 16.57 

Stellvertretender Vorsi tzender Schi pani: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall . 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
k e i  n e n  E i  n sp r u e h  zu erheben. 
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Stellvertretender Vorsitzender Schi pani 

13. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 25. Juni 1987 betreffend ein Bundes­
gesetz über den Schutz des Menschen und 
der Umwelt vor Chemikalien (Chemikalienge-

setz - ChemG) (3295 der Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Wir gelangen nun zum 1 3. Punkt der Tages­
ordnung: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 25. Juni 1987 betreffend ein Bundesge­
setz über den Schutz des Menschen und der 
Umwelt vor Chemikalien (Chemikalienge­
setz). 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat 
Johanna Schicker. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Johanna Schicker: Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Frau Bundesmi­
nister! Herr Bundesminister! Werte Damen 
und Herren! Der gegenständliche Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates enthält folgende 
Schwerpunkte: 

Einführung des Anmeldeverfahrens für 
neue Stoffe, 

Verpflichtung, neue Stoffe einer Grundprü­
fung auf ihre gefährlichen Eigenschaften 
durch behördlich kontrollierte Prüfstellen zu 
unterziehen, 

zusätzliche Prüfnachweise bei Überschrei­
tung von Mengenschwellen oder in besonde­
ren Verdachtsfällen, 

Anmeldung und Prüfnachweise im Bedarfs­
fall auch für alte Stoffe, 

Erstellung einer Altstoffliste einschließlich 
eines Altstoffkatasters, 

Verpflichtung zur entsprechenden Einstu­
fung, Kennzeichnung und Verpackung 
gefährlicher Stoffe und Zubereitungen, 

Eingriffsmöglichkeiten der Behörden, 
gefährliche Stoffe, Zubereitungen oder Fertig­
waren aus dem Verkehr zu ziehen oder adä­
quate Beschränkungen und Sicherheitsrnaß­
nahmen zu treffen, 

zentrale Registerführung und Datensamm­
lung für gefährliche Stoffe beim Bundesmini­
sterium für Umwelt, Jugend und Familie, 

Einsetzung einer Chemikalienkommission, 

Anpassung der giftrechtlichen Vorschriften 
an den heutigen Stand der Toxikologie. 

Der Ausschuß für Familie und Umwelt hat 
die gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 6. Juli 1987 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Familie und Umwelt somit den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 25. Juni 1987 betreffend ein Bun­
desgesetz über den Schutz des Menschen und 
der Umwelt vor Chemikalien (Chemikalienge­
setz - ChemG) wird kein Einspruch erhoben. 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Ich danke der Berichterstattung. Wir gehen in 
die Debatte ein. 

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrat 
Grete Pirchegger. Ich erteile ihr dieses. 

1 7.00 

Bundesrat Grete Pirchegger (ÖVP, Steier­
mark):  Herr Vorsitzender! Frau Bundesmini­
ster! Sehr geehrte Damen und Herren! In mei­
nen Versammlungen draußen spreche ich 
immer sehr gerne von der Umwelt, unter 
anderem auch von den vielen Chemikalien, 
und davon, wie schwer es unsere Frau Bun­
desminister Dr. Flemming als Umweltmini­
sterin hat. Ich muß aber sagen: Ich bin sehr 
froh, daß eine Frau das Umweltministerium 
leitet, denn gerade wir Frauen beschäftigen 
uns doch sehr mit der Umwelt und sehen die 
Sache halt auch mit anderen Augen als die 
Männer. 

Ich bin in der letzten Zeit des öfteren einge­
laden worden in Fachschulen zu den 
Abschlußfeiern dieser Schulen. Auch in den 
Schulen beschäftigt man sich sehr mit den 
Umweltproblemen, auch das freut mich. Ich 
denke hier an die Fachschule Kramerhof im 
Ennstal. Dort haben sie vom Budget, das sie 
für Reinigungsmittel und Putzmittel vorgese­
hen hatten, die Hälfte eingespart, weil sie sich 
Gedanken gemacht haben über die Alternati­
ven und nicht immer nur chemische Putz- und 
Reinigungsmittel verwenden und vor allem 
sparsam damit umgegangen sind. 

Auf dem Weltmarkt gibt es 60 000 verschie­
dene Chemikalien, j ährlich kommen 2 000 
hinzu. Die Zahl der chemischen Verbindun­
gen ist auf 4 Millionen gestiegen. Wir müssen 
uns im klaren sein, daß uns dieser gewaltige 
Zuwachs daran hindert, die Gefährlichkeit 
dieser Industrie abzuschätzen. Es kann kein 
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Chemikaliengesetz geben, das bei seiner 
Beschlußfassung schon alles umfaßt. Die 
Anträge der Grünen werden sicher überdacht 
werden. 

Ich sehe aber in diesem Gesetz einen gewal­
tigen Schritt nach vorne. Aufgabe des Chemi­
kaliengesetzes ist es , die Gesundheit der Men­
schen zu schützen und die Natur erhalten zu 
helfen. Das Gesetz muß helfen, die Chemie in 
den Griff zu bekommen. Es hilft, Auswüchse 
wirkungsvoll zu bekämpfen. Notwendig wird 
es sein, das Gesetz laufend der Entwicklung 
im chemischen Bereich anzupassen. In 
Zukunft wird es nicht mehr möglich sein, che­
mische Produkte ungeprüft nach Österreich 
zu importieren. Die Einfuhr von gefährlichen 
chemischen Stoffen kann verboten werden. 
Neue chemische Stoffe unterliegen einer 
Anmeldepflicht. Chemische Produkte sind zu 
kennzeichnen. Der vorgesehene Prüfvorgang 
für neu auf den Markt kommende Stoffe und 
die zu erwartenden behördlichen Beschrän­
kungen werden sicher zu einem Umdenken in 
der Produktion führen. Ich denke hier daran , 
wie oft Schindluder getrieben worden ist mit 
den vielen "biologischen" und "umwelt­
freundlichen" Produkten. Sie haben oft wirk­
lich nicht diesen Bezeichnungen entsprochen 
und waren nur teuer. 

Österreich hat ein sehr strenges Chemika­
liengesetz. Es ist strenger als das deutsche, 
und auch die Schweizer haben dagegen prote­
stiert. Es ist ein modernes Gesetz, das auf­
grund der noch zu sammelnden Erfahrungen 
dynamisch weiterentwickelt werden muß. 
Wichtig ist es auch, daß es eine Verpflichtung 
der Händler zur Rücknahme von Resten 
gefährlicher Stoffe gibt. Erfreulich ist es auch, 
daß in der Chemikalienkommission sachlich 
anerkannte Wissenschaftler aus acht Fach­
richtungen vorgesehen sind. Gesetze und Ver­
ordnungen, die dem Schutz der Umwelt die­
nen, müssen exekutierbar sein. Das Chemika­
liengesetz ist ein guter Schritt zu einer akti­
ven Umweltpolitik in Österreich. 

Ich muß noch einmal sagen: Ich bin froh, 
daß eine Frau das Umweltministerium leitet. 
Frau Bundesminister Dr. Flemming hat das 
Chemikaliengesetz bravourös gelöst. Wir 
geben diesem Chemikaliengesetz gerne 
unsere Zustimmung. (Beifall bei der ÖVP und 
bei Bundesräten der SPÖ.) 1 7.06 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Als nächste zu Wort gemeldet hat sich Frau 
Bundesrat Edith Paischer. Ich erteile ihr die­
ses. 

1 7.06 

Bundesrat Edith Paischer (SPÖ, Oberöster­
reich): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau 
Minister! Meine Damen und Herren! Bela­
stungen verschiedenster Art ist nicht nur 
unsere engste Umwelt ausgesetzt, sondern 
der ganze Planet. Frauen aller politischen 
Gruppierungen haben sich seit vielen Jahren 
bereits mit Fragen in diesem Bereich ausein­
andergesetzt und sich in diversen Anträgen 
damit befaßt. Wurden diese oft als nebensäch­
liche Frauenthemen abgestempelt, so ist die 
Erhaltung unserer Umwelt heute zu einem 
brisanten Thema geworden .  In hohem Maß 
befassen sich damit heute Männer, und nicht 
nur der Konsument macht sich Gedanken 
auch die Produzenten haben sich umzustel� 
len.  Heute müssen Manager Unternehmer 
Chemiker mehr denn je An�orten auf Fra� 
gen geben und sich auch der neuen Heraus­
forderung stellen. 

Noch vor wenigen Jahrzehnten betrachtete 
man den Hausmüll als eine im großen und 
ganzen unproblematische Angelegenheit. 
Kopfzerbrechen bereitete schließlich die stän­
dig wachsende Menge des Mülls. Heute ist 
man gezwungen, zur Kenntnis nehmen zu 
müssen, daß im Haushalt eine Reihe zum Teil 
hochgiftiger oder zumindest problematischer 
Stoffe anfallen, die zum Sondermüll zu zählen 
sind und auch dementsprechend gesondert 
behandelt werden müssen. Dazu zählen die 
Mittel der Haushaltschemie, Wasch- und Rei­
nigungsmittel, Spezialreiniger, Lacke und 
Lösungsmittel, Altöle , Batterien, ebenso Foto­
chemikalien und Schädlingsbekämpfungsmit­
tel für Haus und Garten. 

All diese Produkte enthalten Substanzen 
die sowohl die Luft, das kostbare Wasser und 
Grundwasser und ebenso unseren wertvollen 
Boden, aber auch Pflanzen und Tiere schädi­
gen, wenn sie unbehandelt in die Umwelt 
gelangen. Über die Nahrungskette können sie 
wiederum zum Menschen zurückgelangen. 

Besonders brisant ist das Problem deshalb 
weil die Auswirkungen der einzelnen Stoff� 
und Substanzen noch weitgehend unerforscht 
sind. Die Folgeschäden können womöglich 
erst nach Jahrzehnten sichtbar werden aber 
auch Folgekosten entstehen oft in hohem 
Maße. Hier soll angemerkt werden, daß der 
Bund bis Ende Mai als finanzielle Hilfe nach 
der Tschernobylkatastrophe bereits 330 Mil­
lionen Schilling zur Verfügung stellen mußte. 
Tragisch für Österreich, sind wir doch nicht 
die Verursacher. 

Das Bild, das wir über unsere Zukunft 

489. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)92 von 112

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 489. Sitzung - 7. Juli 1987 21023 

Edith Paischer 

zeichnen wollen, kann und darf aber nicht nur 
in Grautönen gehalten werden, im Interesse 
unserer Kinder und in Verantwortung gegen­
über unseren Nachfahren. Daher gilt es für 
die Unternehmungen - in welchem Lande 
immer - , nicht orientierungslos in die 
Zukunft zu gehen, sondern klare Zielvorstel­
lungen zu haben. Diese Ziele, meine Damen 
und Herren, so meine ich, dürfen aber auch 
nicht Arbeit für alle Menschen ausklammern, 
wenngleich sich diese an Qualität und ökolo­
gischen Bedingungen orientieren solL 

In der Regierungserklärung, die Bundes­
kanzler Vranitzky im Jänner abgab, heißt es, 
daß zum Schutz des Bodens dem Parlament 
der Entwurf eines Chemikaliengesetzes sowie 
eines Pflanzenschutzmittelgesetzes vorgelegt 
wird, auch als wichtige Maßnahme zur Siche­
rung unserer Trinkwasserversorgung. Heute, 
rund ein halbes Jahr nach der Regierungser­
klärung, können wir, wie ich annehmen darf, 
das Chemikaliengesetz auch hier im Bundes­
rat verabschieden. 

Frau Bundesminister Flemming hat versi­
chert, auch weitere Anträge, die im Ministe­
rium liegen und in diese Richtung gehen, zu 
überprüfen und, wenn möglich, bei künftigen 
Verordnungen auch zu berücksichtigen. 

Die Arbeiterkammer ist der Auffassung, 
daß man in der Folge sicher auch ein Abfall­
Wi�tschaftsgesetz, ein Smogalarmgesetz, das 
Luftreinhaltegesetz, das Betriebsanlagen­
recht und eine Novelle zum Sonderabfallge­
setz brauchen wird. Man ist sich aber sicher 
auch im klaren darüber, daß man nicht alles 
auf einmal beraten und durchführen kann. 

Wir Frauen treten für eine bessere Kenn­
zeichnung der Waschmittel und der Dosie­
rung und Umweltverträglichkeit durch die 
rasche Verwirklichung einer effizienten 
Waschmittelkennzeichnungsverordnung ein. 
Die Waschmitteltests haben zu einer Verunsi­
cherung der Konsumenten geführt, allerdings 
zu einer positiven, da der Bevölkerung inzwi­
schen bekannt ist, daß Waschmittel die 
Umwelt in hohem Maße belasten. 

Mit vernünftigen Dosierungsvorschriften 
und deutlichen Informationen für den Konsu­
menten soll hier dem neuen Trend und den 
Interessen des Umweltschutzes Rechnung 
getragen werden. Denn Angaben über die bio­
logische Abbaubarkeit besagen nichts, wenn 
nicht eine Zeitspanne angegeben ist. Die 
rasche Realisierung einer Waschmittelkenn­
zeichnungsverordnung liegt daher in unser 
aller Interesse. 

Die Tatsache, daß im Schädlingsbekämp­
fungsbereich noch immer Mittel angeboten 
werden, die Krankheiten verursachen, zeigt, 
wie wichtig ein Pflanzenschutzgesetz sein 
wird. Es handelt sich um Mittel, die zwar in 
der Landwirtschaft verboten sind, aber für 
Haus und Küche noch immer gestattet sind. 

Auch das Wasserrecht ist anpassungsbe­
dürftig. Frau Minister! Die Effizienz des Was­
serwirtschaftsfonds und des Umweltschutzes 
- ich glaube, hier sind wir uns einig - soll 
gesteigert werden. 

Die Ökologisierung des Agrarre�hts ver­
langt eine Entscheidung. Diese sollte noch in 
diese Legislaturperiode fallen. 

Meine Damen und Herren! Es ist uns allen 
wohl auch bekannt, daß die Bundesregierung 
nicht nur Umweltfragen zu lösen hat, sondern 
sich auch im hohen Maß der Anliegen der Wirt­
schafts- und Arbeitswelt anzunehmen hat. 
Eine Opposition oder verschiedene Gruppie­
rungen können leicht für Schlagzeilen sorgen, 
sie tragen ja keinerlei Verantwortung. Manche 
in diesem Land beschränken sich darauf, alles 
zu fordern, was umgekehrt alles verbieten soll . 

Von Verantwortung tragenden Politikern -
und das sind wir hier im Bundesrat - erwar­
tet man keine Schlagzeilen, sondern den Ein­
satz für eine wirtschaftliche Entwicklung 
ebenso für die Sicherung der Arbeit. Wir müs­
sen im Zusammenhang mit dem Chemikalien­
gesetz wohl auch anerkennend feststellen, 
daß die Entwicklung der Chemie für die Men­
schen auch viel Segensreiches gebracht hat. 

Die Werbung hat auch nicht immer gerade 
Gutes gebracht, denn sie lockte zum Kauf vie­
ler chemischer Mittel, auf die man auch ver­
zichten könnte. Gerade wir Frauen wissen um 
die Locksprüche, wenn es um die unzähligen 
Angebote im Reich der Waschmittelindustrie 
geht. Ebenso ist es bei den Kosmetika und 
ähnlichem. 

Produzenten und auch Konsumenten haben 
in den vergangenen Jahrzehnten sicher nicht 
so vorsichtig agiert und reagiert, wie das 
heute der Fall ist. Wer stellte sich denn 
damals auf der einen wie auf der anderen 
Seite die Frage, ob die Umweltverträglichkeit 
gegeben ist? 

Das vorliegende Gesetz soll daher eine 
gewisse Entgiftung der Umwelt erreichen und 
durch strenges Reglement aller gefährlichen 
Stoffe verhindern, daß noch größere Schäden 
angerichtet werden. 
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Bereits meine Vorrednerin hat auf den Ver­
gleich zur Bundesrepublik und zur Schweiz 
hingewiesen. 

Frau Bundesminister Flemming hat den 
Nationalrat über die flächendeckende Erfas­
sung aller gefährlichen Stoffe genau infor­
miert, über die Kennzeichnungspflicht auf 
Verpackungen und so weiter. Ich möchte 
daher hier darauf nicht näher eingehen. 

Das Chemikaliengesetz dient dem Schutz 
der Umwelt. Es ist ein Gesetz sowohl für den 
Menschen der Gegenwart als auch für den 
Menschen der Zukunft. 

Eines möchte ich dennoch unterstreichen 
- ich habe es schon angeführt - Die Indu­
striegesellschaft darf nicht blockiert werden 
denn das wäre auch eine Blockade gegenübe; 
der Arbeitswelt. 

Meine Damen und Herren! Es wäre zum 
Beispiel sinnvoll, in bezug auf die Alu-Dosen 
ein wirkungsvolles Pfandsystem auszuarbei­
ten, anstatt ein Verbot zu erlassen. Es ist 
sicher besser , den Rücklauf und die Wieder­
verwertung zu erhöhen, an statt die eigene 
Produktion zu verbieten und Dosen schließ­
lich aus dem Ausland zu importieren, noch 
dazu, wo bereits Investitionskosten von meh­
reren hundert Millionen Schilling zum Auf­
bau aufgewendet wurden. Volkswirtschaftlich 
sind solche Einstellungsmaßnahmen sicher 
nicht sinnvoll. Ich glaube, inzwischen ist sich 
auch die Frau Bundesminister darüber im 
klaren. 

Meine Damen und Herren! In Zukunft dür­
fen Ökologie und Ökonomie nicht als etwas 
Gegensätzliches und Widersprüchliches auf­
gefaßt werden, sondern gerade die Regie­
rungsp.<;trteien müssen den Weg einer ökologi­
schen Okonomiegesellschaft beschreiten. 

Es sei abschließend allen Experten, den 
Mitarbeitern in den Ministerien und Ihnen 
Frau Bundesminister, und allen Politiker� 
gedankt, die an diesem Werk mitgearbeitet 
haben und brauchbare positive Ideen einbrin­
gen konnten. 

Wenn wir heute das Chemikaliengesetz ver­
abschieden, hoffen wir, daß mit der Durchfüh­
rung der gesetzlichen Bestimmungen ein 
Schritt zur besseren Umwelt getan wird. 

Der Bund wird bestrebt sein, zum Zwecke 
der Effizienz und Einheitlichkeit in der 
Umweltpolitik im Zusammenwirken mit den 
Ländern klare Kompetenzverhältnisse herzu­
stellen, wobei es insbesondere um die Luft-

reinhaltung, den Schutz des Bodens und die 
Abfallbeseitigung geht. Umwelt- und Konsu­
mentenfragen werden in Zukunft immer wie­
der auf den Tagesordnungen stehen. 

Werte Frau Bundesminister! Auch wir 
Frauen von der Sozialistischen Partei hoffen 
daß diese Anliegen in den Händen einer Fra� 
in gemeinsamer zielstrebiger Arbeit zu positi­
ven Ergebnissen führen werden. So geben wir 
heute seitens der SPÖ dem Chemikalienge­
setz gerne unsere Zustimmung. (Allgemeiner 
Beifall.) 

1 7.18 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Als nächste zum Wort gemeldet hat sich Frau 
Bundesminister Dr. Flemming. Ich erteile ihr 
dieses. 

1 7.18 

Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Familie Dr. Marilies Flemming: Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender! Hoher Bundesrat! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Erlauben 
Sie mir, daß ich den wirklich ausgezeichneten 
Ausführungen meiner beiden Vorrednerinnen 
noch einige Worte anfüge, und zwar deshalb, 
weil ich glaube, daß dieses Chemikaliengesetz 
wirklich der erste ganz große Erfolg dieser 
Koalitionsregierung auf dem Umweltgebiet 
ist. 

Ich weiß, dieses Gesetz wurde lange disku­
tiert, und es hat lange gedauert, bis man auch 
von seiten der Sozialpartner doch annähernd 
einer Meinung war. Ich glaube, es war wirk­
lich ein Erfolg dieser großen Koalition, hier 
einen vorbildlichen Schritt zu setzen, ohne die 

. Wirtschaft zu schädigen und trotzdem den 
richtigen Weg in eine ökologisch richtige 
Zukunft zu gehen. 

Ich glaube, es wurde noch nicht darauf hin­
gewiesen, daß dieses Gesetz ein Ermächti­
gungsgesetz ist, das heißt, es wird gut oder 
schlecht sein, je nachdem, was der Minister 
daraus macht. Über 25 Verordnungen sind 
darin enthalten, eine große Aufgabe kommt 
damit auf die Beamtenschaft meines Ministe­
riums zu. Auch der Herr Finanzminister wird 
tief in die Tasche greifen müssen. Wir werden 
mehr Personal einstellen müssen, es wird 
einer Reihe von Einrichtungen bedürfen. Das 
alles werden wir aber tun müssen, um dieses 
Gesetz auch entsprechend administrieren zu 
können. 

Die verehrte Kollegin hat vollkommen rich­
tig festgestellt, daß wir die Wirtschaft nicht 
belasten dürfen. Ein Beispiel: die chlorierten 
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Fluorkohlenwasserstoffe . Wir wissen, daß sie 
schädlich sind, schädlich für die Gesundheit, 
schädlich für die Umwelt, und trotzdem wird 
man der Wirtschaft die Möglichkeit geben 
müssen, sich umzustellen. 

Dieses Gesetz tritt ja nicht sofort in Kraft, 
es gibt eine Legisvakanz von eineinhalb Jah­
ren, die Wirtschaft hat also Zeit, eineinhalb 
Jahre lang auf die sehr wohl mögliche Pumpe 
oder vielleicht auf ein unschädliches Treibgas 
in manchen Bereichen der Aerosole umzustel­
len. 

Ich teile also vollkommen Ihre Meinung, 
daß man hier Ökonomie und Ökologie in Har­
monie bringen muß. Nur, man muß eben 
immer abwägen: Was kann ich dem Konsu­
menten noch zumuten? Wie lange kann ich 
noch zuwarten? Und: Wie schnell müssen wir 
die Wirtschaft bitten, hier zu reagieren? 

Sie haben auch vollkommen richtig ange­
regt, Frau Kolleginnen, daß das, was wir nicht 
verbieten, obwohl es gefährlich ist, ja dann 
letztlich wieder als Sondermüll anfällt. Und 
wie schwierig es heute ist, irgendwo in Öster­
reich eine Sondermülldeponie zu errichten, 
muß ich Ihnen ja nicht sagen. Sie alle sind 
Multiplikatoren und haben einen sehr großen 
Kreis von Personen, den Sie ansprechen kön­
nen. Bitte machen Sie klar: Umweltschutz , 
richtig verstandener Umweltschutz heißt rich­
tig angelegte Sondermülldeponien! Wenn wir 
hier nicht weiterkommen, meine Damen und 
Herren, dann haben wir versagt. Und ich 
glaube, wenn es diese große Koalition nicht 
zustande bringt, in jedem Bundesland minde­
stens eine Sondermülldeponie einzurichten, 
so wie es das Arbeitsübereinkommen beider 
großer Parteien vorsieht, dann hätten wir tat­
sächlich versagt. Ich bitte Sie hier sehr herz­
lich um Ihre Mithilfe! 

Noch einmal: Ich danke sehr herzlich für 
Ihre Zustimmung - wenn mir das zusteht. 
Ich glaube, dies ist ein ganz, ganz wichtiges 
und großes Gesetz für unser Land und eine 
große Aufgabe für die kommenden Jahre. 
Danke schön. (Allgemeiner Beifal1.) 1 7.22 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor . 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß-

wort gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
k e i n  e n E i n  s p r u e h  zu erheben. 

14. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
25. Juni 1987 betreffend eine Vereinbarung 
über die Festlegung von Immissionsgrenz­
werten für Luftschadstoffe und über Maßnah­
men zur Verringerung der Belastung der 

Umwelt samt Anlagen (3296 der Beilagen) 

15. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
25. Juni 1987 betreffend ein Wiener Überein­
kommen zum Schutz der Ozonschicht samt 

Anlagen (3297 der Beilagen) 

Stellvertretender Vorsitzender Schipani: 
Wir gelangen nun zu den Punkten 14 und 15 
der Tagesordnung, über die die Debatte unter 
einem abgeführt wird. 

Es sind dies Beschlüsse des Nationalrates 
vom 25.  Juni 1987 betreffend 

eine Vereinbarung über die Festlegung von 
Immissionsgrenzwerten für Luftschadstoffe 
und über Maßnahmen zur Verringerung der 
Belastung der Umwelt samt Anlagen und 

ein Wiener Übereinkommen zum Schutz 
der Ozonschicht samt Anlagen. 

Berichterstatter über die Punkte 14 und 15 
ist Frau Bundesrat Karin Achatz. Ich bitte um 
die Berichte. 

Berichterstatter Karin Achatz: Herr Vorsit­
zender! Frau Bundesminister! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Mit der B-VG-Novelle 
1983, BGBl. Nr. 185, wurde in Artikel 1 0  Abs. 1 
Z. 12 B-VG der Kompetenztatbestand "Maß­
nahmen zur Abwehr gefährlicher Belastun­
gen der Umwelt, die durch Überschreitung 
von Immissionsgrenzwerten entstehen" 
geschaffen. 

Nach Artikel II der genannten Novelle darf 
ein Bundesgesetz betreffend derartige Maß­
nahmen erst nach Inkrafttreten einer Verein­
barung gemäß Artikel 15 a B-VG zwischen 
dem Bund und den Ländern über die Festle­
gung von Immissionsgrenzwerten erlassen 
werden. 
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Durch die gegenständliche Vereinbarung 
gemäß Artikel 15 a B-VG zwischen dem Bund 
und allen Bundesländern sollen nun jene 
Immissionsgrenzwerte für Schwefeldioxid in 
Verbindung mit Staub, Kohlenmonoxid und 
Stickstoffdioxid festgelegt werden, die die 
Bundeskompetenz im Sinn der oberwähnten 
Bundesverfassungsgesetz-Novelle 1983 auslö­
sen. Weiters enthält die Vereinbarung Immis­
sionsgrenzwerte für Schwefeldioxid in Ver­
bindung mit Staub , Kohlenmonoxid und 
Stickstoffdioxid, die bis 31 .  Dezember 1990 
von den Vertragsparteien angestrebt werden. 
Weiters verpflichten sich der Bund und die 
Länder, die Daten der von ihnen durchgeführ­
ten oder in Auftrag gegebenen Immissions­
messungen gegenseitig zur Verfügung zu stel­
len. Die Vereinbarung gilt auf unbestimmte 
Zeit und kann nur im Einvernehmen mit allen 
Vertragsparteien aufgehoben oder abgeän­
dert werden. 

Der Ausschuß für Familie und Umwelt hat 
die gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 6. Juli 19B7 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Familie und Umwelt somit den 
A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
25. Juni 1987 betreffend eine Vereinbarung 
über die Festlegung von Immissionsgrenzwer­
ten für Luftschadstoffe und über Maßnahmen 
zur Verringerung der Belastung der Umwelt 
samt Anlagen wird kein Einspruch erhoben. 

Ich gebe ferner den Bericht über den 
Beschluß des Nationalrates vom 25. Juni 1987 
betreffend ein Wiener Übereinkommen zum 
Schutz der Ozonschicht samt Anlagen. 

Anläßlich der über Einladung Österreichs 
in Wien abgehaltenen diplomatischen Konfe­
renz im Rahmen des UNO-Weltprogrammes 
der Vereinten Nationen wurde das gegen­
ständliche Übereinkommen unterzeichnet. 
Ziel dieses Übereinkommens, das als Rah­
menübereinkommen konzipiert ist und durch 
noch zu verhandelnde Protokolle zu imple­
mentieren sein wird, ist es, durch geeignete 
Maßnahmen eine Reduktion der Produktion 
beziehungsweise des Verbrauchs von chlorier­
ten Fluorkohlenwasserstoffen zu erreichen, 
die nach mehrheitlicher Meinung der Fach­
wissenschaftler dazu geeignet sind, die die 
Erde in großer Höhe umschließende Ozon­
schicht zu zerstören und dadurch eine sowohl 

der Umwelt als auch der menschlichen 
Gesundheit abträgliche Verstärkung der UV­
Einstrahlung zu ermöglichen. Das Überein­
kommen sieht unter anderem die Verpflich­
tung zur Durchführung beziehungsweise 
Intensivierung der Forschungs- und Beobach­
tungsaktivitäten im Bereich der Ozonschicht, 
zur engen Kooperation und wechselseitigen 
Information über die Ergebnisse der in den 
nationalen Bereichen getroffenen Maßnah­
men sowie zur Zusammenarbeit auch im 
Bereich internationaler Organisationen bei 
der wissenschaftlichen Bewertung der mögli­
chen Einflüsse auf die Ozonschicht vor. 

Durch das Übereinkommen wird eine Kon­
ferenz der Vertragsparteien eingesetzt, die 
spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten des 
Übereinkommens einberufen wird. Danach 
sollen ordentliche Tagungen der Konferenz 
der Vertragsparteien in regelmäßigen Abstän­
den stattfinden. 

Das Übereinkommen enthält eine Anlage I 
betreffend die Forschung und systematische 
Beobachtung, in der einvernehmlich die wich­
tigsten wissenschaftlichen Probleme betref­
fend die Ozonschicht definiert werden. In der 
Anlage II des Übereinkommens betreffend 
den Informationsaustausch ist unter anderem 
auch vorgesehen, daß die Zusammenarbeit 
mit innerstaatlichen Gesetzen, sonstigen Vor­
schriften und Gepflogenheiten in bezug auf 
Patente, Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
sowie den Schutz vertraulicher und dem 
Eigentümer vorbehaltener Informationen ver­
einbar sein muß. (Die V o r s i t z  e n d  e über­
nimmt wieder die Verhandlungsleitung.) 

Im Übereinkommen wird schließlich festge­
legt, daß der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen die Aufgaben des Depositärs dieses 
Übereinkommens und der Protokolle über­
nimmt. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden Über­
einkommens die Erlassung von besonderen 
Bundesgesetzen im Sinne des Artikels 50 Abs. 
2 B-VG zur Überführung des Vertragsinhaltes 
in die innerstaatliche Rechtsordnung erfor­
derlich. 

Der Ausschuß für Familie und Umwelt hat 
die gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung 
vom 6. Juli 1987 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus-
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schuß für Familie und Umwelt somit den 
A n  t I' a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
25. Juni 1987 betreffend ein Wiener Überein­
kommen zum Schutz der Ozonschicht samt 
Anlagen wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzende: Ich danke der Frau Berichter­
statterin für ihre Ausführungen. 

Wir gehen in die Debatte ein, die über die 
zusammengezogenen Punkte unter einem 
durchgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Bundes­
rat Maria Rauch-Kallat. Ich erteile es ihr. 

1 7.29 

Bundesrat Maria Rauch-Kallat (ÖVP, 
Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr 
geehrte Frau Minister! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Heute, an einem Plenartag, der 
mit einer auch quantitativen Dominanz der 
Weiblichkeit am Vorsitztisch und auf der 
Ministerbank und mit einer Gesetzesvorlage 
zum weiteren Abbau von geschlechtsspezifi­
schen Vorurteilen und Rollenfixierungen 
begonnen hat, freut es mich ganz besonders, 
daß es einem weiblichen Minister so kurz 
nach Amtsantritt gelungen ist, die vorlie­
gende Vereinbarung über die Festlegung von 
Immissionsgrenzwerten für Luftschadstoffe 
nach j ahrelangen Verhandlungen endlich 
zum Abschluß zu bringen. 

Frauen haben - sicher auch bedingt durch 
die bei ihnen wahrscheinlich stärker als bei 
Männern ausgeprägte Schutzfunktion für das 
nachkommende Leben - in den letzten Jah­
ren eine führende Rolle in der Umweltschutz­
bewegung übernommen. Sie sind es, die aus 
Sorge um die Zukunft ihrer Kinder größere 
Sensibilität entwickeln für die Gefahren unse­
res übertechnisierten Zeitalters, das bis vor 
kurzem noch sehr sorglos mit seinem Lebens­
raum und dessen Ressourcen umgegangen 
ist. Mehrheitlich sind sie es, die vor diesen 
Gefahren warnen und die ein neues Bewußt­
sein für den sorgfältigen Umgang mit unseren 
Lebensvoraussetzungen entwickelt haben 
und an ihre Kinder weitergeben. 

Es ist daher auch kein Zufall, daß unsere 
Jugend an der Seite der Frauen um die Erhal­
tung einer lebenswerten Zukunft kämpft und 
daß diese beiden Gruppen das Gros der 
Umweltbewegung ausmachen. Daher glaube 
ich auch, daß ein Mehr an Frauen in entschei­
denden Gremien und auch hier im Hohen 
Haus unsere Umweltpolitik entscheidend 

beeinflussen würde. (Beifall bei der ÖVP und 
Beifall des Bundesrates Dr. Christa Kram­
mer.) Es freut mich diese parteienübergrei­
fende Frauensolidarität, dafür möchte ich 
danken. (Bundesrat Dr. Christa Kr a m m e r: 
Gegen die Männer immer!) 

Zurück zum Immissionsgesetz. Über die 
föderalistischen Aspekte wird mein Kollege 
Weiss noch ausführlich sprechen. Ich möchte 
hier lediglich anmerken, daß mir die soge­
nannten Nebenabreden zu diesem Gesetz 
ganz besonders wichtig erscheinen, weil sie 
konkret Maßnahmen anführen, die zu einer 
Verringerung der Belastung der Umwelt 
durch Luftschadstoffe führen. 

Generell sei hier nur gesagt, daß diese Ver­
einbarung aber nur ein erster Schritt sein 
kann, ein erster Schritt auf dem Weg zu 
einem umfassenden Smogalarmgesetz, das ja  
bereits in  Verhandlung ist. Wir alle hoffen, 
daß es Frau Minister Flemming mit dem ihr 
eigenen Elan und Verhandlungsgeschick 
gelingen wird, auch dieses Gesetz in Kürze 
vorzulegen. 

Das zweite Gesetz, das wir hier behandeln, 
betrifft das Wiener Übereinkommen zum 
Schutz der Ozonschicht. Dabei geht es vor 
allem um geeignete Maßnahmen zur Reduk­
tion von Produktion und Verbrauch von chlo­
rierten Fluorkohlenwasserstoffen, die nach 
mehrheitlicher Meinung der Fachwissen­
schaftler dazu geeignet sind, die die Erde in 
großer Höhe umschließende Ozonschicht zu 
zerstören und dadurch eine sowohl der 
Umwelt als auch der menschlichen Gesund­
heit abträgliche Verstärkung der UV-Ein­
strahlung zu ermöglichen. 

Das Übereinkommen sieht unter anderem 
die Intensivierung der Forschungs- und Beob­
achtungsaktivitäten sowie enge Kooperation 
und wechselseitige Information und Zusam­
menarbeit auch im Bereich internationaler 
Organisationen vor. 

Dieses Übereinkommen ist sicher wichtig, 
doch das Übereinkommen allein wird noch 
zuwenig sein. Langfristig wird daher eine 
rigorose Einschränkung der chlorierten Flu­
orkohlenwasserstoffe - für den Normalver­
braucher wie mich besser bekannt als Treib­
gase - notwendig sein. (Bundesrat Ing. 
Ni  g 1: Wer verwendet das?) Das wirst du 
gleich hören. 

Wenn man nun weiß, auf welche Schwierig­
keiten, Einschränkungen oder gar Verbote 
bestimmter j ahrelang verwendeter Stoffe bei 

1640 
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der Industrie wir immer stoßen, weil sie Ver­
änderungen notwendig machen, kann man 
sich vorstellen, welche Widerstände sich bei 
derartigen Verhandlungen in der Wirtschaft 
bilden werden. Ich möchte daher vorschlagen, 
parallel zu solchen Maßnahmen einen zwei­
ten Weg zu gehen, den jeder von uns selbst 
mitbestimmen kann. Es ist dies der Weg der 
breiten Aufklärungsarbeit, Information und 
Bewußtseinsbildung. Mir fällt dabei immer 
wieder das sehr einprägsame "Wochen­
presse"-Titelblatt ein, das Frau Minister 
Flemming kurz nach Amtsantritt mit einer 
umweltfreundlichen Sprayflasche zeigt. Auch 
ein legitimer und wichtiger Weg, Meinung zu 
bilden. 

Je mehr Menschen wissen, daß Treibgas 
schädlich für unsere Umwelt ist, je besser wir 
unsere Mitbürger davon überzeugen können, 
sich beim Kauf für umweltfreundliche Pro­
dukte zu entscheiden, desto geringer wird die 
Belastung unserer Umwelt durch uns selbst 
werden. Gerade in diesem Bereich kann jeder 
von uns, besonders aber die Frauen, weil sie 
in der Mehrheit die einschlägigen Einkäufe 
tätigen, aktiv werden. Es geht nicht nur 
darum, selbst umweltbewußt einzukaufen, 
sondern auch darum, andere davon zu über­
zeugen. 

Ich habe mit einer Frauengruppe eine 
kleine und natürlich sehr begrenzte Aktion 
durchgeführt. Wir haben uns vorgenommen, 
jeweils unsere eigene Friseurin vom treibgas­
freien Haarspray zu überzeugen und sie 
durch das eigene Verlangen danach zu zwin­
gen, diesen auch in ihrem Bestand zu führen. 
Das ist uns durchwegs gelungen. Ich weiß 
schon, daß das nur ein Tropfen auf dem hei­
ßen Stein ist, aber wenn viele Frauengruppen 
das Gleiche tun, wird das Bewußtsein sich 
wohl entwickeln. Wenn dann viele im 
Geschäft die treibgasfreie Flasche verlangen 
und niemand mehr die Spraydose kaufen 
wird, dann wird sich die Wirtschaft sehr rasch 
und ohne Zwang darauf einstellen. Das sind 
die Vorteile der ungeschriebenen Gesetze der 
freien Marktwirtschaft, die bestimmt ist von 
Angebot und Nachfrage. 

Wenn ich daran denke, wie schwierig es vor 
einem Jahr noch war, einen treibgasfreien 
Haarspray zu bekommen, und wie nunmehr 
jede große und jede kleine Firma sich beeilt, 
ein Alternativprodukt anzubieten, so lege ich 
große Hoffnung in den Bereich der Bewußt­
seinsbildung und des verantwortungsbewuß­
ten Kaufverhaltens. 

Ich wünsche mir, daß Frau Minister Flem-

ming wie bisher auch weiterhin mit dem ihr 
auch vom größten Neider nicht abzusprechen­
den Charme, aber auch der ihr eigenen 
Beharrlichkeit diese Aufgabe der Bewußt­
seinsbildung verfolgen wird. Wir ÖVP-Frauen 
- ihre Frauen, sie ist j a  auch unsere Bundes­
leiterin - werden sie tatkräftig dabei unter­
stützen. (Beifall bei der ÖVP.) 17.38 

Vorsitzende: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Dr. Bösch. Ich erteile es ihm. 

1 7.38 

Bundesrat Dr. Bösch (SPÖ, Vorarlberg) : 
Frau Vorsitzendel Frau Bundesministerl 
Meine geschätzten Damen und Herren! Es ist 
schon fast eine Ehre, in diesem illustren 
Damenkreis auch das Wort nehmen zu kön­
nen, und umso sorgfältiger habe ich mich dar­
auf vorbereitet, nachdem ich nach eingehen­
dem Studium der Rednerliste festgestellt 
habe , daß sich offenbar die Damen sehr für 
dieses Thema interessieren. 

Gestatten Sie mir daher, in aller Beschei­
denheit auch einige Sätze zu diesem Thema 
anzubringen. Die heute zur Debatte stehende 
Vereinbarung über den Schutz der Ozon­
schicht behandelt in der Tat einen sehr wich­
tigen Grenz- und Schutzbereich unseres 
Lebensraumes. Wenn wir uns einmal die Erde 
vom Weltraum aus betrachten beziehungs­
weise von Fotos,  sehen wir die ganze Verletz­
lichkeit des fast zarten Schleiers, der die Erde 
umgibt. Wir sind fast wie in einem Raum­
schiff, dessen Systeme durch die Passagiere 
immer mehr in Gefahr gebracht werden. 

Steigende Luftverschmutzung, geschädigte 
Gewässer, Böden und Wälder sind eigentlich 
die Spur einer Entwicklung, die nach dem 
Zweiten Weltkrieg einsetzte und die uns eine 
bisher nie gekannte Güterfülle , aber auch 
schwerwiegende Probleme beschert hat. Wäh­
rend nämlich die Natur nur geschlossene 
Kreisläufe kennt und keinen Müll produziert, 
betreiben wir Bedarfsdeckung in lauter offe­
nen Systemen und erzeugen dadurch jene 
Unmengen an Müll, die in der Luft, im Boden 
und überall, auch im Meer, abgelagert werden 
und die die bekannten Gefahren bringen. 
Gleichzeitig eignen sich aber diese Großse­
rien zur vollautomatisierten Produktion in 
menschenleeren Werkshallen und mit der 
Folge der strukturellen Arbeitslosigkeit. 

Wir werden also - um es einmal pointiert 
auszudrücken - doppelt bestraft, nämlich 
durch die Gefährdung der Lebensgrundlagen 
und durch die sozialen Probleme im Zusam­
menhang mit der steigenden Arbeitslosigkeit. 
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Die jüngsten Daten aus der Bundesrepublik 
Deutschland zeigen, daß auch wirtschaftli­
ches Wachstum im herkömmlichen Sinn die 
Beschäftigungsprobleme nicht zu lösen ver­
mag. In der Bundesrepublik Deutschland gibt 
es noch immer bei 2,6 Millionen Arbeitslose, 
die Zahl ist noch immer unverändert hoch. 

Die Menschheit verbrennt seit über 
150 Jahren fossile Brennstoffe aller Art und 
jagt 5 Milliarden Tonnen Kohlendioxid j ähr­
lich in die Atmosphäre. Neben den bereits 
bekannten Schäden - sie hier anzuführen, 
würde den Rahmen dieser Wortmeldung 
sprengen - ist seit ungefähr sechs Jahren 
eine zunehmende Durchlöcherung der Ozon­
schicht festzustellen, der ich mich in einigen 
Sätzen zuwenden möchte. 

In einer Höhe von 20 bis 40 km über der 
Erde schützt eine Ozonschicht den Planeten 
vor der lebens bedrohenden ultravioletten 
Strahlung der Sonne. Das Gas entsteht im 
Ozongürtel, wenn Sonnenlicht Sauerstoffmo­
leküle spaltet, die sich mit O2 zu einem drei­
atomigen Ozon verbinden. 

Die heute schon zitierten Fluor-Chlor-Koh­
lenwasserstoffe, die als Kühlmittel zum Auf­
schäumen von Kunststoffen und in Sprühdo­
sen verwendet werden, zerstören dieses Ozon. 
Diese Zerstörung verstärkt sich stufenweise, 
sodaß ein Molekül Fluor-Chlor-Kohlenwasser­
stoff etwa 10 000 Ozonmoleküle zerstören 
kann. 

Seit Jahren läßt sich während des antarkti­
schen Frühlings auf Satellitenbildern ein uns 
allen bekanntes Ozonloch über dem Südpol 
ausmachen, das immer größer wird . Dieser 
Gefahr soll nun durch das internationale 
Abkommen über den Schutz der Ozonschicht 
begegnet werden. 

Ziel dieses ersten völkerrechtlichen Vertra­
ges ist der Versuch einer Reduktion dieser 
Stoffe, vor allem der chlorierten Fluorkohlen­
wasserstoffe, eine sehr dringliche Aufgabe, 
wobei ich gleich hinzufügen muß, daß die in 
diesem Abkommen ins Auge gefaßten Maß­
nahmen sehr unverbindlich sind. Sie enthal­
ten, ohne jetzt einem Berufsstand nahetreten 
zu wollen, die klassischen Ausdrücke des 
Diplomatendeutsch, die da heißen: Forschung 
und Beobachtung, gegenseitige Kooperation 
und wechselseitige Information. 

Es wird Harmonie angestrebt, aber dem 
Ziel der Verminderung der Schadstoffe im all­
gemeinen und der Treibgase im besonderen 
wird eigentlich nicht sehr viel gedient, zum in-

dest derzeit. Es ist in weiterer Folge geplant, 
das durch Ergänzen der Protokolle zu verbes­
sern. 

Wenn auch die internationale Staatenge­
meinschaft, wenn Gemeinschaft hier über­
haupt im üblichen Sinne angewendet werden 
kann, offensichtlich noch weit davon entfernt 
ist, mit zielführenden Maßnahmen den ökolo­
gischen Gefahren zu begegnen, wir selbst 
diese Entwicklung wirklich nur sehr marginal 
beeinflussen können, ist es dennoch unsere 
Aufgabe, in unserem Bereich entsprechende 
Maßnahmen zu setzen, und zwar mit mög­
lichst kurzer Legisvakanz. 

Im zweiten zur Beratung stehenden Punkt 
- ein Gesetzesbeschluß des Nationalrates -
geht es wieder um die Luftreinhaltung, dies­
mal jedoch um die unteren Luftschichten, und 
zwar auf nationaler Ebene. 

"Durch die Vereinbarung zwischen Bund 
und Ländern wird es nunmehr möglich, das 
Ausführungsgesetz zum Kompetenztatbe­
stand, der da heißt, Maßnahmen zur Abwehr 
gefährlicher Belastungen der Umwelt, die 
durch Überschreitung von Immissionsgrenz­
werten entstehen, zu erlassen." - Ende des 
Gesetzestextes. 

Die gesetzliche Regelung sieht vor, daß bei 
Überschreitung bestimmter Schadstoffwerte 
in der Luft die Bundeskompetenz zum Tragen 
kommt und einheitliche Maßnahmen auf­
grund eines noch zu erlassenden Smogalarm­
gesetzes getroffen werden können. 

Diese Vereinbarung hat eine sehr lange 
Vorgeschichte. Ich möchte mich nicht weiter 
dazu äußern, das würde auch den Rahmen 
dieser Wortmeldung sprengen. 

Ich gehe davon aus, daß durch dieses 
Gesetz eine Beschränkung aller Schadstoff­
emittenten ermöglicht werden soll, aber nicht 
notwendigerweise von einer Zentralstelle aus . 
Die unterschiedliche geographische und wirt­
schaftliche Struktur Österreichs begründet 
wohl die sachliche Notwendigkeit, die regio­
nalen Behörden des Bundes - ich denke im 
wesentlichen an die mittelbare Bundesver­
waltung - mit dem Vollzug des Smogalarm­
gesetzes zu betrauen. Es ist auch zu hoffen, 
daß trotz der "gesetzlich vorgeschriebenen 
Abwesenheit der Ländervertreter" dies im 
Gesetzgebungsverfahren Berücksichtigung 
findet. 

Von den in der Anlage zur Vereinbarung 
angeführten Schadstoffen möchte ich vor 
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allem auf das Stickoxid hinweisen, das zum 
überwiegenden Teil vom Autoverkehr 
stammt, eine wesentliche Ursache des Wald­
sterbens darstellt und, was besonders bedau­
erlich ist, immer noch im Steigen begriffen 
ist. 

Hier nützt die Politik des kleinsten gemein­
samen Nenners nichts mehr. Es sind weiter­
gehende Maßnahmen auf nationaler, vor 
allem aber auf internationaler Ebene im 
Bereich der Verkehrspolitik erforderlich. Hier 
genügt es nicht, auf das Defizit der Bahn zu 
verweisen und gleichzeitig Milliarden und 
Abermilliarden in den Autobahnbau zu inve­
stieren, damit Millionen von LKWs und PKWs 
auf ihrer Fahrt durch Österreich, in den 
Süden riesige Wolken von Giften und Abga­
sen hinterlassen. 

Weil heute schon der Autobahnbau ange­
sprochen wurde: Ich maße mir zwar nicht an, 
auf andere regionale Probleme einzugehen, 
möchte aber aus Erfahrungen, die bei uns 
gemacht wurden, vor der Illusion warnen, die 
da lautet, daß man mit Autobahnbau Ver­
kehrsprobleme lösen könne. Die Verkehrspro­
bleme haben eine so große Dimension ange­
nommen, daß sie nur mehr in gemeinsamem 
Zusammenwirken zwischen Straße und 
Schiene, um es einmal so auszudrücken, 
gelöst werden können. 

Die Schadstoffe reiche rn sich überall an. 
Eine langfristige volkswirtschaftliche Rech­
nung über die Kosten des Verkehrs würde für 
viele schon heute ein böses Erwachen bedeu­
ten. Es müssen aber auch in anderen Berei­
chen, man kann fast sagen, in allen Berei­
chen, Entwicklungen und Rahmenbedingun­
gen geändert werden. 

Ich möchte zum Abschluß nur auf vier 
Grundpositionen hinweisen. 

Erstens ist die ökologische Positionsbestim­
mung mit ökonomischer Einsicht zu verknüp­
fen, die besagt, daß der übermäßige Ver­
brauch der Umwelt auf einem Strukturfehler 
unserer Wirtschaftsordnung beruht und der 
Staat in seiner klassischen Rolle gefordert ist, 
entsprechende Rahmenbedingungen zu schaf­
fen. 

Daraus ergibt sich dann die zweite Forde­
rung, die Forderung nach einer Verbesserung 
des rechtlichen Instl.'umentariums, denn wir 
leben in der fast paradoxen Situation, daß die­
jenigen, die am besten wüßten, was im Inter­
esse einer wirksamen Umweltentlastung 
möglich wäre, ihren Scharfsinn vorrangig 

dazu verwenden, Beamten zu beweisen, was 
alles nicht geht. Die Alternative wäre eigent­
lich einfach: Wir müssen die Nutzung der 
Umwelt zu dem machen, was sie wirklich ist, 
knapp und kostbar. 

Drittens müßte der Umweltschutz auch bei 
der Fiskalpolitik stärker berücksichtigt wer­
den ,  mit der Folge, daß mehr Geld als bisher 
für energiesparende Maßnahmen oder für die 
Verwendung und Erforschung regenerativer 
Energieträger verwendet, investiert würde. 

Viertens und letztens muß es zum Prinzip 
der Umweltpolitik werden, daß der Bürger 
mitspielt. Erst eine umfassende ökologische 
Informationsfreiheit und die Informations­
pflicht schaffen die Grundlage für eine ratio­
nale Umweltpolitik. Mit Klage und Informa­
tionsrechten allein ist es nicht getan. Erst 
wenn die Diktatur der Sachzwänge mit Hilfe 
einer öffentlichen Erörterung der Umweltthe­
men gebrochen ist, gewinnt die Politik in die­
sem Bereich einen wirklichen Handlungs­
spielraum. 

Wir können unsere Umwelt, meine Damen 
und Herren, nicht ruhigstellen. Die Grund­
wasserbelastung schreitet voran, und die 
Ansammlung von Schwermetallen im Boden 
wird in einigen Jahrzehnten die Nutzung wei­
ter Landstriche als landwirtschaftliche 
Anbauflächen erschweren. 

Die Umwelt wird sich also wieder melden, 
spätestens wenn Grundwasser und nutzbarer 
Boden knapp werden und die Politik und die 
Bürger an die Verdrängungsprozesse der 
achtziger Jahre erinnern. 

Gerade diese Verdrängungsprozesse müs­
sen durch eine konsequente Fortsetzung und 
Fortführung der Umweltpolitik verhindert 
werden, und dazu darf ich zum Abschluß der 
Frau Bundesminister viel Erfolg und noch 
mehr Durchschlagskraft wünschen. - Danke. 
(Allgemeiner Beifall.) 1 7.51 

Vorsitzende: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Jürgen Weiss. Ich erteile es 
ihm. 

1 7.51 

Bundesrat Jürgen Weiss (ÖVP, Vorarlberg) : 
Frau Vorsitzende! Frau Bundesminister! 
Hohes Haus! Daß eine Umweltschutzverein­
barung mit den Bundesländern in der Länder­
kammer Zustimmung findet, bedarf keiner 
besonderen Begründung. Wohl ist aber eine 
kurze Erläuterung angebracht, warum man 
auf diese Vereinbarung so lange warten 
mußte. 
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Mit der Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 
1983 wurde für den Bund der Kompetenztat­
bestand "Maßnahmen zur Abwehr gefährli­
cher Belastungen der Umwelt, die durch 
Überschreitung von Immissionsgrenzwerten 
entstehen" geschaffen. Dabei darf ein Bun­
desgesetz über derartige Maßnahmen erst 
nach Inkrafttreten einer Vereinbarung zwi­
schen dem Bund und den Ländern tiber die 
Festlegung von Grenzwerten erlassen wer­
den. 

Die Verfassungsgesetz-Novelle ist mit 
1 .  Juli 1983 in Kraft getreten, nach dreiein­
halb Jahren war mit der Landeshauptmän­
nerkonferenz vom 22.  Jänner dieses Jahres 
Einvernehmen über den Inhalt der Vereinba­
rung hergestellt, und nach einem weiteren 
halben Jahr schließt der Bundesrat nun die 
parlamentarische Behandlung ab. 

Dem darauf aufbauenden Smogalarmgesetz 
ist ein zügigeres Vorankommen zu wünschen, 
wobei der Entwurf des Jahres 1985 im Sinne 
der Verbesserungsvorschläge der Länder -
der Herr Kollege Dr. Bösch hat ja  auch einige 
genannt, ich muß ihn unterstützen, auch wir 
Männer müssen zusammenhalten - überar­
beitet werden sollte. 

Die lange Dauer der Verhandlungen zwi­
schen dem Bund und den Ländern war in 
erster Linie darauf zurückzuführen, daß der 
vormalige Gesundheitsminister Steyrer lange 
Zeit an einem Grenzwert von 0 ,2 mg Schwe­
feldioxid unverrückbar festhielt, während die 
Länder einheitlich 0,8 mg für richtig hielten. 
Beide konnten sich dabei auf ihre Weise auf 
die Akademie der Wissenschaften berufen. 

Der Widerspruch ist allerdings nur schein­
bar. Es kommt darauf an, was man letztlich 
unter Smogalarm im Sinne der eine Vereinba­
rung voraussetzenden Bundeszuständigkeit 
versteht. Sind das beispielsweise schon - wie 
das im allgemeinen mit der Alarmstufe 1 oder 
Warnstufe umschrieben wird - Appelle und 
Empfehlungen an die Bevölkerung oder orga­
nisatorische Vorbereitungen im Rahmen der 
Behörden? Solche Maßnahmen konnten vom 
Bund schon bisher, völlig unabhängig von 
Grenzwerten, getroffen werden. 

Maßgeblich wird die Voraussetzung der 
Vereinbarung erst dort, wo es um eine Rechts­
grundlage für Zwangsmaßnahmen und Ein­
griffe in die Rechte Dritter geht, zum Beispiel 
durch Betriebs- oder Verkehrsbeschränkun­
gen, wobei die Frage der Kostentragung bei 
Betriebs- oder Einkommensverlusten noch 
offen ist. 

Ordnet man das also in diesem Sinne ein, 
hätte schon der erste Entwurf der Landes­
hauptmänner mit 0 ,8 mg nicht hohe, sondern 
vergleichsweise niedrige Grenzwerte 
gebracht. 

Mit den nunmehr vereinbarten 0,6 mg kön­
nen bei uns Zwangsmaßnahmen schon bei 
einer Marke beginnen, bei der andernorts 
erst die relativ unverbindliche Warnstufe 
beginnt. Das zeigt unter anderem ein Ver­
gleich mit den als fortschrittlich geltenden 
Grenzwerten von Nordrhein-Westfalen, das 
immerhin das Ruhrgebiet einschließt, und 
Hessen. 0 ,6 mg lösen dort die Alarmstufe 1 
aus, das sind Appelle an umweltbewußtes 
Verhalten. Bei 1 ,4 mg - das ist aber jetzt eine 
grobe Umrechnung, weil dort andere Maßein­
heiten gelten - beginnt die Alarmstufe 2 mit 
begrenzten Fahrverboten und Auflagen für 
die Industrieproduktion. Bei 1 ,7 mg beginnt 
die Alarmstufe 3 mit einem absoluten Fahr­
verbot und einer weiteren drastischen Ein­
schränkung der Industrieproduktion. 

Auch der 1985 vorgelegte Ministerialent­
wurf für ein Smogalarmgesetz sah Zwangs­
maßnahmen erst ab 0,6 mg vor. Das Beharren 
des früheren Umweltministers hätte also in 
der Sache selbst gar keinen diese Verzöge­
rung rechtfertigenden Fortschritt gebracht. 

Dabei muß bei dieser Gelegenheit auch der 
vielfach erweckte Eindruck zurechtgerückt 
werden, beim Smogalarm handle es sich sozu­
sagen um das Herzstück des Umweltschutzes 
und die mangelnde Einigung mit den Ländern 
habe die Bundesregierung in Aktivitäten ent­
scheidend behindert. 

Hauptanliegen des Umweltschutzes - und 
da sind wir uns, glaube ich, einig - muß doch 
vielmehr sein, Smogalarm erst gar nicht not­
wendig zu machen, indem die Luftverunreini­
gung an der Quelle eingedämmt wird - was 
abgesehen davon letztlich volkswirtschaftlich 
auch wesentlich billiger kommt. 

Immissionsschutz kann immer nur eine 
Ersatzlösung sein, um wenigstens für die 
menschliche Gesundheit das Ärgste zu verhü­
ten. 

Bei diesem vorbeugenden Immissions­
schutz hat nun keine fehlende Vereinbarung 
die Bundesregierung früher daran gehindert, 
beispielsweise im Kraftfahrzeugwesen noch 
entschlossenere Akzente zu setzen. Ich erin­
nere nur an die zuerst doch halbherzige For­
cierung des Katalysators. Jetzt wird der ver­
pflichtende Einführungstermin über Initiative 
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der Frau Umweltminister auf den 1 .  Oktober 
vorgezogen. Ich erinnere an die unverständli­
che Zurückhaltung beim Betreiben der Nach­
rüstung von Gebrauchtfahrzeugen mit Kata­
lysatoren. Auch die Abgase aus Industrie und 
Gewerbe haben nicht auf eine Vereinbarung 
mit den Ländern, sondern auf moderne 
Gesetze des Bundes gewartet. Abgesehen 
davon ist die Bundesregierung in vielen Fäl­
len ja selbst Eigentümer von stark umweltbe­
lastenden Betrieben. 

Ich muß anerkennen, daß sich nun eine 
Wende zum Besseren abzeichnet. Die vorlie­
gende Vereinbarung enthält - nicht zuletzt 
über Druck der Bundesländer - auch eine 
Verpflichtung des Bundes und der Ländern, 
in ihrem Bereich geeignete Maßnahmen zur 
Verringerung der Belastung der Umwelt 
durch Luftschadstoffe zu setzen, damit späte­
stens 1990 auch in den meistbelasteten Gebie­
ten Österreichs zumjndest keine gesundheits­
beeinträchtigenden Schadstoffmittelwerte 
mehr auftreten. 

In einer Nebenabrede zur Vereinbarung 
wurden mehrere Maßnahmen konkret und 
damit auch kontrollierbar festgehalten. Auch 
das Arbeitsübereinkommen von SPÖ und 
ÖVP zur Bildung einer gemeinsamen Bundes­
regierung sieht zahlreiche konkrete Arbeits­
vorhaben vor, durchwegs mit dem - ich setze 
das jetzt in Anführungszeichen - "Zeithori­
zont 1987" , was immer das bedeuten mag. 

Wenn man vergleicht, was dort vereinbart 
wurde und was inzwischen erledigt werden 
konnte, wird man der Bundesregierung und 
auch dem Parlament einen sehr arbeitsrei­
ehen Herbst vorhersagen dürfen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf 
das besonders drängende Problem des Luft­
reinhaltegesetzes für Kesselanlagen und die 
Novelle zum Betriebsanlagenreeht der Gewer­
beordnung verweisen, für die eine Erledigung 
noch in diesem Jahr versprochen wurde. Die 
Bundesregierung ist dabei durch keine wie 
immer geartete Landeszuständigkeit, die es 
zuerst zu vereinheitlichen gälte, gehindert, 
und ich möchte die Frau Umweltminister bit­
ten, das bei ihren Ressortkollegen zu betrei­
ben und sich bei dieser Gelegenheit auch 
gleich für eine entsprechende Dotierung des 
notleidenden Umweltfonds einzusetzen. 

Damit möchte ich zum Schluß noch ein 
grundsätzliches Problem kurz anreißen. Es 
wird oft damit argumentiert, der Bund habe 
zu wenige Umweltschutzkompetenzen. - Das 
mag ein Problem sein, wobei nicht nur die 

Menge, sondern vor allem die sachliche 
Zweckmäßigkeit im Vordergrund stehen 
sollte. In der Hauptsache liegt das Problem 
aber derzeit wohl eher darin, daß der Bund 
seine bestehenden zahlreichen Zuständigkei­
ten zu wenig geordnet und konzentriert hat. 

Ein kleines Beispiel: Das Arbeitsüberein­
kommen für die Bildung der Bundesregierung 
zählt allein im Punkt Luftreinhaltung sieben 
konkrete Vorhaben auf. Für die meisten von 
ihnen liegt die Zuständigkeit nicht im 
Umweltministerium, sondern in anderen 
Ressorts. 

Wenn auch, Hohes Haus, der Zuständig­
keitsbereich der Frau Umweltminister aus 
diesen Gründen gering scheinen mag, hat sie 
doch, nicht zuletzt in der öffentlichen Mei­
nung, ein großes Aufgabengebiet. Wir wollen 
sie in dieser Verantwortung, die ja letztlich 
eine ungeteilte ist, nach besten Kräften unter­
stützen. (Allgemeiner Beifall.) 18.00 

Vorsitzende: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor . 

Wünscht noch jemand das Wort? - Ich 
bitte, Frau Bundesminister Flemming. 

18.00 

Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Familie Dr. Marilies Flemming: Sehr geehrte 
Frau Vorsitzende! Hoher Bundesrat! Ich 
möchte auch für diese Debatte von ganzem 
Herzen danken. Daß gerade aus den Bundes­
ländern hier so großes Verständnis für den 
Umweltbereich kommt, ist eine wirklich 
große Unterstützung und Hilfe für mich. 

Ich darf vielleicht ganz kurz zum Smoga­
larmgesetz Stellung nehmen. Wie Sie wissen, 
diskutieren wir zurzeit im Umweltausschuß 
des Nationalrates darüber, und es wird viel, 
sehr viel Geld kosten, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, um all jene Betriebe, 
seien es jetzt private Betriebe oder auch 
Betriebe der verstaatlichten Industrie, so zu 
sanieren, daß wir auch tatsächlich diese 
Grenzwerte einhalten können. 

Ich muß Ihnen nicht sagen, daß die VOEST 
und die Chemie Linz die Umweltverschmut­
zer der Nation sind. Mein Kollege Streicher 
sagt immer, er ist unfreiwillig der größte 
Umweltverschmutzer dieses Landes. Wir wer­
den diese Beträge aufbringen müssen, wenn 
wir nicht wollen, daß die Linzer Bevölkerung, 
daß die Linzer Kinder tatsächlich eine 
schlechtere Luft haben als alle anderen Kin­
der. 
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Wenn wir uns an diese Grenzwerte halten 
wollen - und das wollen wir: die Bundeslän­
der haben sich dazu verstanden - ,  dann wird 
man vielleicht auch das eine oder andere Mal 
in Kauf nehmen müssen, daß es in Linz 
Smog alarm gibt und daß dann auch ein­
schneidende Maßnahmen getroffen werden 
müssen. 

Es ist aber auch notwendig, daß bei der 
Vollziehung des Smogalarmgesetzes eine 
noch größere Bereitschaft der Bundesländer 
zur Zusammenarbeit mit dem Bund vorhan­
den ist. Denn natürlich wird der Bund die 
Meßstellen, die wir ja jetzt brauchen werden, 
österreichweit zahlen müssen. 

Es gibt ja auch Kollegen, die sagen: "In 
Linz haben wir nur deswegen so hohe Smog­
alarmwerte, weil wir in anderen Bundeslän­
dern nicht so viele Meßstellen haben. Daher 
kann man es dort gar nicht feststellen." Ich 
kann das noch nicht beurteilen. Aber wo 
immer wir unsere Meßstellen hinstellen wer­
den, sie werden von den Organen der Länder 
im Wege der mittelbaren Bundesverwaltung 
bedient werden müssen. 

Zum Umweltfonds möchte ich doch auch 
ein Wort sagen, weil hier vielfach in den letz­
ten Tagen auch einiges durch die Medien 
gegangen ist. Gespräche mit dem Herrn 
Finanzminister haben ergeben, daß für das 
nächste Jahr in etwa - ich will mich jetzt 
nicht festlegen und den endgültigen Finanzie­
rungsgesprächen im Herbst nicht vorausgrei­
fen - eine Milliarde für den Wasserwirt­
schaftsfondsbereich und rund 500 Millionen 
Schilling für den Umweltbereich bereitge­
stellt werden. 

Das ist aber nur die Grundsubstanz. Es flie­
ßen ja aus dem Wasserwirtschaftsfonds 
immer wieder Gelder zurück, darüber hinaus 
werden wir auf den Kapitalmarkt gehen, und 
es wird der Bund einen Haftungsrahmen von 
4 ,5 Milliarden Schilling übernehmen. Diese 
4 ,5 Milliarden Schilling werden keineswegs 
nur in den Wasserwirtschaftsbereich gehen, 
sondern auch für Umweltangelegenheiten im 
Umweltfondsbereich zur Verfügung stehen, 
sodaß die Finanzierung des zusammengeleg­
ten Fonds garantiert ist. Sie können sicher 
sein, daß rasch und zügig alle Gelder ausge­
zahlt werden. 

Erlauben Sie mir noch ein Wort zum Konsu­
menten. Ich darf Ihnen ein großes Geheimnis 
verraten. Die zuständige Industrie und das 
zuständige Gewerbe haben mir unter dem 
Siegel der tiefsten Verschwiegenheit - ich 

habe trotzdem die Erlaubnis, es Ihnen mitzu­
teilen - mitgeteilt, daß aufgrund unserer 
Kampagne gegen die Treibgase ganz dramati­
sche Einbrüche auf dem Kaufsektor erfolgt 
sind und die Käuferinnen vor leeren Regalen 
stehen. Es sind noch nicht genügend Pro­
dukte ohne Treibgas mit Pumpe auf dem 
Markt. Trotzdem hört man von der Industrie 
immer wieder: Wir würden es j a  gar nicht pro­
duzieren, wenn es der Konsument nicht 
wollte. 

Nun, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich habe noch keine einzige Frau 
getroffen, die mir gesagt hat, sie braucht für 
ihre Schönheit unbedingt einen Haarspray 
mit gefährlichen Treibgasen. Das veranlaßt 
mich zu dem Schluß, daß es offensichtlich 
doch die Herren sind, die immer wieder zu 
den Sprays mit den Treibgasen greifen. (All­
gemeine Heiterkeit. - Scherzhafte Zwischen­
rufe bezüglich der "Haarpracht" einiger Bun­
desräte.) 

Ich möchte trotzdem, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, sagen, daß ich mich über 
Ihre Zustimmung zu den beiden vorgelegten 
Vereinbarungen sehr freue. Ich glaube auch, 
sagen zu dürfen: Daß die Bundesländer so 
rasch bereit waren, Kompetenzen der Länder 
herzugeben - auch das ist ein Ergebnis und 
ein großer Erfolg der großen Koalition. 
Danke schön. (Allgemeiner Beifall.) 18.05 

Vorsitzende: Es liegen keine weiteren Wort­
meldungen vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Die Abstimmung über die vorliegenden 
Beschlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten 
A b  s t i m  m u n g beschließt der Bundesrat 
mit Stimmeneinhelligkeit, gegen die beiden 
Beschlüsse des Nationalrates k e i n  e n Ei n ­
s p r  u e h  zu erheben. 

16. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 24. Juni 1987 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Außenhandelsgesetz 1984 
geändert wird (Außenhandelsgesetznovelle 

1988) (3298 der Beilagen) 

Vorsitzende: Wir gelangen nun zum 
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16 .  Punkt der Tagesordnung: Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates vom 24. Juni 1987 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Außenhandelsgesetz 1984 geändert wird 
(Außenhandelsgesetznovelle 1988) . 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dr. h. c. 
Mautner Markhof. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. h. c. Mautner Markhof: 
Frau Vorsitzende! Frau Bundesminister! 
Hoher Bundesrat! Durch den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß wird eine notwendige 
Anpassung der Listen bewilligungspflichtiger 
Waren an den neuen österreichischen Zollta­
rif, der seinerseits dem System des Interna­
tionalen Übereinkommens über das Harmoni­
sierte System zur Bezeichnung und Kodie­
rung der Waren folgt, durchgeführt. 

Dabei wurde grundsätzlich von einer Über­
tragung der bisher bestehenden Bewilligungs­
pflicht ausgegangen. Wo dies zu dem Ergeb­
nis geführt hätte, daß eine Untergliederung 
des Zolltarifes in Form des Harmonisierten 
Systems nur aus formalen außenhandels­
rechtlichen Gründen zu erfolgen hätte, wurde 
je nach wirtschaftlichem Hintergrund die 
Bewilligungspflicht zumindest auf eine ganze 
Unternummer ausgedehnt. Durch die in Aus­
sicht genommene spiegelgleiche Übernahme 
dieser Positionen in die Verordnung über die 
Ermächtigung der Zollämter zur Erteilung 
von Aus- oder Einfuhrbewilligungen in ver­
einfachter Form ist eine Handhabung ohne 
Mehrbelastung für Wirtschaft und Verwal­
tung sichergestellt. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
6 .  Juli 1987 in Verhandlung genommen und 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 24. Juni 1987 betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Außenhandelsgesetz 
1984 geändert wird (Außenhandelsgesetzno­
velle 1988), wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzende: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter für seine Ausführungen. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
k e i n  e n E i n  s p r u c h zu erheben. 

17. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1987 betreffend ein Nahrungsmittel­
hilfe-Übereinkommen 1986 samt Präambel 

(3299 der Beilagen) 

18. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1987 über ein Übereinkommen 
betreffend Weizenhandel 1986 samt Präambel 

und Anhang (3300 der Beilagen) 

Vorsitzende: Wir gelangen nun zu den 
Punkten 17 und 18 der Tagesordnung, über 
die die Debatte unter einem abgeführt wird. 

Es sind dies Beschlüsse des Nationalrates 
vom 24. Juni 1987 betreffend 

ein N ahrungsmittelhilfe-Übereinkommen 
1986 samt Präambel und 

ein Übereinkommen betreffend Weizenhan­
del 1986 samt Präambel und Anhang. 

Berichterstatter über die Punkte 17 und 18  
ist Herr Bundesrat Knaller. Ich bitte um die 
Berichterstattung. 

Berichterstatter Knaller: Frau Vorsitzende! 
Meine Damen und Herren! Bericht des Wirt­
schaftsausschusses über den Beschluß des 
Nationalrates vom 24. Juni 1987 betreffend 
ein N ahrungsmi ttelhilfe-Übereinkommen 
1 986 samt Präambel. 

Das vorliegende Übereinkommen ersetzt 
das am 30. Juni 1986 auslaufende Nahrungs­
mittelhilfe-Übereinkommen 1980 (BGBL Nr. 
421/1980). Ziel des Nahrungsmittelhilfe-Über­
einkommens ist die Durchführung eines Nah­
rungsmittelhilfeprogramms zugunsten der 
Entwicklungsländer. 

Im Hinblick auf die österreichischen Wei­
zenüberschüsse besteht aber neben dem 
außen- und entwicklungspolitischen auch ein 
agrarpolitisches Interesse an einer öster­
reichischen Mitgliedschaft. 

Gemäß dem vorliegenden Übereinkommen 
soll die Lieferung von 10 Millionen Tonnen 
Nahrungsmittelhilfe sichergestellt werden, 
Empfänger der Hilfe sind ausschließlich Ent­
wicklungsländer. Durch den ausgeprägten 
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Hilfscharakter unterscheidet sich dieses 
Abkommen wesentlich vom Weizenhandels­
abkommen. Die geleisteten Lieferungen und 
Zahlungen können demnach als öffentliche 
Entwicklungshilfe angerechnet werden. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Abkommens die Erlassung von besonderen 
Bundesgesetzen im Sinne des Artikels 50 Abs. 
2 B-VG zur Überführung des Vertragsinhaltes 
in die innerstaatliche Rechtsordnung nicht 
erforderlich. 

Der Wirtschafts ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
6 .  Juli 1987 in Verhandlung genommen und 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1 987 betreffend ein Nahrungsmittel­
hilfe-Übereinkommen 1986 samt Präambel 
wird kein Einspruch erhoben. 

Weiters: Bericht des Wirtschaftsausschus­
ses über den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 24. Juni 1987 über ein Übereinkom­
men betreffend Weizenhandel 1986 samt Prä­
ambel und Anhang. 

Ziel des Übereinkommens ist die Förderung 
der internationalen Zusammenarbeit in allen 
Aspekten des Handels mit Weizen und ande­
rem Getreide sowie die Ausweitung des inter­
nationalen Getreidehandels im Interesse aller 
Mitglieder, besonders der Entwicklungslän­
der. 

Das Übereinkommen enthält vorwiegend 
administrative Bestimmungen, wodurch die 
Modalitäten zur Erreichung der Zielsetzun­
gen des Übereinkommens festgelegt werden. 
Das sind unter anderem die Beseitigung von 
Handelshemmnissen und unfairer und diskri­
minierender Praktiken; die Steigerung der 
Welternährungssicherheit; die Bildung eines 
Forums zum Informationsaustausch und zur 
Diskussion von Problemen; die Schaffung 
eines Rahmens für die mögliche Verhandlung 
eines neuen Übereinkommens mit wirtschaft­
lichen Bestimmungen. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Abkommens die Erlassung von besonderen 
Bundesgesetzen im Sinne des Artikels 50 Abs. 

2 B-VG zur Überführung des Vertragsinhaltes 
in die innerstaatliche Rechtsordnung nicht 
erforderlich. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
6. Juli 1 987 in Verhandlung genommen und 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 24. Juni 1987 über ein Übereinkom­
men betreffend Weizenhandel 1986 samt Prä­
ambel und Anhang wird kein Einspruch erho­
ben. 

Vorsitzende: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Farthofer. Ich erteile es ihm. 

18.15 

Bundesrat Farthofer (SPÖt Niederöster­
reich): Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen 
und Herren! Ziel des Nahrungsmittelhilfe­
Übereinkommens ist die Abwicklung eines 
Nahrungsmittelhilfsprogramms, also Hilfe für 
die Entwicklungsländer, Hilfe für die Dritte 
Welt. 

Wie berichtet, soll gemäß dem vorliegenden 
Übereinkommen die Lieferung von 1 0  Millio­
nen Tonnen Nahrungsmitteln sichergestellt 
werden, die doppelte Jahresmenge der öster­
reichischen Weizenproduktion. 

Geschätzte Damen und Herren! Da wir 
bekanntlich in Österreich Weizenüberschuß 
haben, ist neben dem außenpolitischen und 
entwicklungspolitischen Interesse diese Maß­
nahme auch von agrarpolitischer Bedeutung. 
Dies sollte man meinen, und es ist schade, 
daß der zuständige Minister Graf nicht anwe­
send ist. 

Grund meiner Wortmeldung war die Frage, 
warum wir Österreicher diese Entwicklungs­
hilfe nicht, wie vermeintlich, in Form dieser 
20 000 Tonnen Weizen liefern; sondern in 
Form von Geld finanzieren. Dem öster­
reichischen Steuerzahler erwachsen dadurch 
Kosten in der Höhe von 65 bis 70 Millionen 
Schilling. Die USA liefert ihren Überschuß­
weizen, und wir Österreicher müssen das 
bezahlen. 

Ich möchte mit allem Nachdruck feststel­
len: Es gibt sicherlich nichts gegen die Ent-
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wicklungs hilfe einzuwenden, aber sicherlich 
gegen diese Form der Entwicklungshilfe. 

Man sollte - ich bitte die Kollegen der 
ÖVP, dies Herrn Minister Graf zu übermitteln 
- in Zukunft Überlegungen anstellen, wie 
diese Form der Entwicklungshilfe verbessert 
werden kann, es soll Ware, sprich Überschuß­
weizen, geliefert werden. 

Geschätzte Damen und Herren! Wir alle 
wissen, daß die Getreideexportkosten in den 
vergangenen Jahren sprunghaft gestiegen 
sind, daß diese Transportkosten von den 
Geberländern getragen werden müssen, ich 
glaube aber trotzdem, daß die Tragung der 
Transportkosten wesentlich günstiger ist als 
die Bezahlung dieser im Übereinkommen vor­
gesehenen Mittel. Dann erst, liebe Freunde, 
wenn die Entwicklungshilfe in Form von Wei­
zenlieferungen geleistet wird, ist sie - wie 
von der Berichterstattung erwähnt - eine 
sehr gute und notwendige agrarpolitische 
Maßnahme, und ich würde bitten, daß wir 
darauf gemeinsam drängen. - Danke. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 18.18 

Vorsitzende: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein 
Schlußwort gewünscht? - Dies ist nicht der 
Fall .  

Die Abstimmung über die vorliegenden 
Beschlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten 
A b s t i m  m u n g beschließt der Bundesrat 
mit Stimmeneinhelligkeit, gegen die beiden 
Beschlüsse des Nationalrates k e i n  e n E i n ­
s p r  u e h  zu erheben. 

19. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1987 über ein Abkommen in Form 
eines Notenwechsels zwischen der Republik 
Österreich und der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft zur neuerlichen Verlängerung 
des Befristeten Abkommens über eine 
gemeinsame Disziplin betreffend den gegen­
seitigen Handel mit Käse (3301 der Beilagen) 

Vorsitzende: Wir gelangen nun zum 
19.  Punkt der Tagesordnung: Abkommen in 
Form eines Notenwechsels zwischen der 

Republik Österreich und der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zur neuerlichen Ver­
längerung des Befristeten Abkommens über 
eine gemeinsame Disziplin betreffend den 
gegenseitigen Handel mit Käse.  

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Holzin­
ger. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Holzinger: Sehr geehrte 
Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 
Durch den vorliegenden Beschluß wird das 
am 2 1 .  Oktober 1981 unterzeichnete Befristete 
Abkommen zwischen Österreich und der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über 
eine gemeinsame Disziplin betreffend den 
gegenseitigen Handel mit Käse, das am 
3 1 .  Dezember 1986 ausgelaufen ist, verlängert. 

Zwischen Österreich und der Gemeinschaft 
hat eine Reihe von Konsultationen über eine 
unbefristete Verlängerung des Käseabkom­
mens stattgefunden. Da auf Grund des Ver­
handlungsverlaufes jedoch bis 1. Jänner 1987 
kein neues Abkommen abgeschlossen werden 
konnte, hat die EG-Seite vorgeschlagen, das 
derzeit in Kraft stehende Abkommen bis zum 
Inkrafttreten des neuen unbefristeten 
Abkommens, längstens jedoch bis zum 
3 1 .  Dezember 1987 , zu verlängern. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Abkommens die Erlassung von besonderen 
Bundesgesetzen im Sinne des Artikels 50 Abs. 
2 B-VG zur Überführung des Vertragsinhaltes 
in die innerstaatliche Rechtsordnung nicht 
erforderlich. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
6. Juli 1987 in Verhandlung genommen und 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
zum empfehlen, keinen Einspruch zu erhe­
ben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschafts ausschuß somit den A n  t r a g , der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1987 betreffend ein Abkommen in 
Form eines Notenwechsels zwischen der 
Republik Österreich und der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zur neuerlichen Ver­
längerung des Befristeten Abkommens über 
eine gemeinsame Disziplin betreffend den 
gegenseitigen Handel mit Käse wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzende: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter. 
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Vorsitzende 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Wünscht 
jemand das Wort? - Es ist dies nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimm en einhelligkeit, gegen 
den Beschluß des Nationalrates k e i n  e n 
E i n s p r u c h zu erheben. 

20. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1987 über ein Abkommen zwischen 
Österreich und der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft über eine gemeinsame Diszi­
plin betreffend den gegenseitigen Handel mit 

Käse samt Anhang (3302 der Beilagen) 

Vorsitzende: Wir gelangen nun zum 
20. Punkt der Tagesordnung: Abkommen zwi­
schen Österreich und der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft über eine gemeinsame 
Disziplin betreffend den gegenseitigen Han­
del mit Käse samt Anhang. 

Berichterstatter ist wieder Herr Bundesrat 
Holzinger. Ich bitte ihn, zu berichten. 

Berichterstatter Holzinger: Durch dieses 
unbefristete Abkommen wird das in Geltung 
stehende befristete Abkommen zwischen 
Österreich und der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft mit 1 .  September 1987 außer 
Kraft gesetzt. 

Das Abkommen sieht eine Mengenregelung 
vor, welche die Stabilisierung des Handels auf 
dem Käsesektor zwischen Österreich und der 
EG bezweckt. Des weiteren sieht es vor, daß 
die auf den Märkten der EWG und Österreich 
an gewandten Preise der im Abkommen ent­
haltenen Käsesorten überwacht werden, um 
Marktstörungen zu vermeiden. 

Gegenüber dem bisher geltenden befriste­
ten Abkommen sieht das nunmehr verein­
barte Abkommen eine Aufstockung der zoll­
mäßig begünstigten österreichischen Export­
menge von Käse um 1 550 t vor. Überdies 
konnte die Aufnahme von zusätzlichen öster­
reichischen Käsesorten (Mondseer. Alpenta­
ler, Tiroler Graukäse) in die Warenliste 
erreicht werden. Darüber hinaus sind einige 
technische, für Österreich vorteilhafte Ver­
besserungen in diesem Abkommen enthalten. 
Importseitig ist keine Quotenerhöhung vorge­
sehen. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Abkommens die Erlassung von besonderen 

Bundesgesetzen im Sinne des Artikels 50 Abs. 
2 B-VG zur Überführung des Vertragsinhaltes 
in die innerstaatliche Rechtsordnung nicht 
erforderlich. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
6. Juli 1987 in Verhandlung genommen und 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1987 betreffend ein Abkommen zwi­
schen Österreich und der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft über eine gemeinsame 
Disziplin betreffend den gegenseitigen Han­
del mit Käse samt Anhang wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzende: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Wünscht 
jemand das Wort? - Es ist dies nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimm en einhelligkeit, gegen 
den Beschluß des Nationalrates k e i n  e n 
Ei n s p r  u c h zu erheben. 

21. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1987 über ein Protokoll betreffend die 
Verlängerung des Abkommens über den 
Internationalen Handel mit Textilien samt 

Schlußfolgerungen (3303 der Beilagen) 

Vorsitzende: Wir gelangen nun zum 
2 1 .  Punkt der Tagesordnung: Protokoll betref­
fend die Verlängerung des Abkommens über 
den Internationalen Handel mit Textilien 
samt Schlußfolgerungen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Holzin­
ger . Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Holzinger: Sehr geehrte 
Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 
Mit dem vorliegenden Beschluß des National­
rates wird die Geltungsdauer des in Öster­
reich auf Gesetzesstufe stehenden Abkom­
mens über den Internationalen Handel mit 
Textilien (BGBl. Nr. 623/1 974 in der Fassung 
des Protokolls über die Verlängerung, BGBl. 
Nr. 513/1982) um einen weiteren Zeitraum, 
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und zwar vom 1 .  August 1986 bis 3 1 .  Juli 1991 ,  
verlängert. 

Hauptziel des Abkommens über den Inter­
nationalen Handel mit Textilien, im folgen­
den "Multifaserabkommen" genannt, sind die 
Ausweitung des Handels und die fortschrei­
tende Liberalisierung des Welthandels mit 
Textilerzeugnissen, während gleichzeitig eine 
geordnete und angemessene Entwicklung die­
ses Handels sowie die Vermeidung störender 
Auswirkungen auf einzelne Märkte und in 
einzelnen Erzeugungsgebieten sowohl in Ein­
fuhr- als auch in Ausfuhrländern sicherge­
stellt werden sollen. Beim Vorliegen von 
Marktstörungen oder beim Drohen von 
Marktstörungen können auf Grund des Multi­
faserabkommens entsprechende bilaterale 
Vereinbarungen zwecks Beschränkung der 
Einfuhren der betreffenden Produkte aus 
bestimmten Teilnehmerländern geschlossen 
werden. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Abkommens die Erlassung von besonderen 
Bundesgesetzen im Sinne des Artikels 50 Abs. 
2 B-VG zur Überführung des Vertragsinhaltes 
in die innerstaatliche Rechtsordnung nicht 
erforderlich. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
6. Juli 1987 in Verhandlung genommen und 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Haus zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
24. Juni 1987 über ein Protokoll betreffend die 
Verlängerung des Abkommens über den 
Internationalen Handel mit Textilien samt 
Schlußfolgerungen wird kein Einspruch erho­
ben. 

Vorsitzende: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Wünscht 
jemand das Wort? - Es ist dies nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen 
den Beschluß des Nationalrates k e i n  e n 
E i n  s p r  u c h zu erheben. 

22. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 3. Juli 1987 betreffend ein Bundesge­
setz über die einmalige Gewährung einer 
Sonderbegünstigung bei vorzeitiger Rückzah­
lung von Wohnbaudarlehen der öffentlichen 
Hand (Rückzahlungsbegünstigungsgesetz 
1987 - RBG) sowie zur Änderung des Wohn­
bauförderungsgesetzes 1984, des Stadterneue­
rungsgesetzes, des Wohnungsgemeinnützig­
keitsgesetzes und des Startwohnungsgesetzes 
(1. Wohnrechtsänderungsgesetz - 1. WÄG) 

(3304 der Beilagen) 

Vorsitzende: Wir gelangen nun zum 
22 .  Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz 
über die einmalige Gewährung einer Sonder­
begünstigung bei vorzeitiger Rückzahlung 
von Wohnbaudarlehen der öffentlichen Hand 
(Rückzahlungsbegünstigungsgesetz 1987 -
RBG) sowie zur Änderung des Wohnbauförde­
rungsgesetzes 1984, des Stadterneuerungsge­
setzes, des Wohnungsgemeinnützigkeitsgeset­
zes und des Startwohnungsgesetzes ( 1 .  Wohn­
rechtsänderungsgesetz - 1 .  WÄG). 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dr. h. c .  
Mautner Markhof. Ich bitte um seinen 
Bericht. 

Berichterstatter Dr. h. c. Mautner Markhof: 
Frau Vorsitzende! Gegenüber dem Rückzah­
lungsbegünstigungsgesetz aus 197 1 bringt das 
Rückzahlungsbegünstigungsgesetz 1987 
zusätzliche Momente, die zur vorzeitigen 
Rückzahlung Anlaß bieten sollen: 

a) zusätzlich zu der bisherigen Volltilgung 
die Möglichkeiten der Teiltilgung für Mietge­
genstände (§ 2 Abs. 3) , darüber hinaus im 
Rahmen der wohnwertbezogenen Kosten­
miete auch als Teiltilgung über 50 Prozent für 
ganze Baulichkeiten (§ 4 Abs.  2) ;  

b) Ausbau der Ermöglichung der Vereinba­
rung eines angemessenen Mietzinses (Ent­
gelts) in § 4 Abs.  2 und § 9 Abs. 4 entsprechend 
dem § 16 Abs.  1 MRG (bei gemeinnützigen 
Bauvereinigungen nach § 13 Abs. 4 WGG 
unter dem Gebot der unternehmensbezoge­
nen Gesamtkostendeckung); 

c) Aufhebung mobilitätshemmender Fakto­
ren, insbesondere "Freimachen" des Grund­
buches; 

d) durch begünstigte Rückzahlung wird bei 
vom Wohnhaus-Wiederaufbaufonds geförder­
ten Bauten die sonst wirksam werdende 
raschere Tilgung vermieden, bei den übrigen 
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geförderten Bauten eine allfällige Neufestle­
gung der Rückzahlungsbedingungen gemäß 
§ 54 WFG 1 984. 

Das 1. Wohnrechtsänderungsgesetz enthält 
Bereinigungen und Harmonisierungen der 
Wohnrechtsbestimmungen und stellt sicher, 
daß die Förderung der Stadterneuerung wei­
tergeführt werden kann, wobei das Schwerge­
wicht auf wohnumfeldbezogenen Maßnahmen 
sowie auf der Sanierung denkmalgeschützter 
Gebäude liegen soll. Dem Rückzahlungsbe­
günstigungsgesetz 1987 und dem 1 .  Wohn­
rechtsänderungsgesetz kommen im besonde­
ren auch arbeitsmarktpolitische Bedeutung 
zu, da die eingehenden Mittel zum Großteil 
direkt in die Wohnbauförderung fließen und 
sonst auslaufende Förderungsmöglichkeiten 
aufrechterhalten werden. Zugleich werden 
Klarstellungen vorgenommen, um keine 
Änderung der Praxis zufolge später aufge­
tauchter Interpretationsschwierigkeiten 
erforderlich zu machen. 

Das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 
hat darauf hingewiesen, daß die Bestimmun­
gen des Abschnittes VIII (Änderungen des 
Bundesfinanzgesetzes 1987) des vorliegenden 
Gesetzesbeschlusses im Sinne des Artikels 42 
Abs. 5 B-VG nicht dem Einspruchsrecht des 
Bundesrates unterliegen. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
6. Juli 1 987 in Verhandlung genommen und 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschaftsausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 3. Juli 1 987 betreffend ein Bundes­
gesetz über die einmalige Gewährung einer 
Sonderbegünstigung bei vorzeitiger Rückzah­
lung von Wohnbaudarlehen der öffentlichen 
Hand (Rückzahlungsbegünstigungsgesetz 
1987 - RBG) sowie zur Änderung des Wohn­
bauförderungsgesetzes 1984, des Stadterneue­
rungsgesetzes , des Wohnungsgemeinnützig­
keitsgesetzes und des Startwohnungsgesetzes 
( 1 .  Wohnrechtsänderungsgesetz - 1 .  WÄG) 
wird - soweit er dem Einspruchsrecht des 
Bundesrates unterliegt - kein Einspruch 
erhoben. 

gemeldet hat sich Herr Bundesrat Veleta. Ich 
erteile es ihm. 

18.31 

Bundesrat Veleta (SPÖ, Wien): Frau Vorsit­
zende! Hoher Bundesrat! Diesem Gesetzesbe­
schluß, den wir jetzt beraten, liegt eine Initia­
tive der Regierungsparteien zugrunde, und 
zwar haben die Abgeordneten Keimel und 
Schemer diesen Antrag im Parlament einge­
bracht. Gleichzeitig ist er Beweis für die 
Bereitschaft der Bundesregierung, das 
Arbeitsübereinkommen, das beschlossen 
wurde, zügig zu erfüllen und zu verwirkli­
chen. 

Die Bundesregierung hat in diesem Arbeits­
übereinkommen dem Problem Wohnen brei­
ten Raum gewidmet, Problemen, die es 
infolge der ständigen Veränderungen in unse­
rer Gesellschaft immer wieder geben wird, 
und daher muß die Problemlösung auch 
immer wieder angepaßt werden. Der Geset­
zesbeschluß ist ein kleiner Beitrag zur Lösung 
dieses großen Problembereiches. Er ist 
Beweis dafür, daß diese Regierung die anste­
henden Probleme rasch lösen möchte. 

Der Gesetzesbeschluß bietet Darlehensneh­
mern von Wohnbauförderungsdarlehen, von 
Darlehen des Bundeswohn- und Siedlungs­
fonds und des Wohnhauswiederaufbaufonds 
die Möglichkeit, bis Ende 1988 aushaftende 
Darlehen begünstigt zurückzuzahlen. Das 
Ausmaß der Begünstigungen beträgt je nach 
Restlaufzeit 30 bis 50 Prozent. 

Für Gemeinden und gemeinnützige Wohn­
bauvereinigungen ist eine vergleichbare 
Regelung vorgesehen. Allerdings kann bei 
solchen Wohnanlagen nicht jeder einzelne 
Mieter die Begünstigung konsumieren, son­
dern nur die gesamte Wohngemeinschaft bei 
gemeinsamem Einverständnis .  Ich glaube, 
daß dies eine gute Regelung ist, weil dadurch 
in einer Wohnanlage nicht zweierlei Mieter 
oder Nutzer geschaffen werden: jene, die die 
Förderung frühzeitig zurückzahlen, und jene, 
die das Darlehen weiterhin in Anspruch neh­
men müssen. 

Durch diesen Teil des Gesetzesbeschlusses 
erwartet man sich einen Rückfluß von Mit­
teln, die dem Wohnbau zugute kommen sollen 
und damit auch der Bauwirtschaft einen ent­
sprechenden Auftrieb geben sollen. Vor allem 
sollen damit auch weitere Arbeitsplätze 

Vorsitzende: Ich danke dem Herrn Bericht- geschaffen werden. 
erstatter für seine Ausführungen. 

Bei den Beratungen im Nationalrat wurden 
Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort Schätzungen über das Ausmaß der zurückflie-
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ßenden Mittel berichtet. Diese Schätzungen 
wurden im Hohen Haus mit verschiedenen 
Zahlen untermauert. Auch in der Ausschuß­
sitzung des Wirtschaftsausschusses des Bun­
desrates wurden hier entsprechende Anfra­
gen gestellt, aber konkrete Angaben konnten 
nicht gemacht werden. Es wurden Schätzun­
gen abgegeben von 1 Milliarde bis zu 8 Milli­
arden. Hier gibt es also einen Faktor, der 
noch offen ist. Man kann hier noch keine kon­
kreten Zahlen nennen. 

Ich möchte das auch heute hier nicht tun, 
weil ich glaube, daß man noch nicht in der 
Lage ist, konkrete Zahlen anzugeben, son­
dern ich möchte nur der Hoffnung Ausdruck 
geben, daß möglichst viele Mittel zurückflie­
ßen, noch dazu, wo die Auf teilung der Mittel 
so erfolgen soll, daß diese zu einem Drittel 
dem Bund zur Verfügung gestellt werden und 
zu zwei Dritteln den Ländern zufließen. 

Im Gesetzesbeschluß ist auch eine Novelle 
zum Stadterneuerungsgesetz enthalten. Diese 
Novelle war notwendig geworden, weil der 
Verfassungsgerichtshof aus formalen Grün­
den im Herbst 1986 jene Bestimmung aufge­
hoben hat, welche die Voraussetzung für die 
finanzielle Bedeckung des Fonds war. Die 
Fortführung der Förderungsaktion der Stadt 
und der Ortserneuerung ist durch diese 
Novelle, der wir heute unsere Zustimmung 
geben, wieder möglich. 

Diese Förderung hat nicht nur für Wien 
Bedeutung, sondern für viele Gemeinden 
unseres Landes. Sehr geehrte Damen und 
Herren, darf ich doch als Beispiel der Stadter­
neuerung einiges über die Stadt Wien hier 
ausführen. 

In Wien ist eine großflächige Stadterweite­
rung, wie sie nach dem Wiederaufbau bis in 
die siebziger Jahre zur Befriedigung des 
quantitativen Wohnbedarfes notwendig war, 
nicht mehr notwendig und wird daher nicht 
mehr durchgeführt, sondern der Schwerpunkt 
liegt auf der Stadterneuerung. 

Unsere Stadt hat sich für die sanfte Stadter­
neuerung. also gegen Abbrüche von Wohn­
bauten oder Hausanlagen im großen Ausmaß 
entschieden. Grundprinzip der sanften Stadt­
erneuerung ist, daß die Interessen der Betrof­
fenen im Vordergrund stehen. Dafür hat die 
Stadt Wien die sogenannte Gebietsbetreuung 
eingeführt. Diese Gebietsbetreuung hat sich 
bestens bewährt und hat zur umfassenden 
Information und Beratung der Betroffenen 
entscheidend beigetragen. Sie hat auch einen 
wesentlichen Beitrag zur Förderung der 

Eigeninitiative von Bewohnern und Hausei­
gentümern in diesen Stadterneuerungsvier­
teln geleistet. 

Daß damit der richtige Weg gewählt wurde, 
ist an den Statistiken eindeutig ersichtlich, 
denen zufolge es dem Fonds als Motor gelun­
gen ist, gewaltige Aktivitäten auf dem Gebiet 
der Stadterneuerung mit riesigen Investi­
tionssummen ins Rollen zu bringen. So haben 
sich beispielsweise die empfohlenen Anträge 
vom Juni 1986 bis Jänner 1987 weit mehr als 
verdoppelt, und zwar wurden im Jahr 1986 326 
Anträge gestellt. Diese haben sich auf 767 
erhöht. Von diesen 767 empfohlenen Vorha­
ben, die rund 25 000 Wohnungen umfassen, 
befinden sich zurzeit 1 74 in Bau. 

Sehr geehrte Damen und Herren! In der 
Debatte bei Wohnbauproblemen und vor 
allem auch bei Förderungs- und Finanzie­
rungsproblemen wird sehr oft in der Öffent­
lichkeit vom Wohnungseigentum gesprochen. 
Auch wird immer wieder die Umwandlung 
von Mietwohnungen oder Genossenschafts­
wohnungen in Eigentumswohnungen ange­
regt. Ich möchte mich nicht gegen Eigentums­
wohnungen aussprechen, ich möchte viel­
mehr anregen. daß man die Bewerber um 
Eigentumswohnungen mehr über ihre Rechte 
und Pflichten aufklärt. Ich möchte ein kleines 
Beispiel aus meinem Bezirk anführen, um zu 
erläutern. was ich meine. 

Ein altes Ehepaar erwirbt in einer Eigen­
tumswohnhausanlage einen Einzelraum mit 
Loggia. Eine Firma regt die Verbauung dieser 
Loggia an und führt diese Verbauung auch 
durch. Die Baubehörde stellt fest, daß dafür 
die Baubewilligung fehlt und teilt diesem älte­
ren Ehepaar mit, daß die übrigen 35 Miteigen­
tümer der Wohnhausanlage die Zustimmung 
erteilen müssen. Von diesen 35 Miteigentü­
mern verweigern fünf die Zustimmung. Damit 
wird ein kompliziertes Verfahren eingeleitet. 
Es kommt zu einem außerordentlich schwieri­
gen Verfahren, und dieses alte Ehepaar, das 
meint, es hat Eigentum erworben und kann 
darüber frei verfügen, wird dadurch, daß die 
fünf Miteigentümer ihre Zustimmung verwei­
gern, in arge Schwierigkeiten gebracht. 

Ich glaube daher: Wenn man so sehr den 
Eigentumsgedanken an Wohnungen forciert, 
soll man auch die entsprechende Aufklärung 
durchführen,  noch dazu, wo, wie ich glaube, 
hier vor allem bei Genossenschaftswohnun­
gen ja bereits sehr weitgehende Verbesserun­
gen durchgeführt wurden. Im Zusammen­
hang damit gibt es bei vielen Wohnbaugenos­
senschaften bereits das Wohnungsweiter-

r 

, 

489. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)110 von 112

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 489. Sitzung - 7. Juli 1987 21041 

Veleta 

gaberecht, das ja  fast einer Nutzung wie beim 
Wohnungseigentum gleichkommt. 

Ich halte eine bessere Aufklärung in dieser 
Frage für entscheidend, daher nicht nur ein 
Erheben der Forderung nach Schaffung von 
Eigentumswohnungen, sondern auch die ent­
sprechende Aufklärung. 

Mit der Zustimmung zu dem vorliegenden 
Gesetzesbeschluß wird ein Beitrag zur 
Lösung des großen Problembereiches Woh­
nen geleistet. Viele Fragen und Probleme blei­
ben aber noch offen. Die Regierungsparteien 
sind auch hier bereit, sehr rasch an die 
Lösung dieser offenen Fragen zu gehen. So 
soll durch weitere Gesetzesbeschlüsse eine 
Verländerung der Förderungsmittel erfolgen, 
und - was mir besonders wichtig scheint -
eine Änderung des Wohnungsgemeinnützig­
keitsgesetzes soll den Mietern und Nutzern 
von Wohnungen mehr Rechte einräumen. 
Dies soll aber nicht nur auf Genossenschafts­
wohnungs-Nutzer beschränkt sein, sondern 
die Mietermitbestimmung soll für alle Mieter 
in Österreich eingeführt werden . .  

Abschließend möchte ich feststellen, daß 
ich froh darüber bin, daß die Regierungspar­
teien mit Elan und entsprechender Eile daran 
gehen, Lösungen für die Wohnungsprobleme 
zu finden, nicht zuletzt, weil ich glaube, daß 
Wohnen zu den Grundbedürfnissen der Men­
schen gehört. Die Wohnung soll und darf 
nicht zum Spekulationsobjekt werden. Die 
sozialistische Fraktion wird dem Gesetzesbe­
schluß zustimmen. (Beifall bei der SPÖ und 
bei Bundesräten der ÖVP.) 18.41 

Vorsitzende: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Knaller. Ich erteile es ihm. 

18.42 

Bundesrat Knaller (ÖVP, Kärnten): Frau 
Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 
Hoher Bundesrat! Die Debatte geht langsam 
dem Ende zu, und ich werde versuchen, mei­
nen Beitrag so kurz wie möglich zu gestalten. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Ich begrüße dieses Gesetz, wenn es auch 
nur einen kleinen Teil des Arbeitsprogram­
mes der Regierungsvereinbarung vom 
16.  Jänner beinhaltet. Die befristeten Rück­
zahlungsbegünstigungen unter Punkt 4.7 der 
Regierungsvereinbarungen bringen den 
Interessenten Vorteile und schaffen Eigen­
tum, was wir eigentlich immer befürworten 
und auch vertreten. Durch die rasche Rück­
zahlung kommen Bund und Länder schneller 
zu Geldmitteln, und diese können wiederum 

weiteren Wohnungswerbern weitergegeben 
werden. 

Zwei Drittel davon werden direkt in den 
Wohnbau fließen, also die Bauwirtschaft 
ankurbeln und Beschäftigung schaffen, was 
besonders begrüßt werden kann. Ein Drittel 
wird für die Budgetierung beziehungsweise 
Budgetsanierung herangezogen. Diese Vor­
gangsweise kann ich bejahen, warne aber vor 
weiteren Belastungen der Staatsbürger durch 
Steuern und Gebührenerhöhungen wie zum 
Beispiel durch die vorgesehenen Telefonge­
bührenerhöhungen. Ich hoffe, daß von den 
ausstehenden Wohnbauförderungsdarlehen, 
die rund 1 70 Milliarden Schilling betragen, 
viel Gebrauch gemacht wird, damit das ein­
tritt, was ich hier zitiert habe. 

Zum Punkt 4.6 der Regierungsvereinba­
rung: Neubau und Sanierung müßten von der 
Förderung her gleichgestellt werden, wobei 
ich an die Altstadt- und Althaus- sowie Dorf­
sanierung denke. 

Beim Neubau von Wohnungen muß in 
Zukunft noch mehr auf die Wohnungswerber 
Rücksicht genommen werden. Ich meine 
damit, daß eine Begrenzung der Quadratme­
terwohnfläche nicht mehr zeitgemäß ist. Die 
eine Familie will mehr Quadratmeter, die 
andere eventuell weniger. 

In Zukunft wird man auch noch mehr auf 
die Bevölkerungsdichte über das Jahr 2000 
hinaus Rücksicht nehmen müssen, damit 
Neubauwohnungen nicht in Gebieten errich­
tet werden, wo sie nicht mehr gebraucht wer­
den. 

Weiters wird man in Zukunft auch beim 
Wohnungsneubau auf Umweltfreundlichkeit, 
Grünflächen, Erholungsräume, Wohnstraßen 
und dergleichen mehr Rücksicht nehmen 
müssen. Das Wohnen muß Entspannung brin­
gen und sich auf die Lebensgestaltung der 
Menschen und Familien positiv auswirken. 
Ich meine damit, daß Wohnen für die Familie 
angemessen und erträglich sein muß. 

Wohnungen und Wohnbauten, die nach dem 
Jahre 1 945 errichtet wurden, müssen unbe­
dingt einer Sanierung zugeführt werden. Ich 
bringe hier ein Zitat aus der Zeitschrift 
"Erhaltung und Erneuerung" . Es betrifft die 
größte Wohnbaugenossenschaft in Vorarl­
berg. Es wird beispielsweise erwähnt, daß der 
eine Wohnungsmieter beim Vertragsabschluß 
eine Option erhält. Der Mieter kann nach 
zehn Jahren sagen: Jetzt möchte ich die Woh­
nung ins Eigentum übernehmen. Das sollte in 
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einer der nächsten Regelungen auch mit auf­
genommen werden. 

Man sollte alle Gedanken aufnehmen, die 
uns aus den alten Gleisen der Wohnbauförde­
rung herausführen, weil diese nicht mehr zeit­
gemäß sind. Wie vorher zitiert sollen die Miet­
wohnungen nach gewisser Zeit ins Eigentum 
zurückgeführt werden können. 

Um diese Vorstellungen möglichst bald in 
die Tat umsetzen zu können, wäre eine Miet­
rechts- und Steuergesetzesänderung unbe­
dingt und dringend erforderlich. Ich hoffe, 
daß diese und andere wichtige Anliegen der 
Bürger und der Wirtschaft in die neue Steuer­
regelung, die meiner Meinung nach unbe­
dingt kommen muß, aufgenommen werden. 
Damit die vielen gepriesenen Althaus- und 
Stadtsanierungen durchgeführt werden kön­
nen, sind Änderungen notwendig. 

Abschließend möchte ich noch zu Punkt 3 
der Vereinbarungen kommen und auf die Ver­
länderung hinweisen. Ich begrüße diese 
Absicht und hoffe, daß zwischen dem Bund 
und den Ländern eine vernünftige Lösung ab 
dem Jahre 1988 gefunden wird. Die Verlände­
rung würde einen gesunden Wettbewerb 
unter den Bundesländern bringen und ent­
spräche dem freien Wettbewerb, der in der 
freien Wirtschaft gang und gäbe ist. 

Wir, die ÖVP-Fraktion, geben dieser Geset­
zesänderung, auch wenn sie erst ein geringer 
Teil der geplanten oder vereinbarten Maßnah­
men der Regierungsvereinbarung ist, gerne 
die Zustimmung. - Danke schön. (Allgemei­
ner Beifall.) 18.48 

Vorsitzende: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates -
soweit er dem Einspruchsrecht des Bundesra­
tes un terliegt - k e i n  e n E i n s p r  u c h zu 
erheben. 

Wir haben alle Punkte der Tagesordnung 
behandelt. 

Ich gebe noch bekannt, daß seit der letzten 
beziehungsweise in der heutigen Sitzung ins­
gesamt acht Anfragen, nämlich die Anfragen 
566/J bis 573/J-BR 1987 eingebracht wurden. 

Die n ä c h s t e  Sitzung des Bundesrates 
berufe ich für morgen, Mittwoch, den 8. Juli 
1987,  9 Uhr, ein. 

Die Tagesordnung wurde bereits an alle 
Bundesräte verteilt, sodaß ich im Sinne des 
§ 39 Abs.  1 der Geschäftsordnung von einer 
zusätzlichen Verlautbarung Abstand nehme. 

Wird gegen diese bekanntgegebene Tages­
ordnung ein Einwand erhoben? - Es ist dies 
nicht der Fall. Es bleibt somit bei der vorgese­
henen Tagesordnung. 

Die Sitzung ist g e  s c h I  0 S s e n. 

Schluß der Sitzung: 18 Uhr 49 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 0682 7 
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